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126. Sitzung 

Bonn, den 10. November 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, aus dem Gemeinsa-
men Ausschuß nach § 53 a des Grundgesetzes sind 
zahlreiche Kollegen der CDU/CSU-Fraktion ausge-
schieden, und zwar die Mitglieder Dr. Barzel, Dr. 
Jenninger, Dr. Mertes (Gerolstein), Rawe, Dr. Wör-
ner, Dr. Zimmermann und die Stellvertreter Dr. 
Kohl, Vogel (Ennepetal), Franke, Würzbach, Weis-
kirch (Olpe) und Windelen. 

Die Fraktion der CDU/CSU schlägt vor, als neue 
Mitglieder die Kollegen Müller (Remscheid), Rühe, 
Dr. Schäuble, Dr. Waigel, Weiskirch (Olpe) und Win-
delen und als neue Stellvertreter die Kollegen Er-
hard (Bad Schwalbach), Dr. Langner, Straßmeir, 
Reddemann, Francke (Hamburg) und Petersen zu 
bestimmen. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Damit sind die genannten Ab-
geordneten als neue Mitglieder oder stellvertre-
tende Mitglieder des Gemeinsamen Ausschusses 
bestimmt. 

Nach § 5 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Ge-
meinsamen Ausschusses treten die Stellvertreter in 
der Reihenfolge ein, in der sie von der Fraktion vor-
geschlagen sind. Zur Protokollierung stelle ich fest, 
daß dies unter Einbeziehung der in ihrem Amt ver-
bliebenen Stellvertreter folgende Reihenfolge er-
gibt: Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Langner, Haase 
(Kassel), Dr. Mikat, Dr. Althammer, Dr. Abelein, 
Straßmeir, Reddemann, Francke (Hamburg), Peter-
sen. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Geschäfts-
ordnung eine 

Aktuelle Stunde 

zum Thema „Kohlevorrangpolitik" verlangt. Die Ak-
tuelle Stunde ist fristgerecht entsprechend der 
Nr. 2 b der Richtlinien verlangt worden. 

Interfraktionell wurde vereinbart, die Aktuelle 
Stunde jetzt durchzuführen. Ich eröffne die Aus-
sprache dazu. Das Wort hat der Abgeordnete Wolf-
ram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Diese 
Aktuelle Stunde ist nach Auffassung der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion notwendig, 
weil wir größte Sorge haben, ob die bisher erfolgrei-
che Energiepolitik in diesem Lande fortgesetzt 
wird. Wir befürchten das Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD) 

In den Steinkohlenrevieren an der Ruhr, im 
Aachener Revier, im Saarland hat es mehr als ein 
Jahrzehnt Ruhe und Vertrauen in unsere Energie-
politik gegeben. Die von den Sozialdemokraten kon-
zipierte und durchgesetzte Kohlevorrangpolitik 
war erfolgreich. Sie hat den deutschen Steinkohlen-
bergbau technologisch in eine Spitzenposition ge-
bracht. Die Lagerstätten wurden einheitlich bewirt-
schaftet, enorme Produktivitätssteigerungen waren 
zu verzeichnen, und — was das Wichtigste ist — die 
Bergleute hatten Vertrauen in die Sicherheit ihrer 
Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie nie zuvor erhielt der deutsche Steinkohlenberg-
bau deutschen jugendlichen Nachwuchs. Unsere 
Bergleute und unser Bergbau bewiesen, daß der 
deutsche Steinkohlenbergbau in der Lage ist, sei-
nen optimalen Versorgungsbeitrag zur Sicherung 
der Energieversorgung zu leisten. Unsere Volks-
wirtschaft profitierte davon. Kohle ist heute billiger 
als Öl. Wer hätte das vor Jahren wahrhaben wollen? 
Die Schere zwischen der Importkohle und den deut-
schen Preisen hat sich eine ganze Zeitlang beacht-
lich geschlossen. Sie ist wegen der Dollarparität 
und aus anderen Gründen leider wieder auseinan-
dergegangen. Die Bergbaureviere profitierten von 
der guten Lage des Bergbaus. Die Bergbauzuliefer-
industrie hatte ihre Vorteile, und auch alle anderen 
Bereiche haben davon profitiert. Das war das Er-
gebnis unserer Politik. 

Das alles, meine Damen und Herren, ist heute 
gefährdet. Die neue Bundesregierung aus CDU/ 
CSU und FDP bietet nicht die Gewähr, daß sie die 
Kontinuität unserer bisherigen Kohlepolitik fortzu-
setzen bereit ist. 

(Beckmann [FDP]: Wie kommen Sie dar

-

auf?) 
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Wolfram (Recklinghausen) 
— Das werden Sie gleich hören, Herr Minister, 
wenn Sie mir in Ruhe zuhören. 

(Zurufe) 

— Ich bitte vielmals um Entschuldigung, Herr Mini-
ster. 

Vizepräsident Frau Renger: Fahren Sie bitte fort. 
Die fünf Minuten sind schnell um, Herr Kollege. 

(Abg. Frau Hürland [CDU/CSU] stürzt, 
vom Präsidium kommend, neben dem Red

-

nerpult) 

Fahren Sie bitte fort. Die fünf Minuten sind 
schnell um. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Ich weiß, aber 
es ist ein Akt der Höflichkeit, zu warten. Die Zeit 
wird mir doch wohl zugegeben. 

Meine Damen und Herren, die Ausführungen des 
Herrn Bundeskanzlers Kohl in seiner Regierungs-
erklärung zur Energiepolitik waren mehr als dürf-
tig und unverbindlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Kohle verkündete er in einem einzigen Satz 
eine Binsenwahrheit, nämlich mit seiner Feststel-
lung: Vorrangiger heimischer Energieträger bleibt 
die deutsche Kohle. Das ist doch selbstverständlich. 
Als ob es bei uns einen anderen vorrangigen Ener-
gieträger als die Kohle gäbe. 

Bundeskanzler Kohl hat mit diesem Satz nicht 
die bisherige Kohlevorrangpolitik bestätigt. Das 
konnte er offensichtlich auch nicht; denn der baye-
rische Ministerpräsident Strauß sitzt ihm auch in 
dieser Frage im Nacken. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Im Juli dieses Jahres — hören Sie zu; Originalton 
Strauß — hat Herr Dr. Strauß in einem Schreiben, 
das mir vorliegt, erklärt — ich zitiere mit der Ge-
nehmigung der Frau Präsidentin —: 

daß die Bayerische Staatsregierung es ins-
besondere für unerträglich hält, daß die Bun-
desregierung 

— gemeint war die von Helmut Schmidt  — 

der  Kohle einen deutlichen Vorrang einräumt. 

Und an anderer Stelle führt Herr Strauß wörtlich 
aus — ich zitiere wieder mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin —: 

Die Bayerische Staatsregierung hat deshalb 
die Bundesregierung aufgefordert, durch eine 
Aufgabe der Kohlevorrangpolitik die Hinder-
nisse für einen verstärkten Einsatz der Kern-
energie zum Ersatz fossiler Energieträger zu 
beseitigen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Was gilt nun: Herr Kohl, Herr Lambsdorff oder 
Herr Strauß? 

Im übrigen hat Herr Strauß vor zwei Jahren, 
1980, im Wahlkampf im Ruhrgebiet erklärt, er sei 
schon immer gegen Zechenstillegungen gewesen,  

er habe sich nur nicht gegen Herrn Erhard durch-
setzen können. Sehr bemerkenswert. Wir werden 
ihn daran erinnern, wenn es in die nächste Runde 
geht. Was Herr Strauß von der alten Regierung ge-
fordert hat, setzt er offenbar bei der neuen Regie-
rung Kohl/Genscher/Lambsdorff als selbstver-
ständlich voraus. 

Das verbale Bekenntnis des Herrn Bundesmini-
sters, die neue Bundesregierung halte an der bisher 
festgelegten Kohlepolitik fest, ist falsch und un-
glaubwürdig. Der Minister selbst spricht j a von der 
Anpassung der Förderung an den Absatz. Dabei 
kommt ihm sicherlich die derzeit schwierige Ab-
satzlage zupaß. Aber er läßt außer acht, daß es sehr 
schnell wieder zur nächsten Ölkrise kommen und 
Kohle wieder sehr schnell gefragt sein kann. 

Ich weiß — und das ist das Erschreckende — im 
Bundeswirtschaftsministerium wird die Auffassung 
vertreten, daß wir bis zu 10 Millionen Tonnen Stein-
kohlenkapazität stillegen müßten. Wenn ich etwas 
Falsches sage, können Sie, Herr Bundesminister, 
mich gleich korrigieren. Der Einstieg soll mit der 
Stillegung der Zeche Erin in Castrop-Rauxel ge-
macht werden. Hier wird ein Schwarzer-Peter-Spiel 
getrieben. Ich kann nur sagen: Das ist verwerflich 
und falsch. Diese Bundesregierung schafft nicht die 
Voraussetzungen dafür, daß eine neue Fördersohle 
errichtet wird, daß neue Investitionen erfolgen, daß 
die Förderung zumindest so lange aufrechterhalten 
bleibt, bis die erschlossenen Vorräte abgebaut 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, Ihre Re-
dezeit ist um. Wir müssen uns ganz strikt an die 
fünf Minuten halten. Es tut mir furchtbar leid, aber 
in diesem Fall muß das streng gehandhabt wer-
den. 

Ich bitte, den letzten Satz zu sagen. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Frau Präsiden-
tin, ich hatte gehofft, daß Sie mir wegen des Vor-
gangs eine Minute zusätzlich einräumen. Aber 
dann stelle ich fest: Diese Bundesregierung bietet 
nicht die Gewähr, die Arbeitsplätze im Bergbau zu 
erhalten, sondern sie gefährdet Arbeitsplätze in 
Bergbauregionen und sie gefährdet damit die Si-
cherung der zukünftigen Energieversorgung. Da 
machen wir Sozialdemokraten nicht mit. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Spies von Büllesheim. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Wolfram, es stimmt, daß wir alle 
Sorge um die Kohle haben. Aber die Begründung 
stimmt nicht. Wir müssen um die Kohle nicht etwa 
wegen der neuen Bundesregierung Sorge haben, 
sondern wir müssen Sorge haben wegen der Situa- 
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Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
tion, die die alte Bundesregierung hinterlassen hat. 
Das ist der wahre Tatbestand. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Immer diese Kritik an Graf 
Lambsdorff! — Roth [SPD]: Sie sind ja nett 
zu Lambsdorff! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Herr Kollege Roth, Sie können soviel dazwi-
schenrufen, wie Sie wollen, an diesem Faden beißen 
Sie überhaupt nichts ab. Das ist die Situation. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie sollten den 
Grafen Lambsdorff anvisieren!) 

Ich verstehe den Kollegen Wolfram insbesondere 
deshalb, weil die Zeche Erin, die heute in Frage 
steht und deren Fortbestand gefährdet ist, in sei-
nem Wahlkreis liegt. Herr Kollege Wolfram, ich bin 
selbst in einer Bergarbeitergemeinde aufgewach-
sen. Ich weiß, wie der Bergmann mit seinem Pütt 
verbunden ist: in anderer Weise als das sonst der 
Fall ist, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Jetzt werden Sie 
nicht pathetisch, sondern sagen Sie genau, 

was Sie wollen!) 

weil Gefahr und notwendige Kameradschaft und 
das alles den Bergmann mit seinem Unternehmen, 
mit seinem Pütt besonders zusammenschweißt. Ich 
kann mir auch gar nicht vorstellen, wie es bei mir 
wäre, wenn etwa unsere Zeche, wenn unser Pütt 
von der Schließung bedroht wäre. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das sagen Sie aber 
mal dem Lambsdorff!) 

Ich stimme völlig mit ihm überein. 

Ich glaube, daß diese Aktuelle Stunde, die wir 
heute führen, sicherlich auch damit zusammen-
hängt, daß es, Herr Kollege Wolfram, Ihr Wahlkreis 
ist, in dem diese Zeche gefährdet ist, und daß mit 
dieser Debatte irgendwie auch Ihre energie- und 
kohlepolitische Arbeit gewürdigt wird. 

Ich bedaure Ihre Situation; aber dieses Problem 
Erin ist doch nicht etwa neu. Wir reden von dem 
Problem Erin schon seit langem, und wir wissen, 
daß die Grube Erin leider eine besonders kostenun-
günstige Grube ist. Wir wissen von der steilen Lage-
rung. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das 
stimmt nicht!) 

— Sie sagen, es stimme nicht, Herr Kollege Wolf-
ram. Auch Sie kennen das Schreiben des Bundes-
wirtschaftsministers vom 3. November 1982 an den 
Minister Jochimsen in Nordrhein-Westfalen, das 
bisher unwidersprochen geblieben ist und in dem er 
feststellt, daß Risiken in Höhe von 500 Millionen 
DM darin liegen, wenn diese Grube fortgeführt 
wird. 

(Zurufe von der SPD) 

Einer von Ihnen kann j a gleich dazu Stellung neh-
men. Ich habe bisher von Nordrhein-Westfalen noch 
nichts dagegen gehört. Das ist ein bedauerlicher 
Tatbestand. Aber wir wissen auch, daß der EBV 
gesagt hat, um den Fortbestand des Gesamtunter

-nehmens zu sichern: Wir müssen eine volle Absatz-
garantie haben, und wir müssen eine volle Ertrags-
garantie, Kostengarantie haben. Nur dann können 
wir die Grube Erin fortführen. Das ist die Wahrheit; 
vor dieser Situation stehen wir. 

Herr Kollege Wolfram, wenn Sie hier die falsche 
Flagge aufzupflanzen versuchen: Kaum haben wir 
eine CDU/CSU-geführte Regierung, dann werden 
die ersten Zechen geschlossen — das versuchen Sie 
doch, das haben Sie nicht gesagt, aber das ist doch 
die Flagge, die Sie aufpflanzen —, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist doch nicht 
in Frage zu stellen! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

dann muß man Sie doch an Ihre Kohlepolitik erin-
nern, die Sie für so erfolgreich gehalten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Wolfram und meine Herren von der 
SPD-Fraktion, es war doch die SPD-geführte Bun-
desregierung, die den Kohletitel von 1981 auf 1982 
um 800 Millionen DM gesenkt hat. Es war doch die 
SPD-Regierung, die die Kokskohlenhilfe so gekürzt 
hat, daß ein Selbstbehalt von 14 DM je Tonne gege-
ben war. Wenn wir heute über Selbstbehalt reden, 
dann sind das entweder vier bis sechs DM oder 
sogar null DM je Tonne. Bei Ihnen ist das auf dem 
Stand von 14 DM gewesen. Es war doch unter der 
SPD-Regierung — das wissen Sie genau —, daß der 
deutsche Bergbau als Ergebnis der unglücklichen 
Diskussion über den Schwantag-Preis 500 bis 600 
Millionen DM hat zurückzahlen müssen. Das alles 
ist unter Ihrer Regierung geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Steger 
[SPD]: Du lieber Himmel!) 

Es war doch unter der von der SPD geführten Re-
gierung, daß der Stahlverbrauch so zurückgegan-
gen ist, daß es zu diesem Absatzeinbruch gekom-
men ist. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wer hat Nord

-

rhein-Westfalen verkommen lassen?) 

Sie sollten nicht von einer erfolgreichen Kohlepoli-
tik reden! Ich greife das alles ja nicht an, Herr Wolf-
ram, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das tun Sie wohl!) 

ich zeige nur auf, was unter Ihrer Regierung pas-
siert ist, und das ist doch mit ein Grund dafür, daß 
sich der Kohlebereich, gerade die Kokskohlenze-
chen, heute in einer so schweren Lage befindet. 

Was haben wir zu tun? Was wollen wir fordern? 
Die erste Forderung ist, daß, wenn Erin geschlossen 
werden muß, selbstverständlich das Anpassungs-
geld für die Bergleute weiter gewährt wird. Was 
haben wir kohlepolitisch zu fordern? Wir haben 
kohlepolitisch zu fordern, daß die auslaufende Re-
gelung für die nationale Kohlenreserve — jetzt 
Rückkaufsverpflichtung 1984 — verlängert wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte, zum Schluß 
zu kommen. 



7646 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Ja-
wohl, ich komme zum Schluß. 

Wir haben zu fordern, daß der Selbstbehalt bei 
der Kokskohle nicht in der bisherigen Höhe bleibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte, sofort zum 
Schluß zu kommen, Herr Kollege, es tut mir furcht-
bar leid. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Vie-
len Dank, Frau Präsidentin. 

Der Bergbau braucht sich keine Sorge zu ma-
chen. Die Kohlepolitik der CDU/CSU wird erfolg-
reich sein und die Arbeitsplätze sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Bereits in der letzten 
Sitzungswoche haben wir ausführlich über die Si-
tuation des Stahlmarktes debattiert. Die heutige 
Aktuelle Stunde bezieht sich auf den Bereich der 
Kohle. Beides sind Themen, die in den Kohle- und 
Stahlrevieren unseres Landes sehr aufmerksam 
und sensibel verfolgt werden. 

Mit übler Stimmungsmache, Herr Kollege Wolf-
ram, und mit Unterstellungen ist den Menschen 
dort nicht gedient. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Was wir von Ihnen hier gehört haben, war noch 
nicht einmal eine Wahlkampfrede für den 6. März, 
sondern eher eine Wahlkreisrede zur erneuten No-
minierung in Ihrem Wahlkreis. So kann man mit 
den Menschen dort nicht umgehen. 

(Beifall bei der FDP und bei der  CDU/CSU 
— Dr. Steger [SPD]: Verteidigen Sie mal 

lieber Ihren Wahlkreis!) 

Kohle und Stahl, meine Damen und Herren, das 
ist ein Begriffspaar, das seit Jahrzehnten mit der 
Wirtschaftskraft unseres Landes aufs engste ver-
bunden ist und das auch gleichzeitig eine wechsel-
seitige Abhängigkeit ausdrückt. 

In der Stahldebatte der letzten Woche ist die Not-
wendigkeit der Anpassung der Stahlkapazitäten an 
die Nachfrage mehrfach angesprochen worden. 
Nichts anderes bedeutet jetzt die Bereitstellung von 
40 Millionen DM an Umstrukturierungsmitteln im 
Nachtragshaushalt 1982 für den Eschweiler Berg-
werks-Verein zum vorzeitigen Auslaufen der Förde-
rung des Bergbaubetriebs Erin. Diese Zeche gehört 
eben — und darauf hat der Herr Kollege von Spies 
schon hingewiesen — auf Grund ihrer schwierigen 
geologischen Bedingungen zu den am kostenungün-
stigsten fördernden des Reviers. Das Kernproblem 
liegt in der nahezu völligen Abhängigkeit des Ab-
satzes ihrer Kohle an die Stahlindustrie. 

Die Grundaussage, meine Damen und Herren, 
zur deutschen Kohlepolitik, daß die heimische 
Steinkohle Vorrang in der Energieversorgung ge-

nieße, wurde in der Dritten Fortschreibung des 
Energieprogramms bestätigt und von der neuen 
Koalition der Mitte bekräftigt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Quatsch!) 

Die FDP-Fraktion bekennt sich nachdrücklich zu 
dieser Aussage. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie rük

-

ken davon ab!) 

Der Steinkohlenabsatz hat trotz eines rückläufi-
gen Primärenergieverbrauchs in einigen Absatzbe-
reichen eine erfreuliche Entwicklung zu verzeich-
nen. So nahm in den ersten neun Monaten dieses 
Jahres die Elektrizitätswirtschaft fast 6 % mehr 
Steinkohle ab als im Vorjahreszeitraum. Sie erfüllt 
damit auch ihre Verpflichtungen aus dem Fünf-
zehnjahresvertrag. Die Lieferungen an den inländi-
schen Wärmemarkt haben sich stabilisiert. 

Allein die Entwicklung auf dem Stahlsektor ruft 
die dramatische Entwicklung hervor, der wir uns 
gegenübersehen, sowohl was den Verbrauch im In-
land als auch was den Export betrifft. In den ersten 
neun Monaten dieses Jahres, meine Damen und 
Herren, hat die inländische Stahlindustrie 9,6 % we-
niger Kokskohle als im Vorjahr abgenommen. Die 
Ausfuhr in die anderen EG-Staaten ist sogar um 
32,1 % zurückgegangen. Das ist der Hauptgrund für 
die existentiellen Schwierigkeiten, denen wir uns 
bei Erin gegenübersehen, und nicht eine vermeintli-
che Vernachlässigung der Kohlepolitik durch diese 
Regierung. Das muß man hier einmal klar feststel-
len. 

Nun können konjunkturelle und strukturelle Be-
darfsänderungen der Stahlindustrie nicht der Maß-
stab für eine langfristige Energiepolitik sein, be-
stimmte Förderziele unter allen Umständen durch-
zuhalten. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: So ist es!) 

Insofern wird die von der Bundesregierung ver-
folgte Kohlepolitik durch das vorzeitige Auslaufen 
der kostenungünstigen Förderung von Erin nicht in 
Frage gestellt. Das ist vielmehr ein Beitrag zur Op-
timierung der Förderung des deutschen Steinkoh-
lenbergbaus, da die verfügbaren Haushaltsmittel 
auch im Interesse langfristig sicherer Arbeitsplätze 
im Bergbau auf kostengünstig fördernde Gruben 
konzentriert werden müssen. 

Selbstverständlich sind alle Möglichkeiten ge-
prüft worden, die Grube Erin bis zum Ende der 80er 
Jahre weiter fördern zu lassen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Ernsthaft ge

-

prüft?) 

Aber die hierbei erkennbar gewordenen Risiken 
sind schwer quantifizierbar. Sie könnten zu einer 
weiteren Belastung des öffentlichen Haushalts bis 
1989 in Höhe von 500 Millionen DM führen. Deshalb 
haben sowohl die Treuarbeit als auch der Bundesfi-
nanzminister als auch das Land Nordrhein-Westfa-
len das vorzeitige Auslaufen von Erin entsprechend 
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dem Votum des Unternehmens für unumgänglich 
und die Sonderhilfe für erforderlich gehalten. 

(Reuschenbach [SPD]: Herr Beckmann, Sie 
lügen!) 

— Ich verbitte mir die Unterstellung, Herr Kollege 
Reuschenbach. 

Vizepräsident Frau Renger: Einen Augenblick! Sie 
kriegen einen Ordnungsruf für diese Bemerkung 
„Sie lügen", Herr Abgeordneter Reuschenbach. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Er sagt 
nicht die Wahrheit!) 

Beckmann (FDP): Die Belegschaften und ihre Ver-
tretung, meine Damen und Herren, haben in die-
sem Fall ein hohes Maß an Vernunft gezeigt. Sie 
waren kooperativ und haben sich insbesondere bei 
den Personalanpassungsmaßnahmen außerordent-
lich vernünftig verhalten. 

Die Schwierigkeiten bei Erin sind doch nun wirk-
lich seit langem bekannt. Niemand sollte sie zum 
Anlaß nehmen, die in der Regierungserklärung aus-
gedrückte Kontinuität der Kohlepolitik in Zweifel 
zu ziehen. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Jens. 

Dr. Jens (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich muß zunächst ein-
mal feststellen: Es geht in der heutigen Debatte 
nicht nur um die Zeche Erin, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 
gesagt!) 

sondern es geht um die Kohlepolitik überhaupt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Vorwurf von Herrn Spies von Büllesheim ist mehr 
als unberechtigt, denn bisher war es doch so, daß 
die Kohlepolitik einvernehmlich zwischen allen 
Fraktionen in diesem Hause konzipiert war. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Nichts anderes habe ich gesagt!) 

Sie wurde auch von der kohleproduzierenden Wirt-
schaft einvernehmlich mitgetragen. Wenn einer die 
Weichen auf diesem Felde gestellt hat, dann war es 
vor allem Graf Lambsdorff. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig! — Lenzer [CDU/CSU]: 
Wieso macht denn dann der Herr Wolfram 

so einen Terror?) 

Nein, Herr Spies von Büllesheim, die Weichen wer-
den im Haushalt 1983 von dieser neuen Koalition 
und ihrer Rechtsregierung falsch und in eine neue 
Richtung gestellt. Das ist der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der SPD — Schmitz [Baeswei

-

ler] [CDU/CSU]: Wo denn? Konkret!) 

— Die Kokskohlensubventionen — gucken Sie es 
sich doch in dem neuen Nachtragshaushalt an — 

werden drastisch nach unten geführt. Die Investi-
tionshilfen werden wesentlich stärker gekürzt, als 
es unseren Interessen entspricht. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Nein, das ist nicht richtig! — Schmitz 
[Baesweiler] [CDU/CSU]: Sie haben doch 
den Antrag im Haushaltsausschuß gestellt! 

Das stimmt doch gar nicht!) 

Die Zuschüsse im Einzelplan 09 für Kohleheiz-
kraftwerke und für Fernwärmeausbau werden 
ebenfalls halbiert. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Der er

-

ste Antrag kam von der SPD!) 

Das ist das Entscheidende. Das können wir von der 
Opposition nicht mitmachen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD — Schmitz [Baeswei

-

ler] [CDU/CSU]: Fragen Sie einmal Frau 
Simonis! Sie hat den ersten Antrag ge

-

stellt!) 

Ich will Ihnen ehrlich sagen: Ich kann es sehr gut 
verstehen, daß man staatliche Gelder laufend auf 
ihre Berechtigung hin überprüfen muß. Das ist un-
ser aller Anliegen. Die jetzt im Haushalt konzi-
pierte Politik gegen die Kohle ist aber völlig unak-
zeptabel. Sie ist auch volkswirtschaftlich absolut 
falsch. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim [CDU/CSU]: Sie haben 
1981 und 1982 um 700 Millionen DM ge

-

kürzt!) 

Ich kann auch verstehen, daß z. B. die Bayern oder 
die Schleswig-Holsteiner mit Argusaugen auf die 
Kohlehilfe achten. Sie sind dabei aber leider sehr 
kurzsichtig. Die deutsche Steinkohle ist die einzige 
heimische Energiequelle, die wir in größeren Men-
gen zur Verfügung haben. Die Halden wachsen zur 
Zeit in dramatischem Tempo. Sie sind bisher Gott 
sei Dank immer abgebaut worden, und sie werden 
auch in Zukunft abgebaut. Meine Damen und Her-
ren, wenn wir diese Energiereserven nicht sichern, 
werden uns die Ölscheichs mit Sicherheit bei näch-
ster Gelegenheit das Fell erst richtig über die Oh-
ren ziehen. Deshalb gilt es, die Kohle zu sichern 
und die entsprechenden Hilfen für die Kohle zur 
Verfügung zu stellen, Graf Lambsdorff. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das wollen wir doch 
gemeinsam machen!) 

Deshalb darf es auch nicht zu Zechenstillegungen 
kommen. 

Für mich ist auch dies völlig unverständlich. Kein 
seriöser Unternehmer würde beim heutigen Stand 
der Kenntnisse noch eine Mark z. B. in den Schnel-
len Brüter hineinstecken, weil dieser Reaktor aus 
wirtschaftlichen Gründen keine Zukunft hat. Die 
neue Regierung will aber weitere Milliarden für 
den Bau zur Verfügung stellen und gleichzeitig bei 
der Kohle kürzen. Das ist eine gesamtwirtschaftlich 
unverantwortliche Strategie. 

(Beifall bei der SPD) 



7648 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 

Dr. Jens 
Meine Damen und Herren, da werden ferner 

etwa 10 Millionen t an Kohle — die Gelehrten strei-
ten sich noch — in die Bundesrepublik importiert. 
Gleichzeitig bemüht sich die Ruhrkohle um etwas 
mehr Export ihrer Förderung. Ich fordere die Bun-
desregierung auf, dafür zu sorgen, daß die geplan-
ten Importe gleich ins Ausland gehen. Sie sollte auf 
Importeure und Importkohleverbraucher einwir-
ken, daß diese freiwillig mehr deutsche Ruhrkohle 
verbrauchen. Aber leider zeigt sich an allen Ecken 
und Kanten — nicht nur bei diesem Thema, über 
das wir hier heute diskutieren —: Diese neue Regie-
rung denkt nur an die Interessen der Elektrizitäts-
unternehmen und an die Interessen der deutschen 
Wirtschaft, aber nicht an die Menschen in der Wirt-
schaft. 

(Beifall bei der SPD — Lenzer [CDU/CSU]: 
Es ist wirklich nicht zu fassen!) 

Das ist der grundlegende Fehler Ihrer gesamten 
Politik. Diesen Fehler werden wir in der Öffentlich-
keit immer wieder herausstellen. 

(Beifall bei der SPD — Lenzer [CDU/CSU]: 
Demagogie! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lampersbach. 

Lampersbach (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
freue mich, daß wir heute morgen Gelegenheit ha-
ben, über ein Thema zu sprechen, das gerade von 
Herrn Kollegen Dr. Jens noch einmal als ein Thema 
in Erinnerung gerufen wurde, daß das gesamte 
Haus bisher in Einmütigkeit beschäftigt hat. Ich 
muß jetzt allerdings feststellen, daß hier, von Herrn 
Wolfram initiiert, ein Ton hereingebracht worden 
ist, der mehr als makaber ist. Sie, meine Damen 
und Herren von der SPD, versuchen, nachdem Sie 
die Wirtschaft fast an den Rand des Konkurses ge-
bracht haben, 

(Widerspruch bei der SPD) 

den Konkursverwalter für das verantwortlich zu 
machen, was Sie ihm eingebrockt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Also, das ist doch reine Dem

-

agogie! — Dr. Steger [SPD]: Immer Ihre 
Angriffe gegen den Grafen! Der arme Kerl 
kann sich doch gar nicht mehr wehren, 

wenn Sie ihn angreifen!) 

Wenn hier von Kürzung der Mittel gesprochen 
wird, dann können wir doch nur feststellen, daß Sie 
alles daran gesetzt haben, daß die notwendigen und 
erforderlichen Mittel für eine Sanierung nicht in 
dem Umfang zur Verfügung stehen, wie wir alle das 
sicherlich gerne hätten. 

Herr Kollege Wolfram, am 19. Juli haben Sie über 
die Zeitung eine Meldung verbreitet, wonach 180 
Millionen DM für die Erschließung der siebten 
Sohle bereitstünden, einmütig beschlossen von Ih-

rer Fraktion, obwohl hier nicht ein Pfennig im 
Haushalt ausgewiesen ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Lenzer 
[CDU/CSU]: Auch so kann man Politik ma

-

chen!) 

Ich halte das für einen Taschenspielertrick mit üb-
len Folgen. Er muß natürlich bei den Bergleuten 
den Eindruck erwecken, daß auf ihrem Rücken eine 
Schaukelpolitik betrieben wird, die wir von der 
CDU/CSU und auch unser Koalitionspartner FDP 
nicht gutheißen können. 

(Dr. Steger [SPD]: Sie tun es aber!) 

Herr Dr. Jens, wenn wir feststellen, daß die wirt-
schaftliche Entwicklung, die Sie gerade beklagt ha-
ben, insgesamt dazu führt, daß der Absatz der 
Kohle plötzlich nicht mehr in dem Umfang gewähr-
leistet ist, wie er nach der Förderung eigentlich sein 
müßte, daß hier eine Reihe von Dingen hinzukom-
men, die wir im Jahre 1966 seinerzeit festgestellt 
haben, nämlich plötzlich sehr viel höhere Förderlei-
stungen, geringere Abwesenheit und damit höhere 
Leistung pro Schicht und Mann, dann bedeutet das 
natürlich nicht, daß hier die Politik außerhalb des 
Obligos wäre. Nehmen wir die Zahlen aus der Ge-
samtwirtschaft zusammen, so müssen wir auch hier 
feststellen, daß wir insgesamt einen gewaltigen 
Rückgang haben — sowohl in der Großindustrie, 
die hier mit erheblichen Teilen als Abnehmer auf-
träte, als auch im gesamten mittelständischen Be-
reich, bei dem wir in diesem Jahr die schreckliche 
Zahl von mehr als 12 000 Insolvenzen, Konkursen, 
Ausscheiden von Gewerbebetrieben zu verzeichnen 
haben werden. Das alles ist ja eine Hinterlassen-
schaft — — 

(Dr. Steger [SPD]: Von Lambsdorff!) 

— Ach Gott, wissen Sie, denken muß man natürlich 
können. 

(Dr. Steger [SPD]: Aber er war es doch!) 

Daß Ihnen das Schwierigkeiten bereitet, haben wir 
verschiedentlich festgestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Ich finde das, was Sie sagen, nicht einmal witzig. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Wir auch nicht!) 

Es ist mehr als traurig, aber es entspricht durchaus 
Ihrem gesamten Habitus. 

(Dr. Steger [SPD]: Wir wollen doch nur den 
Wirtschaftsgrafen vor Ihrer Kritik in 

Schutz nehmen!) 

— Ach, Sie sind doch ohnehin bekannt; nicht ein-
mal Ihre Zwischenrufe sind gut — bedauerlicher-
weise. 

Wenn wir hier feststellen, daß wir uns mit einer 
Insolvenzwelle auseinanderzusetzen haben — — 

(Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Reden 
Sie doch von der Kohle!) 

— Herr Wolfram, das ist genau der Punkt. Hier 
beginnt die Tragik für die Kohle. Wir haben nicht 
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mehr die Absatzmöglichkeiten auf Grund der komi-
schen Politik, die Sie in den letzten Jahren betrie-
ben haben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da lachen wirklich 
die Hühner bei dem, was Sie da sagen!) 

Das wissen Sie doch, Herr Zeitler. Lesen Sie einmal 
die alten Protokolle nach, was Dr. Barzel damals 
auf die Regierungserklärung Ihres Traumkanzlers 
Brandt mit den großen Versprechungen gesagt hat, 
was seinerzeit gewesen ist. 

(Dr. Steger [SPD]: In welcher Politik leben 
wir eigentlich?) 

Hier, meine Damen und Herren, stellt sich die 
Frage: Wie kommen wir aus diesem Teufelskreis 
des rückläufigen Absatzes heraus? 

(Dr. Steger [SPD]: Indem Sie noch mehr 
Insolvenzen produzieren!) 

Meine Fraktion ist mit der Regierung einig, 

(Dr. Steger [SPD]: Tatsächlich?) 

daß wir nach einer Stabilisierung der Verhältnisse 
dringend darangehen müssen, das wieder zu instal-
lieren, was notwendig ist, nämlich Absatzwege für 
die heimische Kohle zu schaffen, damit wir die 32 
Millionen Tonnen einschließlich der sogenannten 
nationalen Reserve wieder in den Verkehrsfluß 
bringen können, um damit die Schäden zu heilen, 
die bis jetzt eingetreten sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit ist zu 
Ende, Herr Kollege. Ich bitte, die Rede zu beenden. 

Lampersbach (CDU/CSU): Ich glaube daher, daß 
die im Etat ausgewiesenen Maßnahmen zur Kohle-
veredelung und für weitere Demonstrationsanlagen 
absolut der richtige Weg sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. — Das 
Wort hat der Herr Bundesminister für Wirtschaft, 
Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich muß in der Tat sagen — erlau-
ben Sie mir das bitte sowohl an die Adresse der 
Opposition als auch an die Adresse der CDU/CSU 
zu sagen —: Haben wir uns nicht jahrelang darum 
bemüht, eine gemeinsame Basis gerade für die 
Kohlepolitik zu finden? Haben wir sie nicht gefun-
den? Was soll eigentlich eine so geführte Debatte in 
diesem Stil angesichts der gegebenen Probleme? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Wolfram, ich möchte Ihnen sagen, 
Sie müssen doch der neuen Regierung wenigstens 
Zeit lassen, um neue Fehler zu machen, 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU 
— Zurufe von der SPD) 

wenn Sie sich nicht dem Vorwurf ausgesetzt sehen 
wollen, daß es noch die alten sind. 

Es hat sich an der Energiepolitik, Herr Wolfram, 
meine Damen und Herren, jedenfalls in diesem Be-

reich — es gibt ja noch andere Bereiche der Ener-
giepolitik, die früher kontroverser waren — nichts 
geändert, und es bleibt beim Vorrang der Steinkoh-
le. Die Formulierung „Vorrangiger heimischer 
Energieträger bleibt die deutsche Steinkohle", wie 
sie der Bundeskanzler gewählt hat, ist doch völlig 
zutreffend, ist doch völlig in Ordnung und nimmt 
nichts von dem weg, was bisher gemeinsame 
Grundlage der Energiepolitik in diesem Bereich ge-
wesen ist. Sie können es auch nicht wegnehmen, 
Herr Wolfram, auch wenn Sie es gerne würden. Ich 
kann Ihnen hier für die Bundesregierung nur sa-
gen: Es ist nicht der Fall. 

Wie drückt sich denn der Vorrang der deutschen 
Steinkohle aus? Es nutzt j a nichts, mit Schlagwor-
ten und Formeln zu operieren. Er drückt sich mit 
dem Vertrag zwischen dem deutschen Steinkohle-
bergbau und der Elektrizitätswirtschaft vom April 
1980 aus. Darin und damit ist der Vorrang der deut-
schen Steinkohle bei der Stromversorgung festge-
legt. Oder sind wir darin nicht einig? 

(Wolfram [Recklingshausen] [SPD]: Und 
das Halten der Kapazität?) 

— Dies, Herr Wolfram, haben Sie in der Debatte am 
12. Juni 1980 bei der Verabschiedung des Dritten 
Verstromungsgesetzes ausdrücklich festgestellt. 
Damit verwirklichen wir — damals waren wir noch 
in einer Regierung — das Prinzip „Vorrang der 
Kohle". Nun haben sich zwar die Koalitionen geän-
dert, aber deswegen können sich doch die Sach-
probleme nicht in ihrer Richtigkeit ändern. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie zi

-

tieren mich unvollständig!) 

— Nein, ich zitiere Sie nicht unvollständig. Ich zi-
tiere die dritte Fortschreibung, die wir alle mitein-
ander getragen haben, und zwar alle drei Fraktio-
nen — in diesem Punkte alle drei Fraktionen! 

Meine Damen und Herren, es bleibt aber dabei, 
daß eines nicht zu schaffen ist. Sie können einen 
garantierten Absatz für die deutsche Steinkohle im 
Bereich der Stromversorgung schaffen. Dies ist ge-
schehen. Zu diesem „Jahrhundertvertrag", wie er 
genannt worden ist, stehen wir nach wie vor. Herr 
Jens, es ist schon ein Stück Rücksichtslosigkeit ge-
genüber den EVUs, ihnen vorzuwerfen, sie betrie-
ben nur ihre Interessenpolitik. Der Vertrag geht so 
weit, daß sie die Steinkohle für die Stromversor-
gung sogar abnehmen müssen, wenn sie sie gar 
nicht brauchen können. Selbst das ist in dem Ver-
trag, den wir miteinander durchgesetzt haben, un-
terschrieben worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Was sollen die Publikumsbeschimpfungen von die-
ser Stelle? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Die könnten aber 
doch ein bißchen mehr tun!) 

— Das ist die Frage, ob sie mehr tun könnten. 
Jedenfalls können sie doch eines nicht: Wenn die 
Stahlindustrie auf der Nase liegt und wenn die 
Stahlproduktion auf der Nase liegt, dann ist es 
schon — entschuldigen Sie, Herr Wolfram — eini-
germaßen niederträchtig, zu sagen: „Die schlechte 
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Absatzlage kommt ihnen zupaß". So haben Sie hier 
eben formuliert: „Zupaß". Dies ist eine niederträch-
tige Bemerkung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen, Herr Kollege Wolfram, bin ich sehr ein-
verstanden, wenn Herr Beckmann sagt, daß Sie 
hier mehr eine Wahlkreisversammlung zur Wieder-
aufstellung bestreiten, als daß Sie eine ernsthafte 
Debatte führen. 

(Zurufe der Abg. Wolfram [Recklinghau

-

sen] [SPD] und Urbaniak [SPD]) 

Meine Damen und Herren, wir können doch an 
der Absatzlage von Kokskohle in der Stahlindustrie 
nichts kraft Regierungsukas ändern. Wir konnten 
mit dem Jahrhundertvertrag bei den EVUs etwas 
ändern, aber auch dies doch nur mit der Verstro-
mungsabgabe, mit dem sogenannten Kohlepfennig. 
Jeder, Herr Jens, weiß, daß die Zustimmung der 
revierfernen Länder zum Dritten Verstromungsge-
setz im Bundesrat nicht zuletzt darauf beruht, daß 
man ihnen eine einigermaßen entgegenkommende 
Importkohlenregelung gegeben hat. Wenn Sie die 
Importkohlenregelung in Frage stellen, stellen Sie 
den Jahrhundertvertrag und damit die Verstro-
mungsgrundlage in Frage und erweisen dem deut-
schen Steinkohlebergbau einen Bärendienst. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Aber Graf Lambs

-

dorff, das muß doch nicht sein, was Sie 
sagen!) 

So einfach kann man doch die Zusammenhänge 
nicht auflösen wollen. Der Zusammenhang ist aber 
so, denn Sie brauchen die Zustimmung der Bundes-
länder. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sprechen Sie doch 
mal mit den Ländern, daß die das abän

-

dern!) 

— Aber ich bitte Sie, wir haben doch mit denen 
gesprochen. Sie haben ihre revierfernen Interessen. 
Die revierfernen Interessen heißen: Wir brauchen 
ein Strompreisniveau, mit dem wir leben können, 
wir brauchen ein Strompreisniveau, das zum Teil 
auf Importkohle basiert. Will eigentlich irgend je-
mand von Ihnen hingehen und von heute auf mor-
gen die Importkohleverträge mit der Volksrepublik 
Polen kündigen? Meine Damen und Herren, „Butter 
bei die Fische", die Konsequenzen diskutieren, die 
Sie hier alle nur andeuten! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Nicht von heute auf 

morgen!) 

— Wenn Sie es nicht von heute auf morgen machen, 
dann müssen wir eben darüber reden, daß sich 
Bergbaukapazitäten in der bestehenden schwieri-
gen Absatzlage dieser gegebenen Situation anpas-
sen müssen, und es ist jedermann klar, daß wir um 
Kurzarbeit, um Wochenendblöcke und ähnliche 
Dinge leider nicht herumkommen werden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Also 
keine Zechenstillegungen?) 

— Verehrter Herr Wolfram, die Stillegung der Ze-
che „Erin" ist von der Zeche im Mai beschlossen 
worden! Im Mai haben die Gespräche mit uns ange-
fangen. Wir sind mit der nordrhein-westfälischen 
Regierung darüber einig, daß die Stillegung nicht 
vermeidbar ist. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Hört! Hört! Das ist 
sehr interessant! — Gegenrufe von der 

SPD) 

— Das werden wir j a sehen! Wir haben j a die Ge-
spräche — — 

(Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Im 
Sommer hat Ihr Staatssekretär gesagt, die 
Förderung wird auch in der zweiten Hälfte 

der 80er Jahre aufrechterhalten!) 

— Nein! Wir wissen ganz genau, daß die Zeche 
„Erin" zu 90 % ihrer Förderung Kokskohle fördert, 
die nicht absetzbar ist, die man nicht verkaufen 
kann, daß das Aufrechterhalten und Weiterbetrei-
ben der Zeche „Erin" in den nächsten Jahren bis zu 
500 Millionen DM kosten würde, daß der Vorstand 
von uns eine Absatz- und Erlösgarantie verlangt 
und daß wir uns deswegen darum bemüht haben, in 
Übereinstimmung mit dem Ruhrbergbau, also mit 
der Ruhrkohle Aktiengesellschaft, die Sie ja ken-
nen, und mit dem EBV dafür zu sorgen, daß die 
Belegschaften, die dabei freigesetzt werden, Ar-
beitsplätze finden und nicht ins Leere fallen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: 4 000 
Arbeitsplätze!) 

Aber eine Aufrechterhaltung einer derart kostenun-
günstigen Zeche, die ihre Produkte nicht absetzen 
kann, 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

und eine Gefährdung aller anderen Anlagen beim 
EBV ist wohl auch von Ihnen nicht zu vertreten und 
ist nicht möglich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen noch einmal: Die ersten Gesprä-
che haben im Mai begonnen, und auch die Gesprä-
che mit Nordrhein-Westfalen, mit der IG Bergbau 
und mit dem Unternehmensverband fanden lange 
vor dem Regierungswechsel statt. So schnell ent-
wickeln sich doch solche Sachen nicht; das wissen 
Sie wie ich. 

(Zurufe von der SPD) 

Die letzte Bemerkung an Herrn Jens — ich will 
versuchen, es so kurz wie möglich zu machen, um 
die Debatte nicht zu verlängern —: Sie sagten, der 
Haushalt 1983 stelle die Weichen falsch. Er stellt 
aber die Weichen genauso wie der Entwurf vom 
Sommer, wobei es eine Ausnahme gibt: 160 Millio-
nen DM weniger bei der Kokskohlenbeihilfe. War-
um? Weil die Absatzmengen bei der Kokskohle 
niedriger und damit die Ansprüche niedriger sind 
und weil der Dollarkurs sich anders entwickelt hat; 
und jeder, meine Damen und Herren, weiß, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das begreifen 
die nicht! Das ist zu hoch für sie!) 
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Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff 
daß bei der Kokskohlenbeihilfe immer eine riesige 
Unsicherheit gegeben ist, daß es hier gelegentlich 
Nachbesserungen und Nachtragshaushalte, gele-
gentlich aber auch Ausgabenersparnis gegeben 
hat. 

Der zweite Punkt, Herr Jens, ist, daß die Investi-
tionshilfenkürzung seinerzeit zwischen uns verein-
bart worden ist. — Aha, jetzt wird das zugegeben, 
aber von hier oben wird getönt und behauptet, wir 
würden die Investitionshilfen streichen! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 

doch toll!) 

Meine Damen und Herren, bei der Fernwärme 
und bei den Heizkraftwerken wird der Ansatz ge-
genüber dem Haushalt 1982 um genau 100 % aufge-
stockt. Es ist richtig, daß wir im Sommer im ersten 
Ansatz 200 Millionen DM hatten und daß wir jetzt 
noch 100 Millionen DM haben. Warum? Weil die 
Länder uns haben wissen lassen, daß sie mit einem 
Betrag, der über zusätzliche 50 Millionen DM, also 
insgesamt 100 Millionen DM, hinausgeht, jetzt 
nichts anfangen können. Alle Projekte, die auf der 
Rampe sind, können mit dem jetzigen Ansatz finan-
ziert werden. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe zuversicht-
lich, daß wir diese wichtigen Gespräche — die 
Kohle-Runde steht j a an — in einer anderen Atmo-
sphäre, als sie hier gegeben ist, werden führen kön-
nen. Und ich schöpfe meine Hoffnung daraus, daß 
der Kollege Adolf Schmidt an dieser Debatte heute 
in dieser Form nicht teilnimmt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Zunächst muß ich den 
Versuch zurückweisen, die nordrhein-westfälische 
Landesregierung für Taten und Maßnahmen der 
derzeitigen Bundesregierung in Anspruch zu neh-
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Versuch ist deshalb unzulässig, weil er dar-
auf basiert, einen Brief des Bundeswirtschaftsmini-
sters selbst dafür als Zeugnis, als Wahrheitsbeweis 
in Anspruch zu nehmen; und nicht einmal das, was 
darin steht, ist geeignet, die Landesregierung ins 
Obligo zu nehmen. 

Das, was dort zu Papier gebracht worden ist, lau-
tet: Der Vorstand eines Unternehmens beziffert ein 
Risiko auf 500 Millionen DM. Diese Risiken — so 
Lambsdorff — kann die öffentliche Hand nicht 
übernehmen; hierüber besteht Einvernehmen mit 
dem Minister der Landesregierung. 

Verzeihen Sie, wenn man bezüglich der Größe 
eines Risikos einvernehmlich mit jemandem aus-
einandergeht, kann man ihn ja nicht gleichzeitig 
dafür in Anspruch nehmen, daß in einer bestimm-
ten Situation nicht alternative Konsequenzen gezo-
gen werden. Die Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen wird sich äußern, und sie ist zur Zeit  

nicht für das in Anspruch zu nehmen, was an 
Zechenstillegungen aus den Beschlüssen der der-
zeitigen Bundesregierung folgt. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann den Sozialdemokraten eine ganze 
Menge vorhalten; nur gibt es in dem Punkt kein 
„Grüß Gott", daß sich über die letzten zehn Jahre 
hinweg die beiden anderen Fraktionen eher zö-
gernd, eher bremsend, eher abwehrend verhalten 
haben, wenn es darum ging, der Kohle eine sichere 
Position zu geben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dies ist nach

-

weislich falsch!) 

Selbst wenn sich der Bundeswirtschaftsminister, 
was in Ordnung ist, heute zu früheren gemeinsa-
men Beschlüssen bekennt, so muß doch gesagt wer-
den: Sie sind im Kern fast alle gegen den hinhalten-
den Widerstand des Bundeswirtschaftsministeri-
ums durchgesetzt worden. Wir mußten eher anhei-
zen, Ihnen eher auf die Sprünge helfen, als daß Sie 
in dieser Bewegung, in dieser Energie- und Kohle-
politik die Führenden gewesen wären. 

(Beifall bei der SPD) 

In Wirklichkeit ist es im Augenblick so, daß eis-
kalt und mit schönen Worten vernebelt die Wende 
in der Energie- und Kohlepolitik eingeläutet ist. 
Das ist keine Unterstellung, Herr Minister. Da gibt 
es ja dem guten Satz: An den Taten sollt ihr sie 
erkennen, nicht an den schönen Worten. 

Was im Haushalt 1983 für die Kohle- und Ener-
giepolitik vorgesehen ist, und zwar auf Grund von 
Beschlüssen, die Sie gefaßt haben, ist die klare 
Wende. Es handelt sich erstens um eine klare Strei-
chung in dramatischer Größenordnung bei allen Ti-
teln der Kohlepolitik, 

(Zuruf des Abg. Dr. Freiherr Spies von Bül

-

lesheim [CDU/CSU]) 

zweitens um eine in diesem Zusammenhang unver-
antwortliche Erhöhung der Ausgaben für die fortge-
schrittenen Reaktorlinien. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen ganz genau, daß ich in dem Punkt in 
meiner Fraktion nicht so ganz unumstritten war 
und bin und daß ich mich zusammen mit anderen 
und auch gegen andere in der Enquetekommission 
„Zukünftige Kernenergiepolitik" für die Verant-
wortbarkeit der Inbetriebnahme des Schnellen Brü-
ters eingesetzt habe. Aber ich muß Ihnen sagen: 
Der Punkt ist gekommen, wo diese Solidität einer 
ausgewogenen Kohle- und Kernenergiepolitik über-
strapaziert wird, dann nämlich, wenn in dieses Faß 
ohne Boden 500 Millionen DM neu hineingeschüttet 
werden, während 100 bzw. 150 Millionen DM bei der 
Kokskohlebeihilfe gestrichen werden, was beim 
Eschweiler Bergwerksverein natürlich zu weiteren 
Schwierigkeiten führen muß. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 

CSU]) 
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Reuschenbach 
Was sich hier niederschlägt, ist aus der Sicht der 

neuen Regierung logisch. Die Regierung sagt: Mehr 
Markt, mehr Markt überall, auch bei der Energiepo-
litik! Daraus folgt für sie natürlich völlig logisch, 
daß der Bergbau dem Markt überantwortet wird. 
Dann soll er eben sehen, wie er im Makt zu Rande 
kommt. — Das ist Ihre Logik. Zu dieser sollten Sie 
sich wenigstens bekennen. Sie sollten den Mut ha-
ben, die Konsequenzen aus Ihrer Theorie „mehr 
Markt für die Energiepolitik" zu ziehen. Allerdings 
müssen diese Konsequenzen Sie verantworten. 

(Beifall bei der SPD) 

Jedermann weist natürlich zu Recht darauf hin, 
daß der Absatz zur Zeit nicht so toll ist. Aber wenn 
das ein Grund gewesen wäre, den Bergbau im 
Sturzflug zu Boden gehen zu lassen, dann wäre er 
in der Bundesrepublik schon längst nicht mehr exi-
stent. Diese Kurzsichtigkeit war in Ihrer Politik 
schon einmal Mitte der 60er Jahre vorhanden, als 
Herr Erhard aus dem Ruhrkohlehaus in Essen hin-
auslief und sagte: Meine Herren vom Bergbau, Sie 
werden das alles noch bitter bereuen! — In der Tat, 
da begann eine Phase des Bereuens. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Sozialdemokraten haben Stetigkeit in die Ener-
gie- und Kohlepolitik hineingebracht und nicht 
kurzatmig auf die Tagesabsatzzahlen geschielt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist zu Ende, und zwar sofort. 

Reuschenbach (SPD): Das sollten Sie auch für die 
Zukunft mit uns gemeinsam beherzigen. 

Wir sind bereit zur Zusammenarbeit, wenn es bei 
dem alten Kurs bleibt. Alles spricht aber dafür, daß 
Sie den Kurs in Richtung Sturzflug zu Lasten der 
Steinkohle eingeläutet haben. Aber Sie wagen noch 
nicht, sich dazu zu bekennen. — Danke. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Prangenberg. 

Prangenberg (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Helmut 
Kohl hat in der Regierungserklärung gesagt: Vor-
rangiger heimischer Energieträger bleibt die deut-
sche Steinkohle. 

(Dr. Steger [SPD]: Was heißt das? — Wei- 
tere Zurufe von der SPD) 

Zu diesem klaren Bekenntnis zur Kohlevorrangpo-
litik steht auch die CDU/CSU-Fraktion in diesem 
Hause uneingeschränkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wissen wir um die Schwierigkeiten im deut-
schen Steinkohlebergbau. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Diese Schwierigkeiten gibt es seit gut einem Jahr. 
Dennoch möchte ich Sie gerade daran erinnern, daß 
es die alte Bundesregierung war, die in Erkenntnis 
der zunehmenden Probleme bei der Kokskohlebei

-
hilfe und bei den Investitionsbeihilfen gekürzt hat. 
Herr Kollege Reuschenbach, wo blieb denn da Ihr 
öffentlicher Protest, und wo bleibt denn da der öf-
fentliche Protest der SPD-Fraktion? Auch diese 
Frage müssen wir hier einmal kurz aufwerfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um so mehr — der Bundeswirtschaftsminister 
hat es j a schon gesagt — begrüßen wir es, daß in 
wenigen Tagen Vertreter des Kohlebergbaus, der 
IG Bergbau und Energie und der Kohleländer sich 
an einem Tisch zusammensetzen und über Lö-
sungsmöglichkeiten nachdenken. Dies halten wir 
für sicher sinnvoller, als parlamentarisch, Herr Kol-
lege Wolfram, aus der hohlen Hand allein für Wahl-
kampfzwecke Emotionen anzuheizen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP — Zurufe von der SPD) 

Aber wir sagen auch: Kohlepolitik darf sich lang-
fristig nicht darin erschöpfen, finanzielle Mittel 
ohne irgendwelche Zukunftsperspektiven zur Ver-
fügung zu stellen. Wir müssen festhalten: Die EVUs 
haben ihre Verpflichtungen aus dem Jahrhundert-
vertrag voll erfüllt. Die Importkohle, so wie sich das 
1982 abspielt, beeinträchtigt den Absatz der heimi-
schen Kohle nicht. Wir wissen weiter, daß wir den 
Hüttenvertrag verlängern müssen. 

Diese Kenntnisse erfordern eine realistische Ein-
schätzung des Kohleabsatzes in den 80er Jahren. 
Deshalb müssen wir einmal darüber nachdenken, 
welche Chancen wir der Kohle langfristig im Wär-
memarkt und in der Kombination mit fortschrittli-
chen Technologien geben. 

Hier können sich Chancen eröffnen, 

(Dr. Steger [SPD]: Sehr interessant, Herr 
Prangenberg!) 

allerdings, Herr Kollege Stahl, auch Konflikte. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Dr. Steger 
[SPD]) 

Deshalb bin ich sehr gespannt z. B. darauf, wie sich 
die SPD-Kollegen in Anbetracht der grünen Anbie-
derungsstrategie vor Ort verhalten, wenn es darum 
geht, unserer heimischen Kohle in Zukunft Absatz-
märkte zu sichern. 

(Dr. Steger [SPD]: Halten Sie doch keine 
Büttenrede!) 

Die Beratungen über die TA Luft in wenigen Mona-
ten werden es schon deutlich zeigen. 

Bei aller Kritik — lassen Sie mich das als letztes 
anführen — gab es im Deutschen Bundestag so 
etwas wie eine Gemeinsamkeit des Parlaments in 
den Grundlagen der Kohlepolitik, Herr Kollege 
Jens. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Diese grundlegende Gemeinsamkeit hat sich in den 
70er Jahren durchaus bewährt. Sie jetzt allein aus 
Wahlkampfgründen aufzukündigen, 

(Zurufe von der SPD) 

halten wir für kurzsichtig 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 	7653 

Prangenberg 
(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 

CSU]: Sehr gut!) 

und für letztlich auch nicht im Interesse der Arbeit-
nehmer des deutschen Steinkohlebergbaus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer die Grundlagen einer letztlich gemeinsamen 
Kohlepolitik aufkündigen will und wer meint — 
und dies ist heute leider deutlich geworden —, in 
der Kohlepolitik einen Hebel gegen die neue Bun-
desregierung ansetzen zu müssen, wird der politi-
schen Verantwortung gegenüber dem Steinkohle-
bergbau und den Bergleuten in den Steinkohlere-
vieren nicht gerecht. Darüber sollten Sie einmal in 
Ruhe nachdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Tusch!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wir Sozialdemokraten wissen, 
daß man auf längere Sicht keine Kohle fördern 
kann, um sie auf Halde zu schütten. Wir sind aber 
entschieden dagegen, in die Politik der CDU/CSU 
der 60er Jahre zurückzufallen, als wegen mangeln-
der politischer Intelligenz der damaligen Regierun-
gen Zechenschließungen als Politik angesehen wur-
den. 

(Beifall bei der SPD — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Wer hat Ihnen denn das auf

-

geschrieben?) 

Bloße Bekundungen, die Kohlevorrangpolitik 
fortzuführen, genügen uns nicht. Jüngst war in der 
Presse zu lesen, daß die deutsche Stromwirtschaft 
mit Engpässen in der Stromversorgung um die 
Jahrtausendwende für den Fall droht, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wo haben Sie 
das gefunden? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Sie können mich nicht aus der Ruhe bringen —, 
daß der zügige Ausbau der Kernenergie nicht er-
möglicht wird. 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist eine mehr als eigenartige Aussage, wenn 
man weiß, daß im Aachener Revier ein 750-Mega-
watt-Kraftwerk in Siersdorf, dessen Bau vor ca. 
zwei Jahren ohne einen einzigen Widerspruch ge-
nehmigt wurde, bis heute nicht gebaut werden 
kann, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

weil die deutsche Stromwirtschaft keine Abnahme-
garantie für den dort erzeugten Strom gibt. Dieses 
Kraftwerk würde je nach Auslastung einen Kohle-
verbrauch von dreiviertel bis 1 Million Tonnen im 
Jahr haben. Es würde also rund ein Drittel der Jah-
resförderung der beiden Zechen Sophia Jacoba und 
des Eschweiler Bergwerksvereins sichern. Da der 
Eschweiler Bergwerksverein aber einen Kokskoh-
leanteil von rund 35 bis 40% hat, ist dieses Kraft

-werk beim derzeitigen und weiterem Rückgang des 
Koksverbrauchs für das Aachener Revier lebens-
wichtig. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Offensichtlich vertraut aber die deutsche Strom-
wirtschaft darauf, daß die neue Bundesregierung 
dem Ausbau der Kernenergie so eindeutig den Vor-
rang gibt, daß auf das Steinkohlenkraftwerk ver-
zichtet werden soll. Die fast bedingungslose Zusage, 
die Inbetriebnahme der beiden umstrittenen For-
schungsreaktoren zu ermöglichen, läßt von dieser 
Bundesregierung für den deutschen Steinkohlen-
bergbau Schlimmes fürchten. 

Aber nicht nur für den Steinkohlenbergbau, son-
dern auch für die sehr billige Braunkohle. Denn 
nach einem Bericht der „Westdeutschen Zeitung" 
vom 30. August 1982 erklärte der damalige CDU- 
Vorsitzende und heutige Übergangskanzler Dr. 
Kohl in Krefeld, 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Was heißt hier „Übergang"? — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Lieber Herr, wer hat 
Ihnen das aufgeschrieben? — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

er werde nicht zulassen — jetzt hören Sie zu —, daß 
durch den Braunkohlenabbau die Landschaft ver-
hunzt werde; 

(Dr. Steger [SPD]: Hört! Hört!) 

er werde den Ausbau der Kernenergie betreiben. 
Sie, Herr Dr. Spies, tönen in Erkelenz nicht an-
ders; 

(Beifall bei der SPD — Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim [CDU/CSU]: Das ist auch 

richtig!) 

die hiesigen Zeitungen bekunden das. Das ist eine 
beängstigende, wahrlich beängstigende Aussage für 
unsere Volkswirtschaft. 

Wir sollten durch die Ölschocks der letzten Jahre 
gewarnt sein. Unsere Kohle ist unser einziger nen-
nenswerter Rohstoff. Er muß auch im Interesse 
späterer Generationen verwertet werden. Das Ver-
halten der derzeitigen Regierung birgt eine mehr 
als beängstigende Zukunft für den deutschen Stein-
kohlenbergbau in sich 

(Beifall bei der SPD) 

sowie ein herz- und liebloses Spiel mit den Arbeits-
plätzen und somit mit dem Schicksal Zigtausender 
Kumpels 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sie sind nicht 
ganz gescheit! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

an Rhein, Ruhr, im Aachener Revier und an der 
Saar durch diese Rechtskoalition. 

(Beifall bei der SPD) 

Dadurch werden Pressemeldungen, wonach diese 
Regierung den Rückgang der Kohleförderung von 
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Berschkeit 
derzeit 92 Millionen auf 60 oder gar 56 Millionen 
Tonnen hinnehmen will 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sie haben die 
verkehrte Seite! — Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim [CDU/CSU]: Ach, das ist Un

-

sinn!) 

— doch! — bestätigt. Im Interesse der deutschen 
Volkswirtschaft, aber vor allem auch im Interesse 
der Menschen warnen wir diese Übergangsregie-
rung, auch in der Kohlepolitik eine Wende nach vor-
gestern vorzunehmen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich will noch einmal 
den Versuch machen, daß wir hier trotz bevorste-
hender Wahlkämpfe zur Gemeinsamkeit in der 
Kohlepolitik zurückkommen, 

(Prangenberg [CDU/CSU]: Sehr wahr! — 
Zurufe von der SPD) 

so wie es schon vom Kollegen Prangenberg ange-
sprochen worden ist und wie es auch der Herr Bun-
deswirtschaftsminister angesprochen hat. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Der Prangenberg 
hat doch nur Wind geschoben!) 

Herr Wolfram, Sie haben von dem Vertrauen der 
Bergleute gesprochen. Ich glaube, das ist ein ganz 
wichtiger Gesichtspunkt. Herr Jens, Sie haben die 
gute Zusammenarbeit in der Vergangenheit zwi-
schen den Unternehmen und allen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages hervorgehoben. Auch das 
ist ein ganz wichtiger Gesichtspunkt. Begehen wir 
doch um Himmels willen nicht den Fehler, eben die-
ses Vertrauen zu zerstören, Herr Wolfram, und die 
Zusammenarbeit in dieser Situation aufzukündi-
gen, die nun unbestritten eine schwierige Situation 
ist, weil die Stahlkrise über die Absatzeinbußen bei 
der Kokskohle dorthin durchschlägt. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig! — Zurufe von der 

SPD) 

Ich meine, wir sollten dieses Einvernehmen nicht 
aufgeben. 

Wenn ich höre, daß es Geheimstudien gibt — 
mein  Vorredner hat gesagt, da solle in Kauf genom-
men werden, daß die Produktion bis auf 60 Millio-
nen Tonnen heruntergefahren wird —, und dann 
Versuche, den Spuren nachzugehen, woher denn 
diese Zeitungsmeldungen kommen, auf die man 
sich jetzt beruft, dann stelle ich fest, daß die von 
Ihnen selbst kommen, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

So kann man natürlich Verunsicherung schaffen, 
die von der Sache her nicht geboten ist. 

Herr Jens, Sie haben gemeint, die Bundesregie-
rung sollte bei der Importkohle weitere Restriktio-

nen vornehmen, um von daher Lösungen zu schaf-
fen. 

(Dr. Jens [SPD]: Freiwillig!) 

— Freiwillig, gut. — Aber Sie wissen doch ganz 
genau, daß die Importe in diesem Jahr z. B. sogar 
leicht rückläufig sind. Sie wissen auch, daß Verstro-
mungskohle nicht unbedingt dasselbe ist wie Koks-
kohle. Das heißt, was in dieser Richtung von der 
Sache her vernünftigerweise getan werden kann, 
das wird auch gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Und das bezweifeln 
wir!) 

Herr Reuschenbach, Sie haben sich dagegen ge-
wehrt, daß die Landesregierung Nordrhein-Westfa-
len im Zusammenhang mit der Zeche Erin dafür in 
Anspruch genommen wird, daß im Zweifel nach al-
len Überlegungen betriebswirtschaftlicher Logik 
diese Anlage, so weh uns das tut, über kurz oder 
lang vorzeitig geschlossen werden muß. Nachdem 
Sie das so vehement zurückgewiesen haben, warte 
ich nun gespannt darauf, welche Vorschläge die 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen machen 
wird, ob sie bereit ist, die Absatzgarantien für Erin 
zu geben, ob sie bereit ist, die Selbstbehaltkosten 
bei der Kokskohle für Erin zu übernehmen usw. Ich 
glaube allerdings, daß wir auf solche Angebote der 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen vergeb-
lich warten. Sie wären ja auch im Zweifel von der 
Sache her nicht richtig. 

Herr Reuschenbach, Sie haben dann gesagt, die 
Wende in der Kohlepolitik sei eingeleitet worden. 
Sie leiten das ab aus den 160 Millionen DM Minder-
ansatz bei der Kokskohlebeihilfe und aus dem ge-
ringfügigen Minderansatz bei dem Fernwärmeaus-
bau. 

(Zuruf von der SPD) 

Der Bundeswirtschaftsminister hat Ihnen dazu 
sehr klar und dezidiert gesagt, warum diese Absen-
kungen erfolgt sind, nämlich schlicht und ergrei-
fend deshalb: Wenn weniger Kokskohleabsatz da 
ist, braucht man auch weniger Beihilfen, und wenn 
der Dollarkurs sich ändert, braucht man etwas we-
niger. Nichts anderes ist mit diesem Haushaltsan-
satz gemeint. 

(Zuruf von der SPD) 

Wenn Sie, Herr Reuschenbach, das als „Wende" 
bezeichnen, dann verstehe ich allerdings, warum es 
so schwierig war, daß wir mit Ihnen zusammen eine 
Wende in anderen Politikbereichen erzielen konn-
ten. Wenn es in vielen Politikbereichen eine Wende 
gibt, in der Kohlepolitik werden wir darauf achten, 
daß strikte Kontinuität gewahrt bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Graf 
Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Der Kollege Reuschenbach hat 
gemeint, wir wollten das Land Nordrhein-Westfalen 
in eine Verantwortung nehmen, die so nicht beste- 
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he. Ich sehe, daß das Land Nordrhein-Westfalen auf 
der Bundesratsbank vertreten ist. Ich würde es 
dankbar begrüßen, Herr Haak, wenn Sie Ihre Posi-
tion darlegen würden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Haase [Kassel] [CDU/CSU] zur 

Bundesratsbank: Komm, komm!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Lammert. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hoffe, Sie nehmen mich als 
Übergangsredner bis zu den Ausführungen des 
Bundesratsministers von Nordrhein-Westfalen in 
Kauf. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es ist leider allemal einfacher, in fünfminütigen 
Redebeiträgen Verwirrung und Verunsicherung zu 
erzeugen, als in gleichlangen Beiträgen die Klarheit 
und den Zustand wiederherzustellen, den wir jeden-
falls  vor dieser Debatte hatten, nämlich eine nahezu 
nahtlose Übereinstimmung in der Kohlepolitik 
durch alle Fraktionen dieses Hauses. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, es 
ist natürlich allemal leichter, vollmundige Erklä-
rungen, Zusagen und Ankündigungen zu machen, 
wenn das Risiko gering ist, sie anschließend einlö-
sen zu müssen. Auch das muß an dieser Stelle ge-
sagt werden. 

Ich will die Eckpunkte der Kohlepolitik dieser 
Regierung noch einmal in einigen wenigen Punkten 
zusammenfassen. Erstens. Bundesregierung und 
Koalition halten unverändert an der Kohlepolitik 
fest, die in der Dritten Fortschreibung des Energie-
programms festgelegt worden ist. Die Sorge, die 
Herr Wolfram gleich zu Beginn in diesem Punkt 
ausgedrückt hat, ist schon deswegen vollständig ab-
wegig, weil das Gezeter, Herr Wolfram, um das Zu-
standekommen dieses Energieprogramms doch 
nicht an den Meinungsverschiedenheiten zwischen 
der Regierung und der damaligen Opposition CDU 
gelegen hat, sondern eine weitgehende Überein-
stimmung zwischen der Regierung Schmidt und der 
CDU schon damals bestanden hat, die selbstver-
ständlich auch nach Verabschiedung dieses Pro-
gramms in der neuen Koalition fortdauert. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich sehe, daß der Kollege Wolfram jetzt völlig 
damit ausgelastet ist, den Bundesratsminister von 
der Notwendigkeit eines Beitrags zu überzeugen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Die Lage des Steinkohlebergbaus hat 
sich in der Tat seit Beginn dieses Jahres drama-
tisch verschlechtert. Nur, meine Damen und Herren 
von der Opposition: Es ist natürlich schlichter Un-
fug, so zu tun, als habe diese Verschlechterung der 
Lage etwas mit dem Regierungswechsel zu tun. Sie 
hat ohne Frage etwas zu tun mit den dramatischen 
Einbrüchen im Bereich der Stahlindustrie. Darüber 
brauchen wir hier doch nicht zu streiten. 

Drittens. Die von der alten Regierung zugesagten 
Kohlehilfen werden in der im Energieprogramm 
dargelegten Weise fortgeführt. 

(Dr. Steger [SPD]: Na, na!) 

Viertens. Wenn es überhaupt, Herr Reuschen-
bach, so etwas wie eine Wende in der Kohlepolitik 
gibt, dann hat sie in den Jahren 1981/82 stattgefun-
den, als unter Ihrer Verantwortung 800 Millionen 
DM aus dem Kohletitel des Bundeshaushalts her-
ausgestrichen wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fünftens. Weitere Beschränkungen der Kohleim-
porte sind weder möglich noch notwendig. Sie sind 
deswegen nicht notwendig, weil die Kontingente für 
Importkohle im Augenblick gar nicht ausgenutzt 
werden und weil eine Steigerung der Kohleimporte 
in diesem Jahr gar nicht stattfindet. 

Sie sind aber sechstens überhaupt nicht möglich, 
weil damit zum einen der Jahrhundertvertrag mit 
der Elektrizitätswirtschaft gefährdet würde und 
zum anderen auch die Investitionen von Industrie-
unternehmen obsolet würden, die wegen dieser be-
stehenden Regelung den Verbrauch von 01 durch 
den Verbrauch von Kohle ersetzt haben. Es ist 
schlicht Unfug, nun Effekte zu erzeugen, die die 
mittel- und langfristigen Absatzchancen der deut-
schen Kohleindustrie nicht verbessern, sondern 
weiter verschlechtern würden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Freiherr Spies von Bül

-

lesheim [CDU/CSU]) 

Siebtens. Die deutsche Steinkohle muß in der Tat 
ihre Förderung an die konjunkturellen und insbe-
sondere an die strukturellen Veränderungen anpas-
sen. Den Betroffenen anderes zu erzählen, wäre 
schlicht unredlich. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Bundesregierung kann und wird die in diesem 
Zusammenhang notwendigen Maßnahmen im Rah-
men der bestehenden Regelungen und der haus-
haltspolitischen Grenzen flankieren. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Achtens. Die Bundesregierung — Herr Wolfram, 
es ist Ihnen offensichtlich höchst unangenehm, an 
die Politik erinnert zu werden, die Sie selbst bis vor 
wenigen Monaten in diesem Hause verfolgt haben 
— kann schon deshalb keine Fördergarantien ge-
ben, weil sie auch keine Absatzgarantien geben 
kann. Deshalb hat auch in dem Energieprogramm, 
das Sie hier vorgelegt haben, eine solche Förder-
oder Absatzgarantie nicht gestanden, es sei denn, 
der Bundeswirtschaftsminister hätte einen zusätzli-
chen Bedarf an Kohle, um der Opposition weiteres 
Feuer unter den Stühlen zu machen. 

Neuntens. Wir sind allerdings der Meinung, daß 
im Interesse einer sicheren Energieversorgung die 
wesentliche Erhaltung von Förderkapazitäten statt-
finden muß, weil dies im nationalen Interesse liegt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Was ist 
„wesentlich"?) 
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Zehntens. Der Vorrang für die Kohlepolitik — 

Herr  Wolfram, auch das will ich hinzufügen — darf 
aber nicht ein bequemes Alibi für Entscheidungsun-
fähigkeit im Bereich der Kernenergiepolitik sein. 
Wir halten daran fest, daß im Interesse unserer 
Energieversorgung der Verbund von Kohle und 
Kernkraft aufrechterhalten bleiben muß. Wir wis-
sen, daß wir bei Ihnen und manchen Ihrer Kollegen, 
aber eben nicht bei allen, damit offene Türen ein-
rennen. Nun danken Sie dem Himmel, daß wir end-
lich eine Regierung haben, die das auch machen 
kann, was Sie selber für richtig halten! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Fischer (Homburg). 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist denn der 
Minister?) 

Fischer (Homburg) (SPD): Frau Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Mit ist mitgeteilt wor-
den, daß ich meine fünf Minuten Redezeit nicht voll 
ausschöpfen kann. Deshalb werde ich mich kurz 
fassen. 

Herr Minister, wenn man Sie heute morgen hier 
gehört und Ihr Interview gelesen hat, das in der 
Mittwochsausgabe der in Dortmund erscheinenden 
„Westfälischen Rundschau" steht, kann man einen 
eklatanten Dissens feststellen. Deshalb sollten Sie 
hier vor diesem Hause sagen, was Sie in Wirklich-
keit wollen. 

In dem Interview fordern Sie eine Drosselung der 
Kohleförderung. Sie sagen in dem Interview, daß 
eine Garantie für eine Jahresförderung in Höhe von 
90 Millionen t nicht gegeben werden kann. Sagen 
Sie hier ganz offen: Was wollen Sie überhaupt? Von 
welcher Zahl gehen Sie aus? 

(Beifall bei der SPD) 

Sagen Sie auch, wie Sie sich bezüglich der Import-
kohle verhalten wollen, welche Maßnahmen Sie in 
diesem Zusammenhang treffen wollen. 

Ich rede hier als jemand, der aus einem gebeutel-
ten Land kommt, nämlich aus dem Saarland, in 
dem seit Jahren Monostrukturen von Kohle und 
Stahl herrschen. Eine Situation, die für den Stahl-
bereich eine Krise bedeutet, hat zur logischen Kon-
sequenz, daß natürlich auch bei uns im Bereich der 
Steinkohle eine Krise gegeben ist. 

Der saarländische Bergbau hat kurzfristig drasti-
sche Anpassungsmaßnahmen durchführen müssen, 
nämlich Kürzungen und Verschiebung von Investi-
tionsvorhaben, Einstellungsstopp und Personalab-
bau. Ich habe eine Schätzung des Bundeswirt-
schaftsministeriums von 1980. Damals ging man 
von folgender Zahl aus: inländische Kohlenach

-

frage 108 Millionen Tonnen. Aus heutiger Sicht — 
auch wieder BMWi — geht man davon aus, daß um 
15 Millionen Tonnen heruntergefahren werden 
muß. Die Kürzungen erfolgen danach in folgenden 
Bereichen: 4 Millionen Tonnen auf dem Wärme-
markt — man geht davon aus, daß sich der Olsubsti-
tutionsprozeß verlangsamt —, 3 Millionen Tonnen 
im Stahlbereich und — jetzt kommt es — 8 Millio-

nen Tonnen im Kohleveredelungsbereich. Daran 
wird exakt klar, wo man die Prioritäten setzt. 

Ich möchte hinzufügen: Wer den Ausbau der 
Kernenergie ohne Wenn und Aber fordert, wie Sie, 
meine Kollegen von der CDU/CSU 

(Zuruf von der CDU/CSU): Wer tut das 
denn?) 

— wir haben einen Katalog; ich kann Ihnen diesen 
Katalog zuschicken —, führt einen Krieg gegen die 
Kohle. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Das ist doch Unfug!) 

Und wer gegen die Kohle Krieg führt, führt einen 
Krieg gegen Nordrhein-Westfalen und gegen die 
Saar. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Alles falsch!) 

Als Saarländer sage ich Ihnen: Wir werden uns ge-
gen diejenigen wehren, die gegen Saarländer und 
saarländische Arbeitnehmerinteressen Krieg füh-
ren. Schreiben Sie sich das hinter die Ohren! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Müller (Wadern). 

Mü ller (Wadern) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine verehrten Damen und Herren! Kohle und 
Stahl bilden gerade im Saarland seit Jahrhunder-
ten eine Einheit. Damit sind auch die Probleme bei-
der miteinander verwoben. 

Wir haben in der vergangenen Sitzungswoche 
über die Stahlkrise debattiert. Durch die Be-
schlüsse der Bundesregierung in der vergangenen 
Woche ist ja wohl zunächst einmal das Schlimmste 
für das Unternehmen Arbed Saarstahl GmbH abge-
wendet worden. Dafür will ich mich bei der Bundes-
regierung ausdrücklich bedanken. 

Es ist die schlimmste Krise, die die Stahlindustrie 
an der Saar bisher mitgemacht hat. Die Saarberg-
werke und ihre 25 247 Bergarbeiter haben schon die 
Befürchtung, daß die Krise des Saarstahls auch auf 
den saarländischen Bergbau überspringt. Woran 
das alles liegt, haben wir ja in der vergangenen Sit-
zungswoche in der Stahldebatte ausgeführt. 

An der Saar liegen derzeit neben der nationalen 
Steinkohlenreserve 2,2 Millionen Tonnen Kohle auf 
Halde. Das bedeutet fast eine halbe Milliarde Mark 
Lagerkosten jährlich. Das ist zwar besorgniserre-
gend, aber zur Hoffnungslosigkeit besteht kein An-
laß; denn wir sind zuversichtlich, daß es in der Kon-
tinuität der Kohlepolitik weitergeht. Das gilt insbe-
sondere nach der Regierungserklärung unseres 
Bundeskanzlers. 

(Dr. Steger [SPD]: Sie sind aber ein sonni

-

ger Optimist!) 

— Wir haben allen Anlaß, auch weiterhin optimi-
stisch zu sein. 

Der Bund und das Saarland sind Anteilseigner 
bei den Saarbergwerken. Von 1959 bis 1980 sind ins- 
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gesamt 1 800 Millionen DM seitens des Bundes an 
Kapitalleistungen und Hilfsmaßnahmen geflossen. 
Auf den saarländischen Steinkohlenbergbau sind in 
dieser Zeit 624 Millionen DM an Hilfsmaßnahmen 
und Kapitalleistungen entfallen. Angesichts der 
enormen Belastungen für dieses kleine Bundesland 
wirbt das Saarland um Verständnis auch für die 
gewährten Hilfen im Stahlbereich; denn das wird 
doch jeder zugeben: Die eben aufgezeigte Belastung 
ist überproportional, bezogen auf die Größe dieses 
Bundeslandes. Letztlich ist das aber der Preis für 
eine größere Unabhängigkeit in der Energiewirt-
schaft, den wir alle zahlen müssen. 

So habe ich, meine verehrten Kollegen von der 
SPD, auch persönlich den Eindruck, daß die Mei-
nungsverschiedenheiten, die heute morgen zum 
Ausdruck gekommen sind, im Kern überhaupt gar 
nicht so groß sind. In den Reden, die Sie in den letz-
ten Jahren sowohl im Ausschuß als auch im Ple-
num in Sachen Kohlepolitik gehalten haben, waren 
— wenn ich einmal von den polemischen Tönen 
absehe — so gravierende Unterschiede gar nicht 
festzustellen. 

Herr Kollege Wolfram, Sie haben zu Beginn des 
letzten Jahres einmal hier von diesem Platz aus 
ausgeführt, Sie hätten den Bergbau nicht vor die 
Hunde gehen lassen, sondern Sie hätten dafür ge-
sorgt, daß er eine neue Zukunft vor sich habe. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das haben wir!) 

Man kann doch wohl ernsthafterweise nicht sagen, 
daß wir von der Union etwas anderes gemacht hät-
ten. 

(Dr. Steger [SPD]: Na, denken Sie an die 
Zahlen, die Sie soeben genannt haben!) 

Es gab in all diesen Jahren eine gemeinsame 
Kohlefront, auch zwischen den Landesregierungen, 
sowohl im Saarland als auch in Nordrhein-Westfa-
len, und zwar trotz unterschiedlicher Parteizugehö-
rigkeit. Ich meine, daß wir diese Gemeinsamkeiten 
aufrechterhalten sollten; denn wir brauchen diese 
Gemeinsamkeit auch in der Zukunft, etwa bei der 
Überlegung, wie wir die Mittel des Forschungsmini-
sters so leiten können, daß neue Absatzmöglichkei-
ten für die Kohle gefunden werden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da haben wir doch 
im Saarland ein Vorbild!) 

Wir müssen uns auch gemeinsam Gedanken dar-
über machen, wie es mit der Kohleverflüssigung 
weitergeht. Je nachdem, wie man die Energiepreis-
entwicklung hochrechnet, ist doch bereits eine Wirt-
schaftlichkeitsschwelle für Kohlebenzin im Bereich 
des Möglichen, selbst wenn man die sogenannte 
Hydrierpräferenz nicht ganz in Anspruch nimmt. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Der 
11. 11. ist erst morgen!) 

Hier fließen doch bei den Pilotprojekten die Mittel 
auch unter der neuen Bundesregierung genauso 
weiter, damit wir diese industriepolitisch so wichti-
gen Neuentwicklungen, die wir eines Tages auch 

exportieren wollen, weiter vorantreiben können, um 
dann auch bald Großanlagen bauen zu können. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie sind da nicht 
ganz auf dem laufenden, habe ich den Ein

-

druck!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Bergmann an der Saar, auch der in Ensdorf, mit der 
höchsten Mann-Schicht-Leistung in ganz Europa, 
hat Vertrauen in unsere Politik und auch Vertrauen 
in die Politik der Bundesregierung. 

(Dr. Steger [SPD]: Warten Sie mal ab!) 

Helmut Kohl, unser neuer Bundeskanzler, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Übergangskanz

-

ler!) 

war am letzten Freitag zu einem offiziellen Besuch 
bei der saarländischen Landesregierung, um auch 
die saarländische Landesregierung in ihrer bisheri-
gen Energiepolitik zu unterstützen. Wir haben über-
haupt keinen Anlaß anzunehmen, daß sich an der 
Politik der Bundesregierung etwas ändern wird. 

Der hochmoderne Bergbau, die Bergleute, ein Be-
rufsstand mit großer Tradition, die in schwieriger 
Zeit wirklich mehr als ihre Pflicht getan haben, wie 
viele sich erinnern, sind gesichert. An der Ruhr und 
an der Saar weiß der Bergmann, daß er sich weiter-
hin auf diese Bundesregierung verlassen kann und 
daß er auch eine Zukunft hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU: Zuruf von der 
SPD: Lächerlich! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Damit ist die Aktuelle 
Stunde beendet. Weitere Wortmeldungen von Abge-
ordneten können jetzt nicht mehr zugelassen wer-
den. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Der Herr Minister Haak hatte sich noch zur Aus-
sprache gemeldet; da aber die Aktuelle Stunde zu 
Ende ist, erlaubt es die Geschäftsordnung nicht, daß 
ich jetzt eine neue Debatte einleite. Deswegen bitte 
ich, zur Kenntnis zu nehmen, daß die Aktuelle 
Stunde zu Ende ist. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Welche Fü

-

gung des Himmels!) 

Ich unterbreche die Sitzung bis 11 Uhr. Wir fah-
ren dann fort mit der Einbringung des Haushalts. 

(Unterbrechung von 10.13 bis 11.00 Uhr) 

Präsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung ist 
wieder eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich dem 
Herrn Abgeordneten Hoppe zu seinem 60. Geburts-
tag meine herzlichsten Glückwünsche und die 
Glückwünsche des Hauses aussprechen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auf der 
Diplomatentribüne haben der Präsident der Knes- 
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set des Staates Israel, Herr Menachem Savidor, und 
Mitglieder der Knesset Platz genommen. 

(Beifall) 

Ich habe die Ehre, Sie im Deutschen Bundestag im 
Namen des ganzen Hauses sehr herzlich zu begrü-
ßen. Ihr Besuch gibt uns Gelegenheit, die bestehen-
den engen und freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen dem Staat Israel und der Bundesrepublik 
Deutschland, zwischen der Knesset und dem Deut-
schen Bundestag weiter zu festigen und zu vertie-
fen. Ich wünsche Ihnen einen guten Verlauf dieser 
Gespräche im Deutschen Bundestag und mit der 
Bundesregierung und damit einen erfolgreichen 
und angenehmen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe die Punkte 2 und 3 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung der von der Bundesregierung be-
schlossenen Ergänzung zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundes-
haushaltsplans für das Haushaltsjahr 1983 
(Anlage zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 
1983 — Drucksache 9/1920) 

— Drucksache 9/2050 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung eines Zweiten Nachtrags 
zum Bundeshaushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 1982 (Zweites Nachtragshaushalts-
gesetz 1982) 
— Drucksache 9/2049 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort zur Einbringung hat der Herr Bundes-
minister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mein 
sozialdemokratischer Vorgänger, Bundesminister 
Lahnstein, hat am 15. September 1982, also vor we-
niger als zwei Monaten, einen Etatentwurf für den 
Bundeshaushalt 1983 hier begründet. Er ging für 
das kommende Jahr von einem realen Wirtschafts-
wachstum von 3 % und einer durchschnittlichen Ar-
beitslosenzahl von 1,85 Millionen aus. 

Zu jenem Zeitpunkt war schon bekannt, daß diese 
Daten völlig überholt waren. Auftragseingänge, In-
vestitionen und Industrieproduktion gingen seit 
Monaten deutlich zurück. Die Arbeitslosenzahl war 
damals, saisonbereinigt, bereits auf mehr als 2 Mil-
lionen angestiegen. Die erkennbaren Steuereinnah-
men betrugen gegenüber den Einnahmeschätzun-
gen im Bundeshaushalt 1982 in der Zuwachsrate 
nur noch die Hälfte der der Etatansätze. 

So war es nach dem 1. Oktober die erste und drin-
gendste Aufgabe der neuen Bundesregierung und  

der Koalitionsfraktionen, die erforderlichen haus
-

halts- und finanzpolitischen Entscheidungen her-
beizuführen. In knapp drei Wochen haben wir Be-
schlüsse gefaßt, die durch einen zweiten Nachtrags-
haushalt die ordnungsgemäße Abwicklung des 
Bundeshaushalts 1982 gewährleisten sollen, die den 
Haushaltsentwurf 1983 auf eine neue, realistische 
— das heißt leider: drastisch verschlechterte — 
Grundlage stellen und die durch weitergehende 
Einsparungen wie auch durch steuerpolitische Vor-
schläge den verlorengegangenen Handlungsspiel-
raum in der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
wiedergewinnen sollen. Jetzt hat der Deutsche Bun-
destag zu entscheiden. 

Nach meiner Überzeugung müssen wir aber eines 
klar erkennen: Die Erwartungen und Hoffnungen 
der meisten Bürger richten sich vor allem darauf, 
daß endlich erste, bald wirksam werdende Schritte 
zur Beseitigung der Wirtschaftskrise, zum Abbrem-
sen der schrecklichen Welle der Konkurse und Be-
triebsschließungen und zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit erfolgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diesem Maßstab müssen wir uns alle in diesem 
Hause über die Grenzen der Parteien hinweg stel-
len; das gilt aber auch für die lautstarke Kritik aus 
manchen Verbänden und Gewerkschaften an Ein-
zelelementen unseres Gesamtkonzepts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte deshalb zunächst auf die schweren 
ökonomischen Probleme eingehen. Die jüngsten 
Daten bestätigen die Einschätzung des Bundes-
kanzlers in seiner Regierungserklärung vom 13. Ok-
tober, daß die wirtschaftliche Talfahrt ihren Tief-
punkt noch nicht erreicht hat. Seit dem Sommer 
geht das reale Bruttosozialprodukt zurück. Wir 
müssen nach den Zahlen von Ende Oktober davon 
ausgehen, daß noch in diesem Monat — ohne Sai-
sonbereinigung — die Grenze von 2 Millionen Ar-
beitslosen überschritten wird. Eine Quelle für den 
Anstieg der Arbeitslosigkeit ist mittlerweile die bei-
spiellose Konkurswelle, die fast täglich neue Hiobs-
meldungen bringt. 

Die erneute Verschlechterung der wirtschaftli-
chen Lage nach einer bereits zweijährigen Phase 
der Rezession und Stagnation findet ihren Aus-
druck in den rückläufigen Auftragseingängen der 
letzten Monate. Vor allem aber werden jetzt 
schwerwiegende strukturelle Belastungen der deut-
schen Wirtschaft sichtbar, die sich über längere 
Zeiträume ergeben haben. 

Nationale Fehlentwicklungen und weltweite Kri-
senerscheinungen kommen zusammen. Natürlich 
haben uns die internationale Wachstumsschwäche 
im Gefolge von zwei Ölpreisexplosionen und die 
Veränderung der weltweiten Arbeitsteilung, also 
die zunehmende Konkurrenz aus Entwicklungs-  
und Schwellenländern, einen erheblichen Anpas-
sungsbedarf gebracht. Wer wollte übersehen, daß 
die Ölrechnung der Bundesrepublik Deutschland 
heute achtmal so hoch ist wie 1972, obwohl wir we-
niger Erdöl verbrauchen als damals? Wer darf sich 
darüber wundern, daß die Entwicklungsländer und 
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Schwellenländer mit den Maschinen, die wir ihnen 
geliefert haben, nunmehr Waren herstellen, die un-
seren heimischen Produkten Konkurrenz machen 
und sie wegen der niedrigen Lohnkosten und Lohn-
nebenkosten zum Teil auch verdrängen? 

Dabei möchte ich ausdrücklich betonen: Wir beja

-

hen den internationalen Wettbewerb und nehmen 
die Anpassung an veränderte Rohstoff- und Ener-
giepreise als Herausforderung an, denn nur so kön-
nen die weltweiten Knappheitsprobleme — auch 
die Armut in der Dritten Welt, die Energie-, Roh-
stoff- und Umweltprobleme bei uns — überwunden 
werden. Tatsächlich liegen hier j a auch Chancen für 
wirtschaftliches Wachstum und für Arbeitsplätze, 
die vor allem demjenigen zufallen, der im interna-
tionalen Wettbewerb die Nase vorn hat. 

Eine Ursache für den erneuten konjunkturellen 
Rückschlag seit dem zweiten Quartal 1982 ist sicher 
der Rückgang der Auftragseingänge aus dem Aus-
land. Das kann aber schon deshalb keine befriedi-
gende Antwort nach den Ursachen der gegenwärti-
gen Wachstumsschwäche sein, weil die deutsche 
Exportwirtschaft vom Frühsommer 1981 bis zum 
März dieses Jahres bei den Auftragseingängen Zu-
wachsraten verbuchte, wie sie in der Vergangenheit 
nur in Zeiten einer ausgeprägten Hochkonjunktur 
üblich waren. Die Frage ist aber, warum der Funke, 
wie es früheren Erfahrungen entsprach, nicht auf 
die Binnenkonjunktur übersprang. Die Antwort auf 
diese Frage führt zu den hausgemachten Proble-
men der gegenwärtigen Wirtschaftskrise und damit 
auch zur Verantwortung der früheren Bundesregie-
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wirtschaftliches Wachstum vollzieht sich vor al-
lem in einem Prozeß des Sparens und Investierens. 
Dieser Prozeß ist bei uns seit langem in seinen 
natürlichen Grundlagen erschüttert. 

Meine Damen und Herren, während die Anla-
geinvestitionen in der Bundesrepublik Deutschland 
von 1970 bis 1982 real nur noch um rund 6 % gestie-
gen sind, wuchs der private Verbrauch im gleichen 
Zeitraum um gut 32 %, der öffentliche Verbrauch 
sogar um rund 45 %. Der Anteil der zukunftssi-
chernden Investitionen am realen Bruttosozialpro-
dukt ist entsprechend von über 24 % auf unter 20 % 
gesunken. Das sind gewaltige Einbußen an Arbeits-
plätzen, an Leistungskraft und Wettbewerbsfähig-
keit, die niemand dem Ausland anlasten kann, de-
ren Ursachen wir im eigenen Land zu suchen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Deutsche Bundesbank hat errechnet, daß die 
Eigenkapitalquote der deutschen Unternehmen von 
über 30 % im Jahre 1967 auf rund 21 % Ende 1981 
gesunken ist. Die Folge dieser Entwicklung läßt 
sich vor allem an den dramatischen Unterneh-
menszusammenbrüchen ablesen. Der Substanzver-
lust hat viele Betriebe anfällig gemacht. Was wäh-
rend der guten Konjunktur noch verdeckt werden 
konnte, erweist sich in einer Zeit der Krise als tödli-
che Gefahr für zahlreiche Unternehmen und Ar-
beitsplätze. Gestiegene Investitionsrisiken und zu  

hohe Fremdfinanzierungskosten haben auch bei 
vielen Selbständigen und Managern zu einem be-
tonten Sicherheitsdenken geführt. In letzter Zeit 
wurden manchmal auch Investitionen unterlassen, 
die eine vorausschauende Unternehmenspolitik er-
fordern würde. 

Beanspruchte der Staat in den 60er Jahren im 
Durchschnitt noch weniger als 13 % des gesamtwirt-
schaftlichen Vermögensbildungsgeldes, so liegt 
diese Quote heute bei knapp 40 %. Der Anteil der 
Investitionsausgaben an den öffentlichen Ausgaben 
ging von 24 1 /2 % im Jahre 1970 auf 16 1 / 2  % in die-
sem Jahr zurück. Das heißt, der Staat hat in den 
letzten Jahren immer mehr Sparkapital im Wege 
der Verschuldung konsumtiven Verwendungszwek-
ken zugeführt und die vielbeschworenen öffentli-
chen Investitionen in wichtigen Bereichen vernach-
lässigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die zahlreichen neuen Aufgabengesetze und die 
starke Ausdehnung staatlicher Tätigkeiten wurden 
zunächst von vielen Bürgern verständlicherweise 
als Wohltat empfunden. Aber heute erkennen die 
meisten Menschen, daß wir alle einen zu hohen 
Preis dafür bezahlt haben: Vernachlässigung der 
Zukunftsvorsorge, Erschütterung der finanziellen 
Grundlagen des Staates und der Sozialversiche-
rung, viel zu hohe Verschuldung in wirtschaftlich 
guten Jahren. Das bedeutet zunächst und vor allem: 
Leben auf Kosten der kommenden Generation — 
eine sittlich nicht verantwortbare Praxis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Anteil der Steuern und Sozialabgaben am 
Bruttosozialprodukt ist von 36 1 / 2  % im Jahre 1970 
auf 42 1 /2 % im Jahre 1982 angestiegen. Von jeder 
zusätzlich verdienten Mark müssen die Arbeitneh-
mer heute über 60 Pfennig an Staat und Sozialversi-
cherung abliefern. Das bedeutet nicht nur, daß die 
Arbeitnehmer die vom Staat empfangenen Leistun-
gen in großem Umfang selbst finanzieren müssen, 
es ist mittlerweile auch unbestritten, daß zwischen 
der Abgabenbelastung und der Steuermoral sowie 
den vielfältigen Erscheinungen der Schattenwirt-
schaft ein erkennbarer Zusammenhang besteht. 
Die Betriebe müssen heute zusätzlich zu 100 Mark 
Bruttolohn etwa 76 Mark Lohnnebenkosten tragen. 
Der Arbeitnehmer erhält aber von den 100 Mark 
Bruttolohn im Durchschnitt nur 70 Mark ausge-
zahlt. Das sind knapp 40 % der tatsächlichen Lohn-
kosten der Betriebe. Dies ist, wenn wir die be-
drängte Lage großer Wirtschaftszweige, der Stahl-
industrie, der Schiffbauindustrie und der anderen 
Bereiche, die uns größte Sorge bereiten, sehen, eine 
so starke Schwächung in der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit, daß wir eine Kursänderung ein-
leiten müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Fehlentwicklungen sind übrigens in den 
letzten zwei Jahren seit 1980 gelegentlich auch sehr 
offen von einigen namhaften sozialdemokratischen 
Politikern angesprochen worden. Ich hebe das her-
vor, weil wir mit dem Näherkommen des Termins 
der Bundestagswahl zunehmend schrille Töne der 
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Konfrontation und leider auch des Klassenkampfes 
hören. So hat der langjährige Bundesminister der 
Finanzen, Hans Matthöfer, in seiner Abschiedsrede 
im April dieses Jahres die Frage aufgeworfen, ob 
die Gesamtheit der öffentlichen Ausgaben und die 
Struktur der öffentlichen Einnahmen „unter den 
gegenwärtigen ökonomischen Bedingungen pro-
duktiv genug ist, um die Höhe der Kreditaufnahme 
und ihre Folgelasten für die Zukunft zu rechtferti-
gen". Seine eigene Antwort auf diese Frage ist im 
Kern ein klares Nein, und ich möchte hier seinen 
Kernsatz bzw. seine Kernsätze gerne zitieren. Herr 
Kollege Matthöfer sagte: 

Wenn man es überzeichnet formulieren wollte, 
so könnte man sagen, daß in einer Zeit, in der 
alles vom Vorrang der Zukunftsvorsorge und 
der Schaffung neuer Arbeitsplätze spricht, die 
direkten Steuern und die Sozialabgaben den 
aktiv Beschäftigten und der Wirtschaft immer 
mehr Geld entziehen, um es in einer immer 
höheren Weise in unproduktive Verwendungen 
zu lenken. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ich kann diese Beurteilung nur voll im Zusammen-
hang meiner eigenen Gedanken unterstreichen. 

Es lohnt sich übrigens, aus dieser bemerkenswer-
ten Rede hier noch einen weiteren Satz zu verle-
sen: 

Eine weithin noch zuwenig beachtete, aber ge-
rade in unserer gegenwärtigen Lage vielleicht 
fatale Folge von Sozialsystemen, die immer 
mehr Menschen erfassen, ist, daß sie vielleicht 
diese Menschen davon abhalten, ihre eigenen 
Kräfte so zur Entfaltung zu bringen, wie es 
ihnen eigentlich möglich wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der frühere Bundeskanzler Helmut Schmidt hat 
diese Probleme und diesen Zielkonflikt übrigens 
am 30. Juni 1982 in einer Auseinandersetzung vor 
der SPD-Bundestagsfraktion noch härter angespro-
chen. Er sagte nach der veröffentlichten Nieder-
schrift zu seinen Genossen wörtlich: 

Einige haben bemängelt, daß in diesem Paket 
nicht genug getan werde zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Ich sage denen: dies ist leider 
wahr. Wer mehr tun will, muß in die Geld- und 
Sozialleistungen tiefer hineinschneiden, als es 
in dem Kompromißpaket von mir vorgeschla-
gen worden ist. 

Von den beiden theoretischen Möglichkeiten 

— so erklärte Schmidt — 

scheitert die eine, es nämlich durch höhere 
Kreditaufnahme zu finanzieren, an mir. Ich 
könnte das nicht verantworten. Die zweite 
Möglichkeit scheitert an Euch: Denn wer mehr 
für die beschäftigungswirksamen Ausgaben 
des Staates tun will, muß noch viel tiefer als 
hier vorgeschlagen in die Sozialleistungen rein-
schneiden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Schließlich, meine Damen und Herren: Ralf Dah-
rendorf, 1969 ja einer der geistigen und politischen 
Wegbereiter der alten Koalition, hat im vergange-
nen Jahr bemerkt: 

Wir haben die absurde Situation, daß, was im-
mer passiert, ob Naturkatastrophen oder per-
sönliche Tragödien, die Menschen glauben, daß 
die Regierung etwas tun müsse. Diese Form 
der Überlastung führt mit Notwendigkeit zur 
Enttäuschung bei denen, die vom Staate erwar-
ten, daß er seine Probleme löst, und diese Ent-
täuschung schlägt sich nieder in einem Wider-
stand gegen den maximalen Staat... Diese Ent-
wicklung stellt 

— so sagte Dahrendorf — 

die  Regierbarkeit zunehmend in Frage. 

Meine Damen und Herren, ich erwarte schon, daß 
unsere lautstarken Kritiker aus der Opposition in 
Zukunft nicht an diesen Urteilen über Folgen ihrer 
eigenen Politik und damit ihrer Hinterlassenschaft 
vorbeigehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Einige wichtige Folgerungen aus dieser Analyse 
sind: Die Gesundung der Wirtschaft, die Sanierung 
der öffentlichen Finanzen und der sozialen Siche-
rungssysteme, die Lösung der Arbeitsmarktproble-
me können nur in einer großen, über Jahre wirksa-
men Gemeinschaftsleistung erreicht werden. Pa-
tentrezepte gibt es nicht, und manche Einzelschritte 
werden in einer offenen demokratischen Gesell-
schaft immer kontrovers bleiben. 

Aber unbestreitbar ist, daß eine Umverteilung 
zugunsten der Arbeitsplätze schaffenden und si-
chernden Investitionen zu den vordringlichsten 
Aufgaben gehört. „Umverteilung" war ja ein Schlüs-
selwort in vielen ideologischen politischen und so-
zialen Auseinandersetzungen der letzten 13 Jahre! 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir wollen mit einer neuen Politik jene Umvertei-
lung beenden, die aus immer mehr berufstätigen 
Mitbürgern Arbeitslose gemacht hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die uns zur größten Pleitewelle der Nachkriegszeit 
führte und die Hoffnungen ebenso wie Illusionen 
der vergangenen Jahre bei vielen in Pessimismus 
und Zukunftsangst umschlagen ließ. Dies und nicht 
die in törichten Reden unterstellte sogenannte Um-
verteilung von unten nach oben 

(Zuruf von der SPD: Doch, doch!) 

ist unser Ziel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir sagen unseren 
Mitbürgern offen, daß dieses Ziel harte Arbeit und 
zunächst auch manche Einschränkungen erfordert. 

(Zuruf von der SPD: Also doch Umvertei

-

lung!) 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit setzt voraus, 
daß mehr Produktivkräfte für investive Zwecke 
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freigesetzt werden. Seit zwei Jahren schon gehen ja 
die Realeinkommen der meisten Menschen ebenso 
zurück wie bis jetzt auch die privaten Investitionen. 
Durch bessere Rahmenbedingungen für die Be-
triebe und für das Ergebnis der beruflichen Lei-
stung der Arbeitnehmer müssen wir zunächst die 
Trendwende bei den Investitionen erreichen. Dann 
werden bald wieder eine Stabilisierung der Realein-
kommen und, was noch wichtiger ist, die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze für heute Erwerbslose und für 
die geburtenstarken jungen Jahrgänge möglich 
sein. Wer jetzt jede Entscheidung zur Gesundung 
der Wirtschaft und zur Verbesserung der Arbeits-
marktsituation nur an einer kurzfristigen Vertei-
lungsgerechtigkeit auf Mark und Pfennig hin mes-
sen will, wird das gemeinsame entscheidende Ziel 
völlig verfehlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es genügt auch nicht, in Festreden die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit als sozialpolitische Auf-
gabe Nummer eins zu bezeichnen. Man muß auch 
bereit sein, in eigenen Ansprüchen zurückzustek-
ken und diese große Aufgabe vorbehaltlos anzuer-
kennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zu dem Thema Investitionen gibt es ja auch man-
che kritische Betrachtung. Jeder weiß, daß be-
stimmte Rationalisierungsinvestitionen kurzfristig 
auch Arbeitsplätze kosten; das ist wahr. Aber durch 
den erwähnten massiven Kostenanstieg der letzten 
zwölf Jahre hat sich der Rationalisierungsdruck 
weiter verschärft. Um langfristig wettbewerbsfähig 
zu bleiben und einen Verlust von noch mehr Ar-
beitsplätzen zu vermeiden, müssen Betriebe ratio-
nalisieren. Nur mit einem modernen, kostengünsti-
gen Stand der Produktionstechnik können wir die 
Voraussetzungen für mehr Erweiterungsinvestitio-
nen und mehr Betriebsgründungen als Schlüssel 
für die schrittweise Lösung der Arbeitsmarktpro-
bleme schaffen. Es ist für uns alle, meine Damen 
und Herren, notwendig, diese Wechselwirkungen 
bewußter zu machen, statt die Folgen des techni-
schen Fortschritts, wie es manche tun, mit Anwand-
lungen eines neuen Kulturpessimismus nur noch zu 
dämonisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schließlich muß der Strukturwandel als Wachs-
tumschance erkannt und genutzt werden. Unent-
behrlich hierfür sind Schaffensfreude, Phantasie 
und Tüchtigkeit der berufstätigen Menschen. Aber 
den erhofften Erfolg für den einzelnen und die Ge-
meinschaft werden sie nur bringen, wenn Lei-
stungsvermögen, Anpassungsfähigkeit und schöpfe-
rische Kraft wieder allgemein als bewegende Ele-
mente Sozialer Marktwirtschaft anerkannt wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die heute als sogenannte Alternativen angebote-
nen Lösungen sind kein wirklicher Ausweg, son-
dern oft nur Fluchtbewegungen, weil sie lediglich 
Alternativen für subventionierte Minderheiten bil-
den. Für unsere Industriegesellschaft gibt es weder  

ein Zurück zu vergangenen Lebens- und Arbeitsfor-
men, noch hat es nach den Erfahrungen der 70er 
Jahre Sinn, Wirtschaft und Gesellschaft noch stär-
ker als bisher verplanen und lenken zu wollen. 

Diese Überlegungen, meine Damen und Herren, 
sind bestimmende Gesichtspunkte auch für die 
Neugestaltung des Bundeshaushalts 1983 und die 
Begleitgesetze. Die Bestandsaufnahme hat hier 
zweierlei ergeben: 

Erstens. Im Bundeshaushalt ist in den letzten 
Jahren ein gewaltiges und auf Dauer untragbares 
strukturelles Defizit entstanden. Zwischen dem nur 
unzureichend gebremsten Wachstum der konsumti-
ven Ausgaben und den Einnahmen hat sich schon 
in besseren Jahren eine besorgniserregende Schere 
aufgetan, die nur noch über rasch ansteigende 
Nettokreditaufnahme mit all ihren schädlichen Fol-
gen für die Zinsentwicklung und die Investitionsfä-
higkeit der Wirtschaft überbrückt werden konnte. 

Zweitens. Die frühere Bundesregierung hat die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung seit Jahren im-
mer wieder zu optimistisch eingeschätzt. 

(Zuruf von der SPD: Graf Lambsdorff!) 

Zu den Folgen gehört ein erschreckendes Auseinan-
derkiaffen von Ansprüchen an den Staat und staat-
lichem Leistungsvermögen. Zweifellos wurden nach 
1980 — nach der Bundestagswahl — mit dem Sub-
ventionsabbaugesetz, dem Zweiten Haushaltsstruk-
turgesetz und einigen Beschlüssen zum Haushalts-
entwurf 1983 erste Konsolidierungsbeiträge gelei-
stet. Aber die Ergebnisse blieben, wie die aktuellen 
Zahlen deutlich machen, unzureichend. 

Wie drückend die immer stärker gewordene Zins-
last für den Bundeshaushalt in den letzten zwölf 
Jahren geworden ist, zeigt sich an folgendem Ver-
gleich. 1970 hatte der Bund an Zinsen für seine Kre-
dite so viel zu zahlen wie die Ausgaben für Entwick-
lungshilfe: 2,3 Milliarden DM. 1980 hatte der Bund 
an Zinsen so viel zu leisten wie die Ausgaben für 
Entwicklungshilfe, Wohnungsbau, Bildung und Wis-
senschaft zusammen: 14 Milliarden DM. 

(Zurufe von der SPD) 

1983 muß der Bund an Zinsen so viel zahlen wie die 
Ausgaben für Entwicklungshilfe, Wohnungsbau, 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 
sowie Wirtschaft zusammen: 28 Milliarden DM. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Jeder wird doch heute zugeben, daß dies so nicht 
weitergehen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Zunächst mußten wir allerdings für 1982 einen 
zweiten Nachtragshaushalt vorlegen, damit die ge-
setzlichen und vertraglichen Leistungen des Bun-
des überhaupt noch in diesem Jahr wenigstens 
durch Kredit bezahlt werden können. Nach der 
neuesten Steuerschätzung fehlen uns 1982 4,4 Mil-
liarden DM bei den Steuern. — Mir scheint das, was 
ich hier als Erblast vortrage, gerade aus der Sicht 
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eines besonders verantwortlichen sozialdemokrati-
schen Abgeordneten kein Anlaß zur Erheiterung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu kommt der Wegfall der sogenannten Kin-
dergeldmilliarde, die eine Ausgleichszahlung an 
den Bund darstellte für die mittlerweile rückgängig 
gemachte Erhöhung der Kindergeldsätze aus dem 
Jahre 1981. 

Mehrausgaben ergeben sich bei der Arbeitslosen-
hilfe und vor allem der Finanzierung der beiden 
Kernreaktoren in Kalkar und Schmehausen. Hier 
hatte sich unter der vorigen Bundesregierung — 
genauer gesagt: unter den verantwortlichen Bun-
desforschungsministern — die Praxis herausgebil-
det, durch Banken Bewilligungsbescheide für die 
kommenden Jahre vorfinanzieren zu lassen und so 
die Begleichung fälliger Rechnungen trotz fehlen-
der Baransätze im Haushalt zu ermöglichen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dieses unmögliche Verfahren kann selbstverständ-
lich nicht fortgesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb haben wir zur ordnungsgemäßen Abwick-
lung fälliger Verpflichtungen des Bundes in den 
Entwurf des zweiten Nachtragshaushalts 600 Mil-
lionen DM für die Reaktorfinanzierung einsetzen 
müssen. 

Es wird notwendig sein — ich sage das im Einver-
nehmen mit Herrn Kollegen Riesenhuber —, bis 
zum Frühjahr mit der Industrie über einen erhöh-
ten Beitrag zu verhandeln und dann eine Grund-
satzentscheidung zu treffen. Aus heutiger Sicht er-
gibt sich allein für diese beiden Vorhaben eine in 
der Finanzplanung nicht gedeckte Lücke in den 
nächsten Jahren von rund zwei Milliarden DM. Das 
ist eine der vielen schweren Hypotheken für die 
Zukunft, die wir von unseren Vorgängern übernom-
men haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [SPD]) 

— Man soll es sich mit Zwischenrufen nicht so 
leichtmachen, vor allem nicht bei Entscheidungen, 
die von Ihren eigenen verantwortlichen Kollegen 
nicht getroffen wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erwähne nur ergänzend: Auch im Bereich der 
Entwicklungspolitik zeichnet sich auf Grund fehler-
hafter Planungen im Bereich der finanziellen Zu-
sammenarbeit jetzt über den Finanzplan der alten 
Regierung hinaus ein Mehrbedarf in Höhe von 
2,3 Milliarden DM für die kommenden zehn Jahre 
ab. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Bundesminister Lahnstein hat seinen Haushalts-
entwurf und Finanzplan vor acht Wochen als stock-
solide bezeichnet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Diese beiden Beispiele — ich könnte die Liste 
verlängern — begründen, weshalb ich dieses Urteil  

nach der Prüfung der Hinterlassenschaft nicht 
übernehmen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Die Ausgaben des Bundes erhöhen sich so für 
1982 insgesamt um 640 Millionen DM auf 246,6 Mil-
liarden DM. Die Nettokreditaufnahme 1982 steigt 
damit um 6 Milliarden DM auf fast 40 Milliarden 
DM. Jeder weiß, daß sich diese Mehrbelastungen 60 
Tage vor Ende des Jahres nicht mehr durch weitere 
Sparbemühungen ausgleichen ließen. Die Mitarbei-
ter des Finanzministeriums hatten und haben ohne-
hin die schwierige Aufgabe, die globale Minderaus-
gabe für dieses Jahr von 600 Millionen DM noch zu 
erwirtschaften. 

Für 1983 legt die Bundesregierung der Form nach 
eine Ergänzungsvorlage zum Haushaltsentwurf der 
früheren Bundesregierung vor. Lieber wäre mir 
eine völlige Neufassung des Etats gewesen. Aber 
das ließ sich aus Zeitgründen nicht verwirklichen. 
Dennoch hat die ungewöhnliche und pragmatische 
Form durchaus auch ihre Vorzüge: Sie dokumen-
tiert die politische Mitverantwortung der Opposi-
tion für die Haushaltsteile, die wir bewußt über-
nommen haben oder unter dem Zwang des Kalen-
ders und der Probleme übernehmen mußten, und 
wir haben einiges übernommen, was nicht unseren 
eigenen Vorstellungen entspricht. Weshalb soll man 
das hier nicht offen einräumen? 

(Zuruf des Abg. Dr. Linde [SPD]) 

— Überrascht Sie das wirklich, Herr Linde? Ange-
sichts der hier vorgetragenen Zahlen und Termine, 
die wir hatten, kann es Sie nicht überraschen. — 

(Dr. Linde [SPD]: Mich überrascht nur die 
Begründung, Herr Stoltenberg!) 

Wichtiger als die Form aber ist der Inhalt der vorge-
legten Beratungsunterlagen. 

Der neue Bundeshaushalt für 1983 muß — und da 
liegt schon eine Begründung — gegenüber dem er-
wähnten Entwurf der Regierung Schmidt von 
10,4 Milliarden DM weniger Steuereinnahmen und 
nach geltendem Recht zunächst von fast 8 Milliar-
den DM erhöhten Ausgaben für Arbeitslose ausge-
hen. Wir unterstellen damit für 1983 im Jahres-
durchschnitt — nicht im Jahresverlauf — „Null-
wachstum" und eine durchschnittliche Arbeitslo-
senzahl von 2,35 Millionen. 

Wie dramatisch übrigens die Lage ist, zeigt ein 
weiterer kurzer Zahlenvergleich: Der auf viel zu op-
timistischen Annahmen aufgebaute Entwurf unse-
rer Vorgänger 

(Zurufe von der SPD: Lambsdorff!) 

sah für 1983 ein Wachstum der gesamten Bundes-
ausgaben von 4,5 Milliarden DM und in diesem 
Rahmen eine Zunahme allein der Zinslasten von 
4,8 Milliarden DM vor. Es fehlte also, wie diese bei-
den Eckdaten deutlich machen, jeder Spielraum für 
eine konkrete, gestaltende Politik zur Belebung der 
Wirtschaft und zur Eindämmung der Arbeitslosig-
keit. 
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So waren uns, meine Damen und Herren, nach 

dem Neubeginn am 1. Oktober finanzpolitisch drei 
vorrangige Aufgaben gestellt: 

Erstens. Einnahmen und Ausgaben müssen den 
neuen, verschlechterten Bedingungen angepaßt 
werden. Dabei ist eine erhebliche Erhöhung der 
Nettoverschuldung für 1983 über die im Sommer 
geplanten 28,5 Milliarden DM hinaus unvermeidbar 
geworden. 

Zweitens. Durch weitere Einsparungen von mehr 
als 5,6 Milliarden DM gilt es, sowohl Raum für 
zusätzliche investive Maßnahmen zu schaffen als 
auch die überhöhte Neuverschuldung in vorüberge-
hend noch gerade vertretbaren Grenzen zu halten. 

Drittens. Durch die erwähnten Kürzungen und 
zusätzliche Einnahmen sollen Sofortprogramme für 
die Förderung des Wohnungsbaus und die Entla-
stung der gewerblichen Wirtschaft ermöglicht wer-
den. 

Die neuen Annahmen für den Bundeshaushalt 
1983 kann man sicher nicht als betont optimistisch 
bezeichnen. Der Sachverständigenrat erwartet im 
Jahresdurchschnitt etwas niedrigere Erwerbslosen

-

zahlen und ein leichtes Wachstum. Es bleibt natür-
lich eine gewisse Bandbreite der Unsicherheit, der 
Ungewißheit in beiden Richtungen. So würden 
100 000 Arbeitslose weniger die Haushaltssituation 
des Bundes um 1,4 Milliarden DM verbessern — 
das wünschen wir uns alle, natürlich nicht nur aus 
fiskalischen Gründen — und eine niedrigere Kre-
ditaufnahme ermöglichen, 100 000 mehr aber zu 
entsprechenden Mehrbelastungen führen. 

Wir haben bei den neuen Eckdaten des Haushalts 
bereits die Entlastung durch noch vom Kabinett 
Schmidt im Bundestag eingebrachte Begleitgesetze 
einbezogen. Es ging bei diesen Vorlagen, wie Sie 
wissen, um Ausgabenkürzungen und Steuer- und 
Abgabenerhöhungen von mehr als 8 Milliarden 
DM. 

Nicht übernommen haben wir die geplante Ver-
schlechterung der steuerlichen Regelungen für Be-
triebspensionen — auch im Interesse der Arbeit-
nehmer, die hier Rechtssicherheit brauchen —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und nicht übernommen haben wir die sogenannte 
„Kappung beim Ehegatten-Splitting". Das Bundes-
verfassungsgericht hat jetzt in einer stark beachte-
ten Entscheidung unsere Haltung zu dem letzten 
Punkt grundsätzlich bestätigt. Ich komme auf die-
ses Urteil noch zurück. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber selbst nach Übernahme der meisten Punkte 
der früheren Bundesregierung, der Veranschlagung 
des voraussichtlichen Bundesbankgewinns von 
11 Milliarden DM auf der Einnahmenseite und den 
erwähnten Kürzungen von 5,62 Milliarden DM 
bleibt eine Nettokreditaufnahme von 41,5 Milliar-
den DM leider unabweisbar. Ohne eine Verabschie-
dung des neugefaßten Begleitgesetzes zur Wieder-
belebung der Wirtschaft und Beschäftigung und zur 
Entlastung des Bundeshaushalts würde die Neuver-

schuldung auf 55 Milliarden DM im nächsten Jahr 
ansteigen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Schwarz 
[CDU/CSU]: Das ist die Bilanz!) 

Das neue Gesetz verbindet die Beschlüsse der Bun-
desregierung mit den genannten wesentlichen 
Punkten der Begleitgesetze der vorigen Koalition. 

An diesen Zahlen wird ganz deutlich, daß wir uns 
mit den jetzt erreichten Einsparungen nicht zufrie-
dengeben können. In der neuen Wahlperiode müs-
sen weitere Sparbeschlüsse folgen, um das immer 
noch weit überhöhte strukturelle Defizit stärker zu-
rückzuführen. 

Jetzt geht es um folgende Maßnahmen. Zunächst 
wird der Bundeshaushalt vor allem in folgenden 
Bereichen entlastet. Die Direktsubventionen wer-
den um 500 Millionen DM gekürzt. Im öffentlichen 
Dienst sind Einsparungen in Höhe von 750 Millio-
nen durch eine Begrenzung des Besoldungsanstiegs 
1983 und durch Einschränkungen bei der Beihilfe 
vorgesehen. 

Die Kindergeldsätze werden für Höherverdie-
nende mit zwei oder mehr Kindern vermindert. Die 
Kürzungen greifen aber erst mit einem jährlichen 
Nettoeinkommen von über 42 000 DM, was in etwa 
einem Bruttoeinkommen von 62 000 DM jährlich 
entspricht. Wir unterscheiden uns in dieser sozialen 
Komponente, meine Damen und Herren der SPD, 
von Ihrer Praxis. Sie haben das Kindergeld bei der 
Witwe mit 800 DM Einkommen genauso gekürzt 
wie bei dem vielzitierten „Besserverdienenden". 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir führen hier — natürlich auch mit gewissen Pro-
blemen für die Verwaltung — bewußt ein soziales 
Element ein, das Sie haben vermissen lassen. Ich 
sage das auch einigen der großen Redner auf den 
Marktplätzen, 

(Zurufe von der CDU/CSU und Zurufe von 
der SPD) 

die diese Entscheidung immer noch nicht richtig 
verstanden haben. Das Erstkindergeld bleibt in sei-
ner jetzigen Höhe für alle erhalten. Diese Maß-
nahme bringt für den Bundeshaushalt eine Entla-
stung von 980 Millionen DM. 

Weitere wesentliche Einsparungen von zusam-
men 260 Millionen DM ergeben sich aus den beab-
sichtigten Änderungen beim BAföG und beim 
Wohngeld. Diese Maßnahmen werden erst 1984 voll 
wirksam und bewirken dann Minderausgaben von 
insgesamt 750 Milionen DM. 

Im Haushaltsverfahren werden über 1,1 Milliar-
den DM an Einsparungen erzielt. Davon entfallen 
450 Millionen DM auf eine Globalkürzung konsum-
tiver Ausgaben auf Grund einer haushaltsgesetzlich 
zu verankernden Vorschrift. 

Die Zuschüsse an die Nürnberger Bundesanstalt 
sind um 1,9 Milliarden DM gekürzt worden. Dabei 
wird der Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit vor 
allem in den folgenden Punkten entlastet. Die Lei-
stungen der Arbeitslosenversicherung an die Versi- 
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cherten werden mehr als bisher nach der Dauer der 
Beitragsleistung gestaffelt. Die Fördersätze für 
Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation werden 
im nächsten Jahr von bisher 90 bzw. 75 % auf 80 
bzw. 70 °A) herabgesetzt. Die Beiträge der Bundesan-
stalt für Arbeit für ihre Leistungsempfänger an die 
Rentenversicherung werden vom 1. Januar näch-
sten Jahres an nur noch nach der Höhe der Lohner-
satzleistung entrichtet. Der Rahmen von Fortbil-
dungsmaßnahmen wird eingegrenzt. Die Förder-
sätze für Deutschunterricht für Aussiedler, für 
Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge werden 
neu bemessen. 

Der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung wird 
zum 1. Januar 1983 um 0,1 % stärker angehoben, als 
von der früheren Bundesregierung vorgesehen war. 
Dieser nicht leichte Schritt war im Zusammenhang 
mit der drastischen Verschlechterung der Finanz-
lage sowohl der Bundesanstalt als auch der Renten-
versicherung erforderlich. Demgegenüber — hier 
gibt es einen Zusammenhang — wird der Bundes-
zuschuß an die Rentenversicherung nur um 0,9 Mil-
liarden DM statt um 1,3 Milliarden DM, die von der 
letzten Bundesregierung beschlossen waren, ge-
kürzt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Die Verschiebung der Rentenanpassung um ein 
halbes Jahr wirkt sich auch in anderen Soziallei-
stungsbereichen aus, so bei der Altershilfe für 
Landwirte, der gesetzlichen Unfallversicherung, der 
Kriegsopferversorgung und beim Lastenausgleich. 

Ebenso tritt die von der früheren Bundesregie-
rung vorgesehene Beteiligung der Rentner an den 
Kosten ihrer Krankenversicherung ein halbes Jahr 
später in Kraft. Die 1981 bereits gesetzlich beschlos-
sene Beitragsanhebung zur Rentenversicherung 
auf 18,5 % zum 1. Januar 1984 soll auf den 1. Septem-
ber 1983 vorgezogen werden. 

Schließlich zahlt die Rentenversicherung im 
nächsten Jahr 1,2 Milliarden DM weniger an die 
Krankenversicherung im Vorgriff auf eine beab-
sichtigte Neuregelung ab 1984. Damit ist ein Bela-
stungsausgleich unter den Krankenkassen nicht 
mehr erforderlich — eine sehr bedeutsame ord-
nungs- und grundsatzpolitische Weichenstellung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, insgesamt wird die 
Finanzlage der Rentenversicherungsträger durch 
die vorgesehenen Maßnahmen um 2,6 Milliarden 
DM im Jahre 1983 gegenüber der alten Beschluß-
lage verbessert, so daß ihre Liquidität trotz der ver-
schlechterten Wirtschaftslage gesichert bleibt. Hier-
auf sollen sich auch in Zukunft die Rentner verlas-
sen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zur Entlastung der Krankenversicherung hatte 
bereits die frühere Bundesregierung ein Bündel 
von Maßnahmen vorgesehen, das in einigen Punk-
ten modifiziert, ergänzt und erweitert wird. 

Meine Damen und Herren, die Vielzahl dieser 
komplizierten Einzelschritte war notwendig, um die 
Leistungsfähigkeit der sozialen Sicherung auch in  

schwierigen Zeiten zu gewährleisten, um stärkere 
Elemente der zumutbaren Eigenbeteiligung und der 
Selbstverantwortung einzuführen sowie systema-
tische Strukturverbesserungen wie die stärkere Be-
rücksichtigung von Lohnersatzzeiten in ersten 
Schritten zu verwirklichen. Die Sozialausgaben 
bleiben nach wie vor der größte Ausgabenblock im 
Bundeshaushalt. 

Wir bejahen die Verantwortung des Bundesge-
setzgebers für den Gesamtstaat. So sind unsere 
Vorschläge darauf angelegt, auch die Haushalte der 
anderen Gebietskörperschaften zu entlasten. Insge-
samt gesehen führt der Entwurf allein auf der Aus-
gabenseite 1983 zu Verbesserungen der Haushalte 
von Ländern und Gemeinden von über 3 Milliarden 
DM. 

Hinzu kommen die bereits erwähnte Entschei-
dung des Bundes, auf die Kindergeldmilliarde ab 
1982 zu verzichten, und das Angebot, ab 1983 den 
Ländern fast 1 Milliarde DM im Bereich der Mehr-
wertsteuerverteilung zu übertragen. Wir erwarten, 
daß dieser wichtige Beitrag des Bundes die Talfahrt 
der öffentlichen Investitionen bei Ländern und Ge-
meinden abbremsen hilft und ihnen die Möglichkeit 
gibt, ihre Investitionsquote wieder zu erhöhen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein besonderer Schwerpunkt unseres Sofortpro-
gramms zur Wiederbelebung der Wirtschaft und zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist der Woh-
nungsbau. 1983 und 1984 wollen wir das Aufkom-
men der Investitionshilfeabgabe in Höhe von 
2,5 Milliarden DM für zusätzliche Förderungsvorha-
ben in diesem wichtigen Schlüsselbereich einset-
zen. 2 Milliarden DM sollen dem sozialen Woh-
nungsbau zufließen, 500 Millionen DM einem Pro-
gramm zur Bauzwischenfinanzierung. Diese Vorha-
ben werden insbesondere der Schaffung neuen 
selbstgenutzten Wohnraums und dem Mietwoh-
nungsbau in Ballungsgebieten dienen. Darüber hin-
aus wird die steuerliche Förderung des Wohnungs-
baus durch einen für die Dauer von drei Jahren gel-
tenden, um 10 000 DM erweiterten Schuldzinsenab-
zug für selbstgenutzte Häuser und Eigentumswoh-
nungen verbessert. Wir erwarten von diesen Pro-
grammen im Baubereich nachhaltige Wirkungen 
auch für andere Wirtschaftszweige und ihre Ar-
beitsplätze. 

Den Kritikern möchte ich sagen, daß wir in einer 
Zeit der raschen ökonomischen Talfahrt schnell 
wirksame Gegenmaßnahmen in einem Schlüsselbe-
reich der Wirtschaft benötigen. Natürlich kann der 
jetzige Umfang der Förderung nur befristet gelten. 
Aber wir erhoffen uns von ihm einen kräftigen und 
breiten Impuls. 

Das ist auch die Begründung für die von man-
chen — aus recht verschiedenen, teilweise gegen-
sätzlichen Positionen — in Frage gestellte Investi-
tionshilfeabgabe gewesen. Wir haben uns auf einen 
Solidarbeitrag verständigt, den es unter der alten 
sozialdemokratisch geführten Bundesregierung in 
dieser Form überhaupt nicht gab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Das sollten alle bedenken, die jetzt, von welcher 
Position aus auch immer, immer noch mehr for-
dern. 

Dauerhafte Entlastungen sind bei der Gewerbe-
steuer vorgesehen; für 1983 im Umfang von 1,5 Mil-
liarden DM, für 1984 von 1,7 bis 1,8 Milliarden DM. 
Der Ausgleich für die Gemeinden erfolgt über eine 
Neugestaltung der Gewerbesteuerumlage. 1983 
fließt den Kommunen sogar fast eine halbe Mil-
liarde DM mehr auf Grund dieser Regelung zu, als 
ihnen an Gewerbesteuer ausfällt. Später saldiert 
sich dieser Betrag. 

Weitere wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen 
von besonderer Bedeutung sind: Für die Über-
nahme gefährdeter Unternehmen wird ein steuerli-
cher Anreiz für die mittelständische Wirtschaft ge-
schaffen, um Produktionsstätten und Arbeitsplätze 
zu erhalten. Für die Eigenkapitalhilfen zur Förde-
rung der Gründung selbständiger Existenzen wer-
den die Mittel aufgestockt und die Bedingungen der 
Inanspruchnahme erweitert; ferner werden die Be-
ratungshilfen für Mitbürger verbessert, die Existen-
zen schaffen wollen. 

Diese verschiedenen Sofortmaßnahmen im Inter-
esse von Wirtschaft und Beschäftigung sind die ein-
zige Begründung für die Erhöhung der Mehrwert-
steuer um einen Punkt zum 1. Juli 1983. Im Gegen-
satz zu verschiedenen Initiativen der Regierung 
Schmidt zur Erhöhung dieser Steuer wollen wir das 
Mehraufkommen zeitgleich und dauerhaft den Bür-
gern und Betrieben zurückgeben. 

Wir verstärken auch im Verantwortungsbereich 
des Bundes die öffentlichen Investitionen. So wer-
den 1983 500 Millionen DM zusätzlich für die gro-
ßen Gemeinschaftsaufgaben eingesetzt: im Hoch-
schulbau, wo die vorige Bundesregierung den Län-
dern in den nächsten Jahren fast eine Milliarde DM 
für vereinbarte Vorhaben schuldig geblieben wäre; 
bei der regionalen Wirtschaftsförderung; für Agrar-
struktur, Küstenschutz, Stadterneuerung und Kran-
kenhausneubau. Besonders hervorzuheben ist 
schließlich die Entscheidung des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen, die Mittel für 
die Breitbandverkabelung bereits 1983 von 400 Mil-
lionen DM auf 1 Milliarde DM aufzustocken. Priva-
ten Investoren wird Zusammenarbeit für einen wei-
tergehenden Netzausbau angeboten. Damit soll ein 
zentraler Bereich künftigen Wachstums, starker In-
novation endlich von politischen und administrati-
ven Blockaden befreit werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Und der Filz unter

-

stützt werden!) 

Der Haushalt 1983 sieht mit 253,8 Milliarden DM 
einen Ausgabenzuwachs von jetzt 2,9 % vor. Nach 
dem Entwurf der alten Bundesregierung wären die 
Ausgaben um 1,8 % gestiegen. Dies und die Höhe 
des Finanzierungsdefizits lassen den Vorwurf des 
„Kaputtsparens" völlig ins Leere gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Er sollte vor allem von jenen nicht mehr gebraucht 
werden, die in der Opposition noch ein Stück auf 
ihre eigene öffentliche finanzpolitische Reputation 

achten; denn die Gesamtheit der von der neuen 
Bundesregierung vorgeschlagenen Maßnahmen 
zielt darauf ab, einen überzeugenden ersten Beitrag 
zum Abbau des strukturellen Defizits zu leisten, die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrageentwicklung zu 
stützen und die Voraussetzungen für eine wirt-
schaftliche Wende zu verbessern. 

Meine Damen und Herren, ich habe als einen 
zentralen Punkt unserer mittelfristigen Politik be-
reits die Rückführung der Finanzierungsdefizite 
hervorgehoben. Sie kann auf Dauer nur erreicht 
werden, wenn es gelingt, die Struktur der Ausgaben 
und Einnahmen so zu verändern, daß sich wieder 
eine natürliche Wachstumsdynamik der Gesamt-
wirtschaft entfalten kann. So kann das Dringlich-
keitsprogramm zum Bundeshaushalt 1983 nur ein 
Zwischenschritt und eine erste Weichenstellung für 
die Neuordnung der Staatsfinanzen sein. Die Bun-
desregierung wird ihre Vorstellungen in Verbin-
dung mit dem Haushaltsentwurf 1984 und dem 
neuen Finanzplan, der dann bis 1987 gilt, im einzel-
nen darstellen. In der Kürze der Zeit war es, wie 
jeder begreifen wird, nicht möglich, jetzt einen 
neuen Finanzplan vorzulegen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [SPD]) 

— Es war nicht möglich, Herr Ehmke. In 17 Tagen 
haben wir dies alles erarbeitet, was ich Ihnen hier 
vortrage. Ich will zu der Arbeitsleistung auch der 
beteiligten Beamten hier kein weiteres Wort als das 
eines wirklichen Dankes für das sagen, was hier 
getan wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Für die weiteren Entscheidungen gelten die fol-
genden Grundsätze: 

Erstens. Der Ausgaberahmen muß mittelfristig 
für den Bundeshaushalt deutlich unter dem Anstieg 
des nominalen Bruttosozialprodukts liegen. 

Zweitens. Vorrangig sind zukunftsweisende, zu-
kunftswirksame Ausgaben mit beschäftigungs- und 
investionsfördernden Effekten. Einschränken müs-
sen wir dagegen die konsumtive, ausschließlich die 
Gegenwart begünstigende Mittelverwendung, auch 
durch weitere gesetzliche Eingriffe. 

Drittens. Hierzu gehört auch eine investitions- 
und leistungsfördernde Ausgestaltung der Steuer-
politik. Die vorrangigen Ansatzpunkte hierfür sind: 
die Verbesserung der Möglichkeiten zur Eigenkapi-
talbildung in den Betrieben und der Abbau der lei-
stungshemmenden Wirkung des Zusammentreffens 
von Geldentwertung und Progression bei der Lohn- 
und Einkommensteuer. 

Viertens. Die stärkere Einbeziehung der Situa-
tion der Länder, der Gemeinden und der Sozialver-
sicherungsträger in die finanzpolitischen Entschei-
dungen des Bundes. Ich habe die ersten Schritte in 
diesem Zusammenhang für 1983 bereits erläutern 
können. 

Besonders hervorzuheben ist: Die Lösung der ge-
nannten Steuerstrukturprobleme kann nur in ei-
nem zeitlichen Stufenplan erfolgen. Für die erste 
Stufe haben wir vor allem mit den zum 1. Januar 
1983 wirksam werdenden Steuererleichterungen 
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für die gewerbliche Wirtschaft, der vorgezogenen 
Entlastung beim Wohnungsbau und der Erhöhung 
der Mehrwertsteuer zum 1. Juli 1983 konkrete Vor-
schläge gemacht. In der zweiten Stufe wollen wir 
mit Wirkung vom 1. Januar 1984 weitere Entlastun-
gen für die gewerbliche Wirtschaft ermöglichen und 
die Rahmenbedingungen für die Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer deutlich verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die notwendige Neugestaltung des Lohn- und Ein-
kommensteuertarifs kann in einer dritten Stufe 
dann beschlossen werden, wenn wesentliche Fort-
schritte bei der Gesundung der öffentlichen Finan-
zen erzielt sind. 

Lassen Sie mich noch in dieser mittelfristigen 
Perspektive einige kurze Bemerkungen zu großen 
Ausgabenblöcken machen. Ein vorrangiges Ziel un-
serer Politik muß es sein, die finanzielle Stabilität 
und die Leistungsfähigkeit unserer sozialen Siche-
rung auch dauerhaft, über das nächste Jahr hinaus 
zu gewährleisten. Unbestritten ist die Notwendig-
keit, dieses System an die veränderten Wachstums-
erwartungen anzupassen. Dazu gehören allerdings 
auch eine Stärkung des Kostenbewußtseins und der 
zumutbaren Eigenverantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Insbesondere, meine Damen und Herren, müssen 
wir alle in Zukunft aber mehr Phantasie, mehr 
schöpferische Kraft entwickeln, freiwillige soziale 
Initiativen von Bürgern zu wecken, zu fördern und 
zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies entspricht auch unserem Grundverständnis, 
daß der Mensch aufgefordert ist, in verantworteter 
Freiheit sein Leben zu gestalten. 

Mit der Entscheidung, den Krankenversiche-
rungsbeitrag der Rentner 1984 auf 3 % und 1985 auf 
5 % anzuheben, ist bereits jetzt ein wichtiger Bei-
trag zur mittelfristigen Festigung der Rentenversi-
cherung geleistet. Weitere Schritte für die Renten-
versicherung können sich als notwendig erweisen. 

Nach der jetzt vorgesehenen Umwandlung des 
Kinderbetreuungsbetrages in einen allgemeinen 
Kinderfreibetrag von 432 DM wollen wir in der 
nächsten Wahlperiode des Ehegatten-Splitting in 
ein Familien-Splitting umwandeln. Das schon er-
wähnte Urteil des Bundesverfassungsgerichts stellt 
fest, daß die seit Jahren geltende Besteuerung be-
rufstätiger alleinstehender Personen mit Kindern 
nicht verfassungsgemäß ist. Die wirtschaftliche Be-
lastung durch die Unterhaltsverpflichtung gegen-
über den Kindern wird bei diesem Personenkreis 
danach steuerlich nicht angemessen berücksichtigt. 
Seine weiterführenden Bemerkungen beziehen na-
türlich auch die Familien insgesamt in diese Frage 
mit ein. Wir werden die steuerpolitischen Folgerun-
gen aus diesem Urteil sofort und sehr sorgfältig 
prüfen. Der Gesetzgeber ist verpflichtet, bis Ende 
1984 eine Regelung zu treffen, die den Grundsätzen 
des Urteils entspricht. 

Ich möchte die Kollegen der SPD-Fraktion noch 
einmal ausdrücklich auf diese Entscheidung des  

höchsten Gerichtes hinweisen. Ihre mir zunächst 
aus der Presse bekanntgewordenen Überlegungen, 
für ein Investitionsprogramm den Kinderbetreu-
ungsbetrag ersatzlos abzuschaffen und an der Kap-
pung des Ehegatten-Splittings festzuhalten, könn-
ten Sie sehr leicht auf einen Kollisionskurs mit die-
sem neuesten Urteil des höchsten deutschen Ge-
richtes bringen. 

(Zuruf des Abg. Westphal [SPD]) 

— Ich bitte, das noch einmal sehr genau zu prüfen, 
Herr Kollege Westphal, bevor Sie sich endgültig 
dazu äußern. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Westphal [SPD]) 

— Nein, das ist nach dem Urteil der Ihnen doch gut 
vertrauten, hervorragenden Beamten der Bundes-
regierung nicht zu befürchten. 

Zu den mittelfristigen Entscheidungen im Be-
reich der Investitionen möchte ich folgendes beto-
nen. 

Der Strukturwandel muß in erster Linie von den 
privaten Investitionen getragen werden. Aber ein 
hoher, in wichtigen Einzelbereichen verstärkter 
Beitrag der öffentlichen Investitionen behält auch 
in Zukunft seine Bedeutung. Manche großen Aufga-
ben, wie z. B. der Schulbau in den Ländern und 
Gemeinden, sind praktisch abgeschlossen; in ande-
ren Bereichen, wie bei den Umweltschutzinvestitio-
nen und in der Kommunikationstechnik, müssen 
wir in den nächsten Jahren im öffentlichen Gesamt-
haushalt noch erheblich mehr Mittel mobilisieren. 

Die Bundesregierung wird die Subventionen 
auch in den kommenden Jahren weiter mit dem 
Ziel des Abbaus überprüfen. Sie sieht darin mehr 
eine ordnungspolitische als eine haushaltspoliti-
sche Aufgabe. Der Grundsatz der Degressivität und 
zeitlichen Befristung von Subventionen sollte wie-
der stärker Beachtung finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Andererseits muß man offen sagen — auch ich 
habe das gelernt —, daß Subventionsabbau in der 
Zeit der Wirtschaftskrise und dramatisch zuneh-
mender Firmenzusammenbrüche ein besonders 
schweres Geschäft ist. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Für 1983 haben wir zunächst weitere 500 Millio-
nen DM in diesem Bereich gekürzt, und wir werden 
auf diesem Wege weiter vorangehen. 

Auf der anderen Seite haben wir aber auch einige 
Subventionen bewußt verstärkt. Das gilt besonders 
für die genannten Gemeinschaftsaufgaben, für das 
erwähnte Existenzgründungsprogramm, für den so-
zialen Wohnungsbau, also Bereiche, die wir jetzt 
stärken müssen, wenn wir mehr Beschäftigung wol-
len. 

Meine Damen und Herren, unverändert stellt 
sich auch die Aufgabe, den Anteil der Personalko-
sten im öffentlichen Gesamthaushalt schrittweise 
wieder zu verringern. Dabei sehen wir den Zusam-
menhang zwischen Aufgabenüberprüfung und Ver- 
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waltungsvereinfachung einerseits und Einsparun-
gen bei Planstellen andererseits sehr wohl. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Neue 
Staatssekretäre!) 

Unsere Mitarbeiter im öffentlichen Dienst erwarten 
zu Recht die Anerkennung ihrer Arbeit für den 
Staat und die Gemeinschaft, auch in grundlegenden 
Besoldungsregelungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts der gegenwärtigen Wirtschaftskrise und 
steigender Erwerbslosigkeit erwarten aber viele 
Mitbürger auch von ihnen und ihren Verbänden, 
daß sie bei sicheren Arbeitsplätzen ihre aktuellen 
Einkommensansprüche mit betonter Zurückhal-
tung formulieren. Wir werden ja im Frühjahr auf 
dieses Thema zurückkommen. 

Ich möchte schließlich den engen Zusammen-
hang zwischen der Finanzpolitik und der Geld- und 
Kreditpolitik für die Lösung der uns gestellten gro-
ßen Aufgaben besonders hervorheben. Mit der 
jüngsten Senkung des Diskont- und Lombardsat-
zes um 1 % hat die Bundesbank ihren Kurs bekräf-
tigt, den vorhandenen Spielraum für geldpolitische 
Entscheidungen auszuschöpfen. Dies ist nicht nur 
für die Betriebe, sondern auch für die verfügbaren 
Einkommen von Millionen Bürgern von großer Be-
deutung. Die Entwicklung des Diskont- und Lom-
bardsatzes ist keine abstrakte Entwicklung, die an 
den Menschen vorbeigeht. So haben Sachverstän-
dige des Finanzministeriums errechnet, daß ein ty-
pischer Bauherr, der in den letzten Jahren ein Fa-
milienheim für 350 000 DM erstellen ließ, durch den 
Rückgang der Hypothekenzinsen eine Verbesse-
rung seines monatlich verfügbaren Familienein-
kommens um rund 200 DM erfährt. 

Wir erkennen den stetigen und beharrlichen 
Kurs der Bundesbank an. Sie hat damit nach innen 
und außen deutlich gemacht, daß die Deutsche 
Mark auch in Zukunft nicht zu den labilen, den wei-
chen Währungen gehören soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein weiterer Rückgang unseres Zinsniveaus ist 
sehr wünschenswert. Zinssenkungen müssen je-
doch auch im nationalen Bereich verdient werden, 
z. B. durch eine strengere Ausgabendisziplin des 
Staates und eine Kostenentwicklung, die zur Wett-
bewerbsfestigung der Betriebe beiträgt. Genau dies 
ist, wie ich im einzelnen begründen konnte, Ziel 
unserer Finanzpolitik und übrigens auch ein we-
sentliches Element unserer einkommens- und ver-
mögenspolitischen Empfehlungen und Absichten. 

In diesem Jahr haben Finanzkrisen wichtiger 
Länder der Dritten Welt sowie des Ostblocks die 
schweren Risiken offengelegt, die sich in Jahren 
überschneller Verschuldung und aufgeschobener 
wirtschaftlicher Strukturanpassung auch außer-
halb unserer Grenzen angesammelt haben. Die un-
erwartet lange weltwirtschaftliche Stagnation und 
sehr hohe internationale Zinsen haben auch dort 
die Folgen binnenwirtschaftlicher Fehler ver-
schärft. Die internationalen Finanzmärkte sind auf 
eine harte Probe gestellt worden. Es hat sich wieder  

gezeigt, daß auch Volkswirtschaften nicht dauernd 
auf Pump leben können und daß letztlich kein Weg 
daran vorbeiführt, das Gleichgewicht der Zahlungs-
bilanz zu wahren oder — wenn es verlorengegan-
gen ist — wiederherzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die jüngsten Erfahrungen zeigen allerdings auch, 
daß Finanzkrisen bewältigt werden können. Das in-
ternationale Finanzsystem hat sich unter schweren 
Anspannungen als robust und flexibel erwiesen. 
Ein dichtes Netz internationaler Zusammenarbeit 
von Regierungen, Zentralbanken und Finanzie-
rungsinstitutionen hat dazu beigetragen, die finan-
ziellen Schadensfälle zu begrenzen und das System 
funktionsfähig zu halten. Aber es gibt noch schwer-
wiegende ungelöste Probleme. Die Bundesregie-
rung unterstützt weiterhin eine aktive Rolle insbe-
sondere des Internationalen Währungsfonds und 
tritt für eine Erweiterung seiner Handlungsmög-
lichkeiten ein. 

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, es 
ging mir nicht nur darum, die wichtigsten Entschei-
dungen für den neu gefaßten Bundeshaushalt 1983 
und das neue Begleitgesetz zu begründen; in vielen 
unserer Einzelbeschlüsse sind auch die weiterrei-
chenden Ziele der Finanz-, Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik erkennbar. Natürlich bedarf manches 
der Ergänzung, der Präzisierung und Ausformung. 
Wenige Wochen nach der Begründung der neuen 
Koalition und der Bildung der neuen Bundesregie-
rung sind nach meiner Überzeugung aber bereits 
erste wichtige Beiträge auch für die Bewältigung 
dieser mittelfristigen Aufgaben über das kom-
mende Jahr hinaus geleistet worden. 

Die Hypotheken der Vergangenheit sind groß. 
Der Wendekreis einer neuen Finanzpolitik ist unter 
der aktuellen Last der Wirtschaftskrise sicher nicht 
in Monaten, sondern in Jahren zu bemessen. Aber 
wir gehen mit Zuversicht an die Arbeit. In einer 
freien und offenen Gesellschaft sind wir auf den 
solidarischen Beitrag aller sozialen Gruppen und 
aller Bürger angewiesen. Solidarität darf nicht an 
der Grenze der Mitgliedschaft der einzelnen Ver-
bände und Organisationen enden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie muß vor allem jenen gelten, deren Sorgen am 
größten sind: den Arbeitslosen, den in Existenznot 
befindlichen Selbständigen, den jungen Menschen, 
die Ausbildungs- und Arbeitsplätze unter härteren 
Bedingungen suchen, den älteren Mitbürgern, de-
ren Renten sicher bleiben sollen. 

Mit dem Appell zur Solidarität wollen wir keine 
unvermeidbaren Auseinandersetzungen in Frage 
stellen oder gar unterdrücken. Aber es wird sich 
jeder daran messen lassen müssen, ob er bereit ist, 
die vorrangigen Gemeinschaftsaufgaben bei seinen 
eigenen Forderungen zu beachten. Das gilt auch für 
den sensiblen Bereich der Einkommenspolitik. 
Mein Kollege Norbert Blüm hat an die großen so-
zialen Gruppen, nicht nur an die Gewerkschaften, 
appelliert, eine begrenzte Pause für Einkommens-
erhöhungen ins Auge zu fassen. Seine erbitterten 
Kritiker möchte ich an eine Solidarleistung erin- 
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nern, die vor 15 Jahren bei einer vergleichsweise 
schwächeren Rezession und niedrigeren Arbeitslo-
senzahlen freiwillig erbracht wurde: Ende 1967 wur-
den durch eine Vereinbarung zwischen der Indu-
striegewerkschaft Metall und den Arbeitgebern die 
Tarifverträge für die Metallindustrie mit kosten-
neutralen Tarif- und Lohnrahmenänderungen um 
neun Monate verlängert. 

Im Sommer 1967 wurde in einer Vereinbarung 
zwischen der Gewerkschaft ÖTV und den öffentli-
chen Arbeitgebern abgesprochen, einen neuen Ta-
rifvertrag erst sechs Monate nach Ablauf der Kün-
digungsfrist mit Wirkung vom 1. Januar 1968 abzu-
schließen. Ähnliche Vereinbarungen gab es im Bau-
gewerbe und in der Textilindustrie mit einer Lohn-
erhöhungspause von drei bzw. sieben Monaten. 

Was damals von bedeutenden Gewerkschaftsfüh-
rern wie Otto Brenner und anderen im Interesse 
der Wirtschaftsbelebung und der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit für richtig gehalten wurde, kann 
heute von ihren Nachfolgern nicht glaubwürdig als 
angeblicher Anschlag gegen die Lebensinteressen 
der Arbeitnehmer verdammt werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Dabei ist völlig klar: Die Tarifhoheit bleibt unbe-
stritten. Über die Angemessenheit identischer Lö-
sungen unter den Bedingungen unserer Zeit, Herr 
Kollege Ehmke, mag man ja sachlich diskutieren. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Eben!) 

— In den Reden, die wir auf den Marktplätzen 
hören oder die das deutsche Fernsehen ständig 
überträgt, ist doch von sachlicher Diskussion nicht 
die Rede, meine Damen und Herren! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wer hat es denn bis jetzt für richtig gehalten, auf 
einer dieser Kundgebungen einmal an die Entschei-
dung Otto Brenners, Heinz Klunckers und der an-
deren zu erinnern, die ich hier einmal in die öffent-
liche Diskussion einführe als einen Maßstab? 

(Dr. Ehmke [SPD]: Das müssen Sie Herrn 
Blüm sagen!) 

— Aber Herr Ehmke! 

Ich glaube, diese Erinnerung an eine Zeit, in der 
wir ja auch enger zusammengearbeitet haben, 
spricht für sich selbst. Sie wird hoffentlich dazu bei-
tragen, die Diskussionen auch außerhalb dieses 
Hauses ein Stück zu versachlichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn niemand kann sich der Mitverantwortung für 
die Überwindung der Krise entziehen, weder Ar-
beitgeber noch Gewerkschaften noch freie Berufe 
noch andere und am wenigsten natürlich wir, die 
wir als Politiker ein direktes Mandat der Wähler 
haben. 

Die Finanzpolitik des Bundes soll — das wollte 
ich heute deutlich machen — unter schwierigen Be-
dingungen ihren Beitrag leisten. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, ge-
mäß einer Vereinbarung des Ältestenrats unterbre-
che ich die Sitzung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 12.17 bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Zusätzlich zu den bereits aufgerufenen Tagesord-
nungspunkten 2 — Ergänzung zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaus-
haltsplans für das Haushaltsjahr 1983, Drucksa-
che 9/2050 — und 3 — Zweites Nachtragshaushalts-
gesetz 1982, Drucksache 9/2049 — rufe ich die Punk-
te 4 bis 7 der Tagesordnung auf: 

4. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Wiederbelebung der Wirt-
schaft und Beschäftigung und zur Entlastung 
des Bundeshaushalts (Haushaltsbegleitge-
setz 1983) 

— Drucksache 9/2074 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

5. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Erhöhung des Angebots 
an Mietwohnungen 

— Drucksache 9/2079 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

6. Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über eine Ergänzungsabgabe zur Einkom-
mensteuer und zur Körperschaftsteuer (Er-
gänzungsabgabegesetz — ErgAbG) 

— Drucksache 9/2016 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

7. Beratung des Sondergutachtens des Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der ge- 
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samtwirtschaftlichen Entwicklung zur wirt-
schaftlichen Lage im Oktober 1982 

— Drucksache 9/2027 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 
gemeinsame Beratung der Tagesordnungspunkte 2 
bis 7 vereinbart worden. Ist das Haus damit einver-
standen? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch; 
dann ist entsprechend beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung der Gesetzent-
würfe auf den Drucksachen 9/2074, 9/2079 und 9/ 
2016 gewünscht? — Das Wort zur Begründung wird 
nicht gewünscht. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Als erster 
Redner hat der Abgeordnete Walther das Wort. 

Walther (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Bundesfinanzmi-
nister, ich möchte mit einem Dank an Sie beginnen. 
Ich bedanke mich sehr dafür, daß Sie, der Tradition 
Ihrer sozialdemokratischen Vorgänger folgend, mir 
Ihre Rede vorab zur Verfügung gestellt haben. Ich 
möchte diesen guten Stil ausdrücklich loben. 

(Beifall) 

In der Sache kann ich Ihnen, Herr Bundesfinanz-
minster, so viel Lob leider nicht aussprechen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
auch nicht erwartet!) 

Herr Bundesfinanzminister, Sie sind ja mit vielen 
Vorschußlorbeeren aus Kiel hierhergekommen, und 
Sie gelten als eine Art Exot in diesem Kabinett, das 
im übrigen seinen Sachverstand erst noch nachwei-
sen muß. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Aber ein 
Klassemann!) 

Aber als Bundesfinanzminster, Herr Dr. Stolten-
berg, sind Sie für alles verantwortlich, was in dieser 
Regierung in den ersten sechs Wochen Ihrer Amts-
zeit auf dem Gebiet der Finanzpolitik getan worden 
ist, für alles, was sich die Regierung geleistet hat. 

(Dr. Riedl [München[ [CDU/CSU]: Was sie 
vorgefunden hat!) 

Zunächst will ich ein paar Bemerkungen zum 
analytischen Teil Ihrer Rede machen, Herr Dr. Stol-
tenberg; wir werden darauf im Verlauf der Debatte 
noch ausführlich zurückkommen. Viele Einzelele-
mente der Analyse, die Sie hier heute gegeben ha-
ben, stimmen ja weitgehend mit dem überein, was 
Ihre sozialdemokratischen Vorgänger hier vorge-
tragen haben. Wir haben keinen Grund, das zu kriti-
sieren. Insbesondere stellen wir mit großer Freude 
fest, daß Sie jetzt nicht mehr wie früher die exorbi-
tanten außenwirtschaftlichen Einflüsse leugnen. 
Wenn Sie dies hier heute zugeben und Ihre Lernfä-
higkeit damit auch auf diesem Gebiet unter Beweis  

stellen, dann haben wir das nicht zu kritisieren, 
Herr Bundesfinanzminister. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme auf eine Passage am Schluß Ihrer 
Rede zurück. Sie brachten den Hinweis, daß Sie 
Wert legen auf internationale Zusammenarbeit von 
Regierungen, von Zentralbanken und Finanzie-
rungsinstitutionen. Sie haben auch vom Internatio-
nalen Währungsfonds gesprochen. Damit unterstüt-
zen Sie das, was Ihre Vorgänger getan haben. Wenn 
Sie auf dieser Linie bleiben, werden Sie unsere Kri-
tik jedenfalls an dieser Stelle nicht finden. 

Aber es kann niemandem entgehen, daß eine 
Lücke, teilweise auch ein Widerspruch besteht zwi-
schen dem, was Sie an allgemeinen Problembe-
schreibungen geben, und dem, was Sie an konkre-
ten Maßnahmen vorschlagen. In der allgemeinen 
Beschreibung beklagen Sie z. B. eine steigende Ab-
gabenbelastung, während Sie im Maßnahmenteil 
ungerührt weitere Abgabenerhöhungen vorschla-
gen. Sie sagen, es müßten mehr Produktivkräfte für 
investive Zwecke freigemacht werden. Als ob das 
umstritten wäre, Herr Bundesfinanzminster! 

Die entscheidende Frage ist doch, auf welchem 
Wege man das am besten erreicht. Da argumentie-
ren Sie gar nicht mehr. Sie gehen stillschweigend 
davon aus, daß man es dadurch am besten erreicht, 
daß man Unternehmungen, Unternehmern und 
Besserverdienenden mehr Steuervergünstigungen 
gibt. Ich komme auf den Punkt noch zurück, weil 
ich glaube, daß gerade er einer sehr intensiven Dis-
kussion bedarf. 

Aber in Ihrer Rede, Herr Bundesfinanzminister, 
fehlen die zusammenhängende Begründung der 
Einzelmaßnahmen und ihre Ableitung aus der Ana-
lyse. Eine klare Konzeption ist nicht erkennbar, ab-
gesehen davon, daß die meisten Maßnahmen im 
Zweifel eine soziale Schlagseite haben. Dieses un-
zureichende Konzept läßt sich in einer wohlgesetz-
ten Haushaltsrede zwar etwas kaschieren, aber in 
der öffentlichen Diskussion der vergangenen Wo-
chen konnte niemand entgangen sein, daß die neue 
Rechtsregierung mit einer Serie von Fehlstarts be-
gonnen hat, auf die wir heute mindestens teilweise 
zurückkommen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich sage: Noch nie in 
der Geschichte unseres Landes hat eine Regierung 
derart unvorbereitet ihr Amt übernommen wie die-
se. 

(Beifall bei der SPD) 

Unzulänglichen Koalitionsvereinbarungen sind 
ebenso unzulängliche Haushaltsbeschlüsse gefolgt. 
Bis zur letzten Kabinettssitzung mußten sie nach-
gebessert oder, besser gesagt, nachverschlechtert 
werden, ohne dadurch schlüssiger geworden zu 
sein. 

Vizepräsient Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Walther, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Haase? 
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Haase (Kassel) (CDU/CSU): Verehrter Herr Kol-
lege Walther, die neue Regierung ist knapp einen 
Monat im Amt, und Sie klagen sie schon an. 

(Walther [SPD]: Große Neuigkeit, Herr 
Haase!) 

Hätten Sie denn nicht die Güte, uns wenigstens 
etwas Zeit zu lassen, Fehler machen zu dürfen? 

Walther (SPD): Lieber Herr Haase, genau auf die-
sen Teil komme ich zurück. Ihre Frage hat das vor-
weggenommen, was ich jetzt ausführen will. Herr 
Dr. Stoltenberg hat diesen Vorgang nämlich als ei-
nen kleinen Schritt in großer Eile bezeichnet. 

Wieso eigentlich „in großer Eile", Herr Dr. Stol-
tenberg? Sie hatten doch als Union das Angebot von 
Bundeskanzler Schmidt, die sofortige Durchfüh-
rung von Neuwahlen zu ermöglichen. Sie haben es 
mit der Begründung abgelehnt, Sie müßten hier 
erst einen ordentlichen Haushalt durchbringen. 
Aber wenn das so ist, dann können wir doch verlan-
gen, daß hier heute ein ordentlicher Haushalt vor-
gelegt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben sich doch die Zeitvorgabe gegeben, nicht 
wir. 

Nun, meine Damen und Herren, ich sage Ihnen, 
Herr Dr. Stoltenberg: Wenn dies die Begründung 
für die Verschiebung des Wahltermins war und Sie 
diesen Haushalt vorlegen, dann ist das eine weitere 
Lebenslüge dieser Koalition. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Ich frage noch einmal: Wieso „in großer Eile"? Da 
hat es doch einen Koalitionspartner gegeben, der 
jetzt bei Ihnen mit an Deck ist. Die Herren Gen-
scher, Graf Lambsdorff und Mischnick haben bei 
allen Koalitionsverhandlungen der sozialliberalen 
Regierung gesessen. Ihr Sachverstand hätte ausrei-
chen müssen, um zusammengestoppelte Koalitions-
vereinbarungen in dieser Rechtskoalition verhin-
dern zu helfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Dr. Kohl wußte doch spätestens seit Som-
mer vorigen Jahres, daß Herr Genscher nur auf die 
erstbeste Gelegenheit wartete, um das Koalitions-
bett zu wechseln. Spätestens seit der abstrus be-
gründeten Koalitionsaussage der FDP in Hessen 
war klar, daß, wenn die hessischen Wähler das Ex-
periment des Koalitionswechsels honorieren wür-
den, spätestens am 27. September hier in Bonn die 
Verhandlungen über eine neue Regierung stattfin-
den sollten. Das hatte der Herr Genscher Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, mehrmals deutlich zu verste-
hen gegeben. 

Wir haben in diesem Haus die damalige Opposi-
tion unzählige Male aufgefordert, sie möge doch 
nun endlich an Deck kommen und ihre Konzepte, 
ihre Rezepte, ihre Alternativen vorlegen. Auch den 
damaligen Oppositionsführer, der jetzt dort sitzt, 
habe ich mehrmals und namentlich aufgefordert, 
hierher noch vorn zu kommen. 

Sie hätten doch Zeit gehabt, sich auf solche Koali-
tionsvereinbarungen vorzubereiten. Darin — das  

gebe ich zu — hatten auch wir uns getäuscht. Wir 
hatten doch im Ernst geglaubt, Sie hätten Rezepte, 
Sie hätten ein Konzept, Sie würden es uns aus 
opportunistischen Gründen nur nicht verraten. 
Aber in Wahrheit hatte Sie das Sonthofener Kon-
zept so eingeholt, daß Sie sich selber Denkverbot 
auferlegt hatten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Herr Dr. Kohl, Sie sind doch mit leeren Händen in 
die Gespräche mit der Mehrheit der FDP gegan-
gen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Hätten Sie sich doch wenigstens des Sachverstands 
Ihrer Kollegen aus der Bundestagsfraktion, z. B. der 
Haushaltspolitiker, bedient. Die hatten doch Sach-
verstand, auch wenn sie in vielen Fällen anderer 
Meinung als wir waren. Aber, wie ich gehört habe, 
haben Sie nicht einmal die bei Ihren Koaltionsver-
handlungen beigezogen. Das geht j a bei Ihnen nach 
der Methode: Sachverstand hindert nur am vor-
schnellen Urteil. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Es ist ein grober Unfug, zu behaupten, Sie hätten 
immer neue Haushaltslöcher entdeckt oder Ihr In-
formationsstand sei unterentwickelt gewesen. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Die Union hatte den gleichen Informationsstand 
wie wir. 

(Beifall bei der SPD) 

Dafür haben j a auch einige sehr ehrenwerte Herren 
im Bundesrat gesessen. Ihre Unterhändler hätten 
ihn nur abrufen müssen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Haase, wenn Sie schon lachen: Sie 
wissen doch genauso gut wie wir, daß Sie bei den 
Koalitionsverhandlungen überhaupt nicht gefragt 
worden sind. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Herr Dr. Stoltenberg, Ihre Fehlleistungen werden 
mit der Überschrift über die heutige Haushaltsvor-
lage besonders signifikant. Dort heißt es nämlich zu 
Recht: Ergänzungshaushalt. Die Vorlage eines Er-
gänzungshaushalts steht aber deutlich im Wider-
spruch zu Ihren vollmundigen Ankündigungen. Sie 
hatten nämlich wiederholt erklärt, Sie wollten den 
Haushaltsentwurf 1983 der sozialliberalen Regie-
rung zurückziehen und einen völlig neuen Entwurf 
einbringen. 

Unsere Einschätzung war von vornherein: Sie 
würden das nicht durchhalten. Sie haben sich ja 
von uns auf den Pfad der haushaltsrechtlichen Tu-
gend zurückführen lassen müssen. Wir kritisieren 
das nicht. Nur, wir sagen: Hätten Sie sich von An-
fang an unserer damals richtigen Einschätzung an-
geschlossen, bräuchten wir diese Beratungsfarce in 
den Ausschüssen des Deutschen Bundestages, in-
sonderheit im Haushaltsausschuß, nicht zu vollzie-
hen. 
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Ich sage Ihnen einmal, Herr Dr. Stoltenberg, weil 

Sie das wahrscheinlich nicht wissen können: Als 
Ihr Vorgänger hier den Etat eingebracht hat, haben 
Ihre Kollegen im Haushaltsausschuß — es war 
Mitte September — auf einer Beratungszeit bis 
Mitte 1983 bestanden. Dadurch, daß Sie die Bera-
tungen verhindert haben, soll dieser Haushalt mit 
zweiter und dritter Lesung in vier Wochen durchge-
peitscht werden. Hier werden ernsthafte Beratun-
gen durch Handauflegen auf die Einzelpläne er-
setzt. Ich sage mit einem Lieblingswort des Herrn 
Bundeskanzlers: Das ist ganz und gar unerträglich, 
Herr Bundesfinanzminister. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wir werden uns an den Beratungen beteili-
gen, weil wir Ihnen keinen Vorwand liefern wollen, 
den von Ihnen versprochenen Neuwahlen auszu-
weichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme darauf noch zurück, Herr Bundeskanz-
ler. Das Thema bleibt Ihnen nicht erspart. 

Was Ihre Eingangsbemerkung, Herr Dr. Stolten-
berg, anlangt, die Vorlage von Finanzminister 
Lahnstein beruhe auf damals falschen Daten, sage 
ich nur folgendes: Die Daten stammen von Graf 
Lambsdorff, der ja neben Ihnen auf der Regie-
rungsbank sitzt. Sie selber haben die gleichen Da-
ten für Ihren Landeshaushalt in Schleswig-Holstein 
verwendet. 

(Beifall bei der SPD) 

Zurück zum Verfahren. Wir Sozialdemokraten 
beteiligen uns unter Protest an dieser Farce. Aber 
wir werden keine windigen Operationen mitma-
chen. Die Beachtung der haushaltsrechtlichen Be-
stimmungen muß gewährleistet sein. Wir werden 
intensiv und konstruktiv mitarbeiten. Aber ich sage 
Ihnen noch einmal: Wir werden Ihnen keinen 
Grund dafür liefern, den versprochenen Neuwahlen 
aus dem Weg zu gehen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Haben 
Sie Angst davor?) 

Damit kein Zweifel aufkommt, Herr Dr. Stolten-
berg: Unsere Aussage, die dritte Lesung des Haus-
halts 1983 noch im Dezember durchzuführen, steht 
und fällt mit der Klarstellung, daß Bundestagsneu-
wahlen am 6. März 1983 stattfinden 

(Beifall bei der SPD) 

und auf welchem Weg sie herbeigeführt werden sol-
len. Seit Ende September wird von dem jetzigen 
Bundeskanzler der 6. März als Neuwahltermin ge-
nannt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

In seiner Regierungserklärung vom 13. Oktober, 
also vor etwa vier Wochen, hat er Gespräche mit 
Fraktions- und Parteivorsitzenden angekündigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die kommen 
doch noch!) 

Immer wieder werden diese Gespräche, Herr 
Dr. Kohl, von Ihnen hinausgezögert. 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Das ist doch gar 
nicht wahr, was Sie da sagen!) 

Der Bundeskanzler vermeidet eindeutige Festle-
gungen über den Weg zu Neuwahlen. Das schafft 
täglich neue Unsicherheit in der Bevölkerung, aber 
auch in der Wirtschaft, Herr Dr. Kohl. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Herr Kollege, das ist 
nicht wahr!) 

Am besten wäre es, wenn Sie noch die Gelegenheit 
dieser Haushaltsdebatte wahrnehmen, hier her-
kommen und sagen würden, wann Sie zurücktreten 
wollen und damit den Weg für Neuwahlen freima-
chen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Morgen ist erst 
der 11. 11.! — Dr. Friedmann [CDU/CSU]: 
Da muß er selber lachen! — Lachen und 

weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dann gäbe es Klarheit und Sicherheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
zitiere den Herrn Bundesfinanzminister: 

Der Bürger als Steuerzahler sollte Gewißheit 
haben, daß seine Steuern und Abgaben spar-
sam, sorgfältig und überprüfbar für die Staats-
aufgaben, d. h. für die großen Gemeinschafts-
aufgaben unseres Volkes, verwandt werden. 

Sehr gut; das sind Worte, die man nur unterstützen 
kann. Aber Sie müssen sich gefallen lassen, daß wir 
Sie an Ihren Worten messen, Herr Bundesfinanzmi-
nister. 

Steht es z. B. mit diesen Worten im Einklang, 
wenn diese Regierung aus Gründen des Parteipro-
porzes vier zusätzliche Parlamentarische Staatsse-
kretäre oder Staatsminister einstellt? — Herr Bun-
deskanzler, wenn Sie den Kopf schütteln, dann muß 
ich Ihnen sagen: Auf dem Stuhl saß früher Hans-
Jürgen Wischnewski; jetzt haben Sie da drei sitzen. 
Das sagt über die Qualität der Herren, die da sitzen, 
mehr aus als alle Worte. 

(Beifall bei der SPD — Bundeskanzler 
Dr. Kohl: Absurd!) 

Diese Regierung hat 40 qualifizierte Beamte zu 
Spaziergängern gemacht und sie durch andere er-
setzt, die ihre Qualifikation noch beweisen müssen, 
obwohl diese Regierung nach eigenem Verständnis 
nur bis zum 6. März amtieren will. 

Ein weiteres gravierendes Beispiel, Herr Bundes-
kanzler, für den sorgsamen Umgang mit Steuergel-
dern: Die neue Regierung beschäftigt einen Teil-
zeitarbeiter — er ist im Moment nicht da; tut mir 
leid — bei vollem Gehalt. Ich meine den Bundesmi-
nister für Jugend, Familie und Gesundheit, Herrn 
Dr. Heinrich Geißler, der eine besondere Art von 
Job-sharing praktiziert. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Rose [CDU/ 
CSU]: Er ist besser als alle anderen! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 
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In seinem Ministerium wird er nur ein paar Stun-
den in der Woche gesehen; in praxi hält er sich die 
meiste Zeit im Adenauerhaus auf, wo er als Polemi-
ker vom Dienst sein Amt als Generalsekretär der 
CDU versieht. 

(Kühbacher [SPD]: Da ist er jetzt auch!) 

Anders gesagt, meine Damen und Herren: Der 
Steuerzahler bezahlt den CDU-Generalsekretär. 

(Beifall und Zurufe von der SPD — Urba

-

niak [SPD]: Unerhört!) 

Dabei hat er doch geschworen, er wolle seine ganze 
Kraft dem deutschen Volk widmen und nicht eine 
Teilkraft der CDU sein, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern Sie, Herr Bundeskanzler, deshalb auf, 
Herrn Dr. Heinrich Geißler ohne Verzögerung aus 
seinem Amt zu entlassen, weil er dem Ministeramt 
nicht zur Verfügung steht, wenn Sie dem schwer-
wiegenden Vorwurf der Verfilzung von Staats- und 
Parteiinteressen entgegenwirken wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie dabei sind, Herr Bundeskanzler, sich 
Ihr Kabinett anzuschauen, vergessen Sie Herrn 
Schwarz-Schilling nicht. 

(Zuruf von der SPD: Der hat sich selbst 
verkabelt! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Einige Veröffentlichungen der letzten Tage erwek-
ken zumindest den Eindruck, daß ein enger Zusam-
menhang zwischen seinen Forderungen als Mini-
ster und seinen privaten Interessen besteht. Dieser 
Verdacht muß ausgeräumt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Walther, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Kohl? 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Kollege, halten Sie es 
für richtig, daß Sie hier vor dem Plenum des Deut-
schen Bundestages einen Abgeordneten dieses 
Hauses, der jetzt Mitglied der Bundesregierung ist 
und der unserem Land in vielen Funktionen ge-
dient hat, auf Grund einer Magazinveröffentli-
chung, die längst widerlegt worden ist, in dieser 
Form ansprechen? 

(Zurufe von der SPD) 

Walther (SPD): Herr Bundeskanzler, wenn dies 
widerlegt sein sollte, haben Sie die Pflicht, dies öf-
fentlich aufzuklären. Wenn Sie dies hier heute tun, 
so habe ich dagegen nichts einzuwenden. Ich kann 
jedenfalls nicht finden, daß die in der Öffentlichkeit 
aufgetretenen Gerüchte bisher widerlegt worden 
sind. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist Unsinn!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Walther, erlauben Sie eine zweite Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kohl? — Bitte. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Abgeordneter, ich frage 
Sie noch einmal: Halten Sie es — auch nach dieser 
Antwort — für richtig, 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

solche völlig ungeprüften Vorwürfe vor dem Forum 
des Bundestages zu erheben und dann auf diese Art 
meine Frage zu beantworten? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 
[SPD]: Wo ist Herr Dr. Geißler?) 

Walther (SPD): Herr Bundeskanzler, ich kann 
nicht finden, daß dies bisher widerlegt worden ist. 
Wenn Sie das tun — Sie haben heute hier Gelegen-
heit, Sie können an dieses Pult treten, und es wider-
legen —, bin ich der letzte, der Ihnen nicht Genug-
tuung widerfahren lassen will. Aber hier muß deut-
lich werden, ob das, was in der Öffentlichkeit ver-
mutet wird, ausgeräumt ist oder nicht. Ich kann es 
bisher jedenfalls nicht finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Walther, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Heyenn? 

Walther (SPD): Bitte schön. 

Heyenn (SPD): Herr Kollege Walther, sehen Sie 
nicht auch einen Widerspruch darin, daß sich der 
Herr Bundeskanzler verwahrt gegen die Vorwürfe, 
die Sie gegenüber dem neuen Bundespostminister 
ergeben, aber kein Wort ausführt zu den Vorwürfen, 
die Sie gegenüber dem Generalsekretär der CDU, 
Herrn Dr. Geißler, gemacht haben? 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Walther (SPD): Herr Kollege, daß er sich dazu 
nicht geäußert hat, spricht für sich. Ich denke, er 
stimmt meiner Beurteilung zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun zu Ihnen, Herr Bundesfinanzminister. Ge-
genüber Ihren eigenen Wählern, Herr Dr. Stolten-
berg, ist dieser Haushalt ein Dokument des Wort-
bruchs, der Prinzipienlosigkeit, und gegenüber den 
breiten Schichten unseres Volkes ein Dokument 
des Zynismus. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Früher, vor dem Regierungswechsel, haben Sie 
zu einer Reihe wichtiger Eckpunkte der soziallibe-
ralen Haushaltspolitik folgendes gesagt: Aus Zeit-
gründen muß ich mich auf ganz wenige Zitate be-
schränken. Der Herr Dr. Häfele braucht keine 
Angst zu haben. Wenn ich alle seine Zitate hier vor-
lesen würde, würde der ganze Nachmittag nicht rei-
chen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben z. B. gesagt: Steuern und Abgaben dür-
fen nicht erhöht werden. Dazu sagen Sie am 16. Fe-
bruar 1982, Dr. Stoltenberg: Steuer- und Abgaben -
erhöhung belasten die Bürger und Betriebe, geben 
der Wirtschaft nicht die Impulse, die wir zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit brauchen; sie sind 
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zudem in der Form der Mehrwertsteuererhöhung 
eine besondere Belastung für die sozial schwäche-
ren Bürger. Sie sagen noch, sie erschweren die Ta-
rifverhandlungen. 

Am 2. Juli sagen Sie im Westdeutschen Rund-
funk: Prinzipielle Bedenken gibt es gegen jede 
Form der direkten und indirekten Steuererhöhung. 
Der Herr Häfele sagt im Deutschland-Union-Dienst 
— einmal muß er doch drankommen —: Die CDU/ 
CSU lehnt die Erhöhung der Mehrwertsteuer ohne 
Wenn und Aber ab, weil sie ein sozial- und wirt-
schaftspolitischer Fehler wäre. 

(Zuruf von der SPD: Sehr schön!) 

Weiter, Herr Dr. Stoltenberg: Einer Mehrwert-
steuererhöhung, haben Sie im Bundesrat gesagt, 
können Sie nur zustimmen, wenn diese zur Entla-
stung im Lohn- und Einkommensteuerbereich ver-
wandt würde. Aus Ihren Vorlagen, Herr Dr. Stolten-
berg, kann ich überhaupt nicht erkennen, wie Sie 
diesem von Ihnen damals selbst gestellten An-
spruch gerecht werden. 

Subventionen, haben Sie gefordert, müßten li-
near gekürzt werden — um 5 %, 8 %, der Herr Bun-
deskanzler hat sogar gesagt: 10 %. Wir haben dies 
immer für groben Unfug gehalten. 

Jetzt kommen auch Sie selbst zu dem Ergebnis, 
daß das nicht geht. Herr Dr. Stoltenberg, die von 
Ihnen vorgesehene Subventionskürzung um 500 
Millionen DM steht auf tönernen Füßen. Oder glau-
ben Sie ernsthaft, Sie halten die Kürzung der Sub-
ventionen im Stahl- und Kohlebereich durch? Glau-
ben Sie dies ernsthaft angesichts der Debatten, die 
wir heute morgen und letzte Woche hier hatten? 

Der Bundesbankgewinn, so haben Sie gefordert, 
solle zur Tilgung bestehender Schulden verwandt 
werden. Er, so sagte Herr Dr. Häfele am 15. Septem-
ber hier an diesem Pult, sei haushaltspolitisch so-
gar schlimmer als eine Neuverschuldung und werde 
eine immer größere Gefahr. Meine Damen und Her-
ren, so groß kann die Gefahr nun auch wieder nicht 
gewesen sein. Denn der Herr Dr. Stoltenberg will 
jetzt keine 10 Milliarden DM, er will sogar 11 Mil-
liarden DM an Bundesbankgewinn in den Haushalt 
1983 einstellen. Übrigens, Herr Dr. Stoltenberg: Wir 
tragen das mit! 

(Zurufe von der SPD: Das ist die Wende! So 
wird man eingeholt von der Vergangen

-

heit!) 

— Ja, so wird man von der Vergangenheit eingeholt. 
— Dann haben Herr Dr. Kohl und Herr Dr. Zim-
mermann, die sitzen j a auch da, weiter behauptet — 
und jetzt wird es dramatisch —: Die öffentliche Ver-
schuldung sei zu hoch und verstoße gegen Art. 115 
des Grundgesetzes. Jetzt schlagen Sie eine massive 
Erhöhung der Nettokreditaufnahme vor. Jetzt bin 
ich doch wirklich einmal gespannt, Herr Bundes-
kanzler, wie Sie als Regierungschef Ihre eigene 
Klage in Karlsruhe beantworten werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Damit kein Zweifel aufkommt: Wir tragen die aus 
Konjunkturgründen notwendige Erhöhung der 

Nettokreditaufnahme mit. Wir haben keinen Nach-
holbedarf an Lernfähigkeit. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist klar! — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Das glauben wir! — Dr. 
Schäuble [CDU/CSU]: Schulden machen 

könnt ihr!) 

Wenn ich allerdings Sie betrachte, Herr Dr. Stol-
tenberg, wie Sie alle Ihre hehren Grundsätze aus 
der Oppositionszeit über Bord geworfen haben, 
kann ich nur feststellen: Ihre Lernfähigkeit ist nur 
noch in Schallgeschwindigkeitseinheiten zu mes-
sen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Allerdings, meine Damen und Herren, hätten wir 
bei Ihrer Lernfähigkeit schon vorgewarnt sein müs-
sen; denn Sie standen ja bis vor kurzem einer Lan-
desregierung vor, die dafür gesorgt hat, daß Schles-
wig-Holstein nach dem Saarland die höchste Pro-
Kopf-Verschuldung unter allen Bundesländern auf-
weist. 

Nun könnten Sie sagen: Das waren Oppositions-
sprüche. Herr Dr. Zimmermann hat ja einmal im 
„Spiegel" gesagt: In der Opposition reden wir an-
ders als in der Regierung. Das war eine reife rheto-
rische Meisterleistung. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Könnte auch 
für Sie gelten, Herr Walther! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Der kann das fast so gut wie 

Walther!) 

Nur, meine Damen und Herren: In der Regierung 
muß man sich mit den Sachfragen ernsthaft ausein-
andersetzen. Dabei stellt sich heraus, daß die sozial-
liberale Regierung mit dem Bundesbankgewinn, 
der Nettokreditaufnahme und den Subventionskür-
zungen gar nicht so falsch gelegen hat. 

Diese Politik der Doppelzüngigkeit wird leider 
fortgesetzt. Der verehrte Herr Bundeskanzler hat 
kürzlich in einer sehr bedeutsamen Frauenzeit-
schrift ein Interview gegeben, in dem er meinte, er 
müsse öffentlich eine sogenannte Hausfrauenrente 
ankündigen. Herr Geißler — er ist immer noch 
nicht da —

(Zurufe von der SPD: Im Adenauer-Haus!) 

kündigte sogar an, das Mutterschaftsgeld zu einem 
Erziehungsgeld auszuweiten. 

Herr Bundeskanzler, in allem Ernst: Dies ge-
schah zu einem Zeitpunkt, da breite Schichten un-
seres Volkes von Ihnen zur Kasse gebeten werden. 
Ich frage mich, ob das die politische Führung ist, die 
Sie, Herr Bundeskanzler, dieser Republik verspro-
chen haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich muß auch den Herrn Vizekanzler und die 
Mehrheit der FDP fragen, wo eigentlich ihr Wider-
stand geblieben ist, den sie während der Zeit der 
sozialliberalen Koalition geleistet haben gegen jede 
weitere Art der Erhöhung von Steuern und Abga-
ben, gegen jede weitere Ausweitung der Nettokre-
ditaufnahme. Wenn Sie all das, was Sie uns verwei- 
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gert haben, jetzt mit der Union machen, wo liegt 
denn dann der eigentliche Grund für Ihre systema-
tisch vorangetriebenen Koalitionsbrüche? 

Diese Politik ließe sich wohl eher unter dem Be-
griff der Wendigkeit als unter dem Begriff der 
Glaubwürdigkeit einordnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Ergänzungshaushalt, meine Damen und Her-
ren, ist deshalb ein Dokument des Zynismus, weil 
er auf brutale Art und Weise eine Umverteilung von 
unten nach oben bewirkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist keine törichte Bemerkung und keine tö-
richte Behauptung, Herr Dr. Stoltenberg, wie Sie in 
Ihrer Rede gesagt haben. Ich komme gleich auf den 
Herrn Bundeskanzler zurück, den seine Vergangen-
heit ja auch einholt, hat er doch noch als Opposi-
tionsführer dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
mitgeteilt, daß die Beschlüsse der sozialliberalen 
Koalition völlig unsozial seien und er die Verschie-
bungen unter den Sozialversicherungsträgern nicht 
billigen könne. Jetzt verantwortet der Herr Bundes-
kanzler Beschlüsse, die das Prinzip der sozialen 
Ausgewogenheit völlig unter die Räder geraten las-
sen 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sehr wahr!) 

und den Verschiebebahnhof unter den Sozialversi-
cherungsträgern so verknäueln, daß kein vernünfti-
ger Mensch mehr genau weiß, was aus welchem 
Grund wohin kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, meinen Vorwurf der 
Umverteilung von unten nach oben begründe ich 
so: Da, wo Besserverdienende durch die bisherige 
sozialliberale Regierung getroffen worden wären, 
wird das zurückgenommen. Wo Besserverdienende 
dennoch geringfügig belastet werden könnten, wird 
die Belastung durch eine Rückzahlung wieder auf-
gehoben. Demgegenüber werden die Lasten für Ar-
beitnehmer, für Renter, für Kranke, für Mieter, für 
Schüler, für Studenten und für Sozialhilfeempfän-
ger erheblich verschärft wie z. B. durch die Erhö-
hung des Arbeitslosenbeitrags, durch die vorgezo-
gene Erhöhung der Beiträge zur Rentenversiche-
rung, durch die Einkommensverluste der Rentner 
und Kriegsopfer, durch die Einführung eines Kran-
kenversicherungsbeitrags bis zu 5 % für Rentner, 
durch das „Eintrittsgeld" in das Krankenhaus und 
das Sanatorium in Höhe von 5 bis 10 DM, durch die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer, durch den Kahl-
schlag beim BAföG. 

Die Frau Bundesminister wird übrigens in eine 
traurige Historie eingehen: Sie wird den Kahl-
schlag bei der Bildung bewirken. Sie wird als „Bil-
dungskillerin" in die Geschichte eingehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es wird dann wieder nach der Methode gehen: Nur 
reiche Eltern können sich dumme Kinder leisten. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird höhere Mieten geben bei gleichzeitiger 
Kürzung des Wohngelds und bei einer realen Kür-
zung der Sozialhilfe. 

Vieles von dem, Herr Bundesfinanzminister, wird 
sich kumulieren, so daß es nicht übertrieben ist zu 
behaupten, daß in vielen solchen Familien — es ist 
ernst; Sie brauchen nicht zu lachen — wieder die 
pure Not einkehren wird. 

Es ist schon ein starkes Stück, als eine Maß-
nahme zur Herstellung der sozialen Ausgewogen-
heit die bürokratische Zwangsanleihe vorzuschla-
gen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das ist die 
Folge Ihrer Schulden!) 

Sie stellt keine echte Belastung dar, sondern bringt 
lediglich einen geringfügigen Zinsverlust. Im übri-
gen sage ich noch einmal: Jeder Phantasiebegabte 
kann sich leicht davon befreien. 

Im übrigen, Herr Bundesfinanzminister, rate ich 
Ihnen, einmal nachzuprüfen, ob die Zwangsanleihe 
überhaupt rechtlichen Bedenken standhält. Wenn 
Sie sagen, Sie hätten sich auf einen Solidarbeitrag 
verständigt, den es unter der alten sozialliberalen 
Regierung nicht gab, so muß ich Sie fragen, ob Sie 
denn nicht in derselben Regierung wie Graf Lambs-
dorff sitzen. Der hat uns doch jeden Solidarbeitrag 
verweigert. Aber wenn es Ihnen schon um einen 
echten Solidarbeitrag geht — ich weiß, in Ihrer 
Fraktion gibt es gleichlautende Stimmen —, dann 
schließen Sie sich unserem Gesetzentwurf über die 
Ergänzungsabgabe — eine saubere und ordentliche 
Sache — an. Dann haben wir einen Streitpunkt we-
niger. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Rose [CDU/ 
CSU]: Sie sind nicht Rudi Walther, sondern 

ein rüder Walther!) 

Bei aller Hilflosigkeit derjenigen, die ökonomi-
sche Prognosen abgeben, wird übereinstimmend 
die Auffassung vertreten: Der eigentliche aktuelle 
Pferdefuß der Konjunkturentwicklung ist die dra-
stisch zurückgehende Inlandsnachfrage. Und das 
wird noch schlimmer werden, Herr Bundesfinanz-
minister. Wir haben nie bestritten, daß die Investi-
tionstätigkeit der Unternehmen gestärkt werden 
muß. Wir haben deshalb ja auch in der soziallibera-
len Regierungszeit Entlastungen bei der Unterneh-
mensbesteuerung beschlossen wie keine Bundesre-
gierung zuvor. Trotzdem ist doch nicht erkennbar, 
wie dadurch allein jetzt zusätzliche Arbeitsplätze 
geschaffen werden sollen; denn das ist doch eine 
Binsenweisheit: Kein Unternehmer investiert, 
wenn er die Produkte, die er produziert, nicht ver-
kaufen kann. 

Ich habe noch im Ohr, wie Herr Riedl, Herr Wai-
gel — und wer sonst immer hier vorn gestanden 
hat; die Unionsredner sind scharenweise hier auf-
getreten — behauptet haben, das beste Beschäfti-
gungsprogramm sei ein Regierungswechsel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Nun hat Herr Genscher den Regierungswechsel ge

-

schafft. Aber steigende Arbeitslosenzahlen und sich 
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verschlechternde Prognosen widerlegen diese Be-
schäftigungstheorie. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Daß Unternehmer eine Regierung wie diese, die 
ihre Privilegien schützt, lieber mögen, wissen wir. 
Aber daß sie so unvernünftig sind, angesichts der 
Politik dieser Regierung wirklich etwas zu unter-
nehmen, wäre auch von ihnen zuviel verlangt, auch 
wenn der Bundeskanzler, wie der Herr Regierungs-
sprecher letzte Woche gesagt hat, jetzt seine ganze 
Autorität einsetzen will. 

(Zurufe von der SPD: Da hat er viel einzu

-

setzen! — Welche?) 

— Ja, welche? Aber darauf will ich jetzt nicht einge-
hen; ich bin jetzt höflich gegenüber dem Bundes-
kanzler. 

Wer jetzt Kaufkraft in Milliardenhöhe vernichtet, 
vergrößert das Übel, das er vorgibt bekämpfen zu 
wollen. Er verursacht weitere Wachstumsschwäche, 
steigende Arbeitslosigkeit und zusätzliche Bela-
stungen der öffentlichen Haushalte in Form von 
Steuerausfällen und Mehrausgaben für die Arbeits-
losigkeit. Und wenn sich der Herr Bundesarbeitsmi-
nister — er ist Gott sei Dank da — mit seinem Pau-
sengerede durchsetzen sollte, würde alles noch viel 
schlimmer werden. Mach mal Pause — lieber Herr 
Bundesarbeitsminister, das mag für Coca-Cola-Wer-
bung ausreichend sein. Für Sie ist das ein Armuts-
zeugnis. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn der Herr Bundesfinanzminister heute am 
Schluß seiner Rede auf einen Vorgang aus dem 
Jahr 1967 zurückgekommen ist, dann muß ich Ih-
nen, Herr Dr. Stoltenberg — Sie wissen das auch —, 
vorhalten, daß wir damals ganz andere Verhält-
nisse, eine ganz andere Situation als heute hatten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Allerdings!) 

Sicher sind Löhne auch Kosten, aber von Löhnen 
werden auch Beiträge gezahlt. Löhne sind Einkom-
men, sind Kaufkraft. Wir Soziakdemokraten wer-
den deshalb die Sozialpartner nicht bevormunden. 
Wir halten die dauernden Mahnungen an die 
Adresse der Gewerkschaften zur lohnpolitischen 
Zurückhaltung für überflüssig. Die Arbeitnehmer 
und ihre Gewerkschaften haben in den vergange-
nen Jahren wirklich genug an gesamtwirtschaftli -
cher Verantwortung gezeigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist doch wirklich ein Hohn, wenn dem Arbeit-
nehmer mit niedrigem Einkommen heute der an-
gebliche Einkommensverzicht von Ärzten als Vor-
bild hingestellt werden soll. Übrigens ist interes-
sant: Aus der ganzen Diskussion wissen wir, daß 
weder Herr Blüm noch Herr Strauß politische Päp-
ste seien. Herr Kollege Blüm, das habe ich auch 
schon vorher gewußt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Geißler 
sitzt jetzt auch auf der Regierungsbank!) 

— Ja, der hat jetzt gerade seine Polemik-Arbeit im 
Adenauerhaus verlassen und ist hierher gekom-
men. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich freue mich, daß er endlich da ist. 

Ich sage Ihnen voraus, daß die deflatorische Poli-
tik dieser Regierung, wenn sie so umgesetzt werden 
sollte wie angekündigt, mindestens 300 000 zusätz-
liche Arbeitslose produzieren wird. Das hat verhee-
rende volkswirtschaftliche und soziale Folgen. Das 
wird weitere Löcher in die Sozialversicherungskas-
sen, aber auch in den Bundeshaushalt reißen. Ich 
sage Ihnen, Herr Bundesfinanzminister: Löcher im 
Haushalt, die durch Ihre Politik entstehen, werden 
wir nicht bereit sein zu stopfen. 

Auch die von Ihnen geforderte Umstrukturierung 
des Haushaltes ist nicht gelungen. Nach Ihren Be-
schlüssen fällt der Investitionsanteil ja sogar hinter 
das zurück, was Graf Lambsdorff — jedenfalls in 
seinem berüchtigten Papier — gefordert hat. Sie 
wollen zwar auf der einen Seite 1,1 Milliarden DM 
mehr ausgeben, streichen aber auf der anderen 
mindestens 600 Millionen DM. Von den 1,1 Milliar-
den DM sind auch eine ganze Reihe windschief: Die 
Bürgschaften sind in Wahrheit gar keine Investitio-
nen, die Hochschulbaumittel sind Abgeltungen von 
Vorauszahlungen. Ich sage Ihnen voraus: Auch die 
globalen Minderausgaben von 800 Millionen DM 
werden Sie bestenfalls bei der Investitionskürzung 
erwirtschaften, so daß unter dem Strich nichts üb-
rig bleiben wird. Ich halte es übrigens wirklich für 
makaber, daß Sie ausgerechnet bei den Bundes-
bahninvestitionen und bei der Fernwärme kürzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen weiter voraus: Sie werden auch 
die Einsparungen von 5,6 Milliarden DM nicht er-
bringen. Ich sage Ihnen voraus, daß das höchstens 
3 Milliarden DM werden. Alles andere ist Reich-
rechnen. Strukturell kommt auch nicht viel dabei 
heraus. Sie selber haben im Haushaltsausschuß er-
hebliche Risiken in Milliardenhöhe eingeräumt. 
Darin waren die Folgen Ihrer Politik noch gar nicht 
enthalten. Deshalb leuchtet es mir sehr ein, Herr 
Bundesfinanzminister, daß Sie auf die Vorlage der 
mittelfristigen Finanzplanung verzichten oder sie 
zumindest verzögern. Ich gebe zu, daß Ihre Beam-
ten belastet waren. Aber Sie müssen heute noch 
sagen, wann Sie die mittelfristige Finanzplanung 
nachreichen werden; denn wir wollen heute oder 
zumindest noch vor der Neuwahl wissen, was Sie 
nach dem 6. März vorhaben. Das können wir näm-
lich aus der mittelfristigen Finanzplanung ablesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nachtragshaushalte sind im übrigen schon ange-
kündigt. Herr Dr. Wörner hat es für seinen Etat 
schon verlangt. Den muß ich übrigens fragen, wie 
das damals gewesen ist, als er behauptet hat, unter 
unserer Regierung sei bei knappen Haushaltsansät-
zen der Nato-Auftrag gefährdet gewesen. Jetzt 
kriegt er 100 Millionen DM weniger, und nun ist gar 
keine Gefährdung mehr da. Auch diesen Wider-
spruch muß der Herr Dr. Wörner hier aufklären. 
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Die Einnahmen aus der bürokratischen Zwangs-

anleihe setzen Sie mit 1 Milliarde DM an. Das ist 
optimistisch. Ich sage Ihnen voraus, Herr Dr. Stol-
tenberg, bei der Fülle der Umgehungsmöglichkeiten 
werden Sie diesen Betrag nicht einnehmen. 

Noch witziger ist, daß Sie behaupten, Sie wollten 
das Aufkommen aus der Zwangsanleihe für das 
Wohnungsbauprogramm verwenden. Ich sehe von 
Ihrem Wohnungsbauprogramm nur knapp 100 Mil-
lionen DM in Ihrem Haushalt bei Gegenrechnung. 
1 Milliarde DM stellen Sie aber in die Einnahme 
ein, d. h. Sie haben schon 900 Millionen DM Vorbe-
lastung für die kommenden Jahre, oder in Wahrheit 
ist schon jetzt die Nettokreditaufnahme um 900 Mil-
lionen DM höher, als Sie sie jetzt ausgewiesen ha-
ben. 

(Löffler [SPD]: Das ist unerhört! Das wider

-

spricht der Haushaltswahrheit! — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Löffler, Ihr Zwischenruf veranlaßt 
mich zu dem Hinweis, daß der clevere Herr Bundes-
finanzminister ganz vergessen hat, die Mehrbela-
stung des Bundeshaushalts aus der Mehrwertsteu-
ererhöhung in Höhe von 250 Millionen DM in sei-
nen Haushalt einzustellen. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Unseriös! 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
komme auf meine Feststellung zurück, daß dieser 
Bundeshaushalt, was die Nachfrageseite der öffent-
lichen Investitionen anlangt, keine beschäftigungs-
wirksamen Auswirkungen hat, daß Sie nicht er-
kennbar gegensteuern. Ich kündige Ihnen heute 
noch einmal in diesem Haus an, was leider gestern 
schon in der Presse gestanden hat, daß wir Sie in 
aller Kürze mit unserem eigenen Beschäftigungs-
haushalt konfrontieren werden. Wir werden unsere 
eigenen Vorschläge machen, und wir werden Ihnen 
dafür auch seriöse Finanzierungsvorschläge ma-
chen. Diejenigen, wie der Herr Kiechle, der gesagt 
hat, das sei alles sozialistisch, ohne es gesehen zu 
haben, werden eines Besseren belehrt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 13 Jahre sind ge

-

nug!) 

Ich sage Ihnen zum Schluß: Uns geht es hier 
heute nicht um Rechthaberei, uns geht es darum, 
daß wir diese große Herausforderung gemeinsam 
bestehen. Das, was wir Ihnen in der übernächsten 
Woche hier in diesem Plenum anbieten werden, ist 
auch ein Angebot an die Regierungskoalition. Wir 
brauchen eine große gesamtgesellschaftliche An-
strengung, um die wirtschafts-, finanz- und sozial-
politischen Herausforderungen bewältigen zu kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hoppe 
[FDP]) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in dem „Welt"-
Interview von letzter Woche gesagt: „Wir müssen 
alle zusammenrücken." Jawohl! Aber dann sorgen 
Sie bitte auch für einen echten Solidarbeitrag derer, 
die von Ihnen nicht belastet werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie dies schaffen, wenn Sie sich unserer gro-
ßen beschäftigungspolitischen Initiative anschlie-
ßen, dann — da bin ich ganz sicher — wird von 
Ihnen manches leichter zu tragen sein als das, was 
Sie heute vorhaben. Deshalb sage ich Ihnen zum 
Schluß folgendes, indem ich Sie zitiere, Herr Bun-
desfinanzminister. Sie haben gesagt: 

Für unsere Industrienation gibt es weder ein 
Zurück zu vergangenen Lebens- und Arbeits-
formen, noch hat es nach den Erfahrungen der 
70er Jahre Sinn, Wirtschaft und Gesellschaft 
noch stärker als bisher verplanen und lenken 
zu wollen. 

Ich sage Ihnen dazu: Eine Wende zurück in die 50er 
Jahre, Herr Bundesfinanzminister, ist für uns erst 
recht keine Alternative. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen. 

(Zurufe von der SPD: Kabelix! — Ein Schil

-

ling macht noch keine Mark!) 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Walther, 
Sie haben hier eben in Ihrer Rede den Vorwurf 
eines Nachrichtenmagazins wiederholt, der gegen 
mich wegen Verfilzung meines heutigen Amtes als 
Postminister mit der Tätigkeit, die ich bis zu dieser 
Zeit ausgeübt habe, erhoben wurde. Der Vorwurf 
besteht aus zwei Teilen. 

(Zuruf von der SPD: Noch schlimmer!) 

Der erste Vorwurf bezieht sich darauf, daß ich im 
Jahre 1980 an der Gründung einer Kabel-Gesell-
schaft beteiligt gewesen bin. 

(Zurufe von der SPD: Aha! — Weiterer Zu

-

ruf von der SPD: Stimmt das?) 

— Sicher. Vielleicht lassen Sie mich aussprechen. 
Ich glaubte, daß gerade bei Ihnen ein Informations-
bedürfnis besteht. Dem möchte ich hier nachkom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU: — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wollen die nicht! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Holzen wollen 

sie!) 

Dazu möchte ich folgendes sagen: Durch die re-
striktive Politik der Deutschen Bundespost war es 
verschiedenen Bundesländern nicht möglich, daß 
ihre Verkabelungswünsche durch die Bundespost 
erfüllt worden sind. Nach § 2 des Anlagengesetzes 
ist dann, wenn sich die Deutsche Bundespost nicht 
in der Lage sieht, Verkabelungen durchzuführen, 
dies von Dritten möglich zu machen. Da diese Un-
ternehmungen, lauter kleine mittelständische 
Handwerksbetriebe, 

(Zuruf von der SPD: Nixdorf!) 

nicht in der Lage gewesen sind, den juristischen 
und technischen Sachverstand zu mobilisieren, um 
diese gesetzliche Möglichkeit auszunutzen, diese 
Unternehmen aber in ihrer Existenz bedroht waren, 
habe ich, nachdem sie sich an mich gewandt hatten, 
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gesagt: Dann schließt euch zusammen. Ich habe an 
dieser Gründungsversammlung teilgenommen und 
mich mit einem Anteil von 5% — damit ich nicht 
nur ein Redner bin, sondern auch etwas tue — an 
dieser Gesellschaft beteiligt. 

(Beifall und Bravo-Rufe bei der CDU/ 
CSU) 

Diese Gesellschaft hat einen Beirat, dem angehö-
ren: Vertreter des Deutschen Industrie- und Han-
delstages, der Arbeitsgemeinschaft selbständiger 
Unternehmer, des Deutschen Handwerkstages — 
weil dies ein allgemeines Interesse gewesen ist, da-
mit die Wirtschaft überhaupt wieder in die Lage 
käme, eine solche Aufgabe durchführen zu kön-
nen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich habe, um allen Verdächtigungen, die in ir-
gendeiner Weise kommen könnten, schon im An-
satz unmöglich zu machen, diesen Anteil, bevor ich 
das Amt des Bundespostministers übernommen 
habe, an eine dritte Firma verkauft. Dieser Anteil 
hat nichts mehr mit mir zu tun. 

(Zuruf von der SPD: Was hat der Verkauf 
gebracht?) 

— Der Verkauf hat genau das gebracht, was ich ein-
gebracht hatte, nämlich 50 000 DM. Ich habe in der 
Zwischenzeit aber keine Verzinsung gehabt; denn 
diese Gesellschaft war leider, auf Grund der 
Schwierigkeiten, die wir bisher in der Bundesrepu-
blik gehabt haben, nicht mit einer einzigen Mark 
profitabel. Nur damit Sie das wissen: keine Mark 
mehr. 

Ich möchte nur noch betonen, daß nach Bundes-
gesetz für Bundesminister der Verkauf von irgend-
welchen Gesellschaftsanteilen nicht vorgeschrieben 
ist. Ich habe es dennoch getan, um jedem Verdacht 
auszuweichen. Die Folge haben Sie eben gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundespostmi-
nister, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Scheer? 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ich möchte zunächst 
meine Begründung geben. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Bitte sehr. 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen: Der zweite Vorwurf 
richtet sich gegen die Firma, die ich seit 25 Jahren 
zusammen mit meiner Frau als Familienbetrieb lei-
te. Ich bin Geschäftsführer der „Accumulatorenfa-
brik Sonnenschein" gewesen. Ich war unternehme-
risch tätig. Ich habe das Unternehmen von 1957 bis 
1982 geleitet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Trotz dieser Re

-

gierung!) 

Diese Geschäftsführertätigkeit dürfte jedem be

-

kannt gewesen sein. Ich wüßte auch nicht, daß es in 

der Bundesrepublik Deutschland als freiem Land 
verboten ist, sich als Unternehmer zu betätigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich wüßte auch nicht, daß man als jemand, der 
unternehmerisch tätig gewesen ist, dann, wenn 
man sich politisch betätigt und ein Amt übernimmt 
und das, was das Bundesgesetz vorschreibt, tut, 
nämlich seine Geschäftsführertätigkeit niederlegt, 
offensichtlich dennoch als nicht geeignet angese-
hen wird, ein Amt in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu übernehmen. Ich wüßte nicht, worauf das 
zurückzuführen ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich habe dies getan und folgerichtig mein Amt als 
Geschäftsführer niedergelegt. 

Es wird jetzt gesagt: Diese Firma hat auch Bezie-
hungen zur Deutschen Bundespost. Meine Damen 
und Herren, ich möchte Ihnen eines sagen. Ein Un-
ternehmen wie die Deutsche Bundespost, das auf 
allen Gebieten tätig ist, hat vielfältigste Beziehun-
gen zu verschiedensten Firmen. So hat auch die 
Firma „Sonnenschein" seit 20 Jahren einen be-
stimmten Anteil, der heute 5% ihres Umsatzes aus-
macht, an die Deutsche Bundespost geliefert. Diese 
Aufträge werden in einem jährlichen Einkaufswett-
bewerb in der ganzen Branche ausgeschrieben; 
dann erteilt die Bundespost ihre Aufträge. Dieses 
Ausschreibungsverfahren ist bisher einwandfrei ge-
laufen. Ich möchte in diesem Zusammenhang sa-
gen: Ich hatte auch damals, als die SPD den Postmi-
nister stellte, und ich die Politik der Bundesregie-
rung angegriffen hatte, keinen Anlaß, Sorge zu ha-
ben, daß die Beamten der Deutschen Bundespost 
ihrer' Pflicht nicht genügten und die Ausschreibun-
gen etwa nicht ausschließlich nach Preis und Quali-
tät beurteilten. Es wird wohl auch in Zukunft so 
sein, daß die Beamten das gleiche tun, was sie bis-
her getan haben, nämlich ohne Rücksicht auf politi-
sche Stellungnahmen des Bundespostministers 
oder anderer dieser ihrer Aufgabe zu genügen. 

Ich möchte Sie also bitten, zum einen zu sagen, ob 
nach dem Gesetz in irgendeiner Weise etwas falsch 
gelaufen ist, so daß ich etwas versäumt hätte, und 
zum zweiten etwas dazu zu sagen, ob es in diesem 
Lande etwa nicht mehr erlaubt ist, als Unternehmer 
erfolgreich tätig zu sein, Arbeitsplätze zu schaffen, 
Steuern zu zahlen und später im Gefolge politischer 
Tätigkeit als Postminister ein Amt zu überneh-
men. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der ,,Spiegel"-Artikel scheint doch eine be-
achtliche Wirkung erzeugt zu haben, wenn der Herr 
Bundeskanzler sich hier extra um zwei Zwischen- 



7678 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 

Paterna 
fragen bemüht, um dem neuen Postminister zu 
Hilfe zu eilen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Er hat diese Art 
von Verleumdung gleich am Anfang wider

-

legt!) 

Nun fällt es mir etwas schwer, Herr Kollege 
Schwarz-Schilling, 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: ... anständig zu 
sein! Ja, genau!) 

hier über diese Vorgänge zu diskutieren, wo natür-
lich die Gefahr besteht, einen politischen Gegner an 
seiner persönlichen Glaubwürdigkeit anzukratzen. 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Warum sagen 
Sie eigentlich nicht „an der Ehre", Herr 

Kollege?) 

— Herr Bundeskanzler, ich komme gleich darauf. 
Ich habe hier u. a. die Verhaltensregeln des Deut-
schen Bundestages in der Hand. Daraus werde ich 
Ihnen gleich einmal etwas zitieren. Natürlich darf 
in einem freien Land jemand als Unternehmer tätig 
sein. Wenn er als Unternehmer tätig war, darf er 
auch Regierungsgeschäfte übernehmen. Ob er na-
türlich so nahtlos von der „Projektgesellschaft Ka-
belkommunikation" ausgerechnet in das Postmini-
sterium gehen muß — wir hätten ja nichts gesagt, 
wenn er Familienminister geworden wäre —, ist 
schon eine andere Frage. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Schämen Sie sich!) 

Mir scheint weniger die Betätigung in der Firma 
mit dem so außerordentlich alternativen Namen 
„Sonnenschein" als die Betätigung in der „Projekt-
gesellschaft Kabelkommunikation" von Interesse 
zu sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nun würde ich doch empfehlen, Herr Kollege 
Haase, einen Augenblick zuzuhören, 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Hauptleh

-

rer!) 

weil ich Ihnen jetzt nämlich etwas sage, was Sie 
noch nicht wissen. Vielleicht nehmen Sie dann dazu 
Stellung. 

Der Herr Kollege Schwarz-Schilling war Vorsit-
zender der Enquete-Kommission „Neue Informa-
tions- und Kommunikationstechniken". Bei der 
Durchsicht meiner Unterlagen stellte ich verblüfft 
fest, daß als sogenannte Sachverständige genau 
diese PKK — mit einer ordentlichen Kommissions-
drucksachennummer versehen — in der Kommis-
sion meinungsbildend tätig gewesen ist, ohne daß 
ich als Stellvertreter von dieser doch immerhin in-
teressanten Verquickung unternehmerischer und 
politischer Tätigkeit irgend etwas gewußt habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich finde, das ist durchaus ein beachtenswerter 
Fall. Daß es dem Ansehen des Parlaments sehr 
dienlich ist, wenn Technologiefolgeabschätzungen, 
die gerade in diesem Punkte in einer höchst verant-
wortlichen Weise geleistet werden müssen, von Ab-
geordneten durchgeführt werden, die am Ergebnis 

einer solchen Untersuchung ein unmittelbares wirt-
schaftliches Interesse haben, wird man doch zumin-
dest bezweifeln dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann muß ich Sie auf einen anderen Punkt auf-
merksam machen. Ich war auf diese Debatte nicht 
vorbereitet, ich habe also jetzt überhaupt keine Un-
terlagen bei mir, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

aber wenn mich mein Gedächtnis nicht trügt, dann 
ist es hilfreich, einmal die Protokolle des Wirt-
schaftsausschusses aus dem Jahre 1981 und von 
Mai 1982 nachzulesen. Da gibt es nämlich auch 
einen interessanten Vorgang. Der Wirtschaftsaus-
schuß hat das Monopolgutachten, das Sondergut-
achten zur Rolle der Deutschen Bundespost in An-
wesenheit des Professors Kanzenbach erörtert. 
Wenn man dann einmal eines der Protokolle durch-
guckt, wer sich an dieser Debatte beteiligt hat, dann 
stellt man fest, daß es drei Personen sind: der Abge-
ordnete Schwarz-Schilling sechsmal und die beiden 
anderen zusammen dreimal. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ja und? Was 
soll denn das?) 

Wenn ich all das aufliste, was er dort von der 
Bundesregierung über die Unternehmenspolitik 
der Deutschen Bundespost — Offenlegung der 
kurzfristigen Verkabelungspläne, Offenlegung der 
langfristigen Verkabelungspläne — hat wissen wol-
len, dann habe ich im Licht der neuen „Spiegel"-
Erkenntnisse gedacht: Wenn ich Mitglied der PKK 
wäre, dann wüßte ich wahrlich auch sehr gerne, was 
der Abgeordnete Schwarz-Schilling im Wirtschafts-
ausschuß alles aus der Bundesregierung herausge-
fragt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn dann der gleiche Abgeordnete Schwarz-Schil-
ling höchstpersönlich auch noch einen langen An-
trag in diesem Wirtschaftsausschuß einbringt, 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Müssen wir 
das eigentlich ertragen, diese Schweine

-

rei?) 

in dem die Bundesregierung zur Offenlegung all 
dieser Planungen und zu Überprüfungen ihrer bis-
herigen Genehmigungspraxis aufgefordert wird, 
dann, meine Damen und Herren, scheint mir dies 
schon beachtlich zu sein. 

Jetzt möchte ich Ihnen zu dem, was ich Ihnen 
berichtet habe, einmal aus den Verhaltensregeln 
für Mitglieder des Deutschen Bundestages — mit 
Genehmigung des Präsidenten — zitieren: 

(Broll [CDU/CSU]: Aber richtig bitte!) 

1. Jedes Mitglied des Bundestages hat seinen 
Beruf einschließlich der Personen, Firmen, In-
stitutionen oder Vereinigungen, für die es be-
ruflich tätig ist, genau anzugeben. 

— Wenn wir diese Debatte schon führen, dann 
wüßte ich gern, ob das in diesem Punkte geschehen 
ist. — In Nr. 9 heißt es: 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 	7679 

Paterna 

Jedes Mitglied des Bundestages, das beruflich 
oder auf Honorarbasis mit einem Gegenstand 
beschäftigt ist, 

— hören Sie gut zu — 

der  in einem Ausschuß des Bundestages zur 
Beratung ansteht, hat als Mitglied dieses Aus-
schusses vor der Beratung 

— vor der Beratung!  — 

seine  Interessenverknüpfung offenzulegen, so-
weit sie nicht aus den Angaben nach Nummer 1 
ersichtlich ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit es keine Interpretationsschwierigkeiten gibt, 
haben die klugen Väter dieser Verhaltensregeln 
auch noch eine Nr. 11 geschaffen. Dort heißt es: 

In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bundes-
tages verpflichtet, durch Rückfragen beim Prä-
sidenten bzw. beim Präsidium sich über die 
Auslegung der Bestimmungen zu vergewis-
sern. 

Ob hier nicht zumindest Zweifelsfragen sicher sind, 
meine Damen und Herren: Ich glaube, daß wir in 
diesem Punkte gar nicht einmal verschiedener Mei-
nung sein müssen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn es also schon der Regierungssprecher für 
angebracht hält, die unternehmenspolitischen Akti-
vitäten des neuen Bundespostministers 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sollten 
sich schämen!) 

zu bewerten, dann muß das natürlich auf dem Hin-
tergrund der Kombination unternehmerische Tätig-
keit und Abgeordneter des Deutschen Bundestages, 
die er hier in den zurückliegenden Jahren entfaltet 
hat, geschehen. Dann ist eben diese Geschichte En-
quete-Kommission und Wirtschaftsausschuß in 
Kombination mit den Anteilen an der Projektgesell-
schaft Kabelkommunikation sehr interessant. 

Dann fällt ja auch auf — das soll mein letzter 
Hinweis sein —, daß dieser Minister eine enorme 
Öffentlichkeitsarbeit entfaltet hat. 

(Walther [SPD]: Das kann man wohl sa

-

gen!) 

In allen Zeitungsartikeln kommen eigentlich immer 
nur zwei Punkte vor, nämlich Kabel und Medienpo-
litik. Kabel ist klar, warum. Medienpolitik ist nicht 
klar, denn dafür haben wir hier überhaupt keine 
Zuständigkeit. Ich bin sehr gespannt, was die Län-
der der neuen Bundesregierung an Nachhilfeunter-
richt über politische Zuständigkeiten in diesem 
Lande erteilen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

(Oh-Rufe bei der SPD — Jungmann [SPD]: 
Es scheint ja was dran zu sein! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Paterna, ich will zunächst Ihre Frage beantworten, 
warum ich mich vom Platz aus als Abgeordneter 
gemeldet habe, und ich will auch gleich sagen, 
warum ich jetzt hier spreche. 

Ich halte es für völlig unerträglich, 

(Zurufe von der SPD) 

daß die Ehre eines Kollegen aus der Bundesregie-
rung und meiner Fraktion hier angegriffen wird, 
ohne daß ich mich zu diesem Kollegen stelle. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich kann sehr wohl ver-
stehen, daß die erste Aussprache über den neuen 
Haushalt — und das ist selbstverständlich das 
Recht der Opposition,  ja,  die Pflicht der Opposition 
— auch in Kritik und scharfen Angriffen auf die 
Regierung besteht. Nur, meine Damen und Herren, 
wenn dieser Auftakt bedeuten soll, daß Sie statt 
Kritik persönlich Kollegen, 

(Oh-Rufe bei der SPD) 

die in diesem Hause durch viele Jahre ihre Pflicht 
getan haben, in ihrer Ehre treffen wollen, werden 
wir darauf zu antworten wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich stelle folgendes fest: 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Erstens. Der Kollege Christian Schwarz-Schilling 
hat vor seiner Ernennung und Berufung in das Amt 
des Bundespostministers mir über das Bericht er-
stattet, was heute hier Gegenstand der Debatte ist, 
auch Gegenstand seiner Erklärung. Er hat darauf 
hingewiesen, daß er in diesem Bereich unternehme-
risch tätig war. Im übrigen brauchte ich diese Er-
klärung nicht. Ich weiß von seinem Tätigsein in die-
sem Bereich seit vielen Jahren, und jeder Kollege 
in diesem Haus, der sich auf diesem Feld bewegt 
hat, weiß das natürlich auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Zweitens. Der Bundesminister Christian Schwarz

-

Schilling hat völlig korrekt gehandelt, indem er sich 
aus seiner Firma zurückgezogen hat. Ich kann kei-
nen Hinderungsgrund für die Berufung eines Bun-
desministers darin erkennen, daß er 25 Jahre hin-
durch unternehmerisch erfolgreich tätig war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, meine Damen 
und Herren in der SPD — und das sage ich Ihnen 
nun als Vorsitzender der CDU Deutschlands —: So-
lange es uns in der Bundesrepublik gibt, werden wir 
nicht zulassen, daß Sie darüber entscheiden, ob je-
mand aus dem freien Beruf und aus unternehmeri-
scher Tätigkeit Politik treiben kann. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Anhaltende Zurufe von der 

SPD) 

Drittens. Ich stelle fest, daß der Bundesminister 
Christian Schwarz-Schilling sich, ohne durch die ge- 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
setzlichen Regelungen dazu gezwungen zu sein, von 
seinem 5 %igen Anteil an dieser Gesellschaft vor 
seiner Berufung getrennt hat. 

Meine Damen und Herren, wer nach einem sol-
chen Sachverhalt in einer solchen Weise hier 
spricht, 

(Zuruf des Abg. Kühbacher [SPD] sowie 
weitere Zurufe von der SPD) 

wie es eben hier durch zwei Kollegen der SPD 
geschehen ist, dessen Ziel ist es nicht, daß er der 
Wahrheit und der Sauberkeit im öffentlichen Leben 
dienen will, sondern er will die Ehre des politisch 
Andersdenkenden treffen, und dagegen wehre ich 
mich. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Anhaltende Zurufe von der 

SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Ehmke. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der hat es nötig! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Ehmke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, 
ich glaube nicht, daß Sie Ihrer Regierung oder dem 
Kollegen Schwarz-Schilling durch diese erregte Äu-
ßerung einen Dienst erwiesen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß Ihnen sagen, hier hat der Kollege Paterna 
in völliger Ruhe eine Frage aufgeworfen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ach ja! — Ganz 
harmlos! — Ach je! — Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]: Eine ehrabschneiderische 

Frage!) 

die Frage nämlich, ob ein Konflikt zwischen wirt-
schaftlicher Tätigkeit und Politik, wie er immer 
wieder vorkommen kann 

(Sick [CDU/CSU]: Heuchler!) 

— es gibt überhaupt keinen Grund, das zu dramati-
sieren, wie Sie das mit Ihren Zwischenfragen und 
mit Ihrer Rede getan haben —, 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Sie haben es nö

-

tig!) 

entsprechend den Regeln des Bundestages gelöst 
worden ist. Nun wollen wir das doch einmal in Ruhe 
dem Präsidium, nachdem ihm das zur Kenntnis ge-
kommen ist, überlassen. Dabei schauen wir auch 
noch einmal ins Ministergesetz. Jedenfalls können 
Sie dieser Prüfung nicht dadurch aus dem Wege 
gehen — damit täten Sie dem Kollegen Schwarz-
Schilling auch gar keinen Gefallen —, daß Sie sich 
hier hinstellen und als Kanzler herunterdonnern, 
die Opposition dürfe diese Frage nicht stellen. So 
geht es mit dieser Opposition nicht! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Ich weiß bereits, daß Sie gegenüber personalpoli

-

tischer Kritik sehr empfindlich sind, selbst dann, 

wenn es um hohe Maßstäbe, wie etwa den Eid, 
geht. 

Sehen Sie, Herr Bundeskanzler, vielleicht würden 
Sie verstehen, daß wir diese Frage hier stellen, 

(Sick [CDU/CSU]: Heuchler!) 

wenn Sie sich selbst einmal die Frage beantworten, 
was wohl in solchen Fällen wie denen, die wir bei 
dieser Regierung beanstandet haben, los wäre, 
wenn es sich um Sozialdemokraten handelte. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Was alles haben Sie da an Maßstäben angelegt! 

Darum weise ich das, was Sie, Herr Bundeskanz-
ler, hier gemacht haben, zurück. So geht das im 
Umgang mit der Opposition nicht! Im übrigen bin 
ich der Meinung, wir lassen das Präsidium die 
Frage prüfen und kehren jetzt zur Haushaltsde-
batte zurück. — Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, dies war die Hervorhebung eines Punktes, 
der sich aus der Debatte ergeben hatte. Ich habe 
nach der Geschäftsordnung Redner und Gegenred-
ner dazu das Wort erteilt. Ich denke, wir können 
jetzt zur Aussprache zurückkehren. 

Bevor ich aber das Wort weitergebe, erteile ich 
dem Kollegen Sick einen Ordnungsruf, weil er eben, 
für mich vernehmbar, dem Redner das Wort 
„Heuchler" zugerufen hat. 

(Pfui-Rufe von der SPD — Gegenrufe von 
der CDU/CSU) 

Als nächster Redner hat — — 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU und der 
SPD) 

— Meine Damen und Herren, wollen Sie den Ord-
nungsruf kritisieren? — Offenbar nicht; dann er-
teile ich als nächstem Redner dem Abgeordneten 
Hauser (Krefeld) das Wort. 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das, was wir hier gerade 
erlebt haben, ist für mich als mittelständischer Un-
ternehmer in besonderer Weise bedrückend. Ich 
habe hier zur Kenntnis nehmen müssen, daß jeder, 
der in diesem Staat politische Verantwortung über-
nimmt, in der Gefahr steht, von den Sozialisten dif-
famiert zu werden, wenn er nicht Funktionär gewe-
sen ist 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

oder nicht direkt von der Hochschule, ohne sonst 
etwas Gescheites getan zu haben, in die Politik ein-
steigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen werde ich nicht versäumen, in Zukunft 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit meinen mittel-
ständischen Kollegen diese Szenerie, die sich hier 
heute ergeben hat, zur Kenntnis zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Hauser (Krefeld) 
Meine Damen und Herren, der Herr Kollege Wal-

ther sollte ja zum Haushalt sprechen 

(Zuruf von der SPD: Hat er!) 

und hat einen ersten Vorgeschmack auf das gege-
ben, was an Diffamierungspotential heute bereits 
bei den Sozialisten für den kommenden Wahlkampf 
angesammelt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, was hier an polemischen Diffamierungen und 
an Dreckschleuder vorgeführt worden ist, hat mit 
der Haushaltsberatung überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zuruf von der SPD: Das 
ist ungeheuerlich!) 

— Ich weiß, daß Ihnen das nicht paßt. Ich weiß 
auch, daß es Ihnen nicht paßt, wenn wir in dieser 
Haushaltsberatung zunächst einmal klarstellen, auf 
welchem Hintergrund und aus welcher Vergangen-
heit dieser Haushalt hier heute beraten werden 
muß. 

(Kühbacher [SPD]: Sie sind ja ein Soziali

-

stenfresser!) 

— Daß Sie anderer Ansicht sind als wir, ist an sich 
nicht erstaunlich. Aber daß Sie nicht bereit sind, 
einmal das geistige und materielle Trümmerfeld, 
das Sie uns hinterlassen haben, mit uns zu diskutie-
ren, 

(Zurufe von der SPD) 

und nicht bereit sind, über Soll und Haben und über 
Kosten und Ertrag Ihrer 13jährigen Politik hier zu 
diskutieren, entlarvt Sie als diejenigen, die offenbar 
immer noch nicht begriffen haben, was sie diesem 
Staat angetan haben und was sie seinen Bürgern 
schuldig waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Sie sind auf dem Weg zurück in Ihre bekannte 
Neinsagehaltung aus den 50er Jahren. Sie mögen 
mit dieser Methode Randgruppen, Systemverände-
rer und andere überzeugen können, aber den Bür-
ger in unserem Staat überzeugen Sie damit nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Sie haben unseren Bürgern zu Beginn Ihrer Re-
gierungstätigkeit einen Garten Eden versprochen. 
Aber Sie haben ein gesellschafts- und sozialpoliti-
sches, ein wirtschafts- und finanzpolitisches Trüm-
merfeld hinterlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Hauser, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Roth? 

Roth (SPD): Sie haben gerade vom wirtschaftspo-
litischen Trümmerfeld gesprochen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU) 

Können Sie mir erklären, warum Sie den Architek

-

ten des wirtschaftspolitischen Trümmerfeldes, Graf 

Lambsdorff, in die neue Regierung übernommen 
haben? 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Herr Kollege Roth, 
diese Frage hat mir schon ein anderer Kollege Ih-
rer Fraktion bei der Aussprache über die Regie-
rungserklärung gestellt. Das scheint bei Ihnen eine 
stereotype Frage zu sein, die Sie immer wieder an-
bringen, wenn Ihnen nichts Besseres einfällt. 

(Roth [SPD]: Wie heißt das Wort? — Gegen

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe gesagt, das scheint bei Ihnen eine ste-
reotype Frage zu sein, die Sie immer wieder anbrin-
gen, wenn Ihnen nichts Besseres einfällt. 

Ich habe Ihnen schon letztens gesagt, daß Mini-
ster Graf Lambsdorff noch in den letzten Monaten 
versucht hat, das Schlimmste zu verhindern, 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD) 

aber durch Sie daran gehindert worden ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Hauser, 
entschuldigen Sie bitte, daß ich Sie wieder frage; 
nach der Geschäftsordnung muß ich das tun. Erlau-
ben Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Löffler? 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Herr Präsident, da 
ich eine beschränkte Redezeit habe, habe ich nicht 
vor, auf weitere Zwischenfragen zu antworten. 

(Zuruf von der SPD: Lesen Sie weiter, Herr 
Kollege!) 

— Sehr freundlich. Ich will Ihnen mal etwas sagen: 
Wenn Sie so viele freie Reden halten wollten, wie 
ich es tue, dann müßten Sie noch viel dazulernen. 
Merken Sie sich das. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Ihre Politik hat in der 
Bundesrepublik Deutschland eine tiefe Depression 
hinterlassen. Dieses Resultat stellt sich heute in 2 
Millionen Arbeitslosen dar. 1969 hatten wir noch 
0,9 %, heute jedoch 7,9 % Arbeitslose. Die öffentli-
chen Finanzen sind zerrüttet. Ein finanzpolitischer 
Kollaps stand beim Regierungswechsel unmittelbar 
bevor. Sie haben es geschafft, die Staatsschuld von 
45,4 auf über 300 Milliarden DM zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren, weil Sie das Geld ver-
tan haben, ist der soziale Friede in Gefahr. Rück-
schritt, Verwirrung und Mutlosigkeit traten an die 
Stelle von Wachstum und Zuversicht. 

2 500 Konkurse gab es im Jahr 1971. Im Jahr 1981 
hatten wir im Vergleich dazu über 12 000 Konkurse. 
In diesem Jahr sind leider 15 000 zu erwarten. Al-
lein durch diese Konkurswelle sind in einem Jahr 
300 000 Arbeitsplätze durch Ihre Politik unwieder-
bringlich verlorengegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Versagen hat unseren einst grundsoliden Staat 
zutiefst erschüttert. 

(Lachen bei der SPD) 

Als 1969 Willy Brandt mit der propagandistischen 
Verheißung „Wir schaffen das moderne Deutsch- 
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land" sich an die Wähler wandte, tat er es in einer 
Art und Weise, daß mancher Unbefangener hätte 
meinen können, die Bürger dieses Staates hätten 
nach 1945 aus den Trümmern ein unmodernes, ein 
veraltetes Deutschland aufgebaut, ein Deutschland, 
das nur darauf wartete, von Ihnen umgestülpt und 
endlich zu den hehren Fleischtöpfen geführt zu 
werden. Es war kein falsch und veraltet aufgebau-
tes Deutschland, sondern es war ein gesundes, ein 
soziales Land, das Sie 1969 übernommen haben. 
Aber heute zeigt sich, daß Politik, die auf Täu-
schung aufbaut, zur Enttäuschung führen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die euphorisch gefeierte Reformpolitik Willy 
Brandts hatte eine verheerende Verschlechterung 
der Rahmenbedingungen unserer Volkswirtschaft 
zur Folge. Ihre Umverteilungsideologie, geboren 
aus einer Mischung von sozialistischem Sendungs-
bewußtsein und schlichtem Neid, war die Grund-
lage dieser Politik. 

(Zurufe von der SPD) 

Konsum statt Investition — dieses Konzept hat sich 
als Irrglaube entlarvt. 

(Glos [CDU/CSU]: So ist es!) 

Unsere Volkswirtschaft bezahlte dies mit einem 
schweren Substanzverlust, der sie gegenüber den 
weltwirtschaftlichen Verwerfungen der Ölpreisex-
plosion und den Folgen der Inflationsbekämpfung 
in den USA schwächer werden ließ. Was jeder ver-
nünftige Hausvater tut: Vorsorge für schlechte Zei-
ten treffen — die SPD hat es verhindert. Der Aus-
zehrungsprozeß begann in den Betrieben, dann in 
den Staatskassen, und schließlich traf er den Bür-
ger. Seit 1980 nehmen die Realverdienste ab; wir 
leben seitdem von der Substanz. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Hauser, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Löffler? 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Ich habe schon ge-
sagt, daß ich meine Redezeit ausnutzen möchte. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Gilt das generell für 
Ihre Rede? 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Das gilt generell; 
ja. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Danke sehr. 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Es gibt sichtbare 
Wegmarken dieser Fehlentwicklung. 1971 bejubelte 
der Steuerparteitag der SPD die Forderung, die Be-
lastbarkeit der Wirtschaft zu testen. Die öffentliche 
Armut sollte zu Lasten des privaten Reichtums be-
seitigt, der öffentliche Korridor sollte erweitert wer-
den. Umfangreiche Steuererhöhungen waren ge-
plant. 

Ich sage hier der Fairneß halber, daß es zwei Ver-
antwortliche gab, die den verhängnisvollen Weg er-
kannt und persönliche Konsequenzen gezogen ha-
ben, nämlich Alex Möller und Karl Schiller. In dem 

Buch des Bundesfinanzministers „Genosse Gene-
raldirektor" heißt es: 

Mein Rücktritt soll ein Signal zur Besinnung 
sein. Ich wollte, daß Solidität und Stabilität als 
die beiden Grundforderungen deutscher Innen-
politik beachtet werden. 

Ein Jahr später sagte Prof. Dr. Karl Schiller bei sei-
nem Rücktritt: 

Ich bin nicht bereit, eine Politik zu unterstüt-
zen, die nach außen den Eindruck erweckt, die 
Regierung lebe nach dem Motto: Nach uns die 
Sintflut. 

(Beifall des Abg. Haase [Kassel] [CDU/ 
CSU]) 

Genau dies haben Sie getan, und heute steht uns 
die Sintflut bis zum Hals. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Glos [CDU/ 
CSU]: Wo sind die Schuldigen?) 

Aber diese beiden Männer hatten gegen den 
Wind gesprochen. Helmut Schmidt als damaliger 
Vorsitzender der SPD-Langzeitkommission erhob 
die Forderung, den Staatsanteil 1985 auf 45 % anzu-
heben, eine Forderung, die wir im „Orientierungs-
rahmen '85" der SPD wiederfinden. Aber auch hier 
hat die prophetische Gabe des früheren Bundes-
kanzlers versagt. 

(Löffler [SPD]: Wer kann dem Kollegen 
Hauser sagen, daß er jetzt zur Regierungs

-

koalition gehört?) 

Denn in Wirklichkeit schaffte er es, diesen Staats-
anteil bis 1981 auf 49 % ansteigen zu lassen. Meine 
Damen und Herren, lieber Kollege Löffler, alle, die 
da sagten, daß wir hier einen falschen Weg gingen, 

(Löffler [SPD]: Sie haben die falsche Rede 
gegriffen!) 

wurden von Ihnen als Panikmacher diffamiert — 
bis in den letzten Bundestagswahlkampf hinein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, rückläufige Konjunktur 
und ansteigende Schulden führten zum bekannten 
Dauerstreit in der alten Koalition. Ich höre noch die 
Warnungen unseres Kollegen Hoppe vor der ticken-
den Zeitbombe 

(Glos [CDU/CSU]: So ist es!) 

und die beschwörenden Appelle der Kollegen Gen-
scher und Lambsdorff. 

Die SPD jedoch war nicht bereit, ihre Politik zu 
ändern. Als vorläufiger Höhepunkt dieser Entwick-
lung muß der hier auch in einem anderen Zusam-
menhang schon einmal erwähnte Münchener Par-
teitag vom Frühjahr dieses Jahres angesehen wer-
den. Meine Damen und Herren, er stellt die logische 
Folge einer Entwicklung dar, die mit der Gummifor-
mulierung des Godesberger Grundsatzprogramms 
1959 beginnt, die da lautet: So viel Markt wie mög-
lich, so viel Staat wie nötig. Dies zieht sich wie ein 
roter Faden durch ihre Politik. Mehr Staat, Umver-
teilung und Umgestaltung unserer Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung — das sind die beherr- 
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schenden Ziele im Orientierungsrahmen '85, im 
Langzeitprogramm von 1976. Programme zur Struk-
turpolitik und zur Investitionslenkung von 1977 und 
1979 sind ebenfalls Ausdruck dieser Haltung. Meine 
Damen und Herren, die Marschierer in die System-
veränderung waren alle immer auf dem Marsch. 
Daß sie ihr Ziel noch nicht erreicht haben, liegt dar-
an, daß auch in unserer Bevölkerung inzwischen 
deutlich geworden ist, daß dies ein Weg in die fal-
sche Richtung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Wir werden dazu beitragen, daß diese Erkenntnis 
im Bewußtsein unserer Bürger nie verlorengeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Auf diesem Parteitag in München haben Sie In-
vestitionsmeldestellen, Investitionsauflagen, Struk-
turräte und Strukturfonds beschlossen. Um das al-
les etwas zu verniedlichen, sagen Sie jetzt, daß Sie 
dies noch einmal überprüfen wollten. Was heißt 
denn hier: überprüfen wollen? Der Parteivorstand 
hat diesen Beschluß, der in Wirklichkeit gar nicht 
ernst zu nehmen ist, lediglich im Blick auf den 
damaligen Koalitionspartner gefaßt. Sie haben doch 
gar nichts zu überprüfen. Denn der Parteitag hat 
das als die politische Zielmarke der Sozialdemokra-
ten beschlossen. Das ist nach einer langen Diskus-
sion unter Einschluß all derer geschehen, die hier in 
diesem Hause ständig das Gegenteil behaupten, 
einschließlich des früheren Bundeskanzlers. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Ihre Antwort auf 
volkswirtschaftliche Probleme lautet nicht: mehr 
Leistung; Ihre Antwort lautet: mehr Staat und mehr 
Umverteilung. Dies wird auch in Ihren öffentlichen 
Kampagnen der letzten Jahre deutlich. Sie haben 
Kernbereiche unserer sozialen Marktwirtschaft 
durch bewußte Begriffsverwirrung in Frage gestellt. 
Aus Leistung wurde Ellenbogengesellschaft, aus 
Unternehmern wurden Ausbeuter, aus Gewinn 
wurde Profit, aus Verbrauch wurde Konsumterror, 
Eigentum wurde zum kleinbürgerlichen Vorurteil 
abgestempelt, und aus Sparsamkeit wurde Kaputt- 
und Totsparen gemacht. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Als die deutsche Wirtschaft auf diese Kampagnen 
verunsichert reagierte, zeigten Sie sich erstaunt. Ei-
gentlich hätten Sie wissen müssen, was aus einer 
solchen Politik an Früchten erwachsen kann. Sie 
haben bis heute nicht erkannt, daß Sie für die gei-
stigen Ursachen dieser Krise verantwortlich sind. 
Deshalb stehen wir heute hier an einem Scheidewe-
ge, wenn wir den Staat als Gemeinwesen unserer 
Bürger nicht weiter vergiften wollen. Der Beschluß 
des SPD-Parteivorstandes vor wenigen Wochen erst 
zeigt deutlich, daß Sie Ihre alte Masche, die seman-
tische Verfälschung, unbeirrt fortsetzen, wenn Sie 
feststellen: Setzen sich dagegen die neokonservati-
ven Strategien der CDU-geführten Bundesregie-
rung durch, beginnt der Marsch in die Depression. 

Meine Damen und Herren, Sie haben damit 
schon wieder eine Falschmeldung in die Welt ge-
setzt. Denn es geht nicht um die Frage, ob wir einen 
Marsch in die Depression antreten. Wir sind durch 
Sie mitten in die Depression hineingebracht wor-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Aufgabe hier und heute ist, diesen Staat 
wieder aus der Depression herauszuführen in eine 
vernünftige und gesunde Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, volkswirtschaftliche 
Daten zeigen das Ausmaß der Krise. Von 1970 bis 
1981 nahm das Bruttosozialprodukt um 128,1 % zu. 
Das Steueraufkommen erhöhte sich um 131 % und 
die Staatsausgaben um 191,3%. Es gibt seit 1970 
kein Jahr, in dem die Ausgaben des Staates nicht 
erheblich über den Einnahmen lagen. Sie schlossen 
diese Differenz jeweils durch eine neue Verschul-
dung. Zugleich stieg der Staatsanteil bei Einnah-
men und Ausgaben. Die Hälfte des Bruttosozialpro-
dukts läuft heute durch die Staatskasse und wird 
dort umverteilt. Die Hauptlast trifft die Lohnsteuer-
zahler, weil ihr Anteil am Gesamtsteueraufkommen 
inzwischen auf 32 % angestiegen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Steuersozialis

-

mus!) 

Meine Damen und Herren, ergiebig sprudelnde 
Steuerquellen und vielfache Steuererhöhungen 
reichten nicht aus, um die Lücken zu schließen, die 
Sie aufgerissen haben. Das Schuldenrad drehte sich 
immer schneller. Mit Helmut Schmidt ging der 
Marsch in die Schulden erst richtig los. Heute muß 
der Bund täglich über 200 Millionen DM Kredite 
aufnehmen. Davon könnten tagtäglich 666 Eigen-
heime à 300 000 DM gebaut werden. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Gut!) 

Meine Damen und Herren, wir haben diese Ent-
wicklung unaufhörlich kritisiert, haben vor den Fol-
gen gewarnt. Dafür sind wir von Ihnen verlacht 
worden. Aber vielleicht sind Sie bereit, einem un-
verdächtigen Zeugen zuzustimmen. Professor 
Schmölders hat 1978 gesagt: Niemand braucht den 
Gürtel von heute auf morgen radikal enger zu 
schnallen, um Wirtschaft und Verwaltung gesund-
schrumpfen zu lassen; aber die nächsten Jahre ein 
wenig mäßiger zu schwelgen und den langsamer 
gewordenen Zuwachs geduldig abzuwarten, ehe 
man ihn heißhungrig verfrühstückt, scheint mir ein 
guter Rat an alle Beteiligten. Meine Damen und 
Herren, hätten Sie diesen Rat damals, 1978, befolgt, 
stünden wir heute wahrscheinlich in einer besseren 
Ausgangslage bei der Beratung des Haushalts 
1983. 

Meine Damen und Herren, in unserer Volkswirt-
schaft überwiegt die Privatwirtschaft. Deswegen 
muß zunächst auch nach den Regeln gefragt wer-
den, die für private Investoren gelten und nach de-
nen sie sich richten. Für Investoren gibt es in der 
Marktwirtschaft Belohnung und Strafe, Chance und 
Risiko. Sind die Risiken für Investitionen ungleich 
größer als die Erfolgschancen, so unterbleiben die 
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Investitionen. Statt dessen werden hochverzinsliche 
und risikolose Geldanlagen vorgezogen. Aber kein 
Wirtschaftssystem — weder im Osten noch im We-
sten — kommt ohne Anreiz für gute ökonomische 
Leistungen aus. Denn der Gewinn eines Unterneh-
mens — und das haben Sie bis heute offenbar nicht 
begriffen — ist das allen anderen Systemen überle-
gene Mittel, um sparsamen Einsatz von Produk-
tionsfaktoren und Kostengütern zu erzwingen. Er 
regt zu besseren Leistungen an. Er zwingt zum 
Wagnis auf neuen Märkten. Er veranlaßt auch zu 
unverzüglichen Maßnahmen gegenüber besonders 
erfolgreichen Wettbewerbern. Dadurch unterliegen 
die Gewinne einer ständigen Einebnung. Ökonomi-
sches und technisches Wissen werden rasch ver-
breitet. Das ist das Geheimnis der hohen Effizienz 
und der Dynamik der Marktwirtschaft. Die wettbe-
werblich kontrollierten Gewinne sind es, die zu bei-
spielhaften Vorteilen und zu Freiheit für alle füh-
ren. Das gibt der von uns gewollten sozial verfaßten 
Marktwirtschaft ihre eigentliche Existenzberechti-
gung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Sie haben eine völlig 
andere Politik verfolgt. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Sie haben die Unternehmen ständig stärker bela-
stet und die Einkommen zunehmend nivelliert. Ihr 
Motiv war die Umverteilung. Aber Umverteilung 
motiviert niemanden zu besonderer Leistung. 

(Zuruf von der SPD) 

Erst Leistung erzeugt ein ausreichendes Sozialpro-
dukt, aus dem dann verteilt werden kann, was zuvor 
produziert worden ist. Deswegen muß sich Leistung 
wieder lohnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie mei-
nen, Sie könnten mit staatlichen Beschäftigungs-
programmen die geistigen Ursachen für unsere 
Krise beseitigen: Ursachen übrigens, die Helmut 
Schmidt einmal gegenüber den Jungsozialisten als 
„Krise im Hirn" bezeichnet hat. 16 Konjunktur- und 
Wachstumsprogramme haben wir hinter uns. Trotz 
eines ungeheuren Aufwands von über 45 Milliarden 
DM allein beim Bund ist das entscheidende Ziel all 
dieser Programme nicht erreicht worden. Wir ha-
ben heute nicht mehr, sondern weniger Arbeitsplät-
ze; unsere Volkswirtschaft wächst nicht, sondern 
sie schrumpft. 

Deshalb kann nur die Stärkung der Produktions-
kraft der gesamten Volkswirtschaft im privaten und 
im öffentlichen Bereich helfen. Ein weiterer Aus-
bau der Staatsverwaltung wirkt ebenso wie überzo-
gene soziale Schutzmaßnahmen und Forderungen 
in vielen Bereichen hinderlich. Darunter mögen 
sinnvolle und begrüßenswerte Vorhaben sein. Sie 
alle aber können nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß zunächst einmal die gegenwärtige Investitions- 
und Strukturkrise beseitigt werden muß. Dies hat 
Vorrang vor allem anderen. 

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich den Ver-
such des Kollegen Glombig bei der Anpassung  

der Sozialpolitik an die geänderten Grunddaten 
würdigen, wenn er sagte: 

Es ist nicht zu bestreiten, daß in einer Zeit, in 
der mit hoher Arbeitslosigkeit und auf Dauer 
verringertem Wirtschaftswachstum gerechnet 
werden muß, die Sozialpolitik sich in neue Rah-
menbedingungen einzufügen hat. Das geht 
nicht, wenn starrsinnig an alten Besitzständen 
festgehalten wird. 

Manche Spitzenfunktionäre in den Gewerkschaften 
haben diesen Erkenntnisstand offenbar noch nicht, 
obwohl selbst der SPD-Parteivorstand vor wenigen 
Wochen festgestellt hat, daß wir mittelfristig unsere 
Systeme der sozialen Sicherung an die veränderten 
Bedingungen der Weltwirtschaftsstruktur und der 
Altersstruktur in unserer eigenen Gesellschaft an-
passen müssen. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 

Meine Damen und Herren, was heißt hier „mittel-
fristig"? Verehrte Frau Kollegin, wie lange soll denn 
eigentlich die deutsche Volkswirtschaft noch unter 
staatlicher Entschlußlosigkeit dahinvegetieren? Es 
muß jetzt und nicht erst mittelfristig gehandelt wer-
den! Dazu hat die neue Bundesregierung die ersten 
Schritte eingeleitet, die wir in dieser Debatte heute 
zu beraten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Sachverständigenrat hat festgestellt, daß 
man nicht auf Dauer auf Kredit leben kann. Man 
kann auch nicht einen immer weiter wachsenden 
Anteil am Volkseinkommen einem immer weiter 
wachsenden Teil der Bevölkerung zuteilen, der das 
Volkseinkommen nicht erwirtschaftet, ohne die An-
reize zu ersticken, die zur Entstehung des Volksein-
kommens notwendig sind. 

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es falsch 
und unsinnig, wenn Sie unter der Anwendung der 
Kaufkrafttheorie behaupten, das von uns vorge-
legte Gesetzeswerk verursache einen Nachfrage-
ausfall von 15 Milliarden DM. Nicht die Kaufkraft 
löst unser Problem, sondern die Investitionskraft, 
und die ist nun einmal mit Kaufkraft allein nicht 
herzustellen. 

(Zurufe von der SPD) 

Unstrittig ist, daß die Finanzpolitik der letzten 
Jahre keinen Beitrag mehr zur Stabilität, zum 
Wachstum und zur Beschäftigung geleistet hat. Der 
Sachverständigenrat stellt dazu richtig fest: Zwist 
und Verwirrung bestimmen in diesem Jahr das Bild 
der Finanzpolitik. 

Wir haben die verschiedenen Theateraufführun-
gen des Sommers 1981 und des Sommers 1982 noch 
frisch in Erinnerung. Im Kern ging es darum, daß 
Sie die ökonomischen Fakten bis heute nicht richtig 
bewerten und deshalb die falsche Politik betrieben 
haben. Man muß Sie ernstlich fragen, was gesche-
hen wäre, wenn wir Sie hätten weiterregieren las-
sen. 
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Herr Kollege Walther, Sie haben vorhin die große 

Eile beklagt, mit der diese Beratungen durchge-
führt würden. 

(Walther [SPD]: Richtig!) 

Ich will Ihnen dazu sagen, da Sie das mit dem Ange-
bot in Zusammenhang gebracht haben, daß wir so-
fort hätten wählen können: 

(Walther [SPD]: Richtig!) 

Wir waren der festen Überzeugung — wir werden 
darin von der Mehrheit unserer Bürger bestätigt —, 
daß jeder Tag länger, den die alte Koalition regiert 
hätte, ein Tag zuviel für unsere Bürger und für 
unsere Volkswirtschaft gewesen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen müssen wir den Weg gehen, der jetzt vor-
geschlagen wird: schnellstmöglich mit den ersten 
Reparaturarbeiten an dem Scherbenhaufen zu be-
ginnen, den Sie hinterlassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bindig [SPD]: 
Lambsdorff! — Walther [SPD]: Ihre Rede 
ist im Adenauerhaus geschrieben worden! 
— Weiterer Zuruf von der SPD: Wir sind 
doch nicht in Krefeld auf dem Markt

-

platz!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben in den zu-
rückliegenden Jahren immer wieder versucht, die 
Öffentlichkeit mit geschönten Zahlen zu täuschen. 

(Kühbacher [SPD]: Welche Zahlen meinen 
Sie?) 

Ich räume ein, daß Sie uns in der irreführenden 
Semantik überlegen sind. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Aber man muß sehr vorsichtig sein; denn schneller, 
als man sich das gedacht, hat man sich lächerlich 
gemacht. 

(Bindig [SPD]: Gut abgelesen!) 

Wenn ich jetzt die blumenreichen Wortblasen von 
einst noch einmal zitiere, frage ich Sie: Wie klingt 
das wohl heute in Ihren Ohren? 

Der Bundeshaushalt 1972 wurde vom damaligen 
Minister Schiller als ein Beitrag zur Wiedergewin-
nung unserer Stabilität bezeichnet. 1973 hielt sein 
Nachfolger Helmut Schmidt einen neuen Täufling 
über das Becken, und er sagte: Die Finanzen des 
Bundes sind in Ordnung, und die Bürger unseres 
Landes können sich darauf verlassen, daß dies so 
bleibt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So reden 
Bankrotteure immer! — Gegenrufe von der 

SPD) 

1975 — damals lag die Neuverschuldung schon bei 
29,5 Milliarden DM — besaß Ihr damaliger Finanz-
minister Apel die Stirn, das als Chance und Heraus-
forderung zugleich zu bezeichnen. Die Dreistigkeit 
wurde sicherlich noch übertroffen, als der letzte Fi-
nanzminister Ihrer Regierung sein 83er-Werk als 
„stocksolide" bezeichnet hat. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wie hieß er 
doch noch? Das haben wir vergessen!) 

Mit all diesen Wortspielen, mit diesem Politkitsch 
haben Sie nur ein Ziel verfolgt: 

(Zurufe von der SPD) 

Die wirklichen Probleme sollten verschleiert wer-
den. Ich stelle mir mit großem Genuß Ihre Reaktion 
vor, sollten Sie jemals einen deutschen Unterneh-
mer bei einer vergleichbaren Bilanzverschleierung 
erwischen. Ich wüßte gerne, was Sie dann dazu sa-
gen würden. 

Die neue Bundesregierung hat in nur drei Wo-
chen ein Werk fertiggestellt, zu dem Sie nicht mehr 
die politische Kraft besaßen. In nicht enden wollen-
dem Streit haben Sie viele Monate benötigt, ohne 
ein Ergebnis zu erzielen, das auch nur annähernd 
seriös genannt werden kann. Namens meiner Frak-
tion möchte ich der Bundesregierung 

(Walther [SPD]: Fröhliche Ostern!) 

und den beteiligten Mitarbeitern für die Leistung — 
und  für den Arbeitsaufwand, der damit verbunden 
war — danken, daß wir heute den zweiten Nach-
tragshaushalt 1982, den Bundeshaushalt 1983 und 
die Begleitgesetze beraten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir unterstützen die Zielsetzung der vorliegenden 
Gesetzeswerke und auch die darin vorgeschlagenen 
einzelnen Maßnahmen. 

Jeder weiß — auch Sie in der SPD-Fraktion —, 
daß die Hypothek der Vergangenheit kurzfristig 
nicht zu tilgen ist. Wir wissen auch, daß der Tief-
punkt der wirtschaftlichen Entwicklung noch vor 
uns liegen kann. Weil das so ist, müssen die Wei-
chen sofort auf eine Erneuerung unserer Wirt-
schaftskraft gestellt werden. Diese Zielsetzung der 
Bundesregierung findet die volle Unterstützung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, und aus Zeitgrün-
den beschränke ich mich auf einige Kernpunkte 
des Programms, 

(Beifall des Abg. Kühbacher [SPD]) 

damit die nach mir sprechenden Kollegen meiner 
Fraktion auf die Einzelheiten näher eingehen kön-
nen. 

Wir wollen die Belebung der Wirtschaft, um mehr 
Arbeitsplätze zu schaffen. Dazu müssen die Investi-
tionen gefördert und der staatliche Konsum einge-
schränkt werden. Die Neuverschuldung des Staates 
ist schrittweise kräftig zu reduzieren, 

(Glos [CDU/CSU]: Bravo!) 

die Sozialleistungen sind an volkswirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit und Veränderungen in der Al-
tersstruktur der Bevölkerung anzupassen, die Sub-
ventionen sind abzubauen. Die heimlichen Steuer-
erhöhungen müssen beseitigt werden, sobald hierzu 
die Möglichkeit besteht, und wir bauen schrittweise 
das Ungleichgewicht zwischen direkten und indi-
rekten Steuern ab. Dieser Zielsetzung entspricht 
das hier vorgelegte Regierungsprogramm, und des-
halb unterstützen wir es in allen seinen Teilen. 

Meine Damen und Herren, in seiner Abschieds-
rede vor der SPD-Fraktion hat Helmut Schmidt 
sechs Streitpunkte in seiner eigenen Fraktion auf- 
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geführt, von denen allein vier unmittelbare wirt-
schaftliche Auswirkungen haben: 1. der Streit um 
die Wirtschafts- und Finanzpolitik, 2. der Streit um 
die Sozialpolitik, 3. der Streit um die Kernenergie, 
4. der Streit um den Umweltschutz. Sie haben je-
doch nicht die politische Kraft, um diesen Streit zu 
beenden. Sie waren zum Schaden des deutschen 
Volkes über Monate hinweg handlungsunfähig. 

(Walther [SPD]: Nun klatscht doch lang

-

sam einmal!) 

Ihre Schlußbilanz von 13 Jahren hat uns tiefrote 
Zahlen beschert. Sie haben der deutschen Wirt-
schaft und unseren Bürgern schweren Schaden zu-
gefügt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Jahrelang konnten Sie das Märchen von des Kai-
sers neuen Kleidern vortragen; aber angesichts von 
zwei Millionen Arbeitslosen und der unerträglichen 
Schuldenlast des Staates sind den Bürgern die 
Augen aufgegangen, und Ihr Versuch, die Schuld zu 
leugnen, zieht nicht mehr. Sie sollten weniger mit 
Funktionären, dafür mehr mit dem Mann am 
Schraubstock sprechen, um die Auffassung der 
Menschen kennenzulernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Leider scheinen Sie keine andere Antwort auf 
unsere Probleme zu wissen, als die Rückkehr zu 
Ihren alten politischen Wurzeln — der Ablehnung 
der Sozialen Marktwirtschaft —, die wir gegen Ihre 
Auffassung durchsetzen mußten. 

(Dr. Ing. Kansy [CDU/CSU]: So ist das!) 

Mit Ihrer Politik können die 80er Jahre nicht ge-
staltet werden. Die intellektuellen Konstrukteure, 
die das moderne Deutschland bauen wollten, haben 
versagt. Wir werden in solider Handwerksarbeit 
das Fundament für eine Zukunft erneuern, die un-
serem Volk zum Segen gereicht. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Gärtner. 

(Kühbacher [SPD]: Jetzt kommt der von 
dem Trümmerfeld der Finanzen!) 

Gärtner (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wie wir gesehen haben, 
ist eine Haushaltsdebatte eine offene Debatte; aber, 
Herr Kollege Hauser, alles kann man nicht unwi-
dersprochen hier stehenlassen. 

(Walther [SPD]: Sehr gut!) 

Sie fangen bei dem Unternehmen Scherbenhaufen 
und Trümmerfeld an. Wenn man wirklich einmal 
genau nachsieht, stellt man fest, daß das, was wir in 
der neuen Koalition an Gesetzentwürfen von der 
alten Koalition übernommen haben — wir werden 
das, wenn ich das richtig sehe, wohl quer durch die-
ses Parlament einstimmig verabschieden — minde-
stens der Hinweis darauf ist, daß ein guter Teil Bau-
steine vorhanden ist, und da ist das, meine ich, mit 

dem Trümmerfeld und dem Scherbenhaufen auch 
nicht so toll. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Das kann man 
doch in vier Wochen nicht ändern! — 
Walther  [SPD]: In seiner Bäckerei ist das 
so! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU 

und der SPD) 

— Vielleicht kann man sich einmal daran gewöh-
nen, daß man hier eine Haushaltsdebatte führt, die 
nicht eine verhinderte Wahlkampfauseinanderset-
zung ist, wie das in Teilen vorher war. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Bundesfinanzminister hat heute morgen zu-
treffend gesagt — diesen Satz haben alle be-
klatscht —, daß es keine Patentrezepte gibt. Die Ar-
beit, Herr Kollege Hauser, hört nicht hier im Ple-
num auf, sie geht da oben im 25. Stock im Haus-
haltsausschuß weiter, und es wird die Frage sein, 
wer dann noch bereit ist, bei dieser Operation mit 
Rat und Tat mitzumachen. 

(Walther [SPD]: Da soll er einmal hinkom

-

men! Da lernt er etwas!) 

Herr Kollege Walther, ich wäre dankbar, wenn 
auch Sie in Ihrer neuen Funktion bereit wären, bei 
diesem Unternehmen mitzumachen, weil ich finde, 
daß es hier um die Aufgabe, das Recht des Parla-
mentes geht. Die Regierung kann Entwürfe ma-
chen. Sie hat auch in der Vergangenheit Entwürfe 
gemacht, Herr Kollege Walther; und, wie wir wis-
sen, waren die auch in der Vergangenheit nicht im-
mer vollständig. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der SPD: 
Aber wir haben nicht solche Ankündigun

-

gen gemacht!) 

Ich will auch ein Wort zu der Behauptung sagen, 
in den letzten 13 Jahren habe man in diesem Lande 
sozusagen nichts hinbekommen. Das kann man 
schon deshalb nicht sagen, weil jeder ausländische 
Betrachter das genaue Gegenteil behaupten wird. 

(Walther [SPD]: So ist es!) 

Ich finde, das einzuräumen, wäre auch ein Stück 
gemeinsamer Ehrlichkeit, die wir brauchen — auch 
wenn man heute feststellen muß, daß bestimmte 
Positionen aus der Vergangenheit zu überprüfen 
sind. Für alle Parteien muß gelten, daß sie ihre 
Tabu-Kataloge aus der Vergangenheit nicht fort-
schreiben, sondern offen und ehrlich bereit sein 
sollten, alle Positionen im Hinblick auf das zu über-
prüfen, was in den 80er Jahren vor uns steht. 

Ich wehre mich ein bißchen dagegen, daß man so 
den Eindruck vermittelt, als ob man nur etwas an-
deres sagen müsse, damit sich irgend etwas ändert. 
Ich sage vielmehr: Da muß man eine Menge ganz 
anderes tun. Vielfach gibt es einen Unterschied 
zwischen dem, was man sagt, und dem, was man 
tut. 

Herr Kollege Hauser, wenn Sie davon sprechen 
— auch der Herr Finanzminster hat das heute mor-
gen getan —, daß Insolvenzen ein so großes Pro-
blem seien, sage ich Ihnen: Natürlich ist ein Kon-
kurs kein angenehmes Verfahren. Aber ich wehre 
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mich dagegen, daß alle Konkurse beim Staat „abge-
geben" werden. Es gehört zu dem System der 
Marktwirtschaft, daß eben auch Konkurse möglich 
sind. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn ich höre, daß man von Revitalisierung der 
Marktkräfte spricht, aber die Beispiele AEG und 
Stahlbranche vor Augen habe, werde ich, so muß 
ich sagen, mindestens etwas zweifelnd hinsichtlich 
dessen, was zwischen Sprache, Worten und Taten, 
gelegentlich festzustellen ist. 

Das, was der Herr Finanzminister heute morgen 
am Ende seiner Rede gesagt hat, nämlich daß wir 
uns in einem schwierigen weltwirtschaftlichen 
System befinden, ist auch ein Ausweis der Konti-
nuität, Herr Kollege Westphal. Man könnte sagen, 
daß der Bundeskanzler früher mit diesen Sätzen 
begonnen habe, Sie aber nun damit geendet hätten. 
Sie haben damit das Feld zum — wenn man so 
sagen darf — finanzpolitischen Kosmos geöffnet. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich finde, daß das so auch ganz richtig ist, weil ich 
meine: Wer heute der Auffassung ist, daß die Bun-
desrepublik Deutschland in der Lage wäre, völlig 
alleine aus diesen Problemen der Welt herauszu-
kommen, der hat auch das, was der Sachverständi-
genrat im Oktober vorgelegt hat, nicht vollständig 
verstanden bzw. nicht komplett gelesen. Ich glaube, 
daß man das auch nach draußen sagen muß, weil 
sonst der Eindruck entsteht, als ob man in diesem 
Lande alles allein lösen könnte ohne Rücksicht dar-
auf, was draußen passiert. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

— Man kann intern, Herr Kollege Kolb, sehr viel 
lösen. Aber man kann das gerade nicht in einem 
Industrieland wie der Bundesrepublik Deutschland 
machen, das seinen Wohlstand nicht aus dem Natu-
raltausch im Inland erzielt, sondern dadurch, daß es 
seine Produkte — mit sehr viel Aufschlag — nach 
draußen verkauft. Das geht insbesondere dann 
nicht, wenn es draußen in der Welt für Länder 
Schwierigkeiten gibt, die wir traditionell als Vorbil-
der hatten. 

Kollege Dregger, Sie haben seinerzeit von dieser 
Stelle das Musterland Japan erwähnt. Just zu dem 
Augenblick, als Sie hier sprachen, kam von drüben 
schon die Hiobsbotschaft, daß die Japaner nicht 
mehr in der Lage wären, ihren öffentlichen Dienst 
sozusagen im alten Stil weiterzufinanzieren. Und 
die Kreditfinanzierungsprobleme des japanischen 
Haushalts sind — ich werfe das niemandem 
vor — — 

(Dr.  Dregger [CDU/CSU]: Alles in allem 
stehen sie noch besser da als wir!) 

— Ich weiß nicht, ob es dort alles in allem noch bes-
ser ist — vielleicht im Augenblick. Aber wenn Ja-
pan, das in verschiedenen Bereichen sehr export-
orientiert ist, das aber eine Kreditfinanzierung be-
nötigt hat, um diese Branchen aufzubauen, in dieser 
Welt keine Abnehmer mehr findet, wird es Rendi-
teprobleme geben. Die werden, behaupte ich, in die

-ser Lage in ähnliche Schwierigkeiten kommen, wie 
auch wir sie zum Teil haben. 

Wenn man in diesem Land über Finanzpolitik 
redet, muß es zu denken geben, daß z. B. unser 
Nachbarland Frankreich Schwierigkeiten hat, seine 
Auslandsverschuldung zu finanzieren, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist klar, 
bei der Regierung!) 

daß wir im Augenblick in den Wirtschaftsteilen der 
Zeitungen täglich Meldungen über Länder lesen, in 
denen mehr über Umschuldungen als die Probleme, 
die sie mit ihren Haushalten bewältigen, gespro-
chen wird. Ich nenne Lateinamerika und Mexiko; in 
Osteuropa ist es ähnlich. Ich meine, darüber müsen 
wir in unserem Lande — nicht: in diesem unserem 
Lande — 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der SPD) 

öfter und offener reden, weil ich glaube, daß es das 
Notwendigste ist, den Leuten hier den Eindruck zu 
vermitteln, daß die Probleme, über die wir gelegent-
lich klagen — Probleme im Zusammenhang mit 
Kürzungen und Einsparungen —, im Verhältnis zu 
dem, was sonst auf dieser Welt passiert, kleine Pro-
bleme sind. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: „Problemchen" 
sollten wir nicht sagen!) 

— Das hat mit „Problemchen" nichts zu tun, Herr 
Kollege Dregger. Ich sage das auch Leuten — auch 
Kollegen aus der Sozialdemokratischen Partei —, 
die mir vorhalten, daß man bei den Leistungen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz nichts 
kürzen dürfe. Ich kann dazu nur sagen: Wer die Pro-
bleme der Industrienationen auf diese Punkte her

-

unterdefiniert, liegt an dieser Stelle weit neben 
dem, was notwendigerweise die Diskussion bei uns 
mitbestimmen muß. 

(Westphal [SPD]: Wie wäre es mit Ausge

-

wogenheit?) 

Ich meine auch, man wird mit nationalem Egoismus 
nicht weiterkommen, genausowenig, wie mit Pro-
tektionismus oder mit Embargopolitik. Man wird 
dieser Welt mit ihren Schwierigkeiten nicht helfen, 
wenn die Industrienationen z. B. nicht bereit sind, 
auf die Länder des Südens zuzugehen. Ich behaup-
te, dies wird im Interesse der Industrieländer not-
wendig sein. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Wir werden, um unser eigenes Überleben in Frie-
den und Freiheit zu sichern, nicht umhinkönnen, 
allen Ländern auf dieser Welt die Möglichkeit einer 
friedlichen, ökonomischen, selbständigen Perspek-
tive zu geben. Wer das in der Industriegesellschaft 
des Nordens nicht leistet, wird in 20 Jahren von den 
anderen gefragt werden, ob er nicht zur rechten 
Zeit die richtigen Maßnahmen getroffen hat oder 
eben vor dem eigentlichen Problem davongelaufen 
ist. 

Deshalb werden wir uns vielleicht sehr viel stär-
ker als in der Vergangenheit damit befassen müs- 
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sen, wie wir — es geht dabei nicht darum, bei uns 
auf alles zu verzichten — eine gerechte Verteilung 
zwischen Nord und Süd auf den Weg bringen. Das 
gilt für alle Länder im Süden. Ich bin dagegen, daß 
man Länder des Südens sozusagen qualifiziert und 
klassifiziert. Armut, Hunger und Not stellen eben 
ein Problem dar, das unteilbar ist. Ich meine, daß 
uns das im Grunde auch gemeinsam bewegen 
müßte. Auch dann, wenn man aus einem weltum-
spannenden Glaubensbekenntnis kommt, wird das 
meines Erachtens fast selbstverständlich sein. 

Ein Haushaltsentwurf, eine Nachschiebeliste 
oder ein Ergänzungshaushalt — wie immer man es 
bezeichnet; ein solches Werk liegt uns jetzt vor — 
verdient eine kritische Prüfung, insbesondere dann, 
wenn wir etwas weniger Zeit haben. Die Problema-
tik der Zeitperspektive ist ja heute schon angespro-
chen worden. Wir sollten nicht nur in Schnelligkeit 
machen, sondern wir sollten versuchen, auch dann 
vernünftig und langsam über Fragen zu beraten, 
wenn sich hier schon gewissermaßen bestimmte 
Selbstverständlichkeiten abzeichnen. Man wird die 
Arbeit im Ausschuß nicht einstellen können, insbe-
sondere dann nicht, wenn man auch den Investi-
tionsbegriff in einigen Positionen vielleicht noch 
einmal überprüfen muß. Ich höre ja gerne, daß alle 
Leute sagen: Man muß investieren. Auch die Kom-
munen sollen investieren. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie können nicht 
mehr!) 

Jeder soll investieren. Es ist nur die Frage: Welche 
rentablen Investitionen gibt es denn eigentlich in 
diesem Lande, die dann auch eine solche Nettokre-
ditaufnahme, wie wir sie heute im Haushaltsent-
wurf stehen haben, vertretbar machen? Zur Netto-
kreditaufnahme kann man ja nun wirklich sagen: 
In dieser Höhe hat sie viele neue Freunde gefun-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

In früheren Jahren war das immer etwas kompli-
zierter. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Erblast! — Wal

-

ther [SPD]: Klage von Kohl und Zimmer

-

mann!) 

— Herr Kollege Walther, es gab auch unter der frü-
heren Regierung Leute, die gesagt haben: Sie muß 
deutlich unter 30 Milliarden DM liegen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Man hat 20 
Milliarden noch versteckt!) 

— Ich weiß gar nicht, warum man in einem Parla-
ment nicht auf allen Seiten ein gewisses Ausmaß 
von Lernfähigkeit feststellen darf. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich will zu dem Unternehmen „Investitionen" des-
halb etwas sagen, weil ich finde, daß es notwendig 
ist, darüber zu reden, um nicht den falschen Ein-
druck zu erwecken, als ob alles in diesem Lande nur 
über Investitionen machbar wäre. Wir selbst als 
Freie Demokraten haben zu dem Thema der Ge-
meinschaftsaufgaben, die nach dem Regierungsent-
wurf verstärkt werden sollen, eine etwas gespaltene 

Haltung, weil wir im Prinzip gegen dieses Unter-
nehmen „Gemeinschaftsaufgaben" sind. 

(Kühbacher [SPD]: Ihr habt in den Län

-

dern auch keine Verantwortung!) 

— Das ist leider feststellbar, Herr Kühbacher. Ich 
würde aber vorsichtig sein. Es fragt sich, wie lange 
Sie noch überall Verantwortung tragen. 

Man muß sich wirklich die Frage stellen, ob wir 
nur einfach erhöhen, also irgendeinen Betrag drauf-
legen sollen, oder ob wir uns als Parlament nicht 
gemeinsam daranmachen sollten zu überlegen, wie 
man dieses Instrument, wenn wir es schon nicht 
abschaffen können — weil offenbar die SPD wie die 
CDU das ablehnt —, wenigstens vernünftig parla-
mentarisieren kann. Ich jedenfalls bin der Mei-
nung: Es kann nicht sein, daß die größten Brocken 
im Haushalt — insbesondere wenn sie zur Investi-
tionsförderung angelegt sind — alleiniges Privileg 
der Verwaltung sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das sollte uns alle gemeinsam dazu bringen, nicht 
dafür zu sorgen, daß es eine Neuauflage der Gieß-
kanne alten Stils gibt. 

Ich sage auch: Das Parlament muß sich bei den 
Investitionsfeldern, die im Haushalt stecken, fra-
gen, ob das in allen Teilen und in allen Größenord-
nungen auch machbar ist. Ich will dazu ein paar 
ausgewählte Beispiele nennen: die Arbeit im Detail 
wird ja noch kommen. 

Ich nenne beispielsweise das, was im Haushalt zu 
dem Thema Stahl steht. Es wird ja nicht nur etwas 
gekürzt, sondern es wird auch etwas draufgelegt. 
Vielleicht wird ja bis zum Ende der Haushaltsbera-
tungen gerade aus einer Region, die sehr am Rande 
der Bundesrepublik Deutschland liegt, noch einiges 
an Nachholbedarf auf den Haushalt zukommen. 
Man weiß das nicht genau, aber man kann relativ 
sicher sein. Wenn man die Stahl-Debatte nachgele-
sen hat und sich das anschaut, was jetzt das saar-
ländische Kabinett schon beschlossen hat, sieht 
man, meine ich, schon einen Nachbesserungsvor-
schlag auf uns zukommen. 

Wir werden uns — um ein zweites Feld zu nennen 
— nach diesen Haushaltsberatungen einmal ent-
scheiden müssen, was wir mit den fortgeschrittenen 
Reaktorlinien machen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wir müssen uns auch weiterhin fragen, ob wir, 
wenn wir kreditfinanzierte öffentliche Investitio-
nen auf den Weg bringen, alles, was an Investitio-
nen möglich ist, gemeinsam, sozusagen gleichzeitig 
finanzieren. Man kann ja nicht hingehen und die 
Stahlbranche bis zum Geht-nicht-mehr finanzieren 
oder z. B. fortgeschrittene Reaktorlinien, den 
Rhein-Main-Donau-Kanal im übrigen auch noch, 
und beispielsweise auch noch ein Unternehmen wie 
Airbus Industries. Ich sage das deshalb, weil es 
nach meinem Eindruck vier ganz entscheidende in 
ihrer Rentabilität in Teilen fragwürdige Investi-
tionsfelder sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Es scheint mir notwendig zu sein, daß man sich ent-
scheidet. Das heißt ja nicht, daß ich aus Prinzip 
gegen den Rest wäre, wenn ich mich für eines ent-
scheide. Aber ich muß doch fairerweise und ehrli-
cherweise sagen, ob ich sie alle gleichzeitig finan-
zieren kann. Nach meinem Eindruck scheint es 
nicht möglich zu sein, alle genannten Felder gleich-
zeitig auf den Weg zu bringen. Ich meine aber, daß 
wir als Parlament uns entscheiden müssen. Es darf 
keine Investitionsbugwelle geben, weil das Parla-
ment nicht bereit ist, sich in irgendeinem Punkt zu 
entscheiden. 

(Beifall bei der FDP) 

Man kann nicht sagen, man wolle Airbus haben 
und alles andere auch noch. Wenn man das so sagt, 
kriegt man eben nichts mehr durch. Deshalb meine 
ich, es ist notwendig, an dieser Stelle im Parlament 
eine Entscheidung zu treffen. Diese Entscheidung 
muß Prioritäten setzen, weil alles andere nach mei-
nem Verständnis nicht machbar ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Gärt-
ner, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Hoffmann? 

Gärtner (FDP): Gerne. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Bitte sehr. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Kollege 
Gärtner, da Sie sehr viel Nachahmenswertes und 
Zustimmenswertes gesagt und einige Projekte ge-
nannt haben: Sind Sie dann auch in der Lage, für 
die FDP-Fraktion zu erklären, wie Sie zu dem Inve-
stitionsprojekt Rhein-Main-Donau-Kanal stehen? 

Gärtner (FDP): Man könnte fast sagen: Wer Ohren 
hat, der höre. — Damit das klar ist: Ich kann einer 
Investitionsentscheidung, die sich von vornherein 
nicht rechnet, nicht zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn da eine DM eingesetzt wird und 50 Pfennig 
kommen heraus, dann muß ich sagen: Da haben wir 
mit Zitronen gehandelt. Macht das also nicht! 

(Beifall bei der SPD) 

Aber ich sage: Das soll für jeden gelten, Herr Kol-
lege Hoffmann; ich hoffe, daß das dann auch für 
Ihre bayerischen SPD-Kollegen gilt. Die haben ja 
bisher bei diesem Projekt einen Ausbund von Rück-
grat bewiesen, was einen in der Bewertung der So-
zialdemokratischen Partei fast schwankend macht. 

(Beifall bei der FDP) 

Gegen Ende dessen, was man in einem kürzeren 
Beitrag zum Aufgalopp der Haushaltsdebatte sagen 
sollte — morgen soll das ja einen größeren Rahmen 
bekommen und länger dauern —, will ich nur noch 
folgendes zu dem Thema investive und konsumtive 
Ausgaben sagen. Für die draußen am Fernsehen 
oder Radio Zuhörenden ist das ja das beliebteste 
Schlagwort, was wohl aber langsam niemand mehr 
versteht. 

Konsumtiv heißt verbrauchsorientiert; Personal-
ausgaben gehören dazu. Jetzt muß ich sagen: Der  

erste Ansatz zu Personaleinsparungen ist der 
neuen Regierung — das sage ich ganz selbstkritisch 
— offenbar nicht so gut gelungen. Ich hoffe, daß es 
dem Haushaltsausschuß gelingt, dort noch ein biß-
chen zu korrigieren. Denn wenn man schon einmal 
sagt, man wolle von komsumtiv auf investiv um-
schichten, muß man an die Personalausgaben her-
angehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Ger

-

ster [Mainz] [CDU/CSU]: Das haben wir 
doch begonnen!) 

— Ich sage ja, das muß der Haushaltsausschuß 
übernehmen. Wir sind ja, Herr Kollege Gerster, für 
solche Sachen offenbar doch notwendig. Ich sage, 
das war auch schon in der Vergangenheit so. Daher 
ist das auch ein Ausweis von Kontinuität, wie auch 
immer man das sonst sehen will. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Gärt-
ner, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Walther? 

Gärtner (FDP): Gern, bitte. 

Walther (SPD): Herr Kollege Gärtner, da wir in 
der früheren Koalition in Personalfragen sehr gut 
zusammengearbeitet haben, darf ich Sie fragen, ob 
Sie dann auch bereit sind, mit uns zusammen die 
Streichung der vier überflüssigen Stellen von Parla-
mentarischen Staatssekretären und Staatsmini-
stern zu beschließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Gärtner (FDP): Herr Kollege Walther, die Strei-
chung eines Parlamentarischen Staatssekretärs 
oder eines Staatsministers alleine halte ich zwar 
für einen glänzenden demagogischen und deklama-
torischen Akt, 

(Walther [SPD]: Mit dem Troß dazu!) 

ich wäre allerdings eher dazu bereit, wenn Sie be-
reit wären, bei sonstigen Personaleinsparungen in 
der Zahl etwas drastischer zuzuschlagen, und mei-
ne, daß es dann viel sinnvoller wäre, sich an diesen 
Fragen zu bestätigen. Und ich sage, was mir auch 
nicht paßt: Na klar, das war nicht eine besondere 
Erleichterung für jemanden, das als Sparprogramm 
zu verkaufen. Ich muß aber sagen, man muß bei so 
einer Entscheidung auch einmal verlieren können. 

(Lachen bei der SPD) 

— Ich weiß gar nicht: ihr tut immer so, als ob ihr 
euch in eurer Partei immer nur durchgesetzt habt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Bei dem Unternehmen Personalkosten werden 
wir ein Operationsfeld betreten, das wir früher ge-
meinsam bearbeitet haben. Ich hoffe, daß es da am 
Ende nicht nur um die Quantität, d. h. um die Stel-
lenzahl geht. Ich meine, daß dieses Parlament sich 
über die mittelfristige Finanzierung der Besol-
dungs- und Vergütungsstrukturen in der näheren 
Zukunft verständigen muß. Man kann nicht bei-
spielsweise nur bei den Renten sagen, daß nur noch 
eine nettolohnbezogene Anpassung möglich sei, 
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weil man keine Wachstumsraten wie in den 50er 
und 60er Jahren mehr zur Verfügung habe, einen 
anderen Teil aber völlig aussparen. Ich glaube, das 
geht nicht. Der Kollege Remmers hat in einem Bei-
spielfall zu Recht darauf hingewiesen. Nichts gegen 
Lehrer und mehr Lehrer! Aber wenn das insgesamt 
in Zukunft etwas preiswerter wäre, wäre das der 
Sache nach meinem Eindruck dienlicher. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich meine, in dieser Richtung sollte das Unter-
nehmen weiterentwickelt werden. Das hat alles mit 
Freude und mit viel Zustimmung nicht viel zu tun. 
Ich glaube aber, das ist notwendig, wenn man in 
den nächsten Jahren politisch handlungsfähig blei-
ben will. 

Dazu gehört dann auch, wie der Bundesfinanzmi-
nister das heute angekündigt hat, daß man beim 
Subventionsabbau weitermacht, und zwar auch in 
schwierigen Zeiten. In der Vergangenheit habe ich 
genau das Gegenteil erlebt. Solange es gut ging, war 
keiner bereit, auch nur irgendeine Subvention zu 
streichen. Wenn es überhaupt möglich ist, eine Sub-
vention zu streichen, dann im Augenblick. Aber 
auch da habe ich festgestellt, daß es zunehmend 
schwieriger wird. Die Berlin-Subvention ist offen-
bar ein Thema, über das man fast nicht reden darf. 
Ich muß schon sagen, es ist erheiternd, wenn an den 
23 Millionen D-Mark sozusagen Berlin aufgehängt 
wird. Obwohl 23 Millionen DM mehr als 1979 für die 
Berlin-Flugpreissubvention ausgegeben werden, ist 
das Fluggastaufkommen um 7 % zurückgegangen. 
Ich wäre also ganz dankbar, wenn man diese Frage 
noch einmal aufnehmen könnte, damit das, ohne 
daß es gleich zu Beschädigungen kommt, auf den 
Weg kommt. 

Ich will am Ende noch eine kurze Bemerkung 
zum Thema Steuerlastquote machen. Es wird nach-
her noch eine Steuerrunde geben. Der Finanzmini-
ster hat angedeutet, daß er in der Frage der Entla-
stungen und der Umstrukturierungen so vorgehen 
will, wie das auch in der Vergangenheit gemacht 
worden ist. Ich frage nur, ob das auf die Dauer so 
weitergehen kann. Ich weiß, daß ich damit bei uns 
in der Partei und Fraktion eine ganz abweichende 
Position habe, frage mich aber immer, ob dieses 
Thema der Steuerlastquote von uns so, manche sa-
gen: ideologisiert, manche sagen: dämonisiert wer-
den soll. Ich bin nicht ganz sicher, ob wir beim 
Thema Steuerlastquote mit der Fixierung auf einen 
Prozentsatz X wirklich das tun, was wir in den 
nächsten Jahren brauchen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Es ist natürlich leicht, jetzt das eine wie das andere 
als Patentrezept zu verkünden. Ich meine nur, wir 
sollten über dieses Thema vorurteilsfrei diskutieren 
können, und zwar nicht deshalb, weil es für die 
Zukunft eine düstere Perspektive gibt, sondern weil 
in den nächsten Jahren gemeinsame und schwie-
rige Anstrengungen notwendig sind, die ein Ab-
schiednehmen von bestimmten Tabuvorstellungen 
wohl für alle notwendig machen. Die Arbeit, die vor 
uns liegt, sollte an so einer Stelle nicht behindert 
werden. Die Arbeit im Ausschuß soll und kann be

-
weisen, daß man auch kritische Positionen in die 
Regierungsarbeit und in die Parlamentsarbeit ein-
bringen kann. Im Interesse meines Mandats werde 
ich das tun. Ich hoffe auf die Unterstützung vieler, 
auch aller, die das bisher gemacht haben, und freue 
mich insoweit auf die Arbeit, die im Haushaltsaus-
schuß weitergeht. — Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wieczorek (Duisburg). 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Kol-
lege Gärtner hat heute in wunderschöner Offenheit 
bewiesen, daß die Haushaltsdiskussion immer eine 
sehr offene Debatte ist, und er hat mir einen großen 
Teil dessen weggenommen, was ich gern dem 
Herrn Hauser geantwortet hätte. Es ist nämlich 
sehr wenig, was man aus der Rede von Herrn Hau-
ser herausgreifen kann, um sich damit sachlich aus-
einanderzusetzen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das würde 
ich aber nicht sagen!) 

Herr Hauser hat nämlich den Weg zurück angetre-
ten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das müssen Sie 
gerade sagen!) 

teilweise den Weg zurück im Zorn. Temperament 
ist in einer Debatte sicherlich gefragt, aber das 
Temperament sollte, Herr Kollege Hauser, nicht 
von Fanatismus überlagert werden, 

(Zustimmung bei der SPD — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Sprechen Sie erst ein

-

mal mit Herrn Ehmke!) 

und insofern würde ich Ihnen den Rat geben, bei 
Herrn Dr. Stoltenberg eine Anleihe zu machen, der 
mit unterkühltem Charme die Dinge anders dar-
stellt als Sie und damit trotzdem Erfolg hat. Sie rei-
zen einfach, und ich möchte gern die Reizworte, die 
Sie, Herr Hauser, gebracht haben, aufnehmen. Ich 
meine nämlich, daß man Politik mit Geist machen 
sollte, nicht mit Galle, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Herr Westphal 
hat doch noch gar nicht gesprochen!) 

und bei Ihnen ist leider die Galle etwas übergelau-
fen. 

Herr Hauser, ich würde auch sagen — aber damit 
will ich dies schon gleich beenden —, man muß lei-
der bei Ihnen feststellen, daß das Wechseln der 
Bank bei Ihnen gleichzeitig auch die Persönlichkeit 
verändert. Das Sein verändert hier wohl das Be-
wußtsein, und von daher sage ich, Herr Hauser, daß 
etwas mehr Sachlichkeit der Sache dienlich gewe-
sen wäre. Denn ich hätte von Ihnen eigentlich er-
wartet, daß Sie auch zum Haushalt etwas sagen, zu 
diesem Haushalt, den der Bundesfinanzminister 
eingebracht hat, zu diesem Haushalt, der ja gar 
kein neuer Haushalt ist. Das ist eine bestimmte 
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Delikatesse, die man sich auf der Zunge zergehen 
lassen sollte. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Also stim

-

men Sie zu?) 

Der Herr Bundesfinanzminister hat ja den Haus-
halt der Bundesregierung Schmidt übernommen, 
hat darauf aufgebaut und hat uns hier nur einen 
Ergänzungshaushalt vorgelegt. 

Nun mögen Sie darauf hinweisen, das Einbringen 
eines Ergänzungshaushalts sei eine leere Formfra-
ge. Doch Sie wie ich wissen, daß sich hinter solchen 
Formfragen auch eine politische Zeichensetzung 
verbirgt. 

Herr Dr. Kohl, es war doch sicher auch bei Ihnen 
keine leere Formfrage, daß Sie bei der Vereidigung 
durch den Bundespräsidenten zum alten Cut zu-
rückgekehrt sind. 

(Zuruf von der SPD: Zum Bratenrock!) 

Sie wollten doch sicherlich auch hierbei deutlich 
machen, daß Sie einen neuen gesellschaftlichen An-
fang in dieser Republik dokumentieren wollen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Allerdings war der Anfang, den Sie setzten, eine 
Erinnerung an die 50er Jahre, und für uns wird 
hiermit ein etwas lauer Aufguß spätkonservativer 
Gesinnung dokumentiert. Aber ich bin sicher: die 
gesellschaftlichen Gruppen in diesem unserem 
Lande — ich nehme diesen Terminus sehr gern auf 
— wollen nicht mit Ihnen die Ergebnisse von 
30 Jahren gemeinsam erarbeiteter Gesellschaftspo-
litik rückschreitend durchleben. So wenig, wie man 
mit 50 Jahren bei der Entwicklungsstufe seiner Pu-
bertät neu beginnen kann, kann man 1982 die Ge-
sellschaft in die Zeit Adenauers transformieren. 

Was Sie jedoch bei der Kleiderordnung zustande 
gebracht haben, ist Ihnen bei der Durchsetzung des 
ersten Punktes Ihrer Koalitionsvereinbarung leider 
nicht gelungen. Es bleibt nämlich festzuhalten: Mit 
der Einbringung des Ergänzungshaushalts hat die 
neue Bundesregierung den von ihr als Opposition 
verteufelten Haushaltsentwurf der sozialliberalen 
Koalition als Beratungsgrundlage akzeptiert und 
sich damit zu eigen gemacht. 

Im übrigen — rein haushaltstechnisch gesehen 
— hat die neue Bundesregierung nicht allzuviel be-
wegt. Von 7 000 Einzelpositionen wurden überhaupt 
nur knapp 130 verändert. Das ist wesentlich weni-
ger als das, was der Haushaltsausschuß bei seiner 
Normalarbeit macht; das werden Ihnen die Kolle-
gen vom Haushaltsausschuß bestätigen. 

Läßt man aber die Frage des Verfahrensweges 
einmal außer acht, dann stellt sich heraus, was Sie 
mit dem eingebrachten Ergänzungshaushalt geän-
dert haben und was hervorzuheben ist. Der Bundes-
haushaltsentwurf wurde wie in allen anderen Jah-
ren zuvor an den im letzten Quartal des Jahres vor-
liegenden volkswirtschaftlichen Daten orientiert. 

Darüber hinaus wurde versucht, die auf die 
Schnelle zusammengeschusterten Koalitionsbe-
schlüsse im Haushalt 1983 umzusetzen. Dieser 

Haushaltsentwurf ist ein zusammengebastelter 
Krüppelhaushalt, aber keine seriöse Beratungs-
grundlage. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wie?) 

— Zusammengebastelt, Herr Kollege! Sie haben 
schlechte Dinge auf eine gute Basis aufgesattelt 
und wußten noch nicht einmal recht, wo Sie sie 
eigentlich unterbringen sollten. 

Ich würde jetzt gern noch etwas näher auf die 
einzelnen Punkte eingehen. Dabei möchte ich ganz 
kurz das Verfahren der Haushaltsaufstellung be-
leuchten. Allerdings können Sie beruhigt sein: Ich 
gehe dabei nicht sehr weit zurück. 

Jeweils zur Mitte des laufenden Jahres werden 
ja, Herr Kollege Haase, die Eckdaten für den Haus-
haltsentwurf des kommenden Jahres von der Bun-
desregierung verabschiedet. Grundlage für diesen 
Beschluß sind die in der Verantwortung des Bun-
deswirtschaftsministers erarbeiteten volkswirt-
schaftlichen Schätzdaten für das kommende Jahr. 
Jeweils im letzten Quartal des laufenden Jahres 
wird nochmals eine gesamtwirtschaftliche Voraus-
schätzung vorgenommen und anschließend der Ent-
wurf des Bundeshaushalts an diese zeitlich jüng-
sten Prognosedaten angepaßt. 

Wie in all den Jahren ist es auch in diesem Jahr 
gewesen: Der Entwurf des Bundeshaushalts 1983 
wurde zur Mitte dieses Jahres unter Annahme ei-
nes dreiprozentigen realen Wirtschaftswachstums 
und eines um 6,5 % gestiegenen nominalen Wirt-
schaftswachstums aufgestellt. 

Mit diesem Hinweis soll keine Schuldzuweisung 
an den Bundeswirtschaftsminister stattfinden. 
Denn die Prognosedaten nationaler und internatio-
naler Institutionen wiesen bis zum Juli 1982 weit-
aus günstigere Vorausschätzungen für das Jahr 
1983 aus. Ohne auf diese Prognosedaten im einzel-
nen einzugehen, ist jedoch festzuhalten, daß sich 
die Prognosen in einer Bandbreite von 3,5 bis 1,5 % 
bewegten. 1,5 % waren die niedrigste Schätzung, 
wenn Sie so wollen: mit Exotencharakter. 

Im übrigen läßt sich zur Prognosefähigkeit von 
Wirtschaftsinstituten einiges sagen. Als Beispiel 
will ich einmal das Jahr 1975, das in der Rückschau 
eigentlich ein harmloses Jahr war, beleuchten. Für 
dieses Jahr schätzten die Institute einen Anstieg 
von 2,5 %. Der Sachverständigenrat schätzte auf 2 %, 
die Bundesregierung auf rund 2,8 %. Nach dem Er-
gebnis des Statistischen Bundesamts war jedoch 
nur ein Anstieg von minus 1,8 % zu verzeichnen. 

Ausdrücklich bleibt jedoch festzuhalten, daß die 
Mitte des Jahres vom Wirtschaftsministerium er-
mittelte Schätzung nicht stimmte. 

In diesem Zusammenhang muß man wohl auch 
erhellen, wie hier Legendenbildung betrieben wird. 
Herr Stoltenberg sagte heute — ich zitiere wört-
lich —: „der auf viel zu optimistischen Annahmen 
aufgebaute Entwurf unserer Vorgänger". Gemeint 
war der Haushaltsentwurf. Herr Dr. Stoltenberg, 
bitte, formulieren Sie doch um, damit Sie Ihrem 
gepflegten Image der Seriosität treu bleiben. Ich 
würde folgende Formulierung vorschlagen: „der auf 
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den vom alten und neuen Wirtschaftsminister ver-
tretenen, viel zu optimistischen Annahmen aufge-
baute Entwurf unserer Vorgänger". Damit hätten 
Sie eine seriöse Ausdrucksweise für das, was Sie 
wirklich meinen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist ja 
fürchterlich!) 

Ich muß sagen: Falsches wird auch durch eine be-
tont seriöse Verkündigung nicht richtig. 

(Zuruf des Abg. Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]) 

Im letzten Quartal dieses Jahres geht man von 
einem realen Wirtschaftswachstum von 0 % aus. 
Das führt zu der gewaltigen Anpassungsdifferenz 
von mehr als 17 Milliarden DM. Dieses Anpas-
sungsvolumen als Erblast zu bezeichnen, ist eine 
bewußte Irreführung der Bevölkerung. Für den 
Wirtschaftsminister, der seit Jahren, ohne sich un-
treu zu werden, kontinuierliche Wirtschaftspolitik 
betreibt, ist es beschämend, sich nach dem Motto zu 
verhalten: Wessen Brot ich esse, dessen Lied ich 
singe. 

Auf die dramatisch verschlechterten Daten rea-
giert der Bundesfinanzminister mit einer deutli-
chen Nettokreditaufnahme. Dies tragen wir mit. 
Denn es entspricht unserer bisher immer wieder 
betonten und vertretenen Auffassung. Wir haben 
immer die Auffassung geäußert, daß konjunkturbe-
dingte Steuermindereinnahmen und Mehrausga-
ben wie beim Arbeitslosengeld in dieser Zeit über 
Kreditaufnahme finanziert werden müssen. Wir 
werden jedoch nicht mittragen die von Ihnen ange-
sprochenen, im Ergänzungshaushalt vorgelegten 
Begleitgesetze. Diese wirken sich unter dem Strich 
gesehen kontraproduktiv aus und werden nicht aus 
der Wirtschaftskrise führen, sondern sie noch ver-
stärken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bitte Sie ganz herzlich, bei Ihrer Gesamtbeur-
teilung der vorigen Regierung zu beachten, daß wir 
in der Welt immer noch den dritten Platz einneh-
men. Meine Freunde und ich werden ganz beson-
ders darauf achten, wie sich Ihre Wirtschaftspolitik 
im internationalen Spiel der Kräfte auswirkt, ob Sie 
es halten können, diesen dritten Platz in der Welt-
wirtschaft weiterhin zu belegen. 

Wie sich Ihre Begleitgesetze, meine Damen und 
Herren von der neuen Koalition, auswirken, will ich 
hier nur an den damit beabsichtigten Verstümme-
lungen der Gewerbesteuer und den damit verbunde-
nen Auswirkungen auf der Einnahmeseite des 
Haushalts einer einzigen Stadt darstellen. Ich will 
zur Problematik gar nichts sagen; das werden 
meine Freunde aus dem Steuerbereich tun. Bei der 
Stadt, aus der ich komme — das wird vielleicht 
auch für die Frau Staatssekretärin Karwatzki wich-
tig sein —, wird netto unter dem Strich die Minder-
einnahme im Stadtsäckel 25 Millionen DM im er-
sten Jahr betragen. Hochgerechnet auf das Ruhrge-
biet, um das Sie ja im Augenblick so sehr kämpfen, 
ist das eine Steuermindereinnahme von rund 200 
Millionen DM, ohne daß Sie auch nur im entfernte-

sten ein Rezept dafür ankündigen können, wie Sie 
mit dieser Problematik fertig werden wollen. Ich 
glaube, daß sich der Bundeswirtschaftsminister 
hier mit seiner Auffassung von der Steuergrund-
lage wieder einmal durchgesetzt hat, und muß lei-
der wieder, genauso wie am 15. September, an die 
verheerenden Folgen der Lohnsummensteuer erin-
nern. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Graf 
Lambsdorff? 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Aber gern! 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Wieczo-
rek, wenn Sie hier über die betrüblichen Steuermin-
dereinnahmen sprechen, die aus einer solchen Re-
gelung für die Stadt, aus der Sie kommen — das ist 
Duisburg —, zu erwarten sind, möchte ich fragen: 
Ist es richtig, daß die Steuermindereinnahmen, die 
jetzt entstehen könnten, bisher im wesentlichen 
von solchen Unternehmen erhoben worden sind, die 
entweder keinen oder einen ganz geringen Gewinn 
machen; und ist das eigentlich eine sinnvolle Form 
der Besteuerung? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): So lange Sie klat-
schen, meine Herren, habe ich Zeit, nachzudenken. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie brauchen 
aber auch lang! — Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]: Wir klatschen noch einmal! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU — Heiter

-

keit und Beifall bei der CDU/CSU) 

— Das war der Punkt für Ehrlichkeit, gelt? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So nett sind 
wir!) 

Abgeordneter Graf Lambsdorff, ich bin der Auf-
fassung, daß hier die Steuer, die zu zahlen ist, im-
mer gezahlt werden muß. Ob nun im Moment als zu 
besteuernder Teil der unternehmerischen Betäti-
gung der Gewinn oder die Gesamtbetätigung im 
Vordergrund steht, ist ein Unterschied in der Auf-
fassung, die wir beide davon wahrscheinlich ha-
ben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Helau! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Graf Lambs-
dorff? 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Bitte schön. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Wieczo-
rek, glauben Sie, daß bei einer solchen Philosophie 
und einer solchen Praxis, nämlich daß jedwede 
Steuer ohne Rücksicht auf Gewinn zu bezahlen sei, 
die von Ihnen so behandelten Unternehmen noch 
sehr lang Arbeitsplätze zur Verfügung stellen wer-
den? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Roth [SPD]: Fälschung!) 
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Sie wissen genau, wie hoch die Steuerquote dieser 
Unternehmen überhaupt ist. Der Anteil an der 
Steuerquote, der durch die Gewerbesteuer herbei-
geführt wird, ist, bezogen auf die Gesamtbesteue-
rung des Unternehmens, ein äußerst geringer. Ich 
würde Ihnen gerne einige Beispiele dafür anführen, 
wieweit das durchschlägt. Auf den Stahlpreis bezo-
gen, ist es ein Satz, der weit unter der 0,1 %-Marke 
liegt. 

(Westphal [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich glaube, daß das im Sinne der Allgemeinheit 
liegt und durchaus verkraftbar ist. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Herr Kollege, ich würde mich hinsichtlich der 
Besteuerung von Arbeitsdirektoren jetzt mit Ihnen 
gern auseinandersetzen. 

(Lachen und erneute Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Ganz genau; die Löhne auch, Herr Kollege. Denn 
auch die Mitarbeiter der Unternehmen bezahlen 
von ihren Löhnen ihre Steuern, und zwar sehr ehr-
lich und sehr sauber, ohne daß sie die Möglichkeit 
haben, irgendwo eine versteckte Abschreibung vor-
zunehmen. — 

(Haase  [Kassel] [CDU/CSU]: Na, na, nicht 
so laut! — Dr. Friedmann [CDU/CSU]: 
180 000 für einen Arbeitsdirektor! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nach diesem Inter-
mezzo würde ich gern wieder zum Bundeshaushalt 
zurückkommen und mich mit dem Gesichtspunkt 
beschäftigen, der hier eigentlich im Mittelpunkt ste-
hen müßte, nämlich die Frage, wie die finanzpoliti-
schen Anpassungsstrukturen hier dargestellt wer-
den sollen. Wie Sie mittel- und langfristig die öffent-
lichen Defizite abbauen wollen, ist mir nach den 
bisherigen Ausführungen des Finanzministers und 
auch in den Diskussionsbeiträgen nicht klargewor-
den. Wie Sie mittel- und langfristig auch Subventio-
nen abbauen wollen, ist mir ebenfalls nicht klarge-
worden. Wie Sie mittel- und langfristig — bei mögli-
cherweise schlecht bleibender oder noch schlechter 
werdender Wirtschaftskonjunktur — das Problem 
der Dynamik der Sozialtöpfe, nämlich Arbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe, Rentenversicherung usw., 
lösen wollen, ist mir ebenfalls nicht klar. Ich habe 
heute morgen die Anmerkung dazu gehört, daß man 
sich dann auch noch über die Renten unterhalten 
sollte. Ich will das hier nur noch einmal in aller 
Klarheit verdeutlichen, weil gleich hinterher die Be-
merkung kam, die Regierung wolle dafür sorgen, 
daß die Renten so blieben und sich der Rentner dar-
auf verlassen könne. Meine Damen und Herren, 
den Äußerungen des Bundesfinanzministers 
konnte ich entnehmen, daß er der Auffassung ist, 
daß bei den Rentnern noch einiges getan werden 
müßte; wir werden darauf sehr achten. 

Wir werden auch darauf achten, Herr Bundesfi-
nanzminister, wie Sie es mit der mittelfristigen Fi-
nanzplanung halten. Das Instrument der mittelfri-
stigen Finanzplanung wird von Ihnen nicht gefüllt. 

Ich halte es für unseriös, wenn Sie davon ausgehen, 
daß in Ihrem Hause zu wenig Arbeitskapazität vor-
handen ist, um dieses Problem zu lösen. Diese Pro-
bleme sind nicht von zwei oder drei Mitarbeitern zu 
lösen. Vielmehr haben Sie ein großes Ministerium, 
ein funktionierendes Haus geerbt, das in einem ver-
nünftigen Zustand ist. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Voll gesteckt 
mit Sozis!) 

Sie haben die Möglichkeiten, die in diesem Hause 
stecken, nicht genutzt. Im übrigen glaube ich, daß 
Sie sie gar nicht nutzen wollten, weil Sie sich auf 
der Grundlage dieses Haushalts nicht trauen, dem 
deutschen Volk hier eine mittelfristige Finanzpla-
nung vorzulegen, damit man sich daran orientieren 
kann. Ich glaube, Sie wollen sich über den 6. März 
hinaustaktieren, um erst dann zu sagen, was Sie 
wirklich wollen. Denn für mich — und wohl auch 
für Sie — ist immer noch das Papier des Wirt-
schaftsministers Graf Lambsdorff der eigentliche 
Handlungsrahmen für Ihre parlamentarische Ar-
beit. Wenn man richtig lesen kann, dann kommt es 
auch bei Ihnen immer wieder durch. Ich glaube, Sie 
betreiben eine Verschleierungspolitik. Es könnte 
sein, daß Sie eine mittel- und langfristige Konzep-
tion zwar schon haben, aber uns daran nicht beteili-
gen wollen. 

Es könnte natürlich auch sein — vieles spricht 
dafür; mein Kollege Walther ist darauf eingegan-
gen — , daß Sie hier womöglich gar keine Konzep-
tion vorlegen können, daß die Sonthofener Strate-
gie Sie daran gehindert hat, in Ihren Kreisen über-
haupt ein Konzept zu erarbeiten. Denn die Erarbei-
tung eines Konzepts, meine Damen und Herren, 
bringt die unterschiedlichsten Interessengruppen 
einer Partei und einer Fraktion natürlicherweise in 
gegenseitigen Meinungsaustausch und damit auch 
in eine Form des gegenseitigen Schlagabtausches. 
Ein solcher Schlagabtausch bleibt sicherlich nicht 
ungehört. Wahrscheinlich, so nehme ich an, wollten 
Sie verhindern, daß in der Öffentlichkeit überhaupt 
darüber geredet wurde, daß Sie eventuell an der 
einen oder anderen Stelle keine Einigkeit erzielt 
hätten. Sie haben ja lange genug in dem Zwiespalt 
zwischen der CDU und der CSU gelebt, so daß Sie, 
Herr Dr. Kohl, sicherlich eine Phase der absoluten 
Ruhe, der Friedhofsruhe, brauchten, um nach drau-
ßen ein geschlossenes, einheitliches Bild herbeizu-
führen. Aber jetzt, nachdem die Regierung von Ih-
nen gebildet worden ist und Ihre Mitstreiter alle 
über die Möglichkeit verfügen, ihr eigenes Image 
aufzupolieren, kann man auf einmal sehr deutlich 
erkennen, wie wenig geschlossen die CDU und die 
CSU in ihrer Meinungsbildung sind. 

Ich könnte Ihnen einige Beispiele nennen. Ich 
will mich auf zwei oder drei beschränken. Ganz 
besonders interessant war für mich natürlich der 
Beitrag der Berliner Schulsenatorin, Frau 
Dr. Hanna Laurien. Sie warnt nämlich vor einem 
Kahlschlag in der BAföG-Förderung. Sie schrieb an 
die Bundesbildungsministerin und an den Bundes-
finanzminister — ich zitiere wörtlich —, es dürfe 
nicht dazu kommen, daß nur Kindern reicher Eltern 
der Weg zum Abitur bliebe und Kindern armer 
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Leute nur der Weg in die Berufsausbildung gewie-
sen werde. Wie wahr, wie wahr, gnädige Frau! Herr 
Dr. Geißler sagte in einem Gespräch mit der „Süd-
deutschen Zeitung" zu den Leistungskürzungen — 
ich zitiere —, insbesondere die vorgesehenen Kür-
zungen des Sozialhilferegelsatzes auf 2% habe er — 
Geißler — nolens volens nur geschluckt, weil er an 
der entsprechenden Koalitionsvereinbarung als 
nachträglich ernannter Minister nichts hätte än-
dern können. 

Nicht nur Kritik wird frisch und frei durch den 
Medienwald geblasen, auch die Konzeptionslosig-
keit führt dazu, daß jeder der Regierungsmitglieder 
sein eigenes Programm und sein eigenes Konzept 
entwickelt. Herr Dr. Kohl möchte eine Hausfrauen-
rente, Herr Dr. Geißler möchte das Mutterschafts-
geld zu einem Erziehungsgeld umwandeln usw. 

(Zuruf von der SPD: Steuersenkung!) 

Bei der Gelegenheit fällt mir gerade ein, Herr 
Bundeskanzler, weil Sie mir so gegenübersitzen: 
Ihr vehementer Ausflug zur Ehrenrettung Ihres 
Kollegen Schwarz-Schilling veranlaßt mich zu fra-
gen, ob Sie die Fragen zu Herrn Geißler nur verges-
sen haben oder ob Sie mit dem Verschweigen beto-
nen wollten, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das war so 
dümmlich, da war nichts zu sagen!) 

daß Sie es unterstützen. Aber das sollte nur ein klei-
ner Sidestep sein, weil es mir gerade so in den Kopf 
kam. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Darauf 
braucht man nichts zu sagen!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein-
mal ganz klar betonen, daß Sie den Bürger doch 
wohl im unklaren lassen wollen, mit welchen emp-
findlichen Einbußen der Arbeitnehmer und Rent-
ner noch zu rechnen hat. Da wird wohl noch einiges 
in Form von Abzügen auf ihn zukommen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das ist die 
Folge Ihrer Schulden!) 

Der Bundeskanzler gibt dies bisweilen zu, wenn 
auch nur verdeckt. Ein Beispiel: Der Bundeskanzler 
gibt auf einem Abendessen mit führenden Reprä-
sentanten der deutschen Wirtschaft im Bundes-
kanzleramt bekannt — wahrscheinlich zwischen 
Dessert und Mokka —: Nach dem 6. März gibt es 
weitere Schritte zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit und zur Belebung der Wirtschaft. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Haben Sie 
denn etwas dagegen?) 

Warum eigentlich, Herr Bundeskanzler, warten Sie 
bis zum 6. März? Die Menschen in diesem Land 
haben doch Anspruch darauf, daß sofort gehandelt 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Ger

-

ster [Mainz] [CDU/CSU]: Tun wir doch! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Und 
warum habt ihr gar nichts getan? 13 Jahre 

lang!) 

Der BDI, Herr Bundeskanzler, wird wohl gerufen 
haben: Das ist so recht nach unserem Geschmack! 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Daß Sie sich 
nicht schämen! Das ist eine Schande!) 

Meine Damen und Herren, das bedeutet doch 
wohl unter den herrschenden weltwirtschaftlichen 
Bedingungen, die nach eigenem Bekunden des Fi-
nanzministers mittlerweile auch Eingang in seine 
Gedankenwelt gefunden haben, bei anhaltender 
Konjunkturflaute und somit konjunkturellen 
Steuermindereinnahmen und Mehrausgaben hö-
here Steuern und Abgaben für den Arbeitnehmer. 
Es zeigt weiterhin, daß die eigentlichen Wirtschafts- 
und Beschäftigungsprobleme immer noch nicht ver-
standen sind. Mit Beschäftigungsprogrammen ha-
ben wir in den letzten Jahren immerhin erreicht, 
daß Hunderttausende von Menschen Arbeit behiel-
ten und Arbeit bekamen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Beschäftigungsprogramme haben keine Arbeits-
plätze vernichtet. Anders verhält es sich mit den 
Investitionsprogrammen. Alle Investitionsprogram-
me, die gestartet wurden, haben im Endeffekt den 
Unternehmer dazu gebracht, Rationalisierungsin-
vestitionen vorzuziehen, weil die Wirtschaft es nicht 
fertiggebracht hat, diese Programme gleichzeitig in 
Nachfrage umzusetzen. Bei der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik geht es darum, zwischen den konjunk-
turellen und den strukturellen Einbrüchen zu tren-
nen. Für die konjunkturellen Einbrüche ist ein Ar-
beitsbeschaffungsprogramm im Sinne eines öffent-
lichen Investitionsprogramms dringend geboten, 
um im nachhinein die Voraussetzungen zu schaf-
fen, daß ein Investitionsprogramm aus den Unter-
nehmen selbst heraus finanziert werden kann. Ich 
glaube, daß wir bei Erweiterungsinvestitionen in 
dieser Zeit nicht damit rechnen können, daß eine 
erhöhte Beschäftigung herbeigeführt wird. 

(Abg. Gerster [Mainz] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege, meine Zeit ist zu Ende; ich komme 
zum Schlußsatz. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ihre Zeit ist 
schon lange vorbei!) 

Darum erübrigt sich Ihre Zwischenfrage. 

Die Zeche für alle Maßnahmen, die die Regierung 
jetzt einleitet, zahlt der kleine Mann durch eine 
höhere Mehrwertsteuer, durch Ausgabenerhöhun-
gen in jeder Form und durch einen Abbau des so-
zialen Netzes. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Was hat Ihnen 
denn Helmut Schmidt in der Fraktion er

-

zählt?!) 

Das wollen Sie ihm so deutlich nicht sagen. Das 
wollen Sie wohl auch den deutschen Gewerkschaf

-

ten nicht zwischen Eiscreme und Mokka erläutern. 

Meine Damen und Herren von der Regierungs-
bank, trotz des pessimistisch ausgefallenen Ver-
suchs, eine Antwort auf Ihre Handlungsweise zu 
finden, möchte ich Sie zum Abschluß nochmals ein-
dringlich bitten: Nachdem Sie den ersten Punkt Ih- 
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rer Regierungskoalition, nämlich einen neuen 
Haushalt vorzulegen, nicht verwirklichen konnten, 
sollten Sie in den nächsten Tagen zumindest ein 
mittel- und langfristiges Konzept Ihrer Finanzpoli-
tik vorlegen. Sonst zerstören Sie die Verwirkli-
chung des Anspruchs auf Wahrheit und Klarheit, 
den der Wähler in diesem unserem Lande Ihnen 
gegenüber hat. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Das müssen gerade Sie sagen! 

Wiedersehen!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Carstens (Emstek). 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Die Bundesregierung hat heute ihr haushaltspoliti-
sches Dringlichkeitsprogramm auf den parlamenta-
rischen Weg gebracht. Ich möchte damit beginnen, 
daß ich der Bundesregierung bescheinige, in wirk-
lich kurzer Zeit gute Arbeit geleistet zu haben, wo-
für wir ihr dankbar sein sollten, ganz besonders 
dem Bundesfinanzminister Dr. Gerhard Stolten-
berg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Pflichtschuldigst!) 

Dieser Haushalt ist haushaltsrechtlich zwar ein 
Ergänzungshaushalt; politisch und in Wirklichkeit 
aber ist er ein erster Schritt einer neuen Finanz- 
und Haushaltspolitik, die unser Land langsam, aber 
sicher aus der miserablen Lage herausführen soll 
und, wie ich betone, herausführen wird. 

Durch diesen ersten Schritt wird deutlich ge-
macht, daß der zukünftige finanzpolitische Kurs in 
Deutschland endlich wieder als seriös, als solide 
und als glaubwürdig bezeichnet werden kann. Diese 
Vorlagen legen ehrlich und nüchtern das ganze 
Ausmaß der katastrophalen Lage der Staatsfinan-
zen offen und geben ein realistisches Bild von der 
wirtschaftlichen Entwicklung. 

Aber nicht nur dies; sie sind auch eine angemes-
sene und ausgewogene erste Reaktion auf die fi-
nanziellen und wirtschaftlichen Probleme unseres 
Landes. Ich sage mit gewissem Stolz, daß diese Vor-
lagen deutlich die Handschrift der neuen Bundesre-
gierung der christlich-liberalen Koalition unter der 
Kanzlerschaft von Helmut Kohl zeigen. 

Der eingeschlagene Kurs, meine Damen und Her-
ren, ist ein mittlerer Weg des Ausgleichs, auf dem 
die Finanzierung der öffentlichen Haushalte und 
der sozialen Sicherungssysteme gewährleistet wird 
und erste Schritte für eine wirtschaftliche Gesun-
dung unseres Landes eingeleitet werden. Obwohl 
Zeitdruck, politische Umstände und vor allem die 
zusätzlichen Milliardenlöcher zu raschen Entschei-
dungen drängten, wurde in Ruhe und Besonnenheit 
entschieden. So manches Stück, das in der Öffent-
lichkeit voreilig zerrissen wurde, findet mittlerweile 
breite Zustimmung. Das trifft insbesondere auch 
für die Bereiche Arbeitslosenversicherung, Renten-
versicherung und Krankenversicherung zu. Hier ist 
ein besonders schwieriges Stück Arbeit zu leisten 
gewesen. Hier ist eine besonders sachbezogene Ar-

beit geleistet worden, wofür ich ganz besonders un-
serem Sozial- und Arbeitsminister Norbert Blüm 
Dank sagen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 
[SPD]: Ach du lieber Gott!) 

Unsere Maßnahmen finden in der Bevölkerung 
immer mehr Verständnis. 

(Westphal [SPD]: Dreimal darf gelacht wer

-

den!) 

Die Bevölkerung weiß, daß die Wirtschaft zunächst 
nachhaltig gesunden muß, um dadurch die 
schlimme Arbeitslosigkeit zu beseitigen. 

(Kühbacher [SPD]: Die Reichen müssen 
reicher werden!) 

Sie ist bereit, auf unserem Wege mitzugehen. Das 
ist nicht leicht, und es geht auch nicht von heute auf 
morgen. Wir sind uns darüber im klaren, daß wir 
hierfür die Hilfe der gesamten Bevölkerung nötig 
haben, auch die Hilfe jener, die uns nicht gewählt 
haben. Ich betone: die Hilfe jener, die uns noch 
nicht gewählt haben. 

(Zuruf von der SPD: Die Mehrheit?!) 

Wir müssen die gesamte Bevölkerung bitten, unse-
ren Weg mitzugehen. Aber dann wird dieser Weg 
auch erfolgreich sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bevölkerung möchte ich bitten, mitzumachen. 
Die SPD aber fordere ich auf, diese Entwicklung 
nicht lamentierend und kritisierend zu behindern, 
sondern sie sollte dazu beitragen, das wieder in 
Ordnung zu bringen, was sie durch ihre eigene Poli-
tik in Unordnung gebracht hat. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Was wir heute und in den letzten Wochen von den 
sozialdemokratischen Kollegen gehört haben, ist 
schon unverständlich und fast als unerträglich zu 
bezeichnen. Sie versuchen, den Eindruck zu erwek-
ken, als hätten Sie mit der gesamten Entwicklung, 
der Haushaltsmisere und der Verschuldung, über-
haupt nichts zu tun. Darf ich Sie freundlich darauf 
aufmerksam machen, daß nicht wir, sondern daß 
Sie die Bundesrepublik Deutschland 13 Jahre lang 
regiert haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Westphal 
[SPD]: Aber ihr habt den Wirtschaftsmini

-

ster behalten!) 

Ihre Reden sind Ausdruck eines bemerkenswerten 
Verdrängungsprozesses. Sie versuchen, die Spuren 
Ihrer persönlichen Verantwortlichkeit wie auch der 
Verantwortlichkeit der Partei zu verwischen 

Aber glauben Sie nicht, Sie könnten die deutsche 
Bevölkerung irreführen. Alle in Deutschland wis-
sen, daß Sie damals eine blühende Wirtschaft und 
solide Staatsfinanzen übernehmen konnten. Die 
Wörter Kurzarbeit und Arbeitslose waren in unse-
rem Lande geradezu ein Fremdwort. Nun, nach 
13 Jahren, ist unser Land verschuldet. Wir haben 
2 Millionen Arbeitslose — bald werden es mehr 
sein —, und unsere Sozialeinrichtungen können 
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nicht mehr finanziert werden — auf Grund Ihrer 
Politik der letzten 13 Jahre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bund zahlt allein im Jahre 1983 28 Milliarden 
DM an Zinsen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Das ist fünfmal mehr als das, was wir in unseren 
Haushaltspaketen an Kürzungen vorsehen und 
worüber Sie sich beklagen. Wenn diese Zinslast 
nicht vorhanden wäre, brauchten wir über dieses 
Kürzungspaket überhaupt gar nicht zu reden, das 
Sie verursacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bindig [SPD]: 
Sie haben doch immer Mehrausgaben ge

-

fordert!) 

Die Folgen Ihrer Politik, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, haben ihren Höhepunkt lei-
der immer noch nicht erreicht. Ich mache unsere 
Bevölkerung schon jetzt darauf aufmerksam, daß 
wir Ende dieses Monats etwa 2 Millionen Arbeits-
lose haben werden, 

(Zuruf von der SPD: Mindestens!) 

daß es aber im Januar/Februar 1983 mit großer 
Wahrscheinlichkeit 2,5 Millionen sein werden. 
Hinzu kommen 1 Million Kurzarbeiter, so daß wir 
um diese Zeit in der Bundesrepublik Deutschland 
— es ist kaum vorstellbar — 3,5 Millionen Arbeits-
lose und Kurzarbeiter haben werden. Das ist das 
Ergebnis Ihrer Politik, und wir müssen nun mit der 
Hilfe des Volkes diese Versäumnisse und Fehler 
nachholen bzw. korrigieren. Das ist die Aufgabe, vor 
der wir stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Wir stellen uns dieser Aufgabe, wobei wir wissen, 
daß niemand die blühende Wirtschaft von 1969 von 
heute auf morgen wieder herbeizaubern kann. Aber 
unser Programm ist vernünftig und sachbezogen, 
und, wie gesagt, es wird Erfolg haben. Sicherlich 
nicht sofort, aber ich mache darauf aufmerksam, 
daß es schon jetzt erste Erfolge aufweist. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Die Zinssenkung der Bundesbank 

(Lachen bei der SPD) 

wäre nie und nimmer möglich gewesen, wenn sie 
sich nicht auf die solide Finanzpolitik der neuen 
Bundesregierung hätte verlassen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Hören Sie bloß auf!) 

Viele Familien in Deutschland, die vor fünf, sechs, 
sieben Jahren ein Haus gebaut haben, nicht mehr 
in der Zinsbindung sind, zwischenzeitlich hohe Zin-
sen bezahlt haben, wissen das zu schätzen, was hier 
bewirkt wurde. 

(Zurufe von der SPD) 

Viele einzelne Privatpersonen, viele Familien begin

-

nen mittlerweile mit der Planung für ihr neues 
Haus, welches sie im Jahre 1983 bauen wollen. Viele 

mittelständische Unternehmer spüren, daß der 
Würgegriff seitens des Staates dadurch gelockert 
wird, daß die Zinsen heruntergehen 

(Zuruf von der SPD: Kupferkabel!) 

und daß die Steuern zumindest ansatzweise gestri-
chen und eingeschränkt werden. Aber Sie von der 
SPD schimpfen, kritisieren und meckern. Die Be-
völkerung ist längst an Ihnen vorbeigelaufen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die Bevölkerung stellt sich längst auf diese neue 
Entwicklung ein. 

(Kühbacher [SPD]: Dann kriegen Sie ja 
70 %!) 

Ich möchte auch einmal alle Bürger im Lande bit-
ten, sich nicht von dem Gerede irremachen zu las-
sen, welches jetzt durch die Medien geht. 

(Bindig [SPD]: Ihrer Fensterrede!) 

Jeder einzelne Bürger, jede einzelne Familie mag 
im Januar/Februar 1983 genau überprüfen, welche 
Solidaritätsopfer wir diesen Familien zumuten. 
Dann kann jeder genau erkennen, wie er betroffen 
ist und wie wir glauben, daß er bei der Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen mithelfen soll. 

(Bindig [SPD]: Und die Besserverdienen

-

den?) 

Ich habe in den letzten Tagen und Wochen genau 
wie Sie viele Gespräche im Lande geführt. Ich weiß, 
daß es z. B. bei den Beamten nicht nur Regierungs-
direktoren und Ministerialräte gibt. Es gibt auch 
den einfachen und den mittleren Dienst. Wenn Sie 
mit diesen Beamten sprechen und ihnen sagen: 
Dürfen wir Ihnen zumuten, einmal ein oder zwei 
Jahre mit nur 2 % Lohnerhöhung, Gehaltserhöhung 
auszukommen?, 

(Kühbacher [SPD]: 100 DM weniger wer

-

den die haben!) 

dann finden Sie viel Verständnis in der großen 
Breite der deutschen Beamtenschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 
[ SPD]: So kann nur jemand reden, der 

5 000 DM im Monat hat!) 

Wenn Sie mit Rentnern in Deutschland sprechen, 
denen nichts genommen wird, denen nichts gekürzt 
wird, sondern denen für einen gewissen Zeitraum 
die volle Erhöhung erst nach sechs Monaten gege-
ben werden soll, 

(Zuruf von der SPD) 

sehen Sie, daß es zwar Bedenken gibt, weil sie auf 
Grund der verwirrten Lage gar nicht genau erken-
nen, was alles auf sie zukommt, aber daß sie bereit 
sind, dieses Opfer mitzutragen. Wie gesagt, die deut-
sche Bevölkerung ist schon viel weiter als Sie. Das 
werden Sie auch am 6. März bei den Bundestags-
wahlen feststellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben gar keine Freude an diesen Kürzun-
gen. Wir sind doch nicht die Partei des sozialen 
Rückschritts. Wenn Sie sich die Historie der deut- 
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schen Bundesrepublik ansehen, dann stellen Sie 
fest, daß unter unserer Regierung, zeitweise mit der 
FDP, dieses Land aufgebaut wurde. Noch vor 10, 15 
Jahren waren in der ganzen Welt die Worte Lei-
stung, Erfolg, Stabilität mit dem Wort Bundesrepu-
blik Deutschland gleichzusetzen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Made in Ger

-

many!) 

Wir haben dieses Land aufgebaut, hier hat es sozia-
len Fortschritt gegeben, und Sie sind die Partei, die 
das in diesen 13 Jahren wieder zunichte gemacht 
hat. 

(Wehner [SPD]: Pfui Teufel!) 

Jetzt geht es wieder an den Aufbau dieses Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Bindig? 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Ja. 

Bindig (SPD): Da Sie von Opfern sprechen, 
möchte ich Sie fragen: Welches Opfer verlangen Sie 
denn echt jemandem ab, der im Jahr 160 000 DM 
verdient? 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Wir haben unsere 
Maßnahmen bewußt darauf angelegt, daß z. B. beim 
Kindergeld nicht die Familien mit normalem Ein-
kommen, sondern nur die Familien betroffen wer-
den, die ein höheres Einkommen haben, 

(Löffler [SPD]: 432 DM Kinderfreibetrag!) 

womit wir deutlich machen wollen, daß wir nicht in 
die Familien der Normalverdiener unsozial ein-
schneiden wollen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wer verdient 
denn 160 000 im Jahr? Die Spekulanten von 

der Neuen Heimat!) 

Wir nehmen die Investitionszulage nur von jenen, 
die in diesen Einkommensgrößen liegen. 

(Bindig [SPD]: Und die zahlen Sie wieder 
zurück!) 

Wir haben Wert darauf gelegt, daß wir sozial ange-
messen und abgewogen in die Ausgaben des Staa-
tes hineingehen, was durch diese zwei Beispiele, 
wie ich meine, bestens belegt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben in der Zeit des Aufbaus der Bundesre-
publik Deutschland durch die Soziale Marktwirt-
schaft nicht nur dafür gesorgt, daß es nur einigen 
wenigen im Lande gut geht, daß nur einige wenige 
reich werden, sondern durch die Politik der Sozia-
len Marktwirtschaft ist es gelungen, die große 
Breite der Bevölkerung an der wirtschaftlichen 
Entwicklung und an dem Wohlstand teilhaben zu 
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nirgendwo in der Welt sind in dieser Nachkriegs

-

zeit mehr Einfamilienhäuser gebaut worden, nir

-
gendwo haben gerade die Arbeitnehmer mehr an 
der Entwicklung der Wirtschaft und an dem Erfolg 
des ganzen Volkes teilgenommen. Und von daher 
brauchen wir uns nicht vorwerfen zu lassen, wir 
würden mit Lust, mit Freude kürzen. Nein, wir wol-
len den Weg beschreiten, der eine Zukunft verheißt, 
der dafür sorgt, daß es in Deutschland demnächst 
wieder aufwärts geht, daß die Arbeitslosigkeit abge-
baut wird, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

daß die Arbeitnehmer keine Angst vor dem Verlust 
des Arbeitsplatzes zu haben brauchen, daß die mit-
telständischen Unternehmen nicht Angst haben 
müssen, in Konkurs zu gehen, daß wir wieder mit 
Erfolg in die Zukunft gehen. Dies ist der erste 
Schritt in dieser Politik. Er wurde durch die neue 
Bundesregierung bewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, wie gesagt, meine Damen und Herren, 
keine Politik ist in der Lage, die verheerende Erb-
last, die die neue Bundesregierung vorgefunden hat, 
kurzfristig abzutragen. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Löffler? 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Nein, ich möchte 
jetzt vortragen. Lieber Kollege Löffler, es tut mir 
leid. Ich habe nur noch zehn Minuten Zeit. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Vortra

-

gender Legationsrat Erster Klasse!) 

Wenn uns nun der Vorwurf gemacht wird, daß es 
durch den Haushalt 1983 zu einem Nachfrageaus-
fall käme, und von „Kaputt-Sparen" gesprochen 
wird, möchte ich Ihnen hierauf mit einem Beispiel 
antworten, welches den Haushalt 1982 betrifft; das 
scheint mit ein gutes Gegenargument zu sein. Der 
Haushalt 1982 wird mit einem Zuwachs gegenüber 
1981 in Höhe von 5,9% abgeschlossen werden. Die-
ser Haushalt wird mit etwa 40 Milliarden DM 
Schulden finanziert werden. Von Nachfrageausfall 
und Kaputt-Sparen kann da überhaupt nicht die 
Rede sein. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Aber genau in diesem Jahr, mit diesem Haushalt 
steigt die Jahresdurchschnittsarbeitslosenzahl um 
über 500 000 an. Da müssen doch Sie in der SPD 
merken, daß Sie den falschen Weg eingeschlagen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß gar nicht, woher Sie die Kraft nehmen, 
diese Töne hier in den Bundestag zu bringen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist Un

-

verfrorenheit!) 

Oder Sie haben von „Umverteilung von unten 
nach oben" gesprochen: Meine Damen und Herren, 
in Deutschland ist nie mehr umverteilt worden als 
in den letzten vier, fünf, sechs Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Fried

-

mann [CDU/CSU]: Siehe Zinsen!) 
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Durch die hohen Zinsen, die der kleine Mann für 
sein Häuschen aufbringen mußte und die der, der 
Geld hatte, kassiert hat, ist es zu Umverteilung von 
unten nach oben gekommen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Stranguliert 
haben die die kleinen Leute! — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Die Kupon-Schneider 

haben sie bedient!) 

Oder Sie sagten: Steuergeschenke an die Unter-
nehmer. Mit der Reduzierung der Gewerbesteuer 
lockern wir den Würgegriff für viele mittelständi-
sche Betriebe. Wenn jährlich 15 000 Unternehmun-
gen Bankrott machen und dabei über 300 000 Ar-
beitsplätze auf Dauer verlorengehen, können Sie 
doch nicht von „Steuergeschenken an Unterneh-
mungen" sprechen. Es muß in unserem Lande end-
lich die Zeit wieder einkehren, in der nicht Klassen -
kampfparolen verkauft werden, sondern von Part-
nerschaft gesprochen wird. Wir müssen endlich 
wieder deutlich machen, daß es den Unternehmun-
gen gutgehen muß, wenn es den Arbeitnehmern 
gutgehen soll, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß die Unternehmen Geld verdienen müssen, daß 
sei eine starke Nachfrage nach Arbeitskräften ent-
wickeln müssen, wenn der Arbeitnehmer stark sein, 
einen gerechten Lohn bekommen und keine Angst 
davor haben soll, arbeitslos zu werden. 

Meine Damen und Herren, ich will auf Ihre Vor-
würfe nicht weiter eingehen, sondern lieber für un-
ser Programm der Vernunft in der Bevölkerung 
werben, damit man erkennt, daß dies der richtige 
Weg ist, und bereit ist, diesen Weg mitzugehen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für einen 
Neubeginn ist, daß Bürger, Wirtschaft, Investoren, 
Finanzmärkte und das Ausland wieder Vertrauen 
in eine stetige und berechenbare Finanzpolitik des 
Staates fassen, ein Vertrauen, das die alte Regie-
rung verspielt hatte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber gründlich!) 

Vertrauen des einen setzt Glaubwürdigkeit des an-
deren voraus. Und Glaubwürdigkeit haben die Etat-
entwürfe dieser Regierung verdient. Sie beschöni-
gen nichts, und die Bevölkerung weiß, wenn vom 
6. März die Rede ist, daß mit dieser Politik nach 
dem 6. März weitergemacht wird. Das ist keine Ein-
tagsfliege, 

(Lachen bei der SPD) 

sondern das ist der finanzpolitische Kurs, über den 
wir der Bevölkerung zwar das eine oder andere 
zumuten müssen, von dem wir aber glauben, daß er 
letztlich dazu führt, daß wir schon in einigen Jahren 
so weit sind, daß wir echte Fortschritte erleben, daß 
der Nachweis erbracht ist, daß die Arbeitslosigkeit 
damit abzubauen ist, daß wir Erfolg haben. 

Warten Sie die Entscheidung am 6. März ab! Sie 
werden sich wundern! Sie haben abgewirtschaftet. 
Ihnen traut man nichts zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind die Hoffnung unseres Volkes, 

(Lachen bei der SPD) 

und wir werden diese Hoffnung nicht enttäuschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bindig [SPD]: 
Warum haben Sie dann Angst vor Wah

-

len?) 

Die überwältigende Mehrheit unserer Bürger 
sieht die Notwendigkeit dieses Kurses ein. Deswe-
gen sollten wir es nicht zulassen, daß nun die Rat-
tenfänger im Lande unterwegs sind, um mit diesen 
Floskeln, die ich eben widerlegt habe, für sich zu 
werben und von dem Weg abzulenken, den wir für 
richtig halten. 

Meine Damen und Herren, es wird nun gesagt, 
wir würden mehr Verschuldung bewirken, als die 
alte Regierung vorgesehen hatte. Dazu kann ich 
nur dies sagen: Wenn wir von den Eckwerten ausge-
gangen wären, die die bisherige — schlechte — Re-
gierung angesetzt hatte, wären wir heute bei der 
Neuverschuldung unterhalb von 23 Milliarden DM 
angelangt. Auf der anderen Seite ist aber zu sagen: 
Wenn jetzt schon Neuwahlen angesetzt worden wä-
ren, wir also den Haushalt und die Begleitgesetze 
nicht hätten verabschieden können, wäre es zu 
einer Neuverschuldung von über 55 Milliarden DM 
gekommen. Damit wäre wieder ein ganzes Jahr ver-
loren gewesen. Ich halte es schon für richtig, daß 
wir den Bürgern vor der Wahl sagen, was wir ihnen 
zumuten wollen, daß wir ihnen aber auch die Hoff-
nung geben, daß es dadurch besser wird, daß wir in 
eine bessere Zukunft hineingehen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es rich

-

tig!) 

Um so mehr widerlegt natürlich eine Neuverschul-
dung von etwa 40 Milliarden DM, wie wir sie jetzt 
vornehmen müssen, den törichten Vorwurf vom Ka-
putt-Sparen, auf den ich eben schon eingegangen 
bin. 

Bezüglich Art. 115 des Grundgesetzes machen Sie 
sich bitte keine Sorgen. Wir werden dafür sorgen, 
daß die Vorschriften von Art. 115 des Grundgesetzes 
so schnell wie irgend möglich wieder eingehalten 
werden. Wir haben in diesem Jahr einen Schnitt 
von 5,6 Milliarden DM gemacht. Wenn wir bei der 
nächsten Haushaltsentscheidung ähnliche Maß-
stäbe anlegen wie dieses Mal, wird es uns gelingen, 
schon beim nächsten Mal die in Art. 115 festgelegte 
Grenze zu unterschreiten. Darauf können wir jetzt 
noch nicht stolz sein. Das tragen wir auch nicht mit 
einem Schild vor uns her. Wenn Sie uns aber darauf 
ansprechen, bin ich gerne bereit, Ihnen diesbezüg-
lich Auskunft zu geben. Wir werden auch die Ver-
fassungsklage durchziehen. Wir wußten ja, daß wir 
gegebenenfalls in der Zwischenzeit vor der Ent-
scheidung in Karlsruhe die Regierung würden 
übernehmen können; wir konnten es zumindest 
nicht ausschließen. Wir haben keine Angst vor den 
Vorschriften der Verfassung. Wir beugen uns gerne 
der Verfassung. Wir werden dafür sorgen, daß die 
Vorschriften des Art. 115 des Grundgesetzes mög-
lichst schnell wieder eingehalten werden. Das ist 
unsere Finanzpolitik, die sich nicht zu verstecken 
braucht. 
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Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-

ßend noch auf die eigentlichen Grundsätze und die 
Bedeutung der Wirtschafts- und Finanzpolitik zu 
sprechen kommen. Ich möchte zum Ausdruck brin-
gen, daß fehlende Nachfrage und fehlender Ver-
brauch in der Vergangenheit nicht zu verzeichnen 
waren. Weitaus stärker als das Sozialprodukt stieg 
in all den Jahren der private und der staatliche Ver-
brauch. Man muß aber wissen: Wer die Gegenwart 
verbraucht, verliert die Zukunft. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein guter 
Satz!) 

Der gemeinsame Kampf aller gesellschaftlichen 
Gruppen muß der Arbeitslosigkeit und der Rück-
führung des Staatskredites gelten, mit dessen Hilfe 
ein Kostenniveau subventioniert wird, zu dem die 
erzeugten Güter nicht mehr abgesetzt werden kön-
nen. Hier in den verzerrten Strukturen liegt die 
Ursache der Arbeitslosigkeit. 

Meine Damen und Herren, in der Regierungser-
klärung wurden die Weichen gestellt: weg von mehr 
Staat, hin zu mehr Markt, weg von kollektiven La-
sten, hin zu persönlichen Leistungen, weg von ver-
krusteten Strukturen, hin zu mehr Beweglichkeit, 
mehr Eigeninitiative und verstärkter Wettbewerbs-
fähigkeit. Diese Leitsätze haben über den 6. März 
hinaus ihre Gültigkeit. 

Meine Damen und Herren, ich möchte damit 
schließen, daß ich noch einmal sage: Unser besonde-
rer Dank gebührt an dieser Stelle dem Bundesfi-
nanzminister Gerhard Stoltenberg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was er in den letzten Wochen geleistet hat, hat über 
die Parteigrenzen hinweg bereits Anerkennung ge-
funden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seine persönliche Umsicht und Klugheit, seine Be-
sonnenheit und sein Augenmaß stehen für den ein-
geschlagenen mittleren Weg in der Finanz- und 
Haushaltspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihm gilt unsere volle Unterstützung in den näch-
sten Wochen. Wir — d. h. diejenigen, die im Haus-
haltsausschuß arbeiten und dort in den nächsten 
Wochen von frühmorgens bis spätabends Dienst 
tun — werden dafür sorgen, daß diese Haushalts-
pakete noch rechtzeitig vor Weihnachten verab-
schiedet werden können. — Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Zumpfort. 

Dr. Zumpfort (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nicht erst seit kurzem, aber be-
sonders seit dem Regierungswechsel schaut die Öf-
fentlichkeit auf das deutsche Parlament auf die Re-
gierung, um zu erfahren, wie beide das Problem der 
Haushaltssanierung lösen, und vor allen Din-

gen, um zu sehen, wie glaubwürdig diese Aufgabe 
auch angepackt wird. 

(Bindig [SPD]: Sie sollten das Wort „glaub

-

würdig" nicht in den Mund nehmen!) 

Ich glaube, diese Glaubwürdigkeit hat in der Ver-
gangenheit gelitten. Der Stil der Auseinanderset-
zung im Parlament bei den Haushaltsdebatten — 
heute, aber auch in der Vergangenheit —, die Art 
und Weise, wie Defizite — z. B. bei Tornado — ver-
spätet errechnet wurden, dauernde Nachbesserun-
gen an Regierungsentwürfen, verabschiedeten 
Haushalten mit der Konsequenz höherer Verschul-
dung — das ließ den Bürger zweifeln, ob die be-
schlossenen Maßnahmen wirklich nachhaltige Bes-
serung brächten. 

Meine persönliche Glaubwürdigkeit besteht dar-
in, daß ich nun unter einer neuen Regierung nichts 
anderes sage, fordere oder entscheide als vorher, 

(Bindig [SPD]: Sie haben doch Ihre Mei

-

nung öfter als Ihr Hemd gewechselt!) 

schon aus Respekt vor der guten Zusammenarbeit 
mit den Kollegen der SPD, aber auch aus Gründen 
der Berechenbarkeit für die Kollegen der CDU, da-
mit eine faire und gute Zusammenarbeit entstehen 
kann, und schließlich auch ganz besonders deswe-
gen, um den eigenen Parteifreunden beweisen zu 
können, daß die FDP der Sache und dem Programm 
treu geblieben ist. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Das ist 
das Rufen im Walde!) 

Zur Glaubwürdigkeit meiner Partei auch noch 
ein paar Worte. Wir bekennen uns dazu, vor der 
Aufgabe, den Haushalt 1983 noch einzubringen, 
nicht gekniffen zu haben, und wir bekennen uns 
auch dazu, daß wir uns nach der Lösung dieser Auf-
gabe dem Wähler stellen. Wir erfüllen damit einen 
verfassungsmäßigen Auftrag, nämlich den Auftrag, 
Schaden vom deutschen Volke fernzuhalten, der 
entstanden wäre, wenn es sofort zu Neuwahlen ge-
kommen wäre. Ich frage Sie: Ist es nicht so, daß im 
Falle sofortiger Neuwahlen der Haushalt 1983 — 
berücksichtigt man den zeitlichen Abstand zwi-
schen Wahlkampf, Regierungsbildung und Erstel-
lung eines Regierungsentwurfs — erst Mitte des 
Jahres 1983 hätte verabschiedet werden können? 
Hätten bis dahin notwendige Entscheidungen nicht 
aufgeschoben werden müssen? — Wir wollten uns 
nicht aus der Verantwortung stehlen, einer neuen 
Regierung nach dem 6. März einen geordneten 
Haushalt vorzulegen. Wenn es einen Verfassungs-
auftrag gibt, dann den, daß das demokratische Prin-
zip der Machtausübung auf Zeit nicht dadurch ge-
fährdet werden soll, daß das alte Parlament seinem 
Nachfolger unabdingbare Schulden hinterläßt, die 
den Spielraum des neuen Parlaments einschrän-
ken. 

Wir Liberalen bekennen uns aber auch dazu, für 
die Entwicklungen der Vergangenheit mitverant-
wortlich zu sein. Glaubwürdigkeit in diesem Punkt 
heißt dann — der Wähler erkennt das —, Fehler 
einzugestehen 

(Zustimmung bei der FDP) 
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und — in einem zweiten Schritt — aus eigener 
Kraft den Kurs zu verändern und die Korrektur 
auch wirklich durchzuführen. Dies tun wir, indem 
wir in der neuen Regierung mitarbeiten und indem 
wir mit der neuen Regierung heute den Zweiten 
Nachtragshaushalt 1982 und den Ergänzungshaus-
halt zum Haushalt 1983 vorlegen. 

Nun ein Wort zur Glaubwürdigkeit dieser Regie-
rung. Die Glaubwürdigkeit der neuen Bundesregie-
rung besteht darin, sich die Grundsätze der Haus-
haltsklarheit und Haushaltswahrheit ohne Aus-
nahme zur Grundlage ihres Handelns zu machen. 
Dazu gehören Mut und Entscheidungskraft. Wie 
diese Grundsätze gelitten haben, 

(Zuruf von der SPD: Das sieht man an der 
FDP) 

weil Mut und Entscheidungskraft fehlten, zeigt der 
Haushalt 1983. Gegenüber dem alten Entwurf ver-
ändern sich die Ausgabenansätze nur um 3 Milliar-
den DM von 250 auf 253 Milliarden DM. Dieser Teil 
hat also im wesentlichen Bestand. Auf der Einnah-
meseite hat sich jedoch bei der Überarbeitung 
durch die neue Koalition ein Finanzierungsdefizit 
von über 18 Milliarden DM aufgetan. Wir wissen, 
worauf dieses Defizit im wesentlichen zurückzufüh-
ren ist, nämlich zum einen auf die Veränderung der 
Annahmen über das Wachstum der deutschen Wirt-
schaft von 3 % realem Wachstum auf 0 % mit dem 
Ergebnis von Steuermindereinnahmen von 10 Mil-
liarden DM, und auf die Veränderung der Annah-
men über die durchschnittliche Zahl der Arbeitslo-
sen im Jahre 1983 von 1,8 Millionen auf 2,35 Millio-
nen mit entsprechendem Mehrbedarf an Finanz-
mitteln für die Bundesanstalt für Arbeit in Nürn-
berg von über 8 Milliarden DM. 

Wir wissen, um diesen Vorwurf direkt vorwegzu-
nehmen, daß die jeweils zugrunde gelegten Daten 
aus dem Wirtschaftsministerium kommen. Wir wis-
sen aber auch, meine Damen und Herren, daß es in 
der Verantwortung der Gesamtregierung liegt, opti-
mistische Obergrenzen für die Eckdaten zu wählen, 
wie es die alte Regierung getan hat und wie ich es 
stets kritisiert habe, oder pessimistische Untergren-
zen, wie die neue Regierung das praktiziert und wie 
ich es begrüße. Wir wissen auch, warum die optimi-
stischen Obergrenzen gewählt worden waren. Hätte 
man die Daten niedriger, sprich: pessimistischer an-
gesetzt, wären der Konsolidierungsbedarf und der 
Sparzwang größer geworden, und es fehlte zuletzt 
die Kraft, dem zu entsprechen. 

Die neue Regierung aus den Liberalen und den 
Unionsparteien hat den Mut, durch unpopuläre 
Maßnahmen von dem eben aufgezeigten neuen De-
fizit von 18 Milliarden DM durch weitere Einspa-
rungen 5,6 Milliarden DM zu decken und den Rest 
über Kreditaufnahme zu finanzieren. Die Kredit-
höhe von 41,5 Milliarden DM schmeckt mir auch 
nicht, wie ich deutlich sagen muß, jedoch zeigt sie 
folgendes: daß die neue Regierung die politische 
Herausforderung angenommen hat, dem Bürger di-
rekt das hohe Ausmaß der leider notwendigen wei-
teren Verschuldung vor Augen zu führen, anstatt, 
wie 1981 und 1982 geschehen, über die nachträgli-
che Korrektur von Ansätzen des Regierungsent-

wurfs bis zu dessen Verabschiedung im Parlament 
oder durch Nachtragshaushalte das Ausmaß der 
Verschuldung im verabschiedeten Haushalt lang-
sam hervortreten zu lassen. 

Meine Damen und Herren, ein letzter Beitrag zur 
Glaubwürdigkeit, diesmal betrifft er die alte Regie-
rung. Bei der letzten gemeinsamen Klausurtagung 
der Arbeitsgruppen Haushalt der Koalitionsfraktio-
nen SPD und FDP in Wallerfangen im September 
habe ich den damaligen Forschungsminister von 
Bülow ausdrücklich gefragt, ob denn die Haushalts-
ansätze für das laufende Jahr bei der Finanzierung 
der fortgeschrittenen Reaktorlinien Schneller Brü-
ter und Hochtemperaturreaktor korrekt etatisiert 
seien, im Klartext, ob die Ansätze, wie wir unter uns 
Haushältern sagen, ehrlich seien. Herr von Bülow 
hat mir damals geantwortet, daß lediglich für die 
kommenden Jahre ein Mehrbedarf bestehe, für das 
laufende Jahr die Finanzierung gesichert sei. Nun 
haben wir nach der Regierungsneubildung erfahren 
müssen, daß diese Aussage nicht richtig war. Die im 
Haushalt 1982 bereitgestellten Mittel waren längst 
aufgebraucht, weil aber neues Geld dringend benö-
tigt wurde, um Löhne und Gehälter auf den Baustel-
len zu zahlen, hat man sich mit einem Finanzie-
rungstrick über die Runden geschummelt. Man hat 
den Baufirmen und Lieferanten Bewilligungsbe-
scheide zugesagt, die ein Zahlungsversprechen erst 
für zukünftige Jahre enthielten, und ihnen ange-
deutet, daß man sich mit diesen Bescheiden bis zum 
Zeitpunkt des Geldeingangs Geld leihen könne. Ein-
mal abgesehen von dem haushaltsrechtlich mehr 
als fragwürdigen Verfahren, mit Bewilligungsbe-
scheiden Finanzprobleme in die nächsten Jahre zu 
strecken, ist der durch die Beleihung verursachte 
Zinsendienst mitzurechnen, der das Bauvorhaben 
weiter verteuert. Wir sind deshalb im zweiten Nach-
tragshaushalt daran gegangen, diesen Vorgang zu 
bereinigen, und zwar dadurch, daß wir die zusätz-
lich erforderlichen Geldmittel in einer Größenord-
nung von 600 Millionen DM - so, wie es sich für 
einen ordentlichen Haushalt gehört — etatisiert ha-
ben. Ich kann bei der Beurteilung dieses Vorgangs, 
von dem der damalige Finanzminister gewußt ha-
ben muß, nur nüchtern feststellen, daß die alte Ko-
alition in der Endphase nicht einmal die Kraft 
hatte, Selbstverständlichkeiten gemeinsam zu ver-
antworten. Die neue Regierung ist jedenfalls ent-
schlossen, die notwendigen Beschlüsse zu treffen. 
Deshalb war es für uns nur selbstverständlich, daß 
man diesen Vorgang — wie man so schön sagt — 
ehrlich macht. 

Lassen Sie mich zum Thema Glaubwürdigkeit 
auch im Hinblick auf das Argument Verschuldung 
zusammenfassen. Hören Sie auf, meine Kollegin-
nen und Kollegen von der SPD, mit Schadenfreude 
zu behaupten, daß die neue Regierung mehr Schul-
den mache als die alte und insbesondere als wir frü-
her bereit waren, der SPD zuzugestehen. Seien Sie 
doch einmal ehrlich und fair und geben Sie zu, daß 
der neue Haushalt nur das enthält, was wir alle 
gemeinsam verantworten müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Zu

-

ruf von der SPD: Die Aspekte ehrlich und 
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fair würde ich nicht so oft in den Mund 

nehmen!) 

Nun ein Wort zur Verteilungsproblematik. Die ei-
gentliche politische Herausforderung der Sanie-
rungsaufgabe mit dem Ziel des Abbaus der Defizite 
liegt in dem unvermeidlichen Eingriff in die Ein-
kommensverteilung. Zur Bewältigung dieser Auf-
gabe ist mit diesem Haushalt 1983 ein erster Schritt 
gemacht worden. Jedoch ist mir persönlich in die-
sem Haushalt die Verschuldungszunahme zu hoch 
und die Verteilungswirkung zu gering. Wenn die 
Regierung den Investoren ein verständliches Signal 
setzen und bei der Bevölkerung Hoffnung auf bes-
sere Zeiten wecken will, muß mehr gemacht wer-
den; denn hohe Verschuldung bedeutet ja auch Um-
verteilung — nämlich Belastung der zukünftigen 
Generationen, die den Zinsdienst und die Tilgung 
der Schulden einmal leisten müssen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich bin dafür, daß die jetzige Generation mehr zu 
belasten ist, weil sie es war, welche die staatlichen 
Transferleistungen empfangen hat. 

In diesem Zusammenhang möchte ich daran erin-
nern, was ich zu sozialen Fragen einen Tag vor 
Ende der alten Koalition gesagt habe. Sozial ver-
tretbarer Abbau von Transferleistungen heißt nicht 
nur Korrektur der strukturellen Defizite in den So-
zialgesetzen, sondern bedeutet auch einen ernsthaf-
ten und fühlbaren Abbau der Steuersubventionen, 
wie z. B. bei den Sonderabschreibungen für be-
stimmte Berufsgruppen. Hier verfügen wir bei 30 
Milliarden DM Steuervergünstigungen im eigentli-
chen Sinne — nach dem Subventionsbericht 1982 — 
über ein weites Betätigungsfeld, und zwar bei Be-
völkerungsgruppen, die in der Regel nicht zu den 
untersten Einkommensschichten gehören. 

Und dann, Kollege Walther, ein Wort zu der Er-
gänzungsabgabe. Die Ergänzungsabgabe steht ja 
nicht im Regierungsprogramm, sondern dort steht 
die Zwangsanleihe. Wenn Sie sagen, die Bevölke-
rungsgruppen, die davon betroffen würden, würden 
von überhaupt nichts betroffen, stimmt das nicht. 
Wenn ich einen Betrag jetzt gebe und ihn nach fünf 
Jahren ohne Zinsen zurückgezahlt bekomme und 
ich mit einem durchschnittlichen Zinssatz — wie er 
zur Zeit ist — von 10 % rechne, bekomme ich in fünf 
Jahren nur die Hälfte von dem zurück, was ich 
gegeben habe. Das ist auch ein Verzicht. Das sollte 
man bei dieser Situation nicht verschweigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Mir kommt es darauf an, daß die Maßnahme so 
getroffen wird — das steht auch in dem Vorha-
ben —, daß derjenige, der investiert, die Zwangsan-
leihe nicht zu entrichten braucht. Das ist j a wohl 
das Eigentliche. Wir wollen ja nicht Abgaben um 
der Abgaben willen erheben, sondern bewirken, daß 
investiert wird. Das ist der eigentliche Kern dieser 
Maßnahme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wal-
ther? 

Dr. Zumpfort (FDP): Gerne. 

Walther (SPD): Herr Kollege Dr. Zumpfort, wenn 
Sie hier die Zinsberechnungen aufstellen: Glauben 
Sie im Ernst, daß das vergleichbar ist mit den Ver-
zichten, die die Kleinen in diesem Lande leisten 
müssen und die sie nicht zurückbekommen? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Zumpfort (FDP): Die Leistungen, die der Staat 
bisher von dem einzelnen Bürger verlangt, beste-
hen in der Rückgabe von freiwilligen Leistungen, 
die er einmal gegeben hat. Sie waren nicht mehr 
bezahlbar. Die Leistungen, die er zusätzlich in Form 
des weiteren Abbaus von Leistungen, die nicht frei-
willig sind, vornimmt, bedeuten, daß der Bürger ei-
nen Beitrag gibt. 

(Zurufe von der SPD: Können Sie das ein

-

mal ins Deutsche übersetzen? — So ein Ge

-

stammle!) 

Ich bin der Meinung, daß die Zwangsanleihe so, wie 
sie konzipiert ist, keinen Beitrag darstellt. Ich bin 
aber davon überzeugt, daß wir, wenn man den Weg 
geht, über Aufhebung von Steuersubventionen Frei-
beträge abzuschaffen, einen Beitrag erheben und 
damit mehr tun, als bisher getan worden ist. 

(Löffler [SPD]: Hoffentlich hat er nicht 
BAföG-Mittel gekriegt! — Frau Traupe 

[SPD]: Erklären Sie doch mal weiter!) 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum Nachfrage-
ausfall sagen. Es wird immer behauptet, dieser 
Haushalt sei deflatorisch. Das kann eigentlich nur 
dann stimmen, wenn es sich um einen Nachfrage-
ausfall im klassischen Sinne handelt. Wenn Sie 
aber einmal in die Statistik gucken, um zu sehen, 
wo denn Nachfrage echt ausfällt, stellen Sie fest, 
daß das bei den Investitionen geschieht. Das, was 
seit geraumer Zeit zurückgeht, sind gerade die In-
vestitionen. Das deutet darauf hin, daß wir es mit 
einer Angebotskrise zu tun haben, nämlich der Tat-
sache, daß in der Wirtschaft nicht mehr genug 
neues Produktionskapital zur Verfügung gestellt 
wird, um zusätzliche Effekte für einen Aufschwung, 
für die Beschäftigung von Arbeitslosen zu erzielen. 
Haushaltssanierung ist eine Voraussetzung zur 
Verbesserung der Investitionskraft der Wirtschaft. 

Nun eine letzte Einschätzung zum Haushalt ins-
gesamt. Ich glaube, der jetzt vorgelegte Gesamt-
haushalt ist besser als derjenige der alten Koali-
tion, weil er erstens von realistischen Annahmen, 
realistischen Voraussetzungen hinsichtlich der Ent-
wicklung der Wirtschaft ausgeht. Zweitens enthält 
er mehr Investitionen über die Erhöhung des Pla-
fonds der Gemeinschaftsaufgabe, aber auch über 
andere Maßnahmen für den öffentlichen und priva-
ten Investitionsnehmer. Schließlich hat kein Ge-
sundrechnen auf Kosten der Länder und Gemein-
den stattgefunden. Dieser Haushalt weist Elemente 
auf, um auch die Länder und die Gemeinden dazu 
zu bringen, bei dem Katalog der Maßnahmen, die 
getroffen werden müssen, dennoch zu bestehen. 
Außerdem sind mit dem Haushalt Rahmenbedin-
gungen der Wirtschaft verbessert worden, die nicht 
zu übersehen sind. 
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Wenn ich dies alles summiere, komme ich zu der 

Feststellung, daß dieser Haushalt ein Fortschritt ist, 
obwohl die Bewährungsprobe bis zur angekündig-
ten Neuwahl zu kurz ist und nicht alle Maßnahmen 
wirksam werden können, um dem Wähler Fakten 
vorlegen zu können. Ich denke nur daran, daß be-
stimmte Maßnahmen erst Mitte 1983 und im Jahr 
1984, also später, greifen. Zudem gilt — das muß 
man natürlich auch kritisch sagen —: In den Steige-
rungsraten der Ausgaben, in den im Zweifel kon-
junkturschädlichen Abgaben, in der Aufstockung 
der Kredite und in den möglicherweise konjunktur-
schädlichen Abgabenerhöhungen steckt ein Stück 
Starrheit politischer Entscheidungen, welche in so 
kurzer Zeit von keiner Regierung grundlegend zu 
korrigieren sind. Nichts ist so schwierig wie der 
Versuch, in einem gewachsenen System wie der 
Bundesrepublik Deutschland mit all ihren Institu-
tionen und Verbänden etwas zu ändern. Eigentlich 
sind nur marginale Veränderungen möglich. 

Unter diesem Gesichtspunkt hat es die alte Re-
gierung schwer gehabt und hat es auch die neue 
Regierung schwer. Ich bin jedoch zuversichtlich 
und habe die Überzeugung, daß sie in der Lage ist, 
die Aufgaben zu meistern. Wir Liberalen werden 
daran mitarbeiten. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Löffler [SPD]: Aber nicht lange! — Walther 
[SPD]: Du wirst dich noch sehr wundern, 

mein Lieber!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Gobrecht. 

Gobrecht (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Start der neuen 
Bundesregierung, der Rechtskoalition, ist auch und 
gerade in der Finanz- und Steuerpolitik ein Fehl-
start. 

(Walther [SPD]: Sehr gut! — Zuruf des Abg. 
Gerster [Mainz] [CDU/CSU] — Walther 
[SPD]: Der kommt aus Mainz! Mainzer 

Hof sänger!) 

— Ja, der liebe Zwischenrufer ist auch wieder da. 
Wir haben Sie, als Sie noch auf den Oppositionsbän-
ken saßen, immer gefragt, wo denn Ihre Alternati-
ven seien, wo denn Ihr Programm sei, wo denn die 
Inhalte Ihrer Politik seien. Sie antworteten darauf 
stets, die Regierung, die Regierungsfraktionen soll-
ten vorangehen. Daraufhin sagten wir: Na, gut, Sie 
haben etwas in den Schubladen; Sie wollen uns 
jetzt nur noch nicht sagen, was. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
heute schon einmal gehört!) 

Jetzt sehen wir, woran Sie sind. Es wäre zuviel 
gesagt, wenn wir feststellten, daß Sie in den Schub-
laden tatsächlich nichts haben. Was sich jedoch 
darin befindet, sind alte Hüte und Dinge, die Sie 
früher immer empört zurückgewiesen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das Begleitgesetz zum 
Haushalt 1983, das CDU/CSU und FDP im Bereich 
der Finanzen und Steuern vorlegen, ist — das muß  

ich bei aller Sachlichkeit gleichwohl sagen — in 
weiten Teilen ein Dokument des Wortbruchs, wenn 
man Sie an dem mißt, was Sie vor dem 1. Oktober 
1982 gesagt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

— Lieber Herr Kollege, Sie kennen mich persönlich 
nicht; ich werde das von diesem Pult aus nachwei-
sen. 

Dieses Gesetz ist das krasse Gegenteil des be-
schworenen geistig-moralischen Neuanfangs, es 
schafft kein Vertrauen in Wirtschaft und Gesell-
schaft, es untergräbt die dringend erforderliche 
Glaubwürdigkeit von uns allen, aller politischen 
Kräfte und aller politischen Parteien. Es schadet 
damit dem Ansehen der demokratischen Institutio-
nen und damit auch dem Bundestag und leider uns 
allen. Wenn der Schaden nur auf Sie begrenzt wäre, 
könnten wir damit noch einigermaßen leben, so 
aber nicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Ihre Selbstgerechtigkeit ist 

unerträglich!) 

Ich will das begründen. Dies ist ein harter Vorwurf, 
das gebe ich zu, aber er ist in .der Sache begrün-
det. 

Was, meine Damen und Herren, haben die Kolle-
gen aus CDU, CSU und FDP vor dem 1. Oktober 
1982 gesagt, und was soll nun getan werden? Ich 
darf mit Genehmigung des Präsidenten zitieren: 

Das Steuergequatsche muß aufhören. Und ich 
strebe an eine Steuergarantie, in der der Staat 
erklärt, daß er für drei oder vier Jahre auf kei-
nen Fall die Steuerlast erhöhen wird, damit die 
Verbraucher wieder Mut fassen. 

12. September 1982, der Fraktionsvorsitzende Dreg-
ger, CDU/CSU-Fraktion. — Was geschieht nun? Ich 
will zunächst einmal nur einen Punkt nennen: Die 
Mehrwertsteuer wird erhöht, und zwar um einen 
Punkt. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Können Sie 
einmal die Steuerlastquote nennen?) 

Das ist nun ein ganz besonders deutliches Beispiel 
— „gut" kann man in diesem Zusammenhang nicht 
sagen. Zu diesem Punkt gibt es aus den Reihen von 
CDU und CSU eine ganze Menge von Äußerungen, 
denn die sozialliberale Koalition hatte j a eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer um einen Punkt vorgese-
hen, um Investitionen zu fördern, und wollte die 
Mehreinnahmen schließlich an die Lohnsteuer- und 
Einkommensteuerzahler zurückgeben. Ich darf zi-
tieren und will mich mit nur einigen der vielen Zita-
te, die ich hier habe, begnügen. 

Das erste Zitat: 

Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer zum jetzi-
gen Zeitpunkt ist ganz und gar unvernünftig. 
Damit würden nicht neue Arbeitsplätze ge-
schaffen, sondern die noch bestehenden zusätz-
lich gefährdet. 

8. Februar 1982, der heutige Bundeskanzler Helmut 
Kohl. 
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Oder das nächste Zitat: 

Steuer- und Abgabeerhöhungen belasten die 
Bürger und Betriebe, geben der Wirtschaft 
nicht die Impulse, die wir zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit brauchen, und sie sind zudem 
in der Form der Mehrwertsteuererhöhung auch 
eine besondere Belastung für die sozial schwä-
cheren Bürger; sie erschweren die Tarifver-
handlungen. 

Bundesfinanzminister Gerhard Stoltenberg am 
16. Februar 1982. 

Das nächste Zitat: 

Es ist ein Zeichen äußerster Unsolidität, eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer für die zweite 
Hälfte des Jahres 1983 zu beschließen. 

Franz Josef Strauß, bayerischer Ministerpräsident, 
am 17. Februar 1982. 

Noch ein Zitat von den vielen, die ich hier liegen 
habe: 

Die Ablehnung der Mehrwertsteuererhöhung 
durch die CDU/CSU im sogenannten Beschäfti-
gungsförderungsgesetz erfolgt aus grundsätzli-
chen Erwägungen und nicht aus taktischen 
Gründen. Der Hauptgrund sind die leistungs-
feindlichen und arbeitsplatzvernichtenden Wir-
kungen der Überbelastung von Bürgern und 
Wirtschaft durch staatliche Ausgaben. 

Ein Zitat des Kollegen Häfele, jetzt Parlamentari

-

scher Staatssekretär im Bundesfinanzministerium. 

Ich frage wirklich: Wer taktiert hier eigentlich, 
und wer läßt sich an seinen Worten messen? 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ger-
ster? 

Gobrecht (SPD): Ja. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Kollege, wären 
Sie bereit, der staunenden Öffentlichkeit einmal 
mitzuteilen, wie Ihre Partei, wenn sie könnte, 30 
Milliarden Mark für ein neues Konjunkturpro-
gramm aufbringen will und welche Belastungen sie 
wegen eines derartigen Programms dem Bürger zu-
muten müßte? Würden Sie das hier bitte einmal 
erklären? 

Gobrecht (SPD): Sehr verehrter Herr Kollege, 
selbstverständlich wird meine Fraktion das bele-
gen. Das hat sie in der Regierungszeit genauso ge-
tan. Im Gegensatz zu Ihnen, als Sie Opposition wa-
ren, werden wir das noch in dieser Woche im Rah-
men dieser Haushaltsberatungen tun. Einen Teil 
davon werde ich ansprechen. Aber meine Hauptauf-
gabe ist es jetzt, Sie an Ihren Worten zu messen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will dazu dem, was Sie während Ihrer Opposi-
tionszeit gesagt haben, gegenüberstellen, was Sie 
jetzt, wo Sie die Regierungsverantwortung — offen-
bar ein bißchen plötzlich — bekommen haben, tat-
sächlich tun. Deswegen fahre ich jetzt fort und bitte 

dafür um Verständnis, falls sich noch weitere Kolle-
gen melden. 

Meine Damen und Herren, Sie erhöhen jetzt die 
Mehrwertsteuer. Ich glaube, daß ich allein anhand 
dieser wenigen Zitate meine Behauptung bewiesen 
habe, daß Sie hier Ihr Wort gebrochen haben, daß 
hier Wortbruch vorliegt. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Das ist Un

-

fug! Die Steuerlastquote sinkt, wenn Sie 
schon keine Zwischenfragen zulassen!) 

Was soll denn da wohl der Bürger denken? Wo ist 
da Ihre Glaubwürdigkeit? — Ach, das können Sie 
auch mit dem Zuruf „Unfug" nicht wegwischen. Un-
fug ist höchstens das, was Sie jetzt tun, und das, 
was Sie jetzt rufen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]: Die Steuerlastquote nimmt ab; 

das haben Sie noch nicht kapiert!) 

— Vielleicht sparen Sie sich noch ein bißchen der 
Aufregung, vielleicht gebe ich Ihnen noch besseren 
Anlaß. — In diesem Stil geht es weiter, gesagt vor 
dem 1. Oktober 1982. Was geschieht nun? 

Es geht weiter: Sie behandeln das Kindergeld. 
Zunächst haben Sie eine Erhöhung gefordert — das 
liegt nun schon ein paar Wochen und Monate zu-
rück —, dann haben Sie eine maßvolle Senkung kri-
tisiert, als wir noch in der Regierungsverantwor-
tung waren. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Alle, auch die 
kleinen Leute, wollten Sie mit einbeziehen! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Jetzt, meine Damen und Herren, wollen Sie Kür-
zungen nach einem Rezept vornehmen, das Sie, 
wenn wir das vorgeschlagen hätten, mit vertei-
lungspolitischen Argumenten immer massiv be-
kämpft hätten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie haben 
die kleinen Leute gebeutelt!) 

Das ist also nicht nur ein Widerspruch, sondern das 
ist sogar Opportunismus. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich weiß  ja,  daß Sie das ärgern muß. Nur, wenn 
ich behaupte, daß Sie Wortbruch begangen haben 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wieso denn?) 

— und ich behaupte das —, 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Diese Be

-

hauptung ist falsch!) 

dann ist es meine Pflicht, das auch zu beweisen. 
Das tue ich hier an diesem Pult, auch wenn Sie laut 
werden. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Mit Scheinbeweisen!) 

Der nächste Punkt, meine Damen und Herren, ist 
der Ansatz des Bundesbankgewinns im Haushalt. 
Da sind Krokodilstränen über Krokodilstränen ge-
weint worden. 

(Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 
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—Verehrter Herr Kollege Haase, im Moment nicht. 
— Ich will in diesem Zusammenhang einmal ein 
Zitat bringen: 

Die vollständige Abführung des Bundesbank-
gewinns an den Bundeshaushalt wird zur Dau-
ererscheinung und zu einer immer größeren 
Gefahr. 

So der Kollege Häfele, obwohl es im Gesetz steht, 
was er auch damals schon sicherlich hätte wissen 
können, vielleicht sogar gewußt hat. Und was ge-
schieht jetzt auf Grund der Folgeprobleme aus der 
Weltwirtschaft? Jetzt setzen Sie 11 Milliarden DM 
aus dem Bundesbankgewinn in den Haushalt ein. 
Das ist in der Sache völlig in Ordnung. Aber warum 
wird denn vorher dieser — von der Sache her — 
Schwachsinn gesagt, und warum wird jetzt in die-
sem Punkt das Richtige getan? Das ist widersprüch-
lich, das ist nicht in Ordnung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Spöri [SPD]: Die 
sind unheimlich flexibel, die Jungs!) 

— Ja, die sind leider nicht nur inhaltlich flexibel, 
sondern auch sonst; wie es paßt, so läuft's. 

In diesem Stil geht es bei der Heranziehung der 
Besserverdienenden zu dem, was an Einsparungen 
notwendig war und leider notwendig ist, weiter. Die 
SPD — jetzt komme ich auf den Zwischenrufer zu-
rück — hat hier einen konkreten Vorschlag ge-
macht, nämlich die Einführung der Ergänzungsab-
gabe, um beschäftigungswirksame Maßnahmen zu 
finanzieren. Wir wiederholen dies, obwohl es drau-
ßen wirklich nicht außerordentlich populär ist, auch 
als Verantwortliche in der Opposition. Dazu gibt es 
dann ja auch eine ganze Masse von Zitaten, die 
dagegen sind, und eine ganze Masse von Zitaten 
aus der CDU/CSU, die das etwas differenziert be-
trachten. 

Dann führen Sie das ein, was man zumindest in 
diesem Kontext sehen kann, die Zwangsanleihe. 
Plötzlich gibt es da dann in der CDU/CSU die Dis-
kussion — für mich durchaus verständlich —, ob 
man denn nicht doch auf die Rückzahlung verzich-
ten könne, weil natürlich auch bei Ihnen einigen 
Kolleginnen und Kollegen aufgeht, daß die Heran-
ziehung der Besserverdienenden eine so furchtbar 
soziale Großtat auch nicht ist — wie das wirkt, will 
ich dann gern noch sagen —, aber das wird dann 
am Schluß auf Grund der Einwirkung Ihres jetzi-
gen Koalitionspartners natürlich wieder zurückge-
nommen. 

(Dr. Spöri [SPD]: Die Kleinen bekommen 
nichts zurück!) 

Statt der klaren, eindeutigen, in der Verfassung auf-
geführten Ergänzungsabgabe, wie die Sozialdemo-
kraten das vorgeschlagen haben, bieten Sie — ich 
zitiere Professor Gutowski — diese „Mißgeburt 
einer Zwangsanleihe". 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Nicht alles, 
was ein Professor sagt, ist immer richtig!) 

Und dabei brauchen wir j a wohl eine Ergänzungs

-

abgabe. Denn wir müssen gegen die schwierige Be

-

schäftigungslage, gegen die Arbeitslosigkeit wirk

-

lich etwas tun. Sie muß so schnell wie dringend 
jetzt bekämpft werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stavenhagen [CDU/ 
CSU]) 

— Also, wenn Sie so viel rufen, werde ich mir all-
mählich doch angewöhnen, auf dem rechten Ohr 
etwas tauber zu werden, als ich das im Moment 
bin. —

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sie müssen 
eben Zwischenfragen zulassen!) 

Wie gesagt: Die Ergänzungsabgabe, wie sie hier 
in verbundener Debatte ja mitdiskutiert wird, ist 
verfassungsrechtlich unanfechtbar; sie steht sogar 
im Grundgesetz. Das kann man von der Zwangsan-
leihe ganz und gar nicht sagen. Sie, meine Kollegin-
nen und Kollegen von der CDU/CSU-Fraktion, die 
Sie nicht in der Bundesregierung sind, sollten sich 
da von den Mitarbeitern der Bundesregierung 
durchaus einmal einiges sagen lassen. Wir jeden-
falls werden die politische Führung der Ministerien 
im Innenausschuß, im Rechtsausschuß und im Fi-
nanzausschuß ganz deutlich dazu hören, um zu er-
fahren, wie es denn mit der Verfassungsgemäßheit 
dieser Zwangsanleihe bestellt ist. 

Politisch und administrativ sauber in allen Berei-
chen ist hingegen die Ergänzungsabgabe. Sie ist 
kein Feigenblatt, wie es diese Zwangsanleihe ist, 
die so tut, als täten die Besserverdienenden etwas, 
die aber zurückgezahlt werden soll, die also besten-
falls einen Zinsverlust darstellt, die letzten Endes 
— das weiß ich als Steuerberater nun wirklich — 
schließlich nur von den Dummen bezahlt werden 
wird; denn die niedrige Investitionsgrenze, die Sie 
vorgesehen haben, öffnet Tür und Tor zur Vermei-
dung der Bezahlung dieser Zwangsanleihe. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Zu Investitio

-

nen! Herr Kollege, das ist der Sinn der gan

-

zen Sache! Das hat er immer noch nicht 
begriffen!) 

Wer noch nicht gemerkt hat und noch nicht getan 
hat, wird sich an Abschreibungsgesellschaften be-
teiligen. Was das mit fruchtbaren und positiven In-
vestitionen zu tun hat, Herr Kollege Zwischenrufer, 
kann man sich wohl fragen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auf 
jeden Fall ist diese Zwangsanleihe ein eindeutiger 
Widerspruch zu den Äußerungen, die ich zitiert 
habe und die ich, wenn ich genügend Zeit hätte, 
noch zitieren könnte. 

Wie steht es nun — ein anderer Gesichtspunkt — 
mit der Steuergerechtigkeit, mit der sozialen Ge-
rechtigkeit im Programm der neuen Bundesregie-
rung? Nach meiner Wertung geht es eindeutig rück-
wärts, in die steuerliche Ungerechtigkeit. Es ist eine 
Wende — eine Kehrtwende — nach der Melodie: 
Wer hat, dem wird gegeben. Auch dies will ich be-
gründen und an einigen Punkten festmachen. 

1974 hat die sozialliberale Koalition mit der Unge-
rechtigkeit der steuerlichen Kinderfreibeträge auf-
geräumt, die hier oft plastisch dargestellt worden 
ist. Wir haben schließlich sogar die Zustimmung der 
CDU/CSU dazu nach langem Zögern bekommen. 
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Wir haben damit ein beachtliches und für alle 
gleich hohes Kindergeld eingeführt. Um es einfach 
zu sagen: Endlich war dem Staat das Kind des Ar-
beiters genauso viel „wert" wie das Kind des Millio-
närs. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist das für 
ein Stuß!) 

Aber kaum sind CDU/CSU wieder dran, schämt 
sich die Rechts-Mehrheit der FDP nicht, sofort wie-
der den alten ungerechten Kinderfreibetrag bei den 
Steuern einzuführen, den die FDP mit uns in den 
13 Jahren der sozialliberalen Koalition immer abge-
lehnt hat, als die CDU/CSU ihn forderte. 

Wer hat denn nun davon den Vorteil, meine Da-
men und Herren? — Eindeutig derjenige, der am 
meisten verdient. Das zieht sich wie ein „schwar-
zer" Faden durch alle steuerlichen Begünstigungen, 
die Sie jetzt einführen. Immer hat der Besserver-
dienende die höchste Entlastung, hat der geringer 
Verdienende eine geringere Entlastung. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der zahlt ja 
auch die höchsten Steuern, Herr Kollege!) 

Und wer gar keine Steuern zahlt, z. B. dadurch, daß 
er sie vermeidet? Das ist, auch wenn Sie noch so 
laut rufen, nach wie vor richtig. Ich muß mich schon 
sehr wundern, daß das auch noch als eine Art sozia-
ler Einstieg gefeiert wird. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/ 
CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? — Gilt das jetzt grundsätzlich: keine 
Zwischenfragen? 

Gobrecht (SPD): Tut mir leid, keine mehr. Sonst 
schaffe ich das nicht. Ich hätte das sonst gerne 
getan. 

Wie ist es denn mit dem geplanten Familiensplit-
ting? Schauen Sie sich auch da einmal die Zahlen 
an — ganz unpolemisch. Gucken Sie sich an, wie 
das wirken wird, wenn es durchgeführt wird, mit 
welchem Faktor auch immer. Es wird so wirken, 
daß der, der am wenigsten verdient und die meisten 
Kinder hat, am wenigsten steuerliche Entlastung 
hat und der, der wenige Kinder hat und hoch ver-
dient, die höchste Entlastung hat. Das kann doch 
wohl keine soziale Steuerpolitik sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Oder wie sieht es denn woanders aus? Es liegt der 
Gesetzentwurf von SPD und FDP, der Gesetzent-
wurf der sozialliberalen Bundesregierung, vor. Er 
sieht die Kappung des Ehegattensplitting vor. Das 
nehmen Sie nicht wieder mit auf; das soll nicht 
getan werden. Sie wollen weiterhin die 150 000 am 
höchsten verdienenden Ehepaare im Naturschutz-
park von leistungslosen Steuervergünstigungen las-
sen. Das ist bestimmt kein Beitrag zu sozialer Aus-
gewogenheit im Steuerrecht. 

(Beifall bei der SPD) 

Oder wie ist das mit der Rückzahlbarkeit der 
Zwangsanleihe? Nicht nur, daß die gut verdienen-
den Arbeitnehmer, so sie sich nicht zu Abschrei- 

bungsgesellschaften flüchten, das gleich zahlen 
müssen, während die anderen ein Jahr, erst ein 
Jahr später zahlen müssen — nein, es gibt sie nach-
her zurück. Niemand gibt den BAFöG-Empfängern, 
denen etwas gestrichen wird, etwas zurück. Nie-
mand gibt den Sozialhilfeempfängern, denen etwas 
gestrichen werden soll, etwas zurück. Niemand gibt 
den Beamten nachträglich mehr dafür, daß ihnen 
die Einkünfte gekürzt werden. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Dafür zahlen 
die anderen 60 % der Steuern!) 

Dies ist eindeutig das, was hier im Bundestag schon 
häufig zitiert worden ist: Dies ist eindeutig Umver-
teilung, aber von unten nach oben. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Steuerpro

-

gression! Daran müssen Sie einmal den

-

ken!) 

Meine Damen und Herren, der nächste Punkt: 
Der zusätzliche Schuldzinsenabzug, der geplant ist. 
Gar kein Zweifel: Auch wir sind für die Förderung 
der individuellen Bauanträge. Das ist also nicht 
eine Frage des Ob, sondern des Wie. Auch hier ist 
eindeutig: Der Höchstverdiener wird in den drei 
Jahren, für die Sie das vorsehen, jedes Jahr eine 
steuerliche Entlastung von 5 600 DM haben; derje-
nige, der sich im Bereich des Proportionalsteuersat-
zes bewegt, wird eine jährliche Entlastung von 
2 200 DM haben — also derjenige, der niedrigere 
Einkünfte hat —, und der Mieter in einem großstäd-
tischen Ballungszentrum, z. B. bei mir in Hamburg, 
der auf Grund der Preise gar nicht bauen kann, hat 
von dieser Sache überhaupt nichts. Auch dies ist 
sicherlich kein Beitrag zu sozialer Gerechtigkeit. 

Herr Präsident, ich muß etwas fragen. Mir ist 
gesagt worden, ich hätte eine Redezeit von 30 Minu-
ten. Aber jetzt leuchtet schon das Licht am Redner-
pult auf. 

Vizepräsident Wurbs: Es wurden 15 Minuten ange-
meldet. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es ist erfreu

-

lich, daß bei Ihnen ein Licht aufleuchtet!) 

Gobrecht (SPD): Dann wurde nur die Hälfte der 
Zeit angemeldet. Ich bitte, entsprechend fortfahren 
zu können. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, Sie ha-
ben Ihre Zeit überschritten, aber ich gebe Ihnen 
noch fünf Minuten zu. 

(Zuruf von der SPD) 

Herr Abgeordneter, fahren Sie fort. Der Geschäfts-
führer wird das klären. 

Gobrecht (SPD): Vielen Dank. Ich bin ein ordentli-
cher Mensch und achte darauf, wenn hier das Licht 
aufleuchtet. Dann muß das geklärt werden. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das rote 
Licht!) 



7706 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 

Gobrecht 
— Es wird Sie wundern: Es ist das gelbe. Aber 
gegen Rot habe ich als Sozialdemokrat natürlich 
nichts einzuwenden. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist euer 
Elend!) 

Meine Damen und Herren, in diesen Zusammen-
hang gehört auch folgendes Musterbeispiel, das in 
dieser Woche im Finanzausschuß abgeschlossen 
werden soll, nämlich das neue Grunderwerbsteuer-
recht. Hier wird mit dem Vereinfachungsargument 
eine soziale Schlagseite bewirkt, indem steuerliche 
Entlastungen in der Wirtschaft dadurch geschaffen 
werden, daß der Steuersatz von 7 % auf 2 % gesenkt 
wird. Auf der anderen Seite kommen die Mietwohn-
grundstücke, die im Rahmen des sozialen Woh-
nungsbaus bisher steuerfrei waren, in die Steuer-
pflicht. Die kleinen Eigenheime, die bisher steuer-
frei waren, werden voll in die Steuerpflicht kom-
men. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich 
möchte noch folgende Bemerkung machen. Es war 
von Ihrer Fraktion usprünglich ein anderer Redner 
mit 15 Minuten gemeldet. Sie haben jetzt noch 
12 1 / 2  Minuten. Ich wollte Ihnen jetzt bloß Bescheid 
sagen. 

Gobrecht (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. Da-
mit komme ich bequem aus. 

Mit uns Sozialdemokraten ist sofort, was die 
Grunderwerbsteuer anlangt, ein einheitliches Bun-
desgesetz zu machen, das die wesentliche Verein-
heitlichung bringt. Wir machen aber nicht einen 
Gesetzentwurf mit, der ebenso wie die anderen ge-
nannten Punkte von einer sozialen Schlagseite ge-
kennzeichnet ist. 

Fazit aus dieser Reihe von Beispielen, die ich ver-
längern könnte: statt eines Neuanfangs tatsächlich 
eine Wende, und zwar eine Wende zur Umvertei-
lung von unten nach oben, rückwärts in die Steuer-
ungerechtigkeit. Mit einem anderen Bild gespro-
chen: Es geht wirklich mit vollen Segeln und sozia-
ler Schlagseite voran. Was dies für das Schiff, das 
da gesteuert wird, bedeutet, kann man sich vorstel-
len. Ich kann Ihnen da keine gute Reise wünschen. 

(Zuruf von der SPD: Man müßte ein Unter

-

seeboot daraus machen!) 

— Nur: Ein Unterseeboot hat keine Segel. Verehrter 
Herr Kollege, das muß ich Ihnen schon sagen, da 
ich von der Wasserkante komme. 

Meine Damen und Herren, es hat an der früheren 
schnellen Steuergesetzgebung viel Kritik gegeben, 
die von vielen in diesem Hause geteilt wurde. Sie 
wurde von mir immer wieder kritisiert, auch von 
diesem Pult aus, auch im Finanzausschuß. Wir sind 
da also an einiges gewöhnt. Das allerdings, was uns 
innerhalb der nächsten sechseinhalb Wochen gebo-
ten wird, ist wirklich perfekt. Einen solchen D-Zug

-

Stil in der Steuergesetzgebung und einen solchen 
rasanten Fahrplan haben wir noch nie gehabt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Spöri [SPD]) 

Das ist mehr als Hektik in der Steuergesetzgebung. 
Mir fällt im Moment leider kein Superlativ für das 

Wort „Hektik" ein. Da ich mich sprachlich sauber 
ausdrücken will, muß ich es dabei bewenden las-
sen. 

Es werden hier eine Fülle von steuerlichen Ver-
änderungen vorgenommen. Ich habe schon die 
Mehrwertsteuer genannt, die Absetzbarkeit der 
Schuldzinsen. Neu eingeführt werden soll eine In-
solvenzrücklage, über deren Anlaß man sehr wohl 
diskutieren kann, die auch eher die Frage des Ob 
als die des Wie aufwirft. Sie wird mit einer Menge 
von Bescheinigungen und Bürokratie verbunden, 
gegen die man außerordentliche Bedenken haben 
muß. 

Es wird durch die Kürzung der Hinzurechnungen 
in die Grundsubstanz der Gewerbesteuer eingegrif-
fen. Das ist etwas, was sich gerade die Kommunal-
politiker — auch die der CDU/CSU — in den Ge-
meinden genau ansehen sollten; denn hier befindet 
sich der Zug in voller Fahrt, hin zur Abschaffung 
der Gewerbesteuer, was ich zumindest von seiten 
der CDU/CSU in den Gemeinden noch nie gehört 
habe. 

Die Ausbildungsfreibeträge werden halbiert, es 
werden zukünftig nicht mehr die ausländischen 
Verluste angerechnet. Das ist eine positive Sache. 
Sie stammt ja auch von uns. Das soll jetzt mit ver-
abschiedet werden. Patentverletzungen sollen in 
Rückstellungen anders behandelt werden. Aufge-
griffen wird — zu unserer Überraschung — die 
Kappung der Vorsorgepauschale für die Beamten. 
Ich erinnere mich noch sehr genau an das, was der 
Kollege Kreile vor wenigen Wochen dazu deutlich 
gesagt hat. Da ich ihn persönlich außerordentlich 
schätze, will ich das im Moment nicht zitieren. Und 
Sie führen die Zwangsanleihe ein, mit einem außer-
ordentlich komplizierten Gegenrechnungsinstru-
ment bei den Investitionen. Bei den Investitionen 
ist die Größenordnung wiederum so gering, daß die-
ses Instrument nicht das bewirken wird, was es 
soll. 

Etwas ironisch gesagt: In den Tagen vor dem 
Weihnachtsabend werden dann wohl dieses und 
eine ganze Reihe anderer Gesetze, die dazu gehö-
ren, verabschiedet werden. Vom Weihnachtsabend 
bis Silvester werden dann alle Bürger, die Wirt-
schaft und die steuerberatenden Berufe Zeit haben, 
sich auf dieses Konvolut neuer Steuergesetzgebung 
einzustellen. Eines jedenfalls dürfen Sie nicht mehr 
wiederholen: Es sei früher zu schnell gegangen; 
denn dies ist wirklich ein D-Zug sondergleichen. 

(Walther [SPD]: Deshalb ist Herr Kreile 
auch ganz schnell weggegangen!) 

— Das mag sein, Herr Kollege Walther. Er wird 
seine Rede natürlich noch gut im Kopf haben; denn 
er hat ein gutes Gedächtnis. 

Sie haben auch immer wieder gesagt — in einem 
komplizierten Industriestaat ist das in vielen Berei-
chen offensichtlich unvermeidlich —, die Gesetzge-
bung der letzten Jahre habe immer mehr Bürokra-
tie hervorgebracht. Das kann man nicht ohne weite-
res von der Hand weisen. Aber wenn man deutlich 
sagt, es müsse weniger Bürokratie geben, der Ver-
waltungsaufwand müsse geringer werden, es müsse 
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vereinfacht werden, muß man sich an diesen Wor-
ten auch messen lassen, wenn man in der Regie-
rungsverantwortung ist. Wenn die Devise lautet 
„Weniger Bürokratie", prüft man natürlich: Wie 
sieht es denn mit den ersten Gesetzen aus, die vor-
gelegt werden? 

Wenn man sich dann die Zwangsanleihe anguckt 
— ich habe das schon angetippt; nun noch einmal 
unter anderem Gesichtspunkt —, ist das Ergebnis: 
komplizierte Verrechnung mit Investitionen. Die 
Rückzahlung muß in einem komplizierten verwal-
tungstechnischen Verfahren überwacht werden. Sie 
muß ausgeführt werden. Weiß Gott kein Beitrag zu 
weniger Verwaltungsaufwand, kein Beitrag zu we-
niger Bürokratie. 

Wie sieht es mit dem neuen Instrument der soge-
nannten Insolvenzrücklage aus? Da wird ein neuer 
Steuersubventionstatbestand eingeführt. Es wird 
eine Lawine von Bescheinigungsverfahren losgetre-
ten werden. Zwar soll das von den obersten Landes-
behörden gemacht werden. Wie sollen die aber in 
einem kleinen oder mittleren Ort beurteilen, ob ein 
Unternehmen dafür wirklich die Voraussetzungen 
erfüllt? Das heißt also, diese Bescheinigungslawine 
geht hinunter bis zu den gemeindlichen Wirt-
schafts- und Ordnungsämtern. Auf jeden Fall — 
ganz höflich gesagt — mehr Bürokratie durch die-
ses Institut. 

Mit dem begrenzten Schuldzinsenabzug kommt 
im Bereich von Bauen und Wohnen eine neue Kom-
ponente in das sowieso schon komplizierte, aus vie-
len Komponenten bestehende Besteuerungsverfah-
ren. 

Die Mehrwertsteuererhöhung, die Sie, als das in 
unserem Gesetzentwurf vorgesehen war, mit vielen 
guten Gründen angegriffen haben, soll auch nach 
Ihren Vorstellungen mitten im Jahr mit all den Fol-
gerungen in Kraft treten, die sie bei den Unterneh-
men, bei der Verwaltung hat. Mehr Bürokratie. 

Die BAföG-Umstellung auf Darlehen, zu deren 
sozialer Wirkung noch viel Kritisches zu sagen sein 
wird, ist auch ein Beitrag zu außerordentlich mehr 
Bürokratie; denn das wird über Jahre, wenn nicht 
über Jahrzehnte überwacht und abgewickelt wer-
den müssen. Das ist auf jeden Fall keinerlei Verein-
fachung des Umgangs zwischen Bürger und Staat. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Dann müssen 
die Sparkassen ihre Leute auch nicht ent

-

lassen!) 

Das gilt im übrigen auch für den Ansatz der Ein-
kommensgrenzen beim Kindergeld, über den wir ja 
auch lange nachgedacht haben. Uns haben immer 
wieder die Verwaltungsschwierigkeiten gebremst. 
Auch die Verwaltungskosten werden eine große 
Rolle spielen. Ich bin gespannt, wie Sie sich im 
Laufe der Gesetzesberatung zu diesem Problem äu-
ßern werden. 

Ich bitte Sie wirklich: Setzen Sie diese Steuerpoli-
tik der heißen Nadel mit immer mehr bürokrati-
schem Aufwand nicht fort. Nehmen Sie Ihre eige-
nen Schwüre ernst, die Sie geleistet haben, als Sie 
noch in der Opposition waren. 

Zum Schluß — — 

(Schmitz  [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das 
wird auch Zeit!) 

— Nein, es wird noch nicht Zeit, verehrter Herr Kol-
lege; denn ich habe noch fünf Minuten gut. Gleich-
wohl werde ich zum Schluß kommen. Das werden 
Sie dann auch noch ertragen, es sei denn, Sie sind 
so zart besaitet, daß Sie das nicht können. Aber 
dann würde ich sagen: Wem es in der Küche zu heiß 
ist, der soll hinausgehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Zum Schluß: Die CDU/CSU/FDP-Koalition hat 
vor der Regierungsübernahme anders gesprochen, 
als sie jetzt handelt. Das hat zwangsläufig einen 
Fehlstart in der Finanz- und Steuerpolitik zur Fol-
ge. Das, was Sie an vielen wohlklingenden Worten 
vorher überall abgesondert haben, ist entzaubert 
worden. Es rächt sich jetzt vieles opportunistisches 
Gerede in der Oppositionszeit, und Sie haben damit 
der Glaubwürdigkeit Ihrer Parteien und der neuen 
Bundesregierung weiß Gott keinen Dienst erwie-
sen. Sie erschweren auch die konstruktive Arbeit 
hier im Parlament, wenn man so schnell die Mei-
nungen wechselt, wie das hier geschehen ist, ohne 
daß wirklich neue Gründe gekommen wären, die 
das berechtigten. 

Meine Fraktion, die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion, wird weiter engagiert für Steuerge-
rechtigkeit, weiter engagiert für Verteilungsgerech-
tigkeit kämpfen. Wir werden uns weiter dafür ein-
setzen, daß hier so viel Gerechtigkeit, wie es unter 
diesen Mehrheitsverhältnissen möglich ist, für die 
Arbeitnehmer, für die kleinen Selbständigen, für 
die große Mehrheit der Bürger geschaffen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Gobrecht, Sie hatten mir vor Ihrer Rede angekün-
digt, daß Sie sehr hart mit uns umgehen werden 
und versuchen würden, sehr polemisch zu sein. Ich 
kann nur feststellen: Als Hamburger sind Sie Gott 
sei Dank nicht in der Lage, so polemisch zu sein. 
Aber ansonsten haben Sie Ihre Rede nach dem 
Motto vorbereitet: Eine allzu genaue Kenntnis der 
Akten trübt das unbefangene Urteil. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen uns doch fragen: Worum geht es 
hier? Auch der steuerpolitische Teil der Begleitge-
setze steht unter der Priorität, auf der einen Seite 
etwas zur Haushaltskonsolidierung beizutragen 
und auf der anderen Seite etwas dagegen zu tun, 
daß die Zahl der Arbeitslosen immer stärker steigt, 
daß die Zahl der Insolvenzen und damit wiederum 
die Zahl der Arbeitslosen steigt, und letzten Endes 
geht es darum, daß die privaten Investitionen geför-
dert werden. Unter diesen Prioritäten steht auch 
das, was steuerpolitisch hier vorgelegt wird. 

Wir werden diesen Herausforderungen nicht ge-
recht, wenn wir versuchen, fiskalpolitisch hier und 
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dort kleine Verschiebungen vorzunehmen. Auf der 
anderen Seite — das gestehe ich auch ganz offen — 
ist es uns steuerpolitisch natürlich nicht gelungen, 
hier einen ganz großen Wurf einer Konzeption vor-
zulegen. Wenn der Lotse auf dem Tanker, der in 
Fahrt ist, wechselt und diesen Tanker bremsen will, 
dann braucht er Kilometer, und der Wendekreis ist 
sehr groß, erst recht, wenn man im seichten Wasser 
ist. Obwohl diese Konzeption in dieser kurzen Zeit 
natürlich nicht zu erwarten ist, meine ich, gibt es 
einige Ansatzpunkte der steuerpolitischen Neu-
orientierung. Gerade im steuerpolitischen Bereich 
lassen sie sich nachweisen. 

Dennoch gibt es einige Maßnahmen finanzpoliti-
scher, haushaltspolitischer, steuerpolitischer Art, 
die wir nicht gern durchführen, die uns wehtun, die 
mit einer langfristigen Konzeption so ohne weiteres 
nichts zu tun haben, die nicht den Steuerstaat wie-
der funktionsfähig machen. Zur langfristigen Kon-
zeption würde es gehören — dazu benötigen wir 
Zeit —, die Gesamtabgabenbelastung zu reduzieren, 
insbesondere im Grenzsteuerbereich ein Abflachen 
der Kurve zu erreichen. Zu einer langfristigen Kon-
zeption würde es gehören, die Eigenkapitalquote 
der Betriebe zu verbessern, etwas zur Verstärkung 
der Vermögensbildung in Arbeitnehnmerhand zu 
tun. Zu der mittelfristigen Konzeption dieser Regie-
rung wird es auch gehören, einen fairen, solidari-
schen Familienlastenausgleich hervorzubringen, 
der die Bedenken und Anregungen des neuesten 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts berücksich-
tigt. Zur langfristigen Konzeption gehört aber auch 
eine Gemeindefinanzreform, in der das kommunale 
Interesse an den Gewerbebetrieben und an Arbeits-
plätzen erhalten ist, ohne den so hohen ertrags-
unabhängigen Anteil, wie er z. B. in der Gewerbe-
steuer mittelstandsfeindlich enthalten ist. Das sind 
Aufgaben, die wir mittelfristig anpacken müssen, 
um sie langfristig auch zu erreichen. Aber darum 
geht es heute nicht. 

Jetzt geht es zunächst darum, das Dringlichste zu 
tun, d. h. die Löcher zu stopfen, das Haus, das ver-
wohnt ist, winterfest zu machen. Eines haben wir 
nicht gemacht, und das empfinde ich als einen un-
fairen demagogischen Vorwurf. Vielleicht ist es 
auch ein hilfloser Vorwurf der Opposition. Wir ver-
teilen nicht um von unten nach oben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Gobrecht, wenn Sie ein genaues Aktenstu-
dium betrieben hätten, hätten Sie feststellen müs-
sen: Wir verteilen nicht um von unten nach oben. 

(Walther [SPD]: Sondern?) 

Nehmen Sie alles zusammen, und rechnen Sie es 
einmal durch. Nehmen Sie noch nicht einmal die 
Investitionsanleihe, noch nicht einmal die nicht er-
folgte Anpassung des Einkommen- und Lohnsteuer-
tarifs zum Abbau der heimlichen Steuererhöhun-
gen, nehmen Sie nur das andere, was Sie angeführt 
haben: die einkommensabhängige Kürzung des 
Kindergeldes, die Begrenzung der Vorsorgepau-
schale für Beamte — ein Vorschlag, der mit von 
Ihnen kommt —, 

(Kühbacher [SPD]: Wen trifft das?) 

den Ersatz des Abzugs von Kinderbetreuungsko-
sten durch einen allgemeinen Kinderfreibetrag und 
die Halbierung des Ausbildungsfreibetrages. Neh-
men Sie nun einmal einen Angestellten, einen so-
zialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer mit drei 
Kindern, von denen das älteste 18 Jahre ist und aus-
wärts studiert, und rechnen Sie das durch. Dann 
werden Sie feststellen, daß bei einem monatlichen 
Einkommen von 5 480 DM die Belastung 60 DM mo-
natlich beträgt, bei einem Einkommen von 
7 450 DM aber 194 DM. Das heißt, die Belastung 
steigt prozentual von 1,4% auf 3,4%. Je stärker das 
Einkommen steigt, desto stärker steigt auch die Be-
lastung. 

(Abg. Dr. Emmerlich [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Im Moment bitte keine Zwischenfragen. 

Lassen Sie mich einen anderen Hinweis geben. 
Es ist sehr beliebt, die Beamten zu schelten. Wenn 
man diese Annahmen zugrunde legt und eine kon-
krete Rechnung aufmacht, dann ergibt sich bei den 
gleichen Einkommenskategorien, also beispiels-
weise bei den 65 800 DM eines Oberregierungsrates 
jährlich, eine Reduzierung um 4,7 % im Vergleich 
zum Arbeitnehmer mit 1,4 %. Beim A-16-Beamten 
mit einem Jahreseinkommen von 93 000 DM ergibt 
sich eine Reduzierung um 4,2 %, also eine wesent-
lich stärkere Belastung als beim sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitnehmer. 

Noch ein ganz nüchterner Hinweis sei erlaubt, 
meine Damen und Herren: Die Zahlen zu den Vor-
schlägen, die gemacht werden, belegen, daß nicht 
von unten nach oben umverteilt wird, noch nicht 
einmal unter Einbeziehung der von Ihnen kritisier-
ten Investitionsanleihe, noch nicht einmal unter 
Heranziehung des nicht erfolgten Abbaus der heim-
lichen Steuererhöhungen. Die Zahlen zeigen, daß 
die Belastung progressiv zunimmt, aber auch, daß 
insbesondere die Belastung bei den kleinen Beam-
ten in den niedrigen A-Stufen, bei den Beziehern 
von Ruhegehalt erheblich ist. Das wird im wesentli-
chen verursacht durch den Abbau der Vorsorgepau-
schale. Das bekennen wir ganz offen. Das ist nicht 
ein Vorschlag, den wir alleine hier durchsetzen wol-
len, sondern einer, den wir von Ihnen aufgegriffen 
haben. Der tut weh, aber der bringt natürlich auch 
viel Geld in den Bundeshaushalt. Deshalb allein ist 
er zu begründen und wird durchdiskutiert. 

Wir sollten den Gewerkschaften empfehlen, über 
diese Beispiele der Beamten, der Empfänger von 
kleinen Ruhegehältern bei ihren Protestkundge-
bungen gegen den Denkanstoß von Norbert Blüm 
hinsichtlich einer Lohnpause einmal nachzuden-
ken. Man sollte auch die Beispiele heranziehen, z. B. 
Klöckner-Becurit, wo die leitenden Angestellten 
freiwillig auf 5 % ihres Gehalts verzichtet haben. 

Meine Damen und Herren, insofern ist der Vor-
wurf der Umverteilung von unten nach oben unge-
rechtfertigt. 

Nun zum nächsten Punkt: Herr Gobrecht, Sie 
schnitten das Thema Mehrwertsteuer an und war-
fen uns hier einen Wortbruch vor. Sie haben sehr 
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viele Zitate gebracht, Zitate, die sich beliebig ver-
längern lassen. Ich habe dieselben Zitate hier. Ich 
mußte feststellen, daß Sie keines dieser Zitate zu 
Ende vorgelesen haben. Sie haben vielmehr nur das 
herausgepickt, was für Sie von Interesse ist. Jeder 
sucht sich das Richtige heraus. 

Häfele, 16. Juni 1977, — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, wir gehen die Jahre der Reihe nach durch. 
Damals schon haben Sie eine Mehrwertsteuererhö-
hung vorgeschlagen. 

Häfele, zur Konzeption: 

Die Mehrwertsteuer darf nicht für Reparatu-
ren, für den Abbau von heimlichen Steuererhö-
hungen, für die Anpassung von Sozialleistun-
gen an die inflationäre Entwicklung zur Verfü-
gung stehen. Dafür ist die Mehrwertsteuer zu 
schade. Die Mehrwertsteuer muß als Bewe-
gungsraum für eine Steuerreform zur Verfü-
gung stehen. Dazu gehört der wirkliche Abbau 
der investitionshemmenden Gewerbesteuer. 

Nichts weiter tun wir heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das ist das Schlimme!) 

Häfele am 15. September 1982 zu der von Ihnen 
vorgeschlagenen Mehrwertsteuererhöhung ohne 
gleichzeitigen Steuerabbau — und das ist das Ent-
scheidende —: 

Deshalb sagt die CDU/CSU nein. Über die 
Steuerumschichtungen lassen wir mit uns re-
den. Um das Steuerrecht auf Dauer leistungs-
freundlicher, investitionsfreundlicher und 
wachstumsfreundlicher zu gestalten, dafür 
wäre eine Mehrwertsteuererhöhung gut. 

Ich habe noch ein anderes Zitat: 

Die Steuerstruktur ist geprägt durch heimliche 
Steuerentlastungen bei den Verbrauchsteuern, 
was zu einem Rückgang des Anteils dieser 
Steuern führt. Deshalb ist es erforderlich, den 
Verbrauchsteuern 

— das ist die Mehrwertsteuer — 

wieder ihre frühere Bedeutung zu geben, 

— den Anteil vom Steueraufkommen her  — 

die  Arbeitnehmer, die Gewerbetreibenden und 
die Freiberufler im mittelständischen Bereich 
gezielt steuerlich zu entlasten. 

Das hat Herr Gobrecht geschrieben. Er schrieb dies 
unter dem Titel „Kein Stillstand in der SPD-Steuer-
politik" im Jahre 1980 mit Blick auf die 9. Legisla-
turperiode. Das ist genau das, was wir tun. Herr 
Gobrecht, die 9. Legislaturperiode ist noch nicht zu 
Ende. Sie können deshalb unseren Vorschlägen zu-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir sind uns darüber 
im klaren, daß eine Mehrwertsteuererhöhung na-
türlich nicht unbedingt das Ideale ist. Ohne diese 
notwendige Mehrwertsteuererhöhung gäbe es aber  

eben keine zu finanzierenden Investitionsanreize. 
Mehr Investitionen bedeuten nun einmal mehr Ar-
beitsplätze. Insofern ist die höhere Mehrwertsteuer 
auch eine Art Solidarbeitrag aller Verbraucher. Wir 
benutzen — im Gegensatz zu Ihrem Vorschlag vom 
Frühjahr — die Mehrwertsteuer eben nicht zum 
bloßen Stopfen von Haushaltslöchern, 

(Wiederspruch bei der SPD) 

sondern wir werden den gleichen Einnahmenanteil 
verwenden, um Investitionshilfe zu leisten. Das 
macht den Unterschied aus. Herr Walther, Ihr Vor-
schlag auf Erhöhung der Mehrwertsteuer hätte 
eine Erhöhung der Steuerquote bedeutet. Der Vor-
schlag der Koalition von CDU/CSU und FDP, der 
gleichzeitige steuerliche Entlastungen im investi-
ven Bereich vorsieht, auf die ich gleich zu sprechen 
komme, bedeutet eine konstante Steuerquote. 

(Zurufe von der SPD) 

Durch die Einnahmen aus dieser Mehrwertsteu-
ererhöhung wird der Schuldzinsenabzug finanziert. 
Wir konzentrieren uns auf den Wohnungsbau, weil 
wir konzentriert mit den wenigen Mitteln, die vor-
handen sind, mehr erreichen können, als wenn wir 
das Gießkannenprinzip, welches von Ihnen bevor-
zugt wird, praktizierten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit den Einnahmen aus der Mehrwertsteuererhö-
hung finanzieren wir die Gewerbesteuerentlastung 
der Betriebe, die direkt dazu beiträgt, daß die Ei-
genkapitalquote des gewerblichen Mittelstandes 
sich verbessert. Wir zahlen daraus auch eine höhere 
Gewerbesteuerumlage an die Gemeinden, damit 
sich in ihren Haushalten keine negativen Effekte 
ergeben. Mit den Einnahmen aus dieser Mehrwert-
steuererhöhung finanzieren wir die steuerfreie 
Rücklage beim Erwerb existenzbedrohter Betriebe. 

Ich gestehe Ihnen, Herr Gobrecht, daß es einige 
Punkte gibt, die wir noch beraten müssen. Es ist 
also durchaus noch Spielraum für die Ausschußbe-
ratungen vorhanden. Ich denke, gerade beim 
Schuldzinsenabzug kann man die eine oder andere 
Anregung noch aufgreifen, um die Effektivität des-
sen zu erhöhen, was wir erreichen wollen: Es muß 
gebaut werden, es muß Neubau betrieben werden, 
weil das Arbeitsplätze bringt und einen hohen Mul-
tiplikator hat. 

Zum nächsten Punkt. Sie haben das Ehegatten

-

splitting angeschnitten und uns vorgeworfen, auch 
dort eine Umverteilung von unten nach oben vorzu-
nehmen. Auch hier wieder der Eingangssatz: Ein 
genaues Aktenstudium verhindert anscheinend 
eine sachgerechte Urteilsbildung. Sie sollten sich 
einmal die Begründung des Verfassungsgerichtsur-
teils durchlesen, welches jetzt ergangen ist. Gerade 
dort steht auch, daß das Ehegattensplitting eben 
nicht als Steuervergünstigung anzusehen ist, son-
dern zwangsläufiger Ausfluß der besonderen ver-
fassungsrechtlichen Stellung der Familie ist. Unab-
hängig von diesem Urteil waren wir aber von An-
fang an gegen eine Kappung des Ehegattensplit-
tings, die Sie aus ideologischen Motiven heraus be-
treiben oder um Mittel zu bekommen, um die Haus- 
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haltslöcher zu stopfen. Wir brauchen dieses Auf-
kommen des Ehegattensplittings, des Kindergeldes, 
der Kinderadditive im Steuerrecht, um in die Ge-
samtkonzeption eine Masse einbringen zu können, 
die es ermöglichen soll, in naher Zukunft ein Fami-
liensplitting, einen gerechten Familienlastenaus -
gleich zu konstruieren. 

Ich komme auf den vorletzten Punkt zu sprechen. 
Sie haben die Investitionsanleihe kritisiert und Ih-
ren Vorschlag auf Erhebung einer Ergänzungsab-
gabe, der heute in den Zeitungen steht, dagegenge-
stellt. Betrachten wir es einmal ganz nüchtern: 
Worum geht es denn eigentlich bei dieser Geschich-
te? Die Frage ist doch: Wie kann eine Anleihe oder 
eine Abgabe gestaltet werden, die erstens nicht zu 
einer dauerhaften direkten Quotenerhöhung bei 
der Abgabenbelastung führt? 

Das zweite ist: Wie kann ich eine Anleihe oder 
Abgabe konstruieren, die nicht denjenigen trifft, 
den ich zu Investitionen verführen will? 

Das dritte: Wie kann ich die wenigen Mittel, die 2 
bis 3 Milliarden DM, die hereinkommen, so konzen-
triert einsetzen, daß sie auch einen hohen volks-
wirtschaftlichen Beschäftigungseffekt haben? 

Hierzu meinen wir unter Hinzuziehung des Sach-
verständigengutachtens der fünf Weisen, daß die 
Konstruktion der Anleihe so oder so — wir gehen ja 
fast von den gleichen Sätzen aus — im Vergleich zu 
Ihrem Vorschlag die bessere Alternative ist. Sie ma-
chen einen Fehler: Unabhängig davon, daß diese 
Ergänzungsabgabe eine dauerhafte Belastung ist 
und damit die Abgabenbelastung direkt dauerhaft 
erhöht, besteht bei der von Ihnen vorgeschlagenen 
Ergänzungsabgabe nur die Umgehungsmöglichkeit, 
in dem ich den 50fachen Betrag dessen, was an 
Abgabe gezahlt wird, investiere. Bei der Anleihe-
konstruktion der Koalition ist es nur der fünffache 
Betrag. Nun frage ich Sie: Wollen Sie nur die Inve-
stitionen begünstigen, die in der Großindustrie ge-
tätigt werden, oder wollen Sie nicht auch, wie wir 
das vorhaben, die Investitionen, die im gewerbli-
chen Mittelstand getätigt werden müssen, anrei-
zen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich fasse zusammen, meine Damen und Herren. 
Ich glaube, daß die neue Koalition im Bereich der 
Steuerpolitik einen verhältnismäßig guten Start 
hatte. Natürlich haben wir jetzt im Ausschuß 
Schwierigkeiten — wie alle zur Zeit am Gesetzge-
bungsverfahren Beteiligten —, weil der Zeitdruck 
enorm ist. Wenn es nach uns geht, soll sich das auch 
nicht wiederholen, aber wir wollen in diesem Jahr 
bestimmte Maßnahmen durchsetzen; wir müssen 
sie auch durchsetzen. Wenn ich daran denke, daß es 
praktisch die erste Amtshandlung der neuen Aus-
schußzusammensetzung war, das Bescheinigungs-
verfahren bei der Pauschalierung der Teilzeitbe-
schäftigung abzuschaffen, also eine erhebliche Ver-
bürokratisierung zu beseitigen, dann ist das doch 
ein entschiedener Schritt voran zu einer Entbüro-
kratisierung. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr gut! Das war 
eine vernünftige Entscheidung!) 

Wenn wir am Freitag einen Entwurf betreffend die 
Grunderwerbsteuer so verabschieden, wie es von 
seiten des Bundesrates vorgeschlagen wurde, dann 
wird es auch hier eine erhebliche Vereinfachung 
der Organisation und damit weniger Bürokratie ge-
ben. 

Aber ich glaube auch, meine Damen und Herren, 
daß wir in den steuerpolitischen Vorschlägen der 
Bundesregierung einige langfristig angelegte neue 
Orientierungspunkte erkennen können. 

Erstens: Die Steuerquote wird nicht erhöht. Es 
wird nur die Struktur des Aufkommens verändert. 
Die Belastung mit direkten Steuern sinkt zugun-
sten der Anhebung der indirekten Steuern. Dies 
wird von Fachleuten seit langem gefordert. 

Zweitens: Der gewerbliche Mittelstand wird 
steuerlich entlastet. Der Abbau der Gewerbesteuer 
vermindert die Belastung durch ertragsunabhän-
gige Steuern. 

Drittens: Dem gewerblichen Mittelstand wird 
durch die Insolvenzhilfe Hilfe zur Selbsthilfe ge-
währleistet, denn kranke Betriebe müssen nicht un-
bedingt ihre Arbeit einstellen oder vom Staat über-
nommen werden, sondern können — durch die 
neue Insolvenzrücklage erleichtert — von der priva-
ten Wirtschaft quasi aufgefangen werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Viertens: Das selbstgenutzte Wohneigentum wird 
durch einen vorübergehenden Schuldzinsenabzug 
gestärkt. Dies ist eine im internationalen Vergleich 
längst notwendige Maßnahme. Mit diesem vorüber-
gehenden begrenzten Schuldzinsenabzug bekennen 
wir auch bereits, daß wir natürlich in der nächsten 
Legislaturperiode das gesamte Gebiet der steuerli-
chen Förderung des Wohnungsbaues neu überden-
ken müssen. 

Fünftens: Der Grundsatz der Besteuerung nach 
der Leistungsfähigkeit wird — zwar nur im gerin-
gen Maße — belebt. Die Wiedereinführung wenn 
auch bescheidener Kinderfreibeträge bei Beibehal-
tung des Kindergeldes — dies in Abhängigkeit von 
der Höhe des Einkommens — lassen immerhin ei-
nen Kinderlastenausgleich erkennen, der kein Tor 
für ein zukünftiges Familiensplitting verschließt. 

Sechstens und letztens: Die Investitionshilfe der 
Leistungsfähigeren unter den Steuerzahlern zur Fi-
nanzierung des Wohnungsbausofortprogramms 
schafft neue Nachfrage und schafft Arbeitsplätze. 

Insoweit glaube ich schon, wenn man den steuer-
politischen Teil in Ruhe und nüchtern betrachtet, 
daß hier Perspektiven vorhanden sind. Der Steuer-
zahler findet zwar noch kein völlig neues Konzept. 
Woher soll das auch kommen? Sie sollten aber er-
kennen, daß die Neuorientierung eingeleitet wird, 
eingeleitet ist, d. h. keine Erhöhung der Steuerquo-
te, Entlastung der privaten Investoren, Hilfe zur 
Selbsthilfe, Besteuerung nach der Leistungsfähig-
keit. Ich meine, die Bundesregierung soll auf die-
sem Gebiet in dieser Richtung weiterarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Rentrop. 

Rentrop (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als ich zu Beginn der vergangenen 
Woche in einer Podiumsdiskussion eines großen 
Wirtschaftsverbandes zwei Kollegen, die in der heu-
tigen Debatte bereits zu Wort kamen, aufrief, mit 
den Schuldzuweisungen der Vergangenheit aufzu-
hören, erntete ich dort großen Beifall. 

(Bindig [SPD]: Das könnte Ihnen so pas

-

sen, die Vergangenheit vergessen!) 

Ich habe vergeblich gehofft, dies hätte auch die ent-
sprechende Einsicht der Kollegen geweckt. Hiermit 
meine ich nicht die wohltuenden Worte des Kolle-
gen von Wartenberg, der zuletzt gesprochen - hat, 
sondern einige der vorhergehenden Beiträge. 

Der steuerliche Teil des Begleitgesetzes zum 
Haushalt 1983 erhebt nicht den Anspruch, der große 
steuerpolitische Wurf für die nächsten Jahre zu 
sein. Dies kann und will er nicht sein. Die Rechtsän-
derungen wollen nicht mehr und nicht weniger sein 
als ein Sofortprogramm mit dem Ziel, die Bekämp-
fung der hohen Arbeitslosigkeit auch durch steuer-
liche Maßnahmen zu unterstützen. Dies ist um so 
dringlicher, als wir uns bei den Arbeitslosen nun-
mehr der Zahl von 2 Millionen nähern. Diese Marke 
wird nach Lage der Dinge bald überschritten sein. 
Es bedarf auch nicht der Prognose in dieser Debat-
te. Die wirtschaftswissenschaftlichen Institute neh-
men schon für das nächste Jahr 2,3 Millionen an. 

Die steuerlichen Sofortmaßnahmen des Gesetz-
entwurfs sollen die Investitionen der Wirtschaft im 
allgemeinen und im Wohnungsbau im besonderen 
anregen und dadurch den Arbeitsmarkt entlasten. 
Dabei nehmen wir in Kauf, daß einzelne Maßnah-
men nicht alle Anforderungen erfüllen, die strenge 
Steuersystematiker stellen. Ich komme noch darauf 
zurück. Wir räumen jedoch der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, der größten sozialen Ungerechtig-
keit dieser Zeit, absolute Priorität ein. Der Arbeits-
markt ist durch eine seit 1980 steigende Arbeitslo-
sigkeit gekennzeichnet. Da in den 80er Jahren die 
stark besetzten Geburtenjahrgänge in das Erwerbs-
alter hineinwachsen, ist trotz der verlängerten Aus-
bildung und trotz der Möglichkeiten des vorgezoge-
nen Ruhestandes damit zu rechnen, daß bis 1990 
insgesamt eine Million Menschen mehr in das Ar-
beitsleben eintreten, als aus dem Erwerbsleben aus-
scheiden. Verstärkt werden die Arbeitsmarktpro -
bleme durch einen beschleunigten technischen 
Fortschritt. Gegen 1990 werden sich die Arbeits-
marktprobleme voraussichtlich entspannen, da sich 
dann der seit Ende der 60er Jahre zu verzeichnende 
Geburtenrückgang auszuwirken beginnt. Diese 
schon jetzt absehbare Entwicklung bedeutet nichts 
anderes, als daß wir bis zum Ende dieses Jahr-
zehnts mit einer auf 3 Millionen steigenden Arbeits-
losenzahl rechnen müssen, wenn wir dieser Ten-
denz jetzt nicht wirksam gegensteuern. Dieser Si-
tuation und den aus ihr resultierenden Fragen müs-
sen wir uns stellen. Unsere Antwort heißt: Setzen 
auf die expansiven Kräfte der Marktwirtschaft, set-
zen auf eine Investitionsförderung auf breiter 
Front, setzen auf die im vorliegenden Gesetzent-

wurf vorgeschlagenen Sofortmaßnahmen, setzen 
auf weitere nach den Bundestagswahlen zu be-
schließende Steuerrechtsänderungen, die unser 
Steuersystem dauerhaft in eine investitionsfreund-
liche Form bringen. 

Es wird so oft behauptet, die in der Koalition zwi-
schen CDU/CSU und FDP gefaßten Beschlüsse 
seien auch mit der SPD zu erreichen gewesen. Dies 
ist eine der vielen Legenden dieser Tage. Das tage-, 
nächte- und wochenlange Gezerre um Steuer- und 
Haushaltspakete, um Maßnahmen von zum Teil un-
tergeordneter Bedeutung, hat es bei den zurücklie-
genden Koalitionsverhandlungen nicht gegeben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Wir haben uns innerhalb weniger Tage auf ein re-
spektables Bündel von Maßnahmen geeinigt, das 
mit den Sozialdemokraten — dies haben sie mehr-
fach selbst bestätigt — nicht zu verwirklichen ge-
wesen wäre. 

- Lassen Sie mich auch aus meiner persönlichen 
Sicht hinzufügen: Ich habe es leider in den vergan-
genen zweieinhalb Jahren nicht erlebt, und ich 
habe es als wohltuend empfunden, daß Bundesfi-
nanzminister und Bundesarbeitsminister vor den 
Kabinettsgesprächen — der Finanzminister auch 
noch nach den Kabinettsgesprächen — in unserer 
Fraktion erschienen, um diese Themen dort, wo 
noch Probleme vorhanden waren, aufzuarbeiten. 

Wir haben schnell Einigung darüber erzielen kön-
nen, auf welche Teile des noch von der alten Koali-
tion vorgelegten Einkommensteuergesetzes 1983 
wir verzichten, wobei ich nicht verschweigen möch-
te, daß dies genau die Maßnahmen waren, denen 
wir seinerzeit nur um des Gesamtkompromisses 
willen zugestimmt hatten, und um welche neuen 
Maßnahmen wir die alten Beschlüsse ergänzen. 

Wir haben dabei feststellen können, daß die frü-
heren Reibungsverluste, die daraus resultierten, 
daß vordergründige Gerechtigkeitsüberlegungen 
über das wirtschaftlich Gebotene gestellt wurden, 
nicht auftraten. Ich sage „vordergründig", weil un-
ser früherer Koalitionspartner nicht sehen wollte, 
daß allein das wirtschaftlich Gebotene in der Lage 
ist, die soziale Ausgewogenheit zu erreichen und 
dauerhaft zu erhalten. Es gibt — ich zitiere wörtlich 
aus Ziffer 53 des Sondergutachtens des Sachver-
ständigenrates — 

in der Wirtschaftsgeschichte keine Beispiele 
für Perioden allgemeiner wirtschaftlicher Pro-
sperität, in denen die Gewinne der Unterneh-
men nicht gut waren. 

Und die Gewinne sind heute nicht gut! 

Ich füge hinzu: So ehrenwert eine ausschließlich 
auf die soziale Ausgewogenheit abgestellte Steuer-
politik auch sein mag, sie bewirkt, wenn sie die 
wirtschaftlichen Erfordernisse außer acht läßt, ge-
nau das Gegenteil dessen, was wir brauchen: eine 
breit angelegte Investitionsoffensive in allen Berei-
chen. Eine solche nur moralisch begründete Steuer-
politik kommt z. B. in den jetzt vom Land Nord-
rhein-Westfalen geforderten weiteren Einschrän-
kungen beim Bauherrenmodell zum Ausdruck. So 
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etwas kann man machen, wenn die Wirtschaft flo-
riert, nicht aber in einer rezessiven Phase. 

Schnell spürbar werdende Impulse für den Ar-
beitsmarkt versprechen wir uns von den woh-
nungsbaupolitischen Maßnahmen. Der Wohnungs-
bau ist noch immer eine Schlüsselindustrie. Die 
Mittel aus dem Investitionshilfegesetz in Höhe von 
2,5 Milliarden DM, die unmittelbar für den sozialen 
Wohnungsbau und ein Bausparzwischenfinanzie-
rungsprogramm eingesetzt werden, und der auf 
drei Jahre begrenzte erweiterte Schuldzinsenabzug 
bis zur Höhe von 10 000 DM werden die Beschäfti-
gung nicht nur in der Bauwirtschaft, sondern auch 
in der Zulieferindustrie und in anderen Wirtschafts-
zweigen stimulieren. 

Wir haben die Einführung einer Ergänzungsab-
gabe nicht zugelassen. Steuer- und Abgabenerhö-
hungen können unser Wirtschaftsproblem nicht lö-
sen. 

(Bindig [SPD]: Sie können ja noch nicht 
einmal richtig ablesen, so langweilig ist 

das, was Sie vortragen!) 

Sie gefährden das Investitionsklima und bremsen 
die Leistungsbereitschaft der Bürger. Das Ifo-Insti-
tut rechnet uns vor, daß die Löhne und Gehälter im 
Durchschnitt mit über 30 % belastet sind und daß 
die Abgabenbelastung der zusätzlich verdienten 
Löhne und Gehälter schon jetzt 60 % beträgt. Die 
Abgaben dürfen nicht weiter erhöht werden! Im Ge-
genteil, um die Leistung stärker zu honorieren, 
müssen die die Leistung treffenden Steuern ge-
senkt werden, wobei der Ausgleich bei den ver-
brauchsbelastenden Steuern zu suchen ist. 

Das Konzept der Investitionshilfeanleihe nimmt 
auf die gegen eine Ergänzungsabgabe geltend ge-
machten Bedenken Rücksicht. Anders als die Er-
gänzungsabgabe belastet die Investitionshilfe die 
Abgabepflichtigen nicht endgültig, sondern nur vor-
übergehend. Da die Investitionsanleihe rückzahlbar 
ist, gibt sie, wie der Sachverständigenrat festge-
stellt hat, den Konsumenten weniger Anlaß, ihren 
Privatverbrauch einzuschränken. 

(Zurufe von der SPD) 

Schließlich birgt die rückzahlbare Abgabe auch 
nicht die Gefahr in sich, daß sie später, wie bereits 
gehabt, in den Einkommen- und Körperschaftsteu-
ertarif eingebaut wird. Das war ja nach Auslaufen 
der alten Ergänzungsabgabe der Fall. Die Ergän-
zungsabgabe wurde bekanntlich 1975 beim Lohn- 
und Einkommensteuertarif und 1977 beim Körper-
schaftsteuertarif berücksichtigt. 

Schließlich ist die Investitionshilfeanleihe so aus-
gestaltet, daß sie die Investitionen, auf die wir so 
dringend angewiesen sind, nicht trifft; Herr von 
Wartenberg hat hierauf schon hingewiesen. 

Diese unterschiedlichen Faktoren zeigen über-
deutlich, welchen unterschiedlichen Stellenwert die 
Koalition der Mitte und die SPD den Investitionen 
beimessen. Es drängt sich der Eindruck auf, daß die 
Opposition die Unternehmen von der Abgabe über-
haupt nicht freistellen will. Der Vorwurf, die Inve-

stitionshilfe sei eine getarnte Ergänzungsabgabe, 
ist nicht haltbar. 

Mit der zum 1. Juli nächsten Jahres geplanten 
Mehrwertsteuererhöhung, die wir durchgehend tra-
gen und deren Mehreinnahmen die geplanten Ent-
lastungen bei den direkten Steuern finanzieren sol-
len, wird die langjährige und konsequente steuerpo-
litische Linie der FDP fortgesetzt. Wir halten die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer bei gleichzeitiger 
Senkung der direkten, Leistung und Investitionen 
hemmenden Steuern für unbedingt geboten. 

Wir haben bereits im vergangenen Frühjahr In-
vestitionszulagengesetz und seine Finanzierung 
durch die Mehrwertsteuer als geboten angesehen. 
Dadurch wird die notwendige Umstrukturierung 
unseres Steuersystems weg von den direkten und 
hin zu den indirekten Steuern gefördert. Das Ge-
wicht der die Leistung unmittelbar treffenden di-
rekten Steuern nimmt seit langem tendenziell zu, 
und zwar bei einem entsprechenden Rückgang der 
den Verbrauch belastenden Steuern. Dieser Trend 
muß gestoppt werden. Die Mehrwertsteuererhö-
hung in Verbindung mit den vorgesehenen Steuer-
entlastungen im Bereich der direkten Steuern ist 
ein wichtiger Schritt dazu. 

Es ist richtig: Die Verbesserung der Steuerstruk-
tur sollte über eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
erreicht werden. Als allgemeine Verbrauchsteuer 
belastet die Umsatzsteuer in der Regel nicht die 
Unternehmen. Die Verstärkung der Investitionstä-
tigkeit wird durch die Erhöhung der Umsatzsteuer 
somit nicht erhöht. 

Wegen der Umsatzsteuerfreiheit der Exporte 
wird die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft nicht berührt. Hierauf sind wir ganz beson-
ders angewiesen. 

Die Mehrwertsteuersätze sind in der Bundesre-
publik Deutschland im Vergleich zu unseren euro-
päischen Nachbarn noch immer niedrig. Auch nach 
der Mehrwertsteuererhöhung bleibt die Bundesre-
publik mit den Normalsteuersätzen in der europäi-
schen Rangfolge an vorletzter Stelle. 

Die Ankündigung des Bundeskanzlers in der Re-
gierungserklärung, die steuerliche Entlastung zur 
Stärkung der Investitions- und Innovationskraft 
der Wirtschaft bis 1984, wenn die Mehreinnahmen 
aus der Mehrwertsteuer voll fließen, weiter auszu-
bauen, zeigt, daß wir hier in längerfristigen Per-
spektiven denken. 

Die Kritik des Sachverständigenrats an der 
Mehrwertsteueranhebung, die allerdings nur auf 
den Zeitpunkt dieser Steuererhöhung, nicht aber 
auf die Maßnahme als solche abstellt, kann nicht 
recht überzeugen. Wenn wir eine Umsrukturierung 
des Sozialprodukts zu mehr investiven Verwendun-
gen wollen, wenn wir eine Umstrukturierung unse-
res Steuersystems zu mehr verbrauchsbelastenden 
Steuern wollen, müssen wir auch die Konsequenzen 
aus dieser Forderung ziehen; ich möchte noch hin-
zufügen: auch wenn es verwaltungstechnisch nicht 
einfach zu realisieren ist, was ich einsehe. 
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Daß von der Mehrwertsteuererhöhung eine 

dämpfende Wirkung auf den privaten Verbrauch 
ausgehen kann, möchte ich nicht in Abrede stellen. 
Auch möchte ich nicht behaupten, daß das gegen-
wärtige Konjunkturtief der beste Zeitpunkt für 
diese Maßnahme ist. Wir stehen jedoch vor dem 
Dilemma eines nicht ganz auszuschließenden Nach-
fragerückgangs und einer weiteren Erhöhung der 
Neuverschuldung. Bei dieser Wahl zwischen zwei 
Übeln haben wir uns für die Mehrwertsteuererhö-
hung entschieden. 

Die vorgeschlagene Gewerbesteuerentlastung bei 
der Hinzurechnung von Dauerschulden und Dauer-
schuldzinsen dient ebenfalls einer Entlastung der 
gewerblichen Wirtschaft, insbesondere dazu, die 
Auswirkungen des hohen Zinsniveaus abzumildern. 
Die steuerlichen Rahmenbedingungen für die Wirt-
schaft werden hier ganz entscheidend verbessert. 

Für die FDP sage ich ganz klar: In der Reduzie-
rung der Hinzurechnung von Dauerschulden und 
Dauerschuldzinsen sehen wir einen wichtigen 
Schritt zu einer vollständigen Abschaffung der Ge-
werbesteuer, selbstverständlich nur bei Schaffung 
entsprechender Ersatzfinanzierungsmodelle für die 
Gemeinden. Wir fordern seit langem die Abschaf-
fung dieser überholten Steuer, vor allem deswegen, 
weil die Gewerbesteuer zur Wettbewerbsverzerrung 
bei den Unternehmen untereinander und zu 
schwerwiegenden internationalen Wettbewerbs-
nachteilen unserer Wirtschaft führt. 

Wir sind dem Ziel einer Beseitigung der Gewer-
besteuer durch die Abschaffung der Lohnsummen-
steuer und die mehrfachen Freibetragserhöhungen 
bei der Gewerbeertragsteuer und der Gewerbekapi-
talsteuer in den vergangenen Jahren schon ein gu-
tes Stück nähergekommen. Nunmehr ist es aber an 
der Zeit, die endgültige Abschaffung der Gewerbe-
steuer in Angriff zu nehmen, zumal uns jetzt drei 
beachtliche Gutachten mit kommunal orientierten 
Lösungsvorschlägen zu dieser Frage vorliegen. 

Weil wir die Gewerbesteuer ganz abschaffen wol-
len, stellen wir gewisse steuersystematische Beden-
ken, die gegen die Milderung der Hinzurechnungs-
vorschrift vorgebracht werden, zurück. 

Ich sehe: Meine Zeit ist abgelaufen. Ich komme 
daher schnell noch zum Schluß. 

All dies zeigt: Auch auf dem Gebiet der Steuerpo-
litik war das Ende der Zusammenarbeit der frühe-
ren Koalitionspartner vorprogrammiert. In der 
Steuerpolitik spiegelt sich das Auseinanderdriften 
der früheren Koalitionsparteien besonders deutlich 
wider. Wir konnten nicht mehr zu tragfähigen, zu-
kunftsweisenden steuerpolitischen Lösungen kom-
men. In der neuen Koalition werden wir alles dafür 
tun, daß steuerpolitisch richtige Entscheidungen ei-
nen Beitrag zur Lösung unserer Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktprobleme leisten. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Löffler [SPD]: Schönen Gruß von Herrn 
Waffenschmidt; gehen Sie mal bei ihm vor

-

bei!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich will die wohnungs- und mietpolitische 
Runde, die wir in dieser Haushaltsdebatte führen, 
mit einem Zitat unseres neuen Bundesbauministers 
eröffnen, das vor einigen Wochen, vor der Regie-
rungsbildung, in der „Zeitschrift für freie Woh-
nungswirtschaft" stand: 

Unsere Politik leidet an einem Mangel an be-
grifflicher Klarheit und methodischer Konse-
quenz, an Sprachverwilderungen und Begriffs-
verwirrung. Eine politische Neubesinnung muß 
daher mit der Wiedergewinnung klarer Be-
griffe und sprachlicher Schärfe beginnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Aufforderung, Herr Dr. Schneider, komme 
ich gerne nach. Ich will mit dem Begriff „Vertrags-
freiheit" beginnen, von der Sie sagen, sie sei die 
erste und wichtigste aller Forderungen in der Woh-
nungspolitik. 

Wem soll die Vertragsfreiheit, von der Sie reden, 
denn nutzen? Vertragsfreiheit kann es doch nur 
zwischen Gleichberechtigten am Markt geben, dann 
also, wenn der Mieter die Auswahl zwischen ver-
schiedenen Wohnungen hat. Vertragsfreiheit aber 
bei der derzeitigen Wohnungslage in den Großstäd-
ten und im Umland, wo es für viele Mieter kein aus-
reichendes Wohnungsangebot gibt, wird in Wirk-
lichkeit dazu führen, daß der Schwächere — der 
Mieter — dem Stärkeren — dem Vermieter — ohne 
den Schutz des Gesetzes ausgeliefert wird. Würden 
Sie von Vertragsfreiheit reden — ich nehme jetzt 
einmal ein weit hergeholtes Beispiel aus der Außen-
politik —, wenn die Sowjetunion mit Polen Verträge 
schließt? Da kann man doch im Ernst nicht von Ver-
tragsfreiheit sprechen. Vertragsfreiheit setzt glei-
che Rechte, gleiches Gewicht am Markt voraus. 

Mehr Freiheit, sagen Sie. Wer wäre nicht dafür? 
Aber mehr Freiheit für wen und zu wessen Lasten? 
Soll das bedeuten, daß wir mehr Investionsfreiheit 
bekommen, indem Sie den Umweltschutz herabset-
zen? Oder wollen Sie sagen, Vertragsfreiheit auch 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer, indem Sie den 
Kündigungsschutz oder den Jugendarbeitsschutz 
herabsetzen? 

Nein, die Freiheit, die Sie meinen, ist immer die 
Freiheit der Stärkeren und der Rücksichtloseren. 
Sie versuchen, diese Wende rückwärts mit wohl-
klingenden Begriffen wie Freiheit, Verantwortung, 
Leistung zu vernebeln, als würde die Ellenbogen-
wirtschaft, die Sie wollen, erträglicher, wenn man 
auf die Ellenbogen Herzchen näht. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der 11. 11. ist 
morgen, Herr Kollege!) 

Mich erinnert dieser Versuch, Begriffe umzufäl-
schen, an das Wahrheitsministerium in George Or-
wells „1984", in dem die Begriffe systematisch um-
gefälscht werden, wo es heißt: Krieg bedeutet Frie-
den; Freiheit Sklaverei; Unwissenheit ist Stärke. 
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Diesen Begriffsnebel, den Sie j a auch in der Woh-
nungspolitik verbreiten, wollen wir lichten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie leiden an 
Alpträumen!) 

Sie wollen im Mietrecht einen Kahlschlag vor-
nehmen. Vorne lassen Sie den Kündigungsschutz 
als Fassade stehen. Dahinter wird abgeräumt. Vom 
Vergleichsmietenprinzip wird nicht viel übrigblei-
ben. Uns war es gelungen, durch das Vergleichsmie-
tenprinzip den Mietanstieg auch dort, wo Woh-
nungsmangel war, in den letzten Jahren unter dem 
allgemeinen Anstieg der Preise zu halten. Jetzt wol-
len Sie als Vergleichsmieten nur noch die teuren 
Neuabschlüsse der letzten drei Jahre zulassen. Na-
türlich werden daraufhin die Mieten steigen. Und 
Sie wollen dem Vermieter erlauben, drei Wohnun-
gen aus dem eigenen Bestand als Vergleichswoh-
nungen anzuführen. Wenn das keine Aufforderung 
zur Manipulation ist! 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist doch ein Selbstbedienungsmietrecht für 
Großvermieter, was Sie hier machen. 

(Beifall bei der SPD — Frau Dr. Timm 
[SPD]: Freiheit!) 

Kommen wir zu den Zeitmietverträgen. Der Mie-
ter muß in Zukunft einen Zeitmietvertrag auf fünf 
Jahre akzeptieren und ohne Räumungsschutz aus-
ziehen, auch ohne daß der Vermieter wie bisher 
konkret Eigenbedarf für sich und seine Familie gel-
tend macht und nachweist; in Zukunft genügt be-
reits die bloße Absicht des Vermieters, in fünf Jah-
ren die Wohnung selber zu nutzen oder von einer 
Person seines Hausstands, also vielleicht der 
Freundin seines Sohnes, nutzen zu lassen. Dann 
muß der Mieter einen Zeitmietvertrag hinnehmen 
und ohne Schutz nach fünf Jahren ausziehen. 

Dann führen Sie Staffelmieten im Bestand ein. 
Das ist ja eine alte Forderung von Lothar Späth. 
Nicht einmal die Hausbesitzer sind dafür. Herr Dr. 
Schneider, vor zwei Wochen haben wir gelesen, daß 
Sie selbst mögliche andere Regelungen — etwa 
durch eine sozial verträgliche Anpassungsklausel 
— für erwägenswert halten. Nur: Jetzt bringen Sie 
diesen Gesetzentwurf. Was wollen Sie denn? Soll es 
bei der Staffelmiete im Bestand bleiben, oder wol-
len Sie eine wie immer geartete Anpassungsklau-
sel? Was Sie hier vorhaben, wird in jedem Fall infla-
tionsfördernd wirken, weil unabhängig vom Woh-
nungsmarkt Mietsteigerungen auf Jahre hinaus 
programmiert werden. Ich kann mir schwer vorstel-
len, daß die Bundesbank einer wie immer gearteten 
indexgebundenen Anpassungsklausel zustimmen 
könnte. Eine solche Anpassungsklausel wäre der 
erste Schritt in die Indexwirtschaft. Dann möchte 
ich wissen, Herr Dr. Schneider: Wird auch das 
Wohngeld nach dem Index angepaßt, und kriegen 
wir dann auch Indexlöhne? Wollen Sie hier — bitte 
sagen Sie das klar — die scala mobile Ihrer christ-
demokratischen Freunde in Italien einführen, d. h. 
wollen Sie den Marsch in die Inflationswirtschaft,  

oder wollen Sie es nicht? Mit uns wird es jedenfalls 
nicht gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei der Modernisierung sagen Sie: Wenn auf übli-
chen Standard modernisiert wird, soll der Mieter 
nicht mehr widersprechen dürfen, wenn er die 
Miete nicht mehr zahlen kann. Haben Sie eigent-
lich einmal etwas von „Herausmodernisieren" ge-
hört? Gibt es das in Ihren Wahlkreisen nicht? Sie 
machen das Modernisieren noch leichter, d. h. das 
Verdrängen des bisherigen Mieters, wenn sein 
Hausbesitzer eine lukrativere Nutzung der Woh-
nung vorhat. 

In das Bild paßt natürlich, daß Sie den Mieter-
schutz bei der Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen nicht verstärken wollen und daß 
Sie dem Mieter kein Vorkaufsrecht mehr geben 
wollen. 

Insgesamt wird das ein Mietrecht für Spekulan-
ten und Mietwucherer werden. Bezeichnender-
weise wollen Sie auch die Wuchergrenze kräftig an-
heben. Ich habe mich, als ich das gelesen habe, 
gefragt, ob Ihnen das dieser rheinische Spekulant 
— dieser Kaussen — aufgeschrieben hat. Herr Gat-
termann — ich weiß nicht —, kennen Sie den? Sie 
sollten ihn vielleicht einmal besuchen mit einem 
Beitrittsformular Ihrer Partei. In die neue FDP paßt 
er als Mitglied prima. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Vorsicht mit 
„Spekulanten"! — Zuruf von der CDU/CSU: 
In welcher Partei ist denn Herr Vietor? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich weiß, wenn ich hier über die FDP Böses sage, 
wird mir der Herr Dr. Schneider mit dem Herrn Dr. 
Strauß vorhalten — ich habe es nachgeschlagen, sie 
sind ja in Latein sehr bewandert —: de moribundis 
nil nisi bene. Da wären wir wahrscheinlich sogar 
einer Meinung. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Aber der Vie

-

tor lebt noch!) 

Nach Ihrer bisherigen Argumentation sollte die 
Lockerung im Mietrecht durch eine verbesserte 
Wohngeldregelung sozial abgefedert werden. Da 
haben Sie die Leute getäuscht; denn während Sie 
die Mieten gezielt heraufsetzen, setzen Sie das 
Wohngeld gezielt herunter. Für wen? Für die allein-
stehende Frau mit dem Kind, für die Behinderten, 
für die Rentner wird das Wohngeld heruntergesetzt. 
Für diese Leute sind auch 20 bis 30 DM, um die Sie 
das Wohngeld heruntersetzen, viel Geld. 

Nun sagt der neue Bundesbauminister, 25 % vom 
Einkommen seien für die Miete zumutbar. Vom 
Brutto- oder vom Nettoeinkommen, warme oder 
kalte Miete? Wir sollten die Durchschnittszahlen — 
etwa der letzten Stichprobe von 1978 — einmal an-
schauen. Damals haben die Haushalte, die weniger 
als 450 DM hatten, 34 % ihres verfügbaren Einkom-
mens für Wohnen bezahlt, die Haushalte zwischen 
450 DM und 600 DM verfügbarem Einkommen ha-
ben 27 % bezahlt, die Haushalte zwischen 600 DM 
und 800 DM haben 22 % des verfügbaren Einkom-
mens für Wohnen bezahlt. Wenn man dann in die 
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höheren Gruppen kommt, sinkt der Anteil, Herr Dr. 
Schneider. Bei den Haushalten über 2 000 DM ver-
fügbares Einkommen war der Wohnanteil 14 %, und 
bei Haushalten mit über 4 000 DM verfügbarem 
Einkommen dann noch 10 %. Tatsächlich verschlei-
ert doch Ihre Durchschnittszahl, daß die niedrigen 
Einkommensgruppen schon heute prozentual er-
heblich mehr für Wohnen aufbringen müssen als 
die hohen. Den einen wollen Sie die Mieten durch 
Lockerung des Mietrechts hochsetzen, und den an-
deren geben Sie Steuergeschenke. Ihre Durch-
schnittswerte sind unsozial. Die ganze Diskussion 
über Durchschnittswerte läßt — hier zitiere ich 
noch einmal Ihren Artikel, Herr Dr. Schneider — 
einen „Mangel an begrifflicher Klarheit und metho-
discher Konsequenz" erkennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun ist j a das neue Mietrecht nach dem Grund-
satz „Meine Herrschaften, bereichern Sie sich!" 
nicht nur verteilungspolitisch und wohnungspoli-
tisch falsch, es ist auch wirtschaftspolitischer Un-
fug. Es ist doch heute bereits lukrativer, Geld im 
Altbau anzulegen. Bitte, fragen Sie einmal Ihren 
Investitionsberater oder Ihren Banker! 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ja, warum 
denn, Herr Conradi?) 

Er wird Ihnen sagen: Gehen Sie mit Ihrem Geld in 
den Altbau, modernisieren Sie, schauen Sie, daß Sie 
die Mieter herauskriegen, machen Sie aus dem Alt-
bau Eigentumswohnungen; dann verdienen Sie in 
jedem Fall mehr als durch den Neubau. 

Nun wollen Sie mir doch nicht erklären, daß Sie 
den Neubau ankurbeln wollen, wenn Sie durch Lok-
kerung des Mietrechts im Altbau das Vertreiben 
von Mietern, das Herausmodernisieren, noch weiter 
erleichtern! 

(Dr. Wittmann [CDU/CSU]: Lesen Sie mal 
die Bestimmungen genau!) 

Nein, konjunkturpolitisch und wohnungspolitisch 
wäre es, statt die Altbauspekulation anzuheizen — 
das wird nämlich das Ergebnis Ihrer Politik sein —, 
vernünftiger, die steuerlichen Begünstigungen 
beim Altbau auszusetzen, das Mietrecht zu verstär-
ken und damit Kapital in den Neubau zu lenken. 
Mit dieser Mietenpolitik jedenfalls werden Sie am 
Wohnungsmarkt, am Baumarkt, keine Belebung er-
zielen. 

Nun sagen Sie: Wir stecken mehr Geld in den 
sozialen Wohnungsbau. Dabei werden Sie bei uns 
Sozialdemokraten immer Unterstützung finden. 
Wir sind dafür, und wir hoffen, daß auch die Länder 
mitziehen. Wir befürchten allerdings, Herr Dr. 
Schneider, daß Sie aus ideologischen Gründen das 
Geld vom sozialen Wohnungsbau nicht dorthin 
stecken werden, wo es notwendig wäre, nämlich in 
die Städte, sondern daß Sie die Eigentumsbildung 
auf dem flachen Lande fördern werden, wo keine 
Wohnungsnot herrscht. Aber darüber werden wir 
noch streiten. 

Wir halten es auch für richtig, bei der Eigentums-
förderung die Zwischenfinanzierung für Bausparer, 
d. h. für kleine Bausparer, die dann früher bauen  

können, zu erleichtern. Das haben auch wir vorge-
schlagen, und das werden wir mit Ihnen zusammen 
machen. 

Beim Schuldzinsenabzug haben wir Zweifel, 
nicht nur, weil er steuersystematisch problematisch 
ist, sondern vor allem, weil er verteilungspolitisch 
ungerecht ist, weil die Entlastung wieder einmal — 
wie immer bei Ihnen — den höheren Einkommen 
zugute kommt, weil er das Nachsparen, das Schul-
denmachen begünstigt, eine Tendenz, die wir, Herr 
Dr. Schneider — ich erinnere mich an Gespräche 
vor einem Jahr —, beide gleichermaßen für falsch 
gehalten haben. Wir waren immer der Meinung, das 
Vorsparen sollte stärker gefördert werden, wir soll-
ten nicht demjenigen, der sich hohe Schulden lei-
sten kann, dies hinterher durch den Schuldzinsen-
abzug erleichtern. Ich habe den Eindruck, daß es 
hier wieder einmal nach Ihrem alten Motto geht, 
nicht nur: Hast du was, dann bist du was, sondern 
auch: Hast du was, dann kriegst du was. 

Nach diesem Motto wollen Sie auch die Grunder-
werbsteuer neu ordnen. Dem Käufer einer Eigen-
tumswohnung für 200 000 DM werden Sie zukünftig 
4 000 DM mehr Steuern anlasten, und demjenigen, 
der eine Villa für 800 000 DM baut, schenken Sie 
20 000 DM bei der Grunderwerbsteuer. Das heißt, 
was Sie dem kleinen Bauherren beim Bausparen 
und beim Schuldzinsenabzug geben, das nehmen 
Sie ihm bei den Bodenpreisen und bei der Grunder-
werbsteuer wieder weg. 

Wir haben in der alten Koalition versucht, etwas 
gegen Bodenhortung und Bodenspekulation zu ma-
chen. Das war sicherlich ungenügend, daran hatte 
auch die FDP ihren Anteil. Aber daß Sie das jetzt 
alles vom Tisch wischen und keine einzige Maß-
nahme zu einer vernünftigen Besteuerung des Bo-
dens, zum Abbau der Bodenhortung treffen, zeigt 
doch, daß Sie in Wirklichkeit nichts gegen die Bo-
denspekulation unternehmen wollen. Wie wollen 
Sie dann eigentlich, Herr Bundesbauminister, die 
Baukonjunktur wiederbeleben? Wie wollen Sie bei 
den Bodenpreisen neue Arbeitsplätze am Bau 
schaffen? Wenn die weiter so steigen, dann kann 
doch in den Ballungsgebieten niemand mehr bauen. 
Hier ist bei Ihnen absolute Fehlanzeige, und das 
werden wir Ihnen in den nächsten Monaten weiter 
vorhalten. 

Zur Lösung der Kernprobleme der Wohnungspo-
litik trägt Ihr Programm nichts bei. Es wird so blei-
ben, daß der Mietwohnungsbau durch exorbitante 
Steuersubventionen überfördert wird. Das Bauher-
renmodell ist nichts anderes als eine Überförde-
rung. Wir fördern hier eine Investorenschicht, die 
eigentlich gar nicht bauen will. Wir fördern hier 
Bauherren, deren einziges Interesse es ist, mög-
lichst viel Gewinne aus anderen Einkunftsarten 
steuerlich wegzudrücken. Das ist der Sinn des Bau-
herrenmodells. Für den Staat heißt dies, daß in 
zehn bis fünfzehn Jahren 150 000 bis 200 000 DM 
Steuerverluste entstehen, ein Mehrfaches dessen, 
was wir dem kleinen Mann, der für sich bauen 
will, geben. Der kriegt vielleicht 25 000 bis 40 000 
Mark, wenn man das auf zehn bis fünfzehn Jahre 
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zusammenrechnet. Wer im Bauherrenmodell eine 
Wohnung baut, bekommt das Vielfache. 

(Zuruf des Abg. Dr:-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]) 

Sie verfahren da nach dieser Pferde-Spatzen-Öko-
nomie, von der Galbraith sagt: 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
der Krümel!) 

Wenn man den Pferden nur genug Hafer gibt, dann 
fällt an der Seite und hinten auch noch ein bißchen 
für die Spatzen heraus. Könnte man die Spatzen 
nicht viel billiger direkt füttern? Auf unser Modell 
übertragen, wäre es nicht vernünftiger, die Überför-
derung beim Bauherrenmodell schrittweise abzu-
bauen und das dadurch gewonnene Geld zur Eigen-
tumsförderung bei denen, die es wirklich nötig ha-
ben — nicht bei den Vielverdienern, sondern bei 
den mittleren Einkommensgruppen —, zu verwen-
den? 

(Beifall bei der SPD) 

Das wäre eine Politik, bei der wir mitmachen wür-
den. Da könnte man anfangen, indem man die Ver-
rechnung von Gewinnen aus anderen Einkunftsar-
ten mit Verlusten aus Vermietung und Verpachtung 
nach oben beschränkt. Da könnten Sie einen ver-
nünftigen Schritt tun, wenn Sie wollten. 

Ich fürchte, Sie wollen es nicht. Ich fürchte, daß 
bei Ihnen ebenso wie früher bei der FDP — darun-
ter haben wir jahrelang gelitten — keine Unterstüt-
zung für eine Wohnungspolitik zu finden ist, die 
nicht vor allem oben hinlegt, sondern die wirklich 
zum Sickern führt, indem bei den mittleren Ein-
kommen geholfen wird, damit Wohnungen aus den 
Beständen für die Leute frei werden, die auf diese 
Wohnungen angewiesen sind. Sie wollen die Woh-
nungsbestände der rücksichtslosen Ausbeutung 
durch die Vermieter freigeben. Wenn ich Ihre Woh-
nungspolitik kennzeichnen will, kann ich das auf 
einen kurzen Satz bringen. Dazu möchte ich, Herr 
Dr. Schneider, eine Anleihe bei Karl Marx machen 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die machen 
Sie wohl öfter!) 

und sagen, es ist eine Wohnungspolitik nach dem 
Motto „Krieg den Hütten, Friede den Palästen!". 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es liegt sehr 
lange zurück, daß eine Bundesregierung so schnell 
und so konsequent wohnungsbaupolitisch gehan-
delt hat. Das gilt für den investiven Bereich, das gilt 
aber auch für neue Wege in der gesamten Woh-
nungsbaupolitik. 

Herr Kollege Conradi, Herr Wieczorek hat vorhin 
folgendes gesagt — ich zitiere ihn einmal; er hat 
nicht viel Vernünftiges gesagt, aber in diesem Fall 
etwas Richtiges —: Man sollte Politik mehr mit 
Geist als mit Galle machen. — Was Sie hier gerade 
gebracht haben, das war mit Bezug auf die Regie-

rungserklärung ein wohnungsbaupolitischer Ehm-
ke-Verschnitt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das war polemisch, das war keine Antwort auf den 
Versuch, in der Wohnungsbaupolitik einen neuen 
Anfang zu machen. 

(Zuruf von der SPD: Wo bleibt denn bei 
Ihnen der Geist?) 

— Entschuldigung, das sind nur Zitate. Schlagworte 
waren Ausbeutung der Mieter, Steuererleichterung 
für sehr gut Verdienende — stromlinienförmige, 
Herr Waltemathe —, Hast-du-was-kriegst-du-was-
Politik, 

(Bindig [SPD]: So ist es doch bei Ihrer Poli

-

tik!) 

Umverteilung von unten nach oben, Kahlschlag 
usw., usw. Meine Damen und Herren von der SPD, 
welche Ellenbogen meinen Sie eigentlich? Die El-
lenbogen werden doch heute leider auf Wohnungs-
ämtern gebraucht, weil Ihre bisherige Politik zwar 
quadratmeterweise Berechtigungsscheine produ-
ziert hat, aber keine Wohnungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was heißt eigentlich „stromlinienförmige Erleich-
terung für Besserverdienende"? Wer ist denn der 
wirkliche Vater des Bauherrenmodells? Das ist 
doch nicht die Union. Das ist schon gar nicht ein 
Wunschkind der Union, das ist ein ungeliebtes Kind 
von Ihnen, weil Sie verfehlte wirtschaftspolitische 
Rahmenbedingungen im Wohnungsbau gesetzt ha-
ben, so daß nur noch so frei finanzierter Wohnungs-
bau möglich ist. Das ist doch die Realität. 

(Bindig [SPD]: Reden Sie doch einmal zur 
FDP, zu den Rechtsliberalen!) 

Was heißt „Ausplündern"? Wer plündert eigent-
lich wen aus, Herr Conradi? Es ist auch ein Ergeb-
nis Ihrer Politik, wenn sich BAföG und Wohngeld 
beziehende Jugendliche in den Städten zusammen-
tun, eine Vier- oder Fünf-Zimmer-Wohnung mieten 
und die kinderreiche Familie, die das über Steuern 
finanziert, vor der Tür steht. 

Was heißt hier „Umverteilung"? Wir machen 
Schluß damit — und sagen das auch, Herr Waltema-
the —, daß in einem völlig verzerrten Mietgefüge 
Leute, die das schon längst nicht mehr nötig haben, 
in billigen Sozialwohnungen sitzen und wirklich Be-
dürftige auf teure, frei finanzierte Neubauwohnun-
gen angewiesen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Kurzum: Sie bauen den Popanz einer finsteren 
Ausbeutergesellschaft auf, eines grundsätzlichen 
Unfriedens zwischen Mietern und Vermietern und 
haben im Grunde selbst eine neue Klassengesell-
schaft geschaffen, in der die einen eine preiswerte 
Wohnung haben und die anderen chancenlos sind, 
eine zu erhalten. Das ist die Realität. Nötig ist des-
wegen — ich wiederhole es — eine neue Weichen-
stellung unserer Wohnungsbaupolitik. Die Kiste ist 
— so würde der Volksmund sagen — völlig verfah-
ren. Es hilft nicht mehr, daran herumzuzimmern, 
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um Mangel und Ungerechtigkeiten möglichst per-
fekt zu verwalten. Wir brauchen auch in der Woh-
nungsbaupolitik ein neues Denken. 

Die Wohnung, Herr Waltemathe, ist nicht nur der 
unverzichtbare Mittelpunkt unserer privaten Exi-
stenz, wie Sie das kürzlich in einer Zeitung ge-
schrieben haben. Das ist völlig unbestritten. Nur, 
nehmen Sie doch bitte einfach einmal zur Kenntnis, 
daß sie genauso wie unser täglich Brot auch ein 
Wirtschaftsgut ist. Sie ist zwar viel mehr als ein 
Wirtschaftsgut, aber eben auch ein solches Wirt-
schaftsgut. 

Der Wohnungsbau in der Bundesrepublik 
Deutschland ist das letzte Relikt eines zwangswirt-
schaftlichen Nachkriegsdenkens, das wir in allen 
anderen Bereichen Ende der 40er, Anfang der 50er 
Jahre gegen Ihren Widerstand erfolgreich überwun-
den haben. Der Wohnungsmarkt ist wegen der Re-
glementierung ein Vermietermarkt geblieben und 
kein Mietermarkt geworden. Alle Ansätze, die wir 
bisher in dieser Richtung gemacht haben — ich 
möchte nicht ins Detail gehen; dazu reicht die Zeit 
nicht —, sind — auch nach Lücke — aufgegeben 
worden, und zwar teils aus mangelnder Courage, 
aber auch deswegen, weil damals das staatliche 
Füllhorn so voll war, daß sofort wieder mit dem 
Gießkannenprinzip weitergearbeitet wurde. 

Wir müssen also den Mut aufbringen, dem Bür-
ger auch in der Wohnungsbaupolitik die Wahrheit 
zu sagen. Das sieht beispielweise so aus: Eine neu-
gebaute Sozialwohnung kostet 20 bis 25 DM Miete 
pro Quadratmeter und Monat. Der Mieter zahlt da-
von nur ein Drittel. Etwa 15 DM pro Quadratmeter 
zahlen andere. Aber viel schlimmer ist: Dieses Geld 
taucht im Bewußtsein des Mieters überhaupt nicht 
mehr auf. Das sind bei einer 80 Quadratmeter-Woh-
nung immerhin 1 200 DM im Monat, die dieser Mie-
ter zusätzlich erhält und die andere finanzieren. 
Das Geld kommt ja nicht vom Himmel, auch von 
keiner Bundesregierung oder gar von ausgaben

-

freudigen Parteien. Es kommt von ihm selbst, zu-
mindest sofern er arbeitet. 

So wie Ihr Exkanzler das in seiner Rede vor Ihrer 
Fraktion am 22. Juni 1982, und zwar hinter ver-
schlossenen Türen, richtig aufgezeigt hat, so ist es 
im Grunde auch im Wohnungsbau. Ich möchte das 
zitieren, Herr Präsident: 

Wir haben also den Arbeitnehmer immer wie-
der zur Kasse gebeten und haben daraus finan-
ziert alles Mögliche, vielerlei wünschenswerte 
Sozialreformen, die Geld kosteten. Aber geholt 
haben wir das Geld beim Arbeitnehmer. 

Dieser Arbeitnehmer hat z. B. mit Sicherheit nicht 
mit vollem Bewußtsein darüber entschieden — weil 
wir es alle vernebelt haben —, daß in den letzten 
zehn Jahren von 100 Wohnungen, die wir gebaut 
haben, beispielsweise 85 dadurch verbraucht wur-
den, daß die Belegungsdichte von 3 auf 2,5 herunter-
gegangen ist. Das ist zunächst einmal ein statisti-
scher Wert. Aber damit sind auch 85 (Y0 des Neubau-
volumens gebunden, und zwar nicht nur aus sinn-
vollen Gründen, sondern z. B. auch deshalb, weil 
Achtzehnjährige ihre elterliche Wohnung verlassen. 

Sie wollen sich selbst verwirklichen — dagegen 
kann keiner etwas sagen —, aber sie tun das auf 
Kosten anderer, die Steuern zahlen. Dagegen z. B. 
haben wir etwas. Das ist ein Ansatz. 

Der Bürger hat gerne entgegengenommen, daß 
die Wohnfläche pro Person — mit Vorbehalten ge-
genüber der Statistik — im Schnitt von 15 auf 30 
Quadratmeter angestiegen ist. Aber hat er die Ent-
scheidung, das mit seinen Steuern zu bezahlen, 
wirklich mit Bewußtsein getroffen, oder hat er die 
Staatsverschuldung, die damit aufgebaut wurde 
und die er j a auch bezahlt, bewußt dafür in Kauf 
genommen? 

Ich möchte Sie deswegen bitten, meine Damen 
und Herren von der SPD, bei diesen Ergebnissen 
der bisherigen Wohnungsbaupolitik nicht selbstge-
recht und nicht mit Beschimpfung der Union, die in 
einer schwierigen Lage einen neuen Anfang setzen 
will, und schon gar nicht mit Wiederholen von alten 
Versprechen hier aufzutreten. Auch im Wohnungs-
bau kommen Sie mit Gesinnungsethik, mit gutem 
Wollen, schon gar nicht mit Ideologie auf die Dauer 
weiter. Wir und Sie werden nach den Folgen der 
Politik und nicht nach den guten Absichten beur-
teilt, die Sie haben mögen. 

Unsere Fraktion hat deswegen den mündigen 
Bürger in den Mittelpunkt der wohnungsbaupoliti-
schen Offensive des letzten Jahres gestellt. Er soll 
entscheiden. Er soll und wird künftig den Markt 
bestimmen, und wir sind relativ nahe daran, aus 
dem Vermietermarkt einen Mietermarkt zu ma-
chen. Das sehen Sie sogar schon in den Großstäd-
ten, insbesondere aber in den kleineren Städten 
und erst recht auf dem flachen Lande. 

(Bindig (SPD]: Was machen Sie gegen die 
Bodenspekulation?) 

— Dazu wird der Bundesbauminister gleich etwas 
sagen. Wir müssen die Thematik bei unserer be-
grenzten Redezeit aufteilen. 

Die Doppelnatur des Gutes Wohnung erfordert es 
— das ist gar nicht umstritten, und das ist auch 
nicht eine Fassade, Herr Conradi, die wir aufrich-
ten —: Der gesetzlich festgelegte Schutz gegenüber 
nicht gerechtfertigten Kündigungen ist nicht nur 
unverzichtbar, sondern er wird auch durch die jetzt 
vorgelegten Änderungen, durch die Gesetzesände-
rungen im Mietrecht nach wie vor sichergestellt. 
Der Verlust der Vertragsfreiheit im Mietrecht hat 
unter dem Strich nicht zu mehr Mieterschutz, son-
dern im Grunde zur Verknappung des Wohnungs-
angebots in ganz bestimmten Bereichen geführt 
und hat sich letztlich gegen den Mieter gerichtet. 
Das ist auch der Grund dafür, daß die Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP das Gesetz zur Erhö-
hung des Angebots an Mietwohnungen vorgelegt 
hat. Es trägt sowohl der sozialen Bedeutung des 
Gutes Wohnung als auch der Wirtschaftlichkeit des 
Hausbesitzes Rechnung und wird somit, Herr Wal-
temathe, durchaus den Vorstellungen einer sozialen 
Verfassung und auch des Bundesgerichtsurteils ge-
recht. 

Zeitmietverträge, ohne jetzt im Detail darauf ein-
zugehen, sind doch nur bei familiärem Eigenbedarf 
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oder bei Durchführung erheblicher Baumaßnah-
men möglich, und zwar um den für Mieter und Ver-
mieter gleichermaßen ärgerlichen Leerstand von 
Wohnraum zu beseitigen, und das höhlt keineswegs 
den Kündigungsschutz aus. 

(Zurufe von der SPD) 

Das entspricht im übrigen im wesentlichen genauso 
dem Entwurf Ihrer bisherigen Koalition wie die Re-
gelung der Duldungspflicht, die Kautionsregelung 
und die Kappungsgrenze. Sie können sich doch 
jetzt nicht aus der Verantwortung wegmogeln. Vor 
kurzer Zeit hieß es noch „historische Koalition", 
„Jetzt beginnt erst die Demokratie", und Sie stellen 
die 13 Jahre plötzlich in die Nische und lassen die 
Freien Demokraten das ausbaden, was Sie noch vor 
wenigen Wochen als Gesetzentwürfe hier vorgelegt 
haben. Sie müssen jetzt zumindest in den Berei-
chen dazu stehen. 

Ein Wort zur Staffelmiete. Wir als CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, die dieses Gesetz eingebracht hat, 
bleiben bei der Staffelmiete. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Sie wird nicht verbindlich vorgeschrieben. Herr 
Conradi, das wissen Sie genau; das ist doch eine 
Kann-Bestimmung. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Eine Zwangs

-

Kann-Bestimmung!) 

Wir haben die Anregungen, die vom Mieterbund, 
vom Zentralverband gekommen sind, sehr ernst-
haft geprüft, ob das gleiche Ziel mit einer Anpas-
sungsklausel erreichbar ist. Nur haben wir bei all 
unseren Beratungen, bei unserem Suchen nach 
Möglichkeiten festgestellt, daß es praktisch unmög-
lich ist, eine praktikable Regelung zu finden, ohne 
wegen einer irgendwie gearteten Indexierung tat-
sächlich in Konflikt mit der Bundesbank zu kom-
men oder andererseits die Regelung hinfällig zu 
machen, weil wir dann auch gleich beim Vergleichs-
mietenprinzip bleiben können. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Waltemathe? 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Ich habe zwar nur 
noch zwei Minuten Zeit, aber bitte schön. 

Waltemathe (SPD): Ich werde schnell fragen. Vie-
len Dank, Herr Kollege Dr. Kansy. Entspricht es 
Ihrer Interpretation von Vertragsfreiheit, daß künf-
tig ein Mieter die Wahl hat, eine frei gewordene 
Wohnung per Staffelmietvertrag anzumieten oder 
auf eine Wohnung zu verzichten? 

(Dr. Wittmann [CDU/CSU]: Das ist doch 
keine Frage!) 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Ich habe Ihre Frage 
rein sachlich nicht verstanden. 

(Conradi [SPD]: Wenn Sie die Frage nicht 
verstehen, ist das Ihr Problem!) 

Waltemathe (SPD): Ich wiederhole sie gern. Sie 
sagten, der Staffelmietvertrag sei eine Kann-Be-
stimmung. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Selbstver

-

ständlich!) 

Wenn ein Vermieter eine frei gewordene Wohnung 
anbietet und sagt, er biete zu einem Staffelmietver-
trag an, hat der Mieter wahrscheinlich doch nur die 
Wahl, darauf einzugehen oder eben diese Wohnung 
nicht anzumieten. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Wenn das eine leerste-
hende Wohnung ist, Herr Kollege, dann entspricht 
das durchaus unseren Vorstellungen, ein wenig 
mehr Vertragsfreiheit in das Mietrecht zu bringen. 

(Waltemathe [SPD]: Für den Vermieter?) 

Aber das hat nichts damit zu tun, daß ein Mieter, 
der schon in einer Wohnung wohnt, nach diesem 
Gesetz gezwungen werden könnte, Staffelmieten zu 
akzeptieren. 

Ein Wort zum Wohngeld — ich muß jetzt straffen, 
es tut mir leid —: Es ist einfach nicht wahr, Herr 
Conradi, „Mieten rauf und Wohngeld runter". Das 
Wohngeld ist nach der fünften Novelle — ich sage 
Ihnen die Zahlen sogar exakt, Herr Jahn — von 911 
Millionen DM im Jahre 1980 auf 1,34 Milliarden DM 
in 1982 angestiegen. 1983 werden wir nach unserem 
Haushaltsansatz eine Größenordnung von 1,31 Mil-
liarden DM haben. Das ist eine Verringerung um 
weniger als 3 %. Da können Sie doch nicht sagen: 
Mieten rauf und Wohngeld runter. — Das sind 
strukturelle Bereinigungen, die zwar weh tun, die 
aber in der schwierigen wirtschaftlichen Situation 
von dem betroffenen Personenkreis getragen wer-
den müssen, wie auch von anderen Bürgern dieses 
Landes unangenehme Entscheidungen getragen 
werden müssen. 

Lassen Sie mich abschließend folgendes sagen: 
Die Bundesregierung hat ein Investitionsprogramm 
vorgelegt, das nicht nur den Wohnungsbau in die-
sem Lande wieder in Bewegung bringen wird, son-
dern auch die darniederliegende Bauwirtschaft in 
erheblichem Umfange entlasten und Arbeitsplätze 
in einer Größenordnung von 100 000 bis 150 000 in 
der Bauwirtschaft sichern wird. Unsere Fraktion 
unterstützt dieses Programm genauso, wie wir die 
Regelung im Bereich der Bausparzwischenfinanzie-
rung und des Schuldzinsenabzugs, die für viele im 
Grenzbereich das Bauen überhaupt erst möglich 
machen, unterstützen. 

(Dr. Wittmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir unterstützen auch die Schritte, die nicht im Be-
reich des Geldumschichtens liegen, sondern zu ei-
nem neuen Denken in der Wohnungsbaupolitik füh-
ren. Mehr persönliche Leistung — Sie können dar-
über lachen, Herr Conradi —, nur das ist der Weg 
für die Zukunft, mehr Beweglichkeit, mehr Eigen-
initiative, mehr Vertragsfreiheit, also mehr Soziale 
Marktwirtschaft. 

Unsere Fraktion, Herr Minister Schneider, wird 
die Bundesregierung bei ihrem neuen Anfang in 
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dem kleinen Mosaikstückchen Wohnungsbau nach 
ihren Kräften unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat Herr Abgeordneter Gattermann das Wort. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Conra-
di, Sie haben mit einer Anleihe bei Karl Marx geen-
det 

(Conradi [SPD]: Das war Büchner!) 

— Sie haben jedenfalls mit einer Anleihe geendet 
— und damit eine politische Überzeugung, eine 
Kampfrichtung zum Ausdruck gebracht. Ich fürch-
te, Sie werden diese Anleihe nicht wieder zurückge-
ben, etwa so, wie die 

(Conradi [SPD]: Zwangsanleihe!) 

neue Koalition die Zwangsanleihe zurückgeben 
wird. 

Sie haben, Herr Conradi, die begriffliche Klarheit 
als eine vom jetzigen Minister aufgestellte Forde-
rung angesprochen, und ich will dieses Stichwort 
aufgreifen. Ich will mich mit Ihren Ausführungen, 
unter anderem unter diesem Stichwort, auseinan-
dersetzen. 

Sie fingen damit an, daß Sie sagten, die Forde-
rung nach Vertragsfreiheit sei doch wohl überhaupt 
nur, mindestens in ihrer Totalität, dort zu verwirkli-
chen, wo man auch Chancengleichheit, gleiche 
Machtverhältnisse, habe. Dann suchten Sie einen 
Vergleich aus dem völkerrechtlichen Beritt und 
sprachen von der UdSSR und von Polen. Um der 
begrifflichen Klarheit willen: Wir sprechen hier von 
einer zivilrechtlichen Vertragsfreiheit in der Bun-
desrepublik Deutschland; wir sprechen nicht von 
einer völkerrechtlichen Vertragsfreiheit zwischen 
großen und kleinen Staaten. Das zum Stichwort 
„begriffliche Klarheit", Herr Conradi, weil Sie dar-
auf so besonderen Wert legen. 

(Zuruf des Abg. Gnädinger [SPD]) 

— Richtig bleibt, Herr Kollege Gnädinger, daß die 
Vertragsfreiheit nur dort in vollem Umfange funk-
tionieren kann, wo wir auch die Machtverhältnisse 
gleich verteilt haben. 

Nun kommt aber der springende Punkt. Wenn 
der Staat hier korrigierend eingreift — und er hat 
im Mietrecht eingegriffen, und er wird auch in der 
Zukunft eingreifen—, kann es doch nur darum ge-
hen, daß man die Eingriffe so vorsichtig austariert, 
daß man die Chancenungleichheit ausbalanciert. 
Was wir in der Vergangenheit gemacht haben — 
dies  ist jedenfalls unsere Schlußfolgerung aus dem 
Verhalten der Vermieter —, ist, daß wir beim Austa-
rieren ein bißchen zuviel des Guten auf die Waage-
seite des Mieters gelegt haben. Wir versuchen nun-
mehr, indem wir dort wieder ein bißchen wegneh-
men und es auf die andere Seite legen, eben jene 
Chancengleichheit, jenes ausgewogene Verhältnis 
herzustellen, von dem wir hoffen, daß die ökonomi-
schen Grundlagen damit wieder in Ordnung ge-
bracht werden. Es ist dann nicht hilfreich, Herr 

Conradi, wenn wir an dieser Stelle überwunden ge-
glaubte klassenkämpferische Parolen aus der Mot-
tenkiste der Geschichte hervorholen und glauben, 
damit vordergründige parteipolitische Vorteile er-
zielen zu können. Das sollten wir sein lassen. 

Wir sollten uns in einer sachlichen Auseinander-
setzung darum bemühen, als Gesetzgeber den fai-
ren Interessenausgleich, der hier notwendig ist, zu 
steuern. Wir tun dabei nach bestem Wissen und 
Gewissen das, was wir für notwendig halten. Lieber 
Herr Conradi, wenn Sie in diesem Zusammenhang 
von Herrn Kaußen sprechen und meinen, gerade 
wir Freien Demokraten sollten dort doch einmal 
anklopfen: Wie ist es, sollen wir auch einmal bei 
Herrn Vietor anklopfen und fragen, ob er vielleicht 
inzwischen zu uns kommen will? Ich habe in mei-
nem heimischen Beritt immer nur dort Arger, wo 
die „Neue Heimat" Vermieter ist. Nirgendwo sonst 
habe ich Arger. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Mit den lateinischen Zitaten ist das natürlich so 
eine Sache. De mortui nihil nisi bene — das ist ein 
gutes Wort. Es ist nämlich Ausdruck der Pietät, 
Ausdruck bestimmter moralischer Kategorien. Sie 
könnten das abwandeln: De moribundi nihil nisi 
bene. — Vorsicht, das wäre die Maxime für das 
Handeln des Erbschleichers. Noch leben wir, Herr 
Conradi. Sie werden es nicht erleben, daß Sie un-
sere Erbschaft antreten können. Ich glaube Ihnen 
das auf Grund der historischen Erfahrungen der 
letzten 35 Jahre versprechen zu können. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie haben überhaupt 
nichts mehr zu vermachen!) 

Meine Damen und Herren, hier sind bestimmte 
Begriffe über die Rampe gerollt — Sie haben dies 
schon angesprochen, Herr Kansy — , z. B. die Be-
griffe Ellenbogengesellschaft und Kahlschlag. Wo 
ist der Kahlschlag, bitte schön? Wenn wir die miet-
rechtliche Debatte fair miteinander ausfechten wol-
len, müssen wir uns mit den Abweichungen ausein-
andersetzen, die der jetzige Entwurf gegenüber 
dem Entwurf aufweist, dem Sie hier mehrfach zuge-
stimmt haben. Diese Unterschiede müssen wir her-
ausarbeiten und uns darüber unterhalten. Dann 
werden Sie feststellen, daß es nur geringfügige 
Dinge sind, allerdings zugegebenermaßen nicht 
ohne Bedeutung. Wenn wir über das Zeitmietver-
tragsrecht sprechen, müssen wir uns lediglich über 
die Frage unterhalten, die im Vollstreckungsschutz 
daran geknüpft worden ist. Alles andere ist mate-
riell kaum unterschiedlich gegenüber dem, was wir 
vorher gemacht haben. 

Bei den Staffelmieten will ich auf folgendes hin-
weisen. Herr Kollege Kansy hat schon gesagt, daß 
die Diskussion über eine Alternative zu den Staffel-
mieten als beendet angesehen werden kann. Ich 
glaube, es spricht für diese Bundesregierung, daß 
sie übereinstimmende Anregungen des Präsidenten 
des Deutschen Mieterbundes und des Präsidenten 
des Haus- und Grundeigentümervereins ernsthaft 
darauf prüft, ob es hier eine Alternative gibt, die 
von beiden Seiten des Marktgeschehens überein-
stimmend gewollt ist. Die Prüfung ist eben — jeden- 
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falls in der Kürze der Zeit — nicht zu einem Ergeb-
nis gekommen, das praktikabel ist und das nicht im 
Verdacht steht, die Scala mobile, von der Sie ge-
sprochen haben, zu sein. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Gattermann, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Waltemathe? 

Gattermann (FDP): Selbstverständlich. 

Waltemathe (SPD): Herr Kollege Gattermann, ge-
hört es auch zu einer ernsthaften Prüfung, wenn 
z. B. der Zentralverband der Haus-, Grund- und 
Wohnungseigentümer sagt: Die Staffelmiete wollen 
wir jedenfalls nicht, und Sie dann trotzdem einen 
Gesetzentwurf mit eben dieser Staffelmiete für den 
Wohnungsbestand vorlegen? 

Gattermann (FDP): Herr Kollege, ich habe von 
dem Zentralverband der Haus-, Wohnungs- und 
Grundeigentümer isoliert, für sich allein die Aus-
sage: Staffelmieten wollen wir nicht, noch nie ge-
hört, sondern ich habe lediglich die Aussage gehört: 
Wir haben hinsichtlich der Durchsetzbarkeit von 
Staffelmieten am Markt erhebliche Bedenken, und 
wir würden sozial verträgliche Anpassungsklauseln 
vorziehen. — Vor die Alternative gestellt: das eine 
oder das andere oder gar nichts glaube ich, daß die 
Aussage der Hauseigentümer anders ausfallen wür-
de, als Sie es hier unterstellen. 

Herr Conradi hat noch im Zusammenhang mit 
dem Vorwurf Kaußen gesagt, wir hätten die 
Wuchergrenzen erhöht. Wo denn eigentlich? Lieber 
Herr Conradi, Sie kennen die Materie so gut, und 
Sie haben den Text; der dort steht, gelesen. Der 
kann übrigens nicht so bleiben; er muß noch gering-
fügig verändert werden. Hier geht es um nichts an-
deres als darum, daß über die Mietüberhöhungsre-
gelungen des § 5 nicht Fälle erfaßt werden, bei de-
nen eine nach normalen betriebswirtschaftlichen 
Regeln angemessen kalkulierte Miete eingehalten 
wird. Solche Fälle sollen nicht mehr von § 5 erfaßt 
werden. Diese Forderung haben wir in der alten 
Koalition lange diskutiert. Wir waren dabei auch 
gar nicht so furchtbar weit auseinander in unseren 
Überlegungen. Jetzt zu sagen, dies sei eine Anhe-
bung der Wuchergrenze, das heißt, die Polemik 
wirklich übertreiben, Herr Kollege. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie haben für das wohnungspolitische Programm 
der neuen Bundesregierung auch einige ganz posi-
tive Anmerkungen gefunden. Das finde ich gut so. 
Beim sozialen Wohnungsbau befürchten Sie ledig-
lich, daß wieder einmal alles in die falsche Richtung 
gelenkt wird. — Herr Conradi, die Verteilung der 
Mittel, die auf die einzelnen Länder entfallen, ob-
liegt nach meiner Erinnerung den Ländern. 

(Conradi [SPD]: Der zweite Förderungsweg 
kommt doch im wesentlichen dem flachen 

Land zugute!) 

Infolgedessen ist seitens der Länder gegebenenfalls 
das Erforderliche zu tun. 

Bei der Bausparzwischenfinanzierung beklagen 
Sie, daß hier das Nachsparen gegenüber dem Vor

-

sparen begünstigt wird. Im Grundsatz teile ich Ihre 
Überzeugung, daß das Vorsparen dem Nachsparen 
vorzuziehen sei. 

(Conradi [SPD]: Schuldzinsenabzug!) 

— Nein, bei der Bausparzwischenfinanzierung hat 
er das gesagt. Ich habe sehr genau zugehört. 

(Waltemathe [SPD]: Das hat er ausdrück

-

lich begrüßt! — Conradi [SPD]: Das habe 
ich gelobt!) 

— Entschuldigung, das Nachsparen über Schuldzin-
sen? — Das verstehe ich nun nicht. — Gut, ich 
wollte Ihnen ja auch bestätigen, daß ich im Grund-
satz Ihrer Überzeugung bin, daß Vorsparen dem 
Nachsparen vorzuziehen sei. Aber in einer Situa-
tion wie der jetzigen, in der wir — und zwar aus 
guten Gründen — einen breiten Attentismus haben, 
brauchen wir ganz einfach Anreizinstrumente, um 
über diese Schwelle hinwegzukommen, damit un-
sere Bauarbeiter wieder in Arbeit und Brot kom-
men. Dabei kann es nicht darum gehen, verteilungs-
politische oder ordnungspolitische oder sonstige 
übergeordnete Kriterien lupenrein zu verwirkli-
chen. In dieser Situation ist das entscheidende Ent-
scheidungskriterium die Effektivität — und nichts 
sonst. Wir müssen die Leute weg von der Straße 
und wieder in Arbeit und Brot bringen. Dies ist 
unser Ziel. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir glauben, daß dieses Ziel mit diesem Programm 
erreicht wird. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich damit 
schließen: Die christlich-liberale Koalition 

(Zuruf von der SPD: Die Rechtskoalition!) 

wird weder den Hütten Krieg bringen noch wird sie 
besondere Wohltaten für die Paläste liefern, aber 
den Frieden werden wir für die Hütten und für die 
Paläste sichern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist für mich 
immer ein intellektueller Genuß, wenn ich Ihnen, 
lieber Herr Kollege Conradi, zuhöre. Ihre Fertigkeit, 
intelligent zu polemisieren, ist genußreich wahrzu-
nehmen und zu beobachten. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So großzügig wäre 
ich nicht!) 

Dort sind Sie ein Meister, aber im Zitieren sind Sie 
unvorsichtig. 

(Waltemathe [SPD]: Da kommt mit Ihnen 
keiner mit, das ist wahr!) 
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In meinem Hinterkopf ist etwas anderes gespei-
chert. Sie haben Karl Marx zitiert, haben ihn natür-
lich umgedeutet. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie haben Karl Marx, der bekanntlich ein großer 
Geist war, auf Ihre Weise interpretiert. Aber natür-
lich hat dies niemals Karl Marx gesagt. „Friede den 
Hütten! Krieg den Palästen!", das stand doch bei 
dem berühmten Autor des „Woyzeck", bei Georg 
Büchner, nach dem einer der bedeutendsten Litera-
turpreise Deutschlands benannt ist, der jedes Jahr 
verliehen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich empfehle Ihnen, den „Hessischen Landboten" 
genau zu lesen. Der hat sogar etwas geschrieben, 
was für die Wohnungspolitiker besonders wir-
kungsvoll wäre. Wenn ich aus ihm zitierte, er wäre 
mir tatsächlich ein Eideshelfer in vielerlei Hinsicht. 
Ich empfehle, vor allem „Dantons Tod" nachzulesen. 
Da finden Sie sogar Probleme der Eigentumsord-
nung. Nur, wenn Sie genau nachlesen, werden Sie 
finden, daß selbst dort, um bei Büchner zu bleiben, 
die Eigentumsfreiheit eine der wesentlichsten Er-
rungenschaften der französischen Revolution gewe-
sen ist und daß die Eigentumsfreiheit zum Funda-
ment unserer demokratischen Freiheit überhaupt 
gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die erste Verfassung des Deutschen Reiches vom 
28. März 1849 — sie ist dann später nicht in Kraft 
getreten — beinhaltet in § 162 bekanntlich eine Be-
stimmung, die fast wortwörtlich gleich dem Arti-
kel 53 der Weimarer Reichsverfassung und dem Ar-
tikel 14 unseres Grundgesetzes ist, wonach nämlich 
das Privateigentum und das Erbrecht geschützt 
sind. Die Eigentumsfreiheit ist in den Grundrechts-
katalog aufgenommen. Als der Reichspräsident am 
28. Februar 1933, um einmal den historischen Zu-
sammenhang, die geschichtliche Dimension und 
auch den politischen Rahmen abzustecken, um den 
es hier geht — deswegen sage ich das —, nach dem 
Reichstagsbrand die „Verordnung zum Schutze von 
Volk und Staat" erließ und sieben Grundrechte au-
ßer Kraft setzte und damit die Diktatur im Dritten 
Reich einleitete, wurde unter anderem auch der Ar-
tikel 53 der Weimarer Reichsverfassung außer 
Kraft gesetzt, nämlich die Eigentumsfreiheit. Des-
wegen möchte ich eingangs die allgemeine Feststel-
lung treffen, daß die Eigentumsfreiheit und der 
Schutz des Privateigentums untrennbar mit der 
persönlichen Freiheit und mit der bürgerlichen 
Freiheit eines jeden Menschen verbunden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lieber Kollege Conradi, dies ist das Fundament, 
auf dem die neue Bundesregierung Wohnungspoli-
tik betreibt. Ich wäre jetzt in der Lage, zig Fundstel-
len aus der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zu bringen, in denen das Bundesver-
fassungsgericht den Zusammenhang von Eigen-
tumsfreiheit und persönlicher Freiheit immer aufs 
neue unterstreicht. 

Dann haben Sie gesagt, über die Toten solle man 
nichts Schlechtes reden: „De mortuis nihil nisi 
bene". Ich möchte es etwas abwandeln, Herr Kol-
lege Conradi: „De collegis nihil nisi bene", über die 
Kollegen redet man nicht, es sei denn, etwas Gu-
tes. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Waltemathe? — Bitte sehr. 

Waltemathe (SPD): Herr Bundesminister, abgese-
hen davon, daß ich keine Partei in diesem Parla-
ment kenne, die bezweifelt, daß es einen Art. 14 mit 
diesen einleitenden Sätzen gibt, möchte ich Sie fra-
gen, ob es zutrifft, daß das Bundesverfassungsge-
richt auch gesagt hat, das freie Spiel der Kräfte 
gerade beim Eigentum an Grund und Boden sei ein-
zuschränken, damit die Sozialbindung, von der im 
selben Artikel die Rede ist, zum Tragen komme? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Das hat nicht nur das 
Bundesverfassungsgericht mehrfach betont, das 
steht sogar expressis verbis in Art. 14, und unsere 
Wohnungsbaupolitik ist der glaubwürdigste und 
sichtbarste Versuch, die Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums in praxi zu demonstrieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir wollen hier eine 
Debatte führen, und ich will nicht etwas Vorge-
schriebenes vorlesen. Deswegen gehe ich noch auf 
einige Punkte ein und tue dies auch deshalb, Herr 
Conradi, weil es mir ein intellektueller Genuß ist, 
mit Ihnen zu diskutieren. Sie sprachen aber von 
einem „Mietrecht für Spekulanten und Mietwuche-
rer". Also wissen Sie, Sie müssen sich einen neuen 
Spiegel kaufen, vor den müssen Sie sich stellen und 
diesen Satz noch einmal aussprechen, und dann 
müssen Sie das Erröten Ihres Gesichts wahrneh-
men. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Da wird von „Kahlschlag des Kündigungsschutzes" 
gesprochen. 

(Conradi [SPD]: Des Mietrechts!) 

— Des Kündigungsschutzes! Das haben Sie wört-
lich gesagt. 

(Conradi [SPD]: Nein!) 

Ich will Ihnen einmal sagen, was denn eigentlich 
beabsichtigt ist. Das Wichtigste an der Mietrechts-
gesetzgebung der Jahre 1971 und 1974 war das Ver-
bot der Änderungskündigung. Dieses Verbot bleibt, 
und kein Mitglied der CDU/CSU-Fraktion oder der 
Bundesregierung hat jemals Gegenteiliges behaup-
tet. 

Auch die Vergleichsmiete bleibt. 
(Jahn [Marburg] [SPD]: Verstümmelt, ja! 
— Gnädinger [SPD]: Aber doch nur als 

Hülse!) 

— Nicht als Hülse! Außerdem ist — das kann ich als 
Jäger sagen — die Hülse besonders wichtig, denn 
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ohne Hülse kann man das Pulver nicht zur Entzün-
dung und vor allem das Geschoß nicht zum weiten 
Flug bringen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Zuruf von der SPD: Es gibt 

aber auch Worthülsen!) 

Ich will nur feststellen, daß dies alles maßlose Über-
treibungen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das ist Anstiftung zum Unfrieden im Land, aber es 
glaubt Ihnen sowieso niemand. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wissen Sie, warum es Ihnen niemand glaubt? Weil 
wir bereits in etwa einem Drittel der Bundesrepu-
blik Deutschland einen Wohnungsmarkt haben, der 
sich dadurch auszeichnet, daß der Vermieter auf 
dem Markt und auf der Straße steht und sich einen 
Mieter sucht, da das Angebot an Wohnungen größer 
ist als die Nachfrage. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr wohl! — 
So  ist es!) 

Der soziale Auftrag, die soziale Verantwortung in 
der Wohnungs- und der Mietenpolitik verwirklicht 
sich in den Verdichtungsräumen, wo es ganz spezi-
fische Bedingungen gibt, die unser aller Aufmerk-
samkeit, Sorgfalt und soziale Verantwortung her-
ausfordern und verlangen. 

Heute kann ich eine abgeschlossene, systema-
tische mietenpolitische Debatte nicht führen, weil 
die Zeit nicht reicht. Ich möchte aber noch feststel-
len, daß es kein Selbstbedienungsmietrecht geben 
kann. Ich muß schon sagen: Ihre semantische 
Kunst haben Sie fortentwickelt, aber wenn ich alles 
zusammenzähle — ich mag es nicht wiederho-
len —, so war Ihre Rede — das sage ich Ihnen allen 
Ernstes — eine Summe aller längst bekannten 
Fehlurteile und Vorurteile; sie war ein Plädoyer ge-
gen die Chancengleichheit der Mieter. Ihre Ausfüh-
rungen gingen an der Wirklichkeit weit vorbei, und 
Ihre Ausführungen fordern vor allen Dingen den 
Widerspruch aller Fachleute heraus, aller Fachleu-
te! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es wäre mir jetzt ein Leichtes, Ihnen nachzuwei-
sen, daß in Ihrer Rede — leider muß ich das fest-
stellen — der Zusammenhang zwischen Mietrecht 
und Steuerrecht und die großen volkswirtschaftli-
chen Zusammenhänge auch im Hinblick auf den 
Arbeitsmarkt und im Hinblick auf den Stundenlohn 
eines Maurers nicht oder nur höchst unzulänglich 
hergestellt waren. 

Das Problem des Wohnungsbaues heute ist mit 
einem Satz zu umreißen: Der Wohnungsbau ist so, 
wie er früher mit dem Ziel einer rentierlichen Kapi-
talanlage betrieben worden ist, nicht mehr möglich, 
weil die Kostenmiete zwischen 20 und 25 DM liegt 
und es keinen Mieter gibt, der diese Miete bezahlen 
kann und zu zahlen bereit ist. Deswegen entwickelt 
sich die ganze Wohnungs- und Mietenpolitik von 
der rentierlichen Kapitalanlage hin zur steuerspa-
renden Investition. Das ist ein Faktum. 

Wenn sich heute beispielsweise die Versicherun-
gen, die bekanntlich fast zu 100 % mit Eigenmitteln 
bauen, zurückhalten, so doch deshalb, weil sie, ob-
schon sie keine Kapitaldienstkosten haben, son-
dern mit Eigenmitteln arbeiten und mit etwa 17 DM 
pro Quadratmeter und Monat zuwege kommen, die 
gesetzliche Auflage einer Verzinsung ihres Kapitals 
mit etwa 3 1 /2% nicht mehr erfüllen können. Deswe-
gen nehmen heute die Versicherungen bereits die 
Aufwandshilfen nach dem zweiten Förderungsweg 
in Kauf. 

Wenn die Sache aber so ist, müssen wir bei unse-
ren Debatten wesentlich schärfer, als es geschehen 
ist, zwischen der Wohnungsbestandspolitik und der 
Neubaupolitik unterscheiden. Denn was ist das ei-
gentlich sozial Ungerechte an unserer Mietenpoli-
tik? Es besteht darin, daß die Mieter, die alte Woh-
nungen mieten oder länger Mieter sind, durch das 
Mietrecht und das Steuerrecht wesentlich mehr ge-
schützt und begünstigt werden. Unser Steuerrecht 
hat in der Vergangenheit wesentlich mehr den Mie-
ter als den Häuslebauer gefördert. Es ist ein weit 
verbreiteter Irrtum, zu glauben, daß der Häuslebau-
er, der Vorsparleistungen erbracht, Konsumver-
zicht geübt hat und dann laufend Kosten trägt, die 
ihn bis zu 40 % seines Realeinkommens und dar-
über hinaus gefordert haben, besser gefördert wor-
den sei. Das ist ein ganz großer Irrtum. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben genau gele

-

sen, was Herr Dr. Haack geschrieben hat!) 

— Das war für mich eine alte Tatsache. Nur habe 
ich mich gefreut, daß die letzte Bundesregierung in 
diesem Punkt etwas Richtiges dokumentiert hat. 
Ich weiß, es kommt auf die Einsicht an, nicht immer 
auf den Zeitpunkt, wann diese kommt; sie darf nur 
nicht zu spät kommen. 

Ich weise darauf hin, daß die Mietpreisverzer-
rung wesentlich dadurch aufrechterhalten wird, 
weil unser Wohnungsmarkt erstarrt ist, weil er 
durch die Mietengesetzgebung keine Flexibilität 
mehr aufweist. Durch diese Mietpreisverzerrung er-
reicht unser Mietrecht den sozialen Adressaten 
nicht mehr und begünstigt höchst unterschiedlich 
und unsozial. Die Zahl von 16,4% beim Vier-Perso-
nen-Arbeitnehmerhaushalt mit mittlerem Einkom-
men ist natürlich eine Durchschnittszahl. Viele zah-
len weniger. Aber viele, gerade die Jungen, die Al-
leinstehenden und diejenigen, die auf dem Woh-
nungsmarkt zum erstenmal erscheinen, zahlen we-
sentlich mehr. 

Ich habe eine Zahl aufgegriffen, Herr College 
Conradi und Herr Kollege Waltemathe, über die wir 
schon oft diskutiert haben. Es geht darum, in wel-
chem Umfang Leistungen für Mieten aus dem Fa-
milienhaushalt in Anspruch genommen werden 
dürfen. Wir waren der Meinung, daß eine Durch-
schnittszahl immer höchst problematisch ist. Eine 
Durchschnittszahl von 20 bis 25 % wird in der Fach-
welt und auch von sozialdemokratischen Fachleu-
ten allerdings durchaus als eine Durchschnittszahl 
angesehen, die der Interpretation bedarf. 

(Conradi [SPD]: Netto oder brutto?) 
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— Auch das muß man sehr differenziert darstellen: 
ob es um brutto oder um netto geht. 

Ich will nur sagen: Ich weiß natürlich — daran 
habe ich gedacht, und deshalb habe ich die Aufre-
gung teilweise nicht verstanden —, daß viele Arbeit-
nehmer, gerade junge Familien, weit mehr als 25 
ihres verfügbaren Familieneinkommens für Miete 
aufbringen müssen. Gerade an die habe ich ge-
dacht, als ich diese Durchschnittszahl genannt 
habe. Es ist eine Zahl, die landauf, landab gebraucht 
wird. Ich denke an ein Königsteiner Gespräch, Herr 
Conradi, bei dem auch Sie diese Zahl für durchaus 
diskutabel gehalten haben und wo wir uns fachlich 
mit der nötigen Differenzierung und Ausdeutung 
dessen, was man unter den jeweiligen Begriffen im 
einzelnen zu verstehen hat, unterhalten haben. 
Eine Pauschalzahl kann natürlich immer miß-
braucht werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Gleich. — Der Kollege 
Gattermann hat darauf hingewiesen, daß es den 
Versuch gegeben hat, eine Art Klauselmiete, Anpas-
sungsmiete anstelle der Staffelmiete einzuführen. 
Die Beratungszeit war zu kurz. Der Versuch ist zu-
nächst einmal eingestellt. Aber Sie dürfen sicher 
glauben: Wir in der Bundesregierung und die Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP werden niemals 
einer mietrechtlichen Lösung zustimmen, von der 
mit Recht gesagt werden könnte, sie sei unsozial. 
Die Mieter wissen das selber; da mögen Sie drau-
ßen reden, was Sie wollen. Ich werde mich dann ein-
mal mit Mietern besonderer Art, mit Mietern, deren 
Bauherren gemeinnützige Sozialdemokraten gewe-
sen sind, darüber unterhalten, wie sie dort leben 
und welche Erfahrungen sie mit ihren Bauherren 
gemacht haben, mit Leuten also, die von Haus aus, 
vom Programm her gemeinwirtschaftlich sind, 
Menschen, die die Gemeinnützigkeit auf ihre Fah-
nen geschrieben haben und in ganz hoher Weise 
dem Arbeitnehmer verpflichtet sind, Menschen, die 
für sich in Anspruch nehmen, die Fahne des sozia-
len Fortschritts gerade dem Mieter gegenüber in 
besonderer Weise hochzuhalten. Die Sache ist zu 
ernst. Infolgedessen will ich darüber nicht polemi-
sieren. Aber bitte unterlassen wir auch hier bei 
einer solchen Debatte solche pauschal diskriminie-
renden Ausdrücke gegen unsere Auffassungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Münte-
fering, bitte. 

Müntefering (SPD): Es tut mir leid, Herr Minister; 
ich wollte Sie nur auf die 25 % ansprechen, von 
denen Sie jetzt weggekommen sind. Meine Frage 
an Sie ist, ob Sie nicht durch die Verlautbarung die-
ser 25 % den Eindruck erwecken, daß die Mieter in 
ihrer Gesamtheit fast alle deutlich weniger als 25 % 
bezahlen, und welche Instrumente Sie einsetzen 
wollen, damit die, die mehr als 25 % bezahlen, in 
ihre Belastung auf 25 % abgesenkt werden, und die, 
die weniger bezahlen, auf 25 % kommen. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Müntefe-
ring, ich würde es außerordentlich bedauern, wenn 
der Eindruck entstanden wäre — ich würde ihn 
dann deutlich zu korrigieren wünschen —, daß ich 
generell möchte, daß alle Menschen 25 % ihres Ein-
kommens für Miete bezahlen müssen. Es kommt 
von Fall zu Fall darauf an, wo der Mieter wohnt, wie 
er wohnt, mit welchen Ansprüchen er wohnt. Das 
ist sehr, sehr unterschiedlich. Es gibt Menschen, die 
wollen wenig ausgeben: die haben geringen Wohn-
raum, die verzichten auf dieses und  jenes. Das ge-
hört zu der menschlichen Freiheit. Daran kann gar 
nicht gedacht werden. Des weiteren: Unser Wohn-
geldrecht schützt den Mieter vor wirtschaftlicher 
Überforderung und vor sozialer Not als Mieter. 

(Zuruf von der SPD: Das ist das, was Sie 
kürzen wollen! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 

CSU]: Immer noch nicht begriffen!) 

Ich darf Ihnen gleich sagen: Wir werden eine Tarif-
korrektur beim Wohngeld vornehmen. Aber die 
neue Bundesregierung legt einen Haushalt vor, in 
dem für Wohngeld 80 Millionen DM mehr als im 
Entwurf der alten Bundesregierung vorgesehen 
sind. Das ist weithin nicht bekannt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Beifall des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 

CSU]) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Müntefering? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte. 

Müntefering (SPD): Wenn das mit den 25 % so dif-
ferenziert ist, wie Sie es gerade beschrieben haben, 
wären Sie dann bereit, festzustellen, daß diese 
Durchschnittszahl von 25 % nicht hilfreich ist und 
daß sie von Ihnen eigentlich nur deshalb ins Spiel 
gebracht und genutzt wird, um geplante Mieterhö-
hungen sozusagen vorweg zu rechtfertigen? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: In gar keiner Weise. Ich 
bin überzeugt, daß die neuen Mietengesetze, die 
vorgelegt werden, keineswegs, in gar keiner Weise 
zur Beunruhigung an der Mieterfront führen. Ich 
bin sogar der Auffassung, daß sich die Mieten bei 
weitaus größerer Vertragsfreiheit nicht nach oben, 
sondern nach unten entwickeln. Wissen Sie, war-
um? Weil ich anhand der Erkenntnisse, die Sie auch 
haben, davon ausgehen muß, daß wir in unserem 
Lande eine große Unterbelegung und Fehlbelegung 
sowie das Leerstehen von Wohnungen zu beklagen 
haben. Meine Damen und Herren, ich freue mich 
auf den Tag, an dem die Ergebnisse der Wohnungs-
zählung, der Volkszählung vom April 1983 ausge-
wertet sind. Dann werden wir diese Debatte zum 
erstenmal auf der Grundlage verläßlicher Daten 
führen können. Da wird sich zeigen, daß sich die 
soziale und wirtschaftliche Position des Mieters in 
unserem Lande wesentlich dadurch verstärkt hat, 
daß mehr Wohnraum angeboten wird, als wir der-
zeit annehmen. Nur: wenn die Fehlbelegung durch 
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den krassen Mieterschutz des sozial Starken zu La

-

sten des sozial Schwachen weiterhin Gestattet wird, 
so kommt dies den eigentlich Privile g ierten in unse-
rem Lande zugute. 

(Müntefering [SPD]: Die wollen Sie doch 
wohl nicht aus den Wohnungen treiben?) 

— Ich will niemanden aus den Wohnungen trei-
ben. 

(Müntefering [SPD]: Fehlbelegungsabga

-

be!) 

— Sie wissen, was ich von der Fehlbelegungsab-
gabe eh und je gehalten habe. Sie und auch das 
andere waren ja alles nur Versuche. Vielmehr müs-
sen wir aus den tatsächlichen Erfahrungen sachge-
rechte Konsequenzen ziehen. Dies kann zwar nicht 
mehr heute abend geschehen, gleichwohl darf ich 
Ihnen noch einiges zu dem sagen, was die Bundes-
regierung bringt. 

(Müntefering [SPD]: So allgemein ist das 
alles ganz schön, aber es wäre gut, wenn 

Sie einmal konkret würden!) 

— Ich liebe es sehr, 

(Waltemathe [SPD]: Allgemein zu sein!) 

auch im Detail sehr konkret zu werden, wenn ich 
auch weiß, daß im Detail Luzifer steckt. Aber den 
haben wir ja nicht zu fürchten, wir von der CDU/ 
CSU. 

(Waltemathe [SPD]: Weiß das der Bundes

-

kanzler?) 

Also, meine Damen und Herren, ich freue mich, 
daß unser Programm zur Bausparzwischenfinan-
zierung, das dem Volumen nach weit mehr ist als 
das Doppelte, das die Bundesregierung 1975/76 vor-
gelegt hat, auch die Zustimmung der Opposition fin-
det. 500 Millionen DM werden aufgewendet; die 
Länder geben weitere 55 Millionen DM dazu. Im 
einzelnen werden die Zinsen für Bauspardarlehen 
bis zu einem Betrag von 80 000 DM um 2,5% verbil-
ligt. Je Kind erhöht sich der Darlehensbetrag noch 
einmal um je 15 000 DM. Die Vergünstigung wird 
auf die Dauer von längstens vier Jahren gewährt. 
Die damit verbundene Entlastung beträgt für eine 
Familie mit zwei Kindern monatlich rund 240 DM. 

Meine Damen und Herren, für die direkte Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaus sollen 2 Milliar-
den DM zur Verfügung gestellt werden. 500 Millio-
nen DM davon werden für den Mietwohnungsbau 
im ersten Förderweg für Ballungsgebiete bereitge-
stellt; 1,5 Milliarden DM werden im zweiten Förder-
weg eingesetzt. Warum? Weil hier ein weitaus grö-
ßerer Mengeneffekt erzielt werden kann. 

Beim Schuldzinsenabzug beschreiten wir einen 
Weg, der auch kritisiert wird, was ich überhaupt 
nicht verstehen kann. Hier wird die steuerliche Be-
nachteiligung des Selbstnutzers zum ersten Mal in 
Teilen korrigiert. Denjenigen, der den Schuldzin-
senabzug, wie wir ihn vorgeschlagen haben, kriti-
siert, bitte ich um gründliche Begründung. Mir ist 
völlig unverständlich, wie man das überhaupt kriti-
sieren kann. Das bisherige Steuersystem benachtei-
ligt den selbstnutzenden Eigenheimer deutlich ge-

genüber dem, der Wohnungen vermietet. Daher soll 
die steuerliche Förderung im Eigenheimbereich 
durch die Gewährung eines Schuldzinsenabzugs bis 
zu einer Höhe von 10 000 DM jährlich verbessert 
werden. Der Schuldzinsenabzug wird zunächst für 
vier Baujahrgänge jeweils für die Dauer von drei 
Jahren gewährt. Der Schuldzinsenabzug bringt für 
einen Facharbeiterhaushalt mit einem Steuersatz 
von 35% eine jährliche Steuerentlastung von 3 500 
DM bzw. eine monatliche Entlastung von knapp 300 
DM. Sie tritt zusätzlich zu der Entlastung nach § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes hinzu. Der Schuld-
zinsenabzug bedeutet für den Bundeshaushalt eine 
Steuermindereinnahme von schätzungsweise 1,8 
Milliarden DM je Baujahr. 

In der kurzen Zeit, die sich diese Regierung selbst 
gesetzt hat, um die notwendigen Sofortmaßnahmen 
zur Sanierung der Wirtschaft und der öffentlichen 
Haushalte anzupacken, kann es nur darum gehen, 
schnell wirkende Anstoßeffekte zu erreichen. Län-
gerfristig ist das gesamte direkte und steuerliche 
Fördersystem für den Wohnungsbau, insbesondere 
auch den Eigentumsbereich, auf seine Effizienz und 
soziale Treffsicherheit zu überprüfen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Bundesminister, 
erlauben Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Müntefering? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte, Herr Kollege. 

Müntefering (SPD): Herr Minister, da Sie uns we-
gen unserer Bedenken gegen den Schuldzinsenab-
zug fragen: Sie wissen, daß wir immer einen pau-
schalen Abzug von der Steuerschuld für eine begrü-
ßenswerte Entwicklung bei der Eigentumsförde-
rung gehalten hätten. Würden Sie mitmachen, die-
sen Schuldzinsenabzug umzuwandeln in einen Ab-
zug von der Steuerschuld, bei dem jeder, unabhän-
gig von seinem Einkommen und jenseits der Pro-
gressionswirkung, gleiche Vorteile hat? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Verehrter Kollege Mün-
tefering, wenn ich Sie so reden höre, höre ich das 
schwefelgelbe Bein des sozialistischen Neides hin-
ter Ihnen herklappern. 

(Zurufe von der SPD: Ah! — Bindig [SPD]: 
Das ist unter Ihrem Niveau!) 

— Beim 7 b ist es genauso. Bei Ihnen soll derjenige, 
der mehr leistet, mehr verdient, schlechter behan-
delt werden. 

(Bindig [SPD]: Er kriegt noch etwas dazu!) 

Das ist ein prinzipieller Widerspruch. Ich habe 
bisher Recht behalten und werde auch in der Zu-
kunft Recht behalten. Das dürfen Sie sicher glau-
ben. Wir wollen etwas machen, was effektiv ist. 
Dem Pferd, das auf die Rennbahn soll, darf ich vor-
her nicht die Fesseln binden. Sonst wird es das Ziel 
nicht erreichen. 

(Bindig [SPD]: Das war richtige Besserver

-

dienenden-Ideologie!) 
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— Nachdem Sie selber zu den Besserverdienenden 
gehören, bin ich fast zu Tränen gerührt, wenn ich 
sehe, wie Sie sich um die Schlechterverdienenden 
kümmern. Aber wissen Sie: Auch in unserer Brust 
schlägt ein soziales Herz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD: BAföG! — Das haben wir nur 

noch nicht gesehen!) 

— Aber mit den richtigen Pulsschlägen! 

(Zuruf von der SPD: Man hört es kaum 
schlagen!) 

Meine Damen und Herren, mich erreichen viele 
Briefe, in denen Kritik geübt wird an der Stichtag-
regelung. Bei dem Schuldzinsenabzug und der Bau-
spar-Zwischenfinanzierung war es aus Haushalts-
gründen leider nicht möglich, alle wohnungspoli-
tisch wünschenswerten Ziele zu berücksichtigen. 
Die Regelung gilt nur für solche Baumaßnahmen, 
die nach dem 30. September 1982 begonnen wurden, 
weil nur von diesen Maßnahmen die angestrebten 
unmittelbaren konjunkturellen Wirkungen ausge-
hen. Ich füge hinzu, daß ich es sehr begrüßt hätte, 
wenn es aus Haushaltsgründen möglich gewesen 
wäre — es hätte zu unmittelbar höherer Bundesver-
schuldung geführt —, auch die Kaufeigenheime, die 
bereits fertiggestellt oder in Bau sind, mit zu be-
rücksichtigen. Ich bedaure außerordentlich, daß das 
nicht möglich ist, denn ich weiß, daß auch eine Be-
rücksichtigung dieser Objekte zu einer Belebung 
des Arbeitsmarktes, zu höheren Investitionen ge-
führt hätte. 

(Müntefering [SPD]: Es würden neue Woh

-

nungshalden produziert!) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Ich stelle 
fest: Wir denken nicht nur an den Wohnungsbau, 
sondern auch an den Städtebau. Im Bundeshaus-
halt wird der Ansatz für Städtebauförderungsmittel 
von 220 Millionen auf 280 Millionen DM angeho-
ben. 

(Müntefering [SPD]: Und der für Energie

-

sparen gekürzt!) 

— Dieses Gesetz hat die alte Regierung auslaufen 
lassen. Werfen Sie uns doch nicht immer ihre eige-
nen Sünden vor! Ich komme mir ständig vor wie 
einer, der an einen Tisch kommt, an dem vorher die 
anderen gespeist haben, die Teller schmutzig hin-
terlassen haben, und der dann die Zeche bezahlen 
soll. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Zuruf von der CDU/CSU: Und nicht ein

-

mal spülen wollen!) 

Meine Damen und Herren, diese 60 Millionen DM 
zusätzlich werden jeweils eine Landesmark und 
eine Kommunalmark hinzubringen und werden ei-
nen hohen Multiplikatoreffekt haben. 

Was das Wohngeld anlangt, darf ich sagen, daß es 
der Bundesregierung außerordentlich schwergefal-
len ist — gewiß auch meinen Kollegen aus den 
Regierungsfraktionen —, eine maßvolle, sozial ge-
zielte, ausgewogene, behutsame Kürzung im Wohn-
geldtarif vorzunehmen. Wir haben eine lineare Kür-
zung abgelehnt. Aber absolut kann ich hier feststel-

len — und danach muß man uns beurteilen —, daß 
der Wohngeldansatz im Haushalt 1983 im Vergleich 
zum Haushalt, der zunächst von der alten Bundes-
regierung eingereicht worden war, um 80 Millionen 
DM höher ist. 

(Müntefering [SPD]: Das besagt wenig!) 

Für uns bleibt das Wohngeld eine unabdingbare Si-
cherung des sozial schwachen Mieters. 80 Millionen 
DM mehr signalisieren, wie wir hier sozial zu han-
deln bereit sind. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Ich werde nicht wie 
der Kollege Conradi Marx zitieren und auch nicht 
wie Herr Gattermann lateinisch zitieren, sondern 
ich bleibe bei dem, was ich kann. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Bleib bei 
deinem Blatt!) 

Ich möchte zunächst auf den Haushalt und den 
Nachtragshaushalt eingehen. In Vertretung des Fi-
nanzministers, der, wie ich weiß, nicht hier sein 
kann, möchte ich Sie, Herr Staatssekretär Voss, fra-
gaben: Warum sind Sie denn eigentlich in bestimm-
ten Dingen, die Sie hier doch frei vertreten können, 
sowohl beim Nachtragshaushalt als auch beim 
Haushalt 1983 nicht ehrlich? Wenn diese Regierung 
vier neue Parlamentarische Staatssekretäre 
braucht — der Bundeskanzler wird das vertre-
ten —, dazu einen Stab, bestehend aus einem Per-
sönlichen Referenten, zwei Vorzimmerkräften und 
einem Fahrer, dann kann man das wohl begründen. 
Warum veranschlagen Sie das nicht im Nachtrags-
haushalt? Warum verstecken Sie das? Warum fin-
den wir das nicht einmal im Haushalt 1983? Haben 
Sie sich für diese 33 000 DM monatlich, die Sie zu-
sätzlich verbrauchen, zu schämen? 

Dies ist eine Mogelpackung. Ich verstehe das 
nicht. 

Meine Kollegen im Haushaltsausschuß frage ich 
folgendes. Die Bundesregierung braucht mehr Per-
sonal, und wir sollen das in Berichterstattergesprä-
chen zusätzlich in den Haushalt hineinbringen. Die 
Regierung mogelt und traut sich nicht, dem Wähler 
zu sagen, daß sie mehr Geld braucht, und das Parla-
ment soll das bewilligen. 

(Zuruf des Abg. Schmitz [Baesweiler] 
[CDU/CSU]) 

Herr Kollege Voss, wer als Regierung schon im 
Kleinen so unehrlich ist, wird mit großen Dingen 
auch mogeln. Das ist meine Sorge. Sie sollten das 
ändern. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Riedl 
[München] [CDU/CSU]: Sie sollten nicht 

von sich auf andere schließen!) 

— Ich mogele nicht im Kleinen. Ich fordere nur das, 
Herr Kollege Riedl, was im Haushaltsgrundsätzege

-

setz und in der Bundeshaushaltsordnung steht: 
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Haushaltswahrheit, Haushaltsklarheit, Einzelver-
anschlagung. 

All das findet nicht statt. Die Regierung mogelt 
sich an einer Bagatelle vorbei. Muß das eigentlich 
sein? Haben Sie die Auseinandersetzung hier so zu 
scheuen, wenn es um vier zusätzliche Staatssekre-
täre geht, die Sie brauchen? Zwei Staatssekretäre 
ersetzen im Kanzleramt einen vorhergehenden, im 
Innenministerium brauchen Sie einen zusätzlichen 
Staatssekretär als Aufpasser gegenüber der CSU, 
und im Verteidigungsministerium muß ein FDP- 
Mann kontrollieren, damit die CDU nicht allein die 
Rüstungsausgaben bestimmt. Es ist ja erstaunli-
cherweise so, daß neuerdings der frühere stellver-
tretende Regierungssprecher Staatssekretär in Rü-
stungsfragen wird. Er wird wahrscheinlich unwahr-
scheinlich sachkompetent sein. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Kühba-
cher, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Roth? 

Kühbacher (SPD): Aber gerne. 

Roth (SPD): Herr Kollege Kühbacher, könnten 
Sie bei der Regierung nicht doch ein bißchen Milde 
walten lassen angesichts der Tatsache, daß plötzlich 
für Herrn Staatsminister Wischnewski drei Nach-
folger gebraucht werden? 

Kühbacher (SPD): Bezüglich dessen, daß man 
Qualität durch Quantität ersetzen muß, kann ich 
Milde walten lassen. Was ich nicht erlaube, ist, daß 
das Haushaltsrecht verbogen wird, weil man poli-
tisch keine Traute hat. Das kann man nicht erlau-
ben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Kühba-
cher, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Schmitz? 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Kühbacher, wären Sie so freundlich, einmal Ihren 
Kollegen Ehmke zu fragen, was er gemacht hat, als 
er 1969 das Bundeskanzleramt übernahm? 

Kühbacher (SPD): Sie wollen sicherlich darauf ab-
heben, Herr Kollege Schmitz, daß eine Reihe von 
Ministerialdirektoren und Staatssekretären entlas-
sen worden sind. Eigentlich wollte ich dieses Thema 
nicht erwähnen, weil ich meine, daß politische Be-
amte ein bestimmtes Risiko zu tragen haben; ich 
betone: politische Beamte. 

Aber ich muß natürlich fragen, warum bei Herrn 
Innenminister Zimmermann der parteilose Beamte 
Dr. Pagel, der wegen seines Sachverstands auf die-
sen Platz gekommen ist — er war nicht einmal Mit-
glied der FDP —, weichen mußte, um einem CSU- 
Beamten Platz zu machen. Das geschah doch nur, 
damit der CSU-Beamte im Stillen die Personalpoli-
tik im Innenministerium schieben kann. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Was hat das denn mit 1969 zu tun? Deshalb brauche 
ich den Kollegen Ehmke gar nicht zu fragen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Er ist mit 
einer Maschinenpistole durch das Amt ge

-

gangen!) 

Ich habe kein großes mitleidiges Herz für Beam-
te, die in dieser Republik fürstlich nach B 11 und 
B 9 bezahlt werden. Sie müssen ein gewisses Risiko 
tragen. Aber ich beklage, daß parteilose Beamte 
Parteibuchleuten weichen müssen, und das im In-
nenministerium, von dem man j a gar nicht weiß, 
wer es nach dem 6. März bekommt: Herr Genscher 
oder Herr Zimmermann oder ein Dritter. Solange 
hätte man doch wenigstens warten sollen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Auf keinen 
Fall Sie! — Schmitz [Baesweiler] [CDU/ 
CSU]: Also Herrn Ehmke wollen Sie nicht 

fragen!) 

— Ich frage Herrn Ehmke nachher beim Bier. 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren Kollegen 
auf der Regierungsbank, nach einer weiteren Mo-
gelpackung, die ich gefunden habe. Die Besol-
dungsanpassung 1982 soll nach Ihrer Koalitionsver-
einbarung — gesetzlich habe ich das noch nir-
gendwo gefunden — , nicht mehr wie im Sinne der 
vorhergehenden Regierung um drei Monate, son-
dern nur um zwei Monate hinausgezögert werden. 
Das wird, nach dem, was ich sehe, sowohl beim 
Bund als auch bei den übrigen Gebietskörperschaf-
ten mehr Geld erfordern. Herr Kollege Hoppe, wir 
haben gemeinsam im ersten Nachtragshaushalt 
1982 100 Millionen DM Personalverstärkungsmittel 
nachschieben müssen, weil die Personalausgaben-
decke sonst nicht reicht. 

Wenn die Verschiebung um einen Monat zurück-
genommen wird, erfordert das mehr Geld: 60 Millio-
nen DM beim Bund, 18 Millionen DM bei den Ver-
sorgungsbezügen. Dazu kann ich die Kosten bei 
Bahn, Post, Ländern usw. addieren. 321 Millionen 
DM werden durch diesen kleinen Akt den öffentli-
chen Haushalten mehr aufgebrummt. Ich finde sie 
nur nicht im Haushalt. Wo, Herr Kollege Voss, ist 
dieser Betrag veranschlagt? Sie werden möglicher-
weise antworten, das Gesetzgebungsverfahren wird 
voraussichtlich erst in der dritten Dezemberwoche 
beendet sein. Da Sie wahrscheinlich erst dann zah-
len wollen, die Januar-Gehälter aber bereits im 
Computer gespeichert sind, kann man das natürlich 
erst im Februar bezahlen. Das wird wohl Ihre Be-
gründung sein: Dann kann man das erst aus dem 
Haushalt 1983 nehmen, und diesen Haushalt bera-
ten wir jetzt erst; der enthält ja auch Personalver-
stärkungsmittel. 

Nur, meine Damen und Herren, dann erwische 
ich Sie bei einem nächsten Punkt. Wenn Sie Perso-
nalkosten des Jahres 1982 nach 1983 verschieben 
wollen, ist das auch gegen das Prinzip der Jährlich-
keit — natürlich mit dem wohltuenden Effekt, daß 
vor dem 6. März 1983, vor dem Wahltermin, die Be-
amten in Bund, Ländern und Gemeinden eine 
Nachzahlung für Juli 1982 bekommen, womit Sie 
kaschieren wollen, was Sie den kleinen Beamten 
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anschließend antun. Dies nenne ich ein wohlfeiles 
Wahlgeschenk von 321 Millionen DM. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Man könnte das auch noch schlimmer bezeichnen. 
Das steckt doch in Wahrheit dahinter. Ich sage al-
len, die mit der Beamtenpolitik zutun haben — den 
Gewerkschaften, den Verbänden, den Ruhegeld-
empfängern —: Lassen Sie sich von solcher Moge-
lei, von solcher Trickserei nicht hinters Licht füh-
ren, im Februar noch eine Erhöhung zu bekommen, 
im März CDU/CSU wählen zu sollen — Herr Kol-
lege Friedmann —, und anschließend kommt der 
große Hammer. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sie bringen 
uns erst auf den Trichter!) 

— Ich komme jetzt zu dem großen Hammer, näm-
lich zu der Besoldungsanpassung 1983. Die Beam-
tengehälter wollen Sie 1983 — so steht es im Haus-
haltsbegleitgesetz — um 2 % ab dem Sommer erhö-
hen. Darüber ließe sich ja diskutieren, wenn im 
übrigen Bereich, im Tarifbereich, keine anderen Er-
gebnisse erzielt würden. Erstmals in dieser Repu-
blik werden die Beamten zum Knüppel gegen die 
Tarifpartner benutzt. Herr Kollege Franke, das ist 
doch nichts anderes! Sie wollen mit diesem Gesetz-
gebungsverfahren in die Tarifabschlüsse eingrei-
fen, Sie wollen den Gewerkschaften in der Metallin-
dustrie, in der chemischen Industrie und überall 
vorschreiben, wie die Abschlüsse zu lauten haben. 
Die Drohposition ist doch ebenfalls aufgebaut: Soll-
ten die Tarifabschlüsse höher sein — so warnen Sie 
sämtliche Gewerkschaften —, werden Sie im glei-
chen Maße Personal abbauen. So steht es in der 
Koalitionsvereinbarung. Dies nenne ich eine Droh-
position, die einer Bundesregierung gegenüber ih-
ren loyalen Staatsdienern unwürdig ist. Dieses hat 
es in diesem Staat noch nicht gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann wohl sagen: Meine Damen und Herren 
von der FDP, solange Sie das Innenministerium 
hatten, gab es noch eine relativ vernünftige Erfül-
lung der Fürsorgepflicht gegenüber den öffentlich 
Bediensteten. Kaum ist es in CDU/CSU-Hand, sind 
Sie dabei, völlig umzuschwenken. Ich kann Sie nur 
auffordern: Sehen Sie zu, daß Herr Minister Baum 
wieder ins Ministerium kommt, damit das einiger-
maßen solide gemacht wird — nicht mit dieser Me-
thode. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun zur Frage der Ausgewogenheit. Das Haus-
haltsbegleitgesetz muß man ja einmal im Hinblick 
auf den öffentlichen Dienst prüfen. Ich habe mir 
einmal einen Beamten der Besoldungsgruppe A 7 
herausgegriffen. Dazu gehört z. B. ein Obermeister 
beim BGS, der Ihrer Fürsorgepflicht unterliegt, 
meine Herren aus dem Innenministerium. Davon 
gibt es Tausende. Dazu gehört ein Obersekretär 
beim Zoll, der Ihrer Fürsorgepflicht, Herr Staatsse-
kretär Voss, unterliegt. Davon gibt es Tausende. 
Dazu gehört ein Oberfeldwebel bei der Bundes-
wehr, Herr Staatssekretär Jung oder Herr Minister 
Wörner, der Ihrer Fürsorgepflicht unterliegt. Dazu  

gehört ein Obersekretär bei der Post, die ein Rie-
senapparat mit unwahrscheinlich vielen Beschäf-
tigten in dieser Besoldungsgruppe ist. Dazu gehört 
der Lokomotivführer bei der Bundesbahn, der der 
Fürsorgepflicht von Herrn Dollinger unterliegt. Ich 
könnte noch viele aufzählen. Ich greife die Besol-
dungsgruppe A 7 heraus, weil es dahinter Hundert-
tausende von Beschäftigten gibt, die ungleich 
schlechter bezahlt werden, damit Sie mir nicht vor-
werfen, ich würde ganz unten ansetzen. 

Sehen wir uns einmal an, was Sie mit dieser Be-
soldungsgruppe vorhaben. Jemand in dieser Grup-
pe, 33 Jahre alt, bekommt zur Zeit — das können 
Sie nachlesen — 1648 DM Grundgehalt und 893 DM 
Ortszuschlag, wenn er verheiratet ist und zwei Kin-
der hat. Ich unterstellte einmal, daß er 300 DM für 
seine Familie an Krankenversicherungsbeiträgen 
zahlt, vielleicht auch für sich selbst, wenn er Bei-
hilfe beantragt. 275 DM gibt die Steuertabelle her. 
Dieser Beamte mit zwei Kindern hat 1966 DM netto. 
Ihm sollen über die Vorsorgepauschale 36 DM mo-
natlich abgezogen werden. Bei den Kinderbetreu-
ungskosten verliert er 6 DM monatlich, durch die 
Umsatzsteuererhöhung — das weisen Sie selbst aus 
— verliert er 15 DM. Nach der Beihilferegelung, die 
uns Finanzminister Stoltenberg angekündigt hat, 
sollen künftig im mittleren Dienst anteilig 150 DM 
aufgewendet werden; das macht rund 12 DM im 
Monat aus. Das heißt, allein durch die Haushalts-
begleitgesetze werden diesem Staatsdiener und sei-
ner Familie 69 DM entzogen. Wenn wir unterstellen 
— was wir auf Grund der Haushaltsdaten tun kön-
nen —, daß der Preisanstieg im nächsten Jahr etwa 
3 1 /7 % betragen wird, bedeutet das für diese Familie 
einen weiteren Einkommensverlust von 52,50 DM. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Wie 
hoch wäre dieser denn durch eine Arbeits

-

marktabgabe gewesen?) 

— Herr Kollege Schmitz, lassen Sie mich zunächst 
einmal zu Ende reden! — Dabei unterstelle ich 
nicht einmal Mieterhöhungen, die möglicherweise 
auch noch auf diesen Personenkreis zukommen. 
Das bedeutet: Dieser Beamte, dieser Staatsdiener, 
hat Ende nächsten Jahres 121,50 DM netto im Mo-
nat weniger. 

Nun sagen Sie: Bitte schön, dann erhöhen wir 
sein Gehalt um 2 % wovon er aber auch noch 
Steuern zahlen muß. Das heißt, Sie muten Oberfeld-
webeln oder Lokomotivführern ein Minus von 
70 DM zu. Sie werden alle „bluten" müssen. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Aber 
wir haben doch nicht die Arbeitsmarktab

-

gabe gefordert!) 

— Wissen Sie, was ich besonders zynisch finde? 
Dies ist, wenn ich das einmal prozentual umrechne, 
ein Nettoverlust von 6 % im nächsten Jahr. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das sind die 
Folgen Ihrer Schulden!) 

— Ja, dies sind die Folgen. Ich finde es besonders 
zynisch, daß solche Vorschläge von Ministern ge-
macht werden, z. B. von Herrn Blüm, der am 1. De- 
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zember 36 000 DM Gehalt und Weihnachtsgeld 
überwiesen bekommt. So viel bekommen die ge-
nannten Beschäftigten und ihre Familien im gan-
zen Jahr nicht. Ich finde es zynisch, wenn man von 
einer Lohnpause redet und selbst 36 000 DM im Mo-
nat Dezember bekommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Kühba-
cher, erlauben Sie eine Frage des Herrn Abgeordne-
ten Schmitz? 

Kühbacher (SPD): Aber, natürlich, wenn es Ihm 
wehtut! 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Kühbacher, hätten Sie das auch als zynisch be-
zeichnen wollen, wenn Ihre Vorschläge zu einer Ar-
beitsmarktabgabe angenommen worden wären? 

Kühbacher (SPD): Sehen Sie, genau das ist der 
Ansatz, den ich vom Innenminister und von ande-
ren erwartet hätte. Die Arbeitsmarktabgabe hatten 
die Beamtengewerkschaften des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes akzeptiert. Ich verstehe unter 
Fürsorgepflicht, Herr Kollege Schmitz, daß man 
nicht mit dem Gesetzeshammer kommt, sondern 
daß der Bundeskanzler, der Finanzminister und der 
Innenminister erst mit den Personen, die dort Ver-
antwortung tragen und die gutwillig sind — es ist 
doch nicht so, daß der öffentliche Dienst die Ar-
beitslosigkeit in diesem Lande nicht sieht —, ver-
handeln, daß man Gespräche führt und dann mit 
Vorschlägen kommt. Was Sie dagegen tun, ist, daß 
Sie den anderen Gewerkschaften mit dem Knüppel 
drohen und die Beamten zu diesem Knüppel ma-
chen. Das beklage ich. 

Natürlich wird der öffentliche Dienst seinen An-
teil an den Sparmaßnahmen zu leisten haben. Aber 
es geht doch nicht an, daß Sie erst einmal die 
Schwachen vorschieben und sie „rasieren", wäh-
rend „die da oben" geschont werden. 

Herr Kollege Schmitz, es wäre doch fair gewesen, 
wenn man die Ministerialzulage gekappt und die 
Beamten von der Besoldungsgruppe A 16 an auf-
wärts ein wenig stärker herangezogen hätte. Ich 
sage Ihnen: Ich halte die Damen und Herren in die-
sen Besoldungsgruppen, gelinde gesagt, für überbe-
zahlt. Bei einem Monatseinkommen ab 6 000 DM 
aufwärts im öffentlichen Dienst bei einer 40-Stun-
den-Woche halte ich sie im Verhältnis zum Polizei-
meister und zum Lokomotivführer, die auch noch 
nachts arbeiten müssen, gelinde gesagt, für überbe-
zahlt. Hier ist von Ihnen keine Strukturverände-
rung vorgesehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich halte es für zynisch, daß man mit niemandem 
vorher redet, sondern die Damen und Herren der 
Gewerkschaften vor vollendete Tatsachen stellt, so 
daß sie empört den Raum verlassen. Das ist der 
neue Stil dieser Regierung im Umgang mit den 
Staatsdienern in diesem Lande. Sie können reden, 
was Sie wollen: Er war früher seriöser, anständiger, 
fairer, und Fairneß haben die Staatsdiener, hat der  

öffentliche Dienst auch von dieser Regierung ver-
dient. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Kühba-
cher, erlauben Sie noch eine Zwischenfrage? Ihre 
Redezeit ist allerdings bald abgelaufen. 

Kühbacher (SPD): Ja. Ich wollte nur noch einen 
letzten Satz sagen. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Kühbacher, würden Sie mir zustimmen, wenn ich 
sage, daß die von Ihnen vorgeschlagene Arbeits-
marktabgabe nicht freiwillig, sondern obligatorisch 
gewesen wäre? 

Kühbacher (SPD): Das hat doch damit nichts zu 
tun. Dies war ein wohlgemeinter Vorschlag der Ta-
rifvertragspartner, über den man hätte reden müs-
sen, auch darüber, ob er von Karlsruhe mitgetragen 
worden wäre. 

Es geht darum, so etwas nicht mit dem Gesetzes

-

hammer durchzupeitschen, sondern in fairer Part-
nerschaft mit den Millionen Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes zu reden, statt mit dem Knüp-
pel der Zwei-Prozent-Regelung alles andere er-
schlagen zu wollen, Herr Kollege Schmitz. 

(Beifall bei der SPD — Schmitz [Baeswei

-

ler] [CDU/CSU]: Im Ergebnis ist dies aber 
das gleiche?) 

— Ja, das mögen Sie so feststellen. 

(Abg. Jäger [Wangen] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Jäger 
(Wangen), die Redezeit des Redners ist schon abge-
laufen. 

Kühbacher (SPD): Ich möchte noch einen letzten 
Satz sagen, damit es nicht nur eine Besoldungs-
runde wird. Das gehört dazu. 

Es ist auch erstaunlich, daß im Bereich des In-
nenministeriums nach dem Regierungswechsel 
eine entscheidende Maßnahme neu getroffen wird: 
Im Umweltschutz werden 28 Millionen DM bei der 
Luftreinhaltung bei Altanlagen wegrasiert. Dies ist 
der Einstieg des CSU-Ministers in den Umwelt-
schutz der neuen Bundesregierung. Ich frage die 
Kollegen von der FDP: Waren die Haushaltsansätze 
für den Umweltschutz so falsch? Ist das die Antwort 
auf Ihre umweltpolitischen Thesen, die Sie vor eini-
gen Tagen in Berlin beschlossen haben?  So lassen 
Sie mit sich umgehen, daß das Geld, das für ver-
nünftige Maßnahmen eingesetzt ist, einfach heraus-
gestrichen werden soll? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Großfeuerungs

-

anlagen-Verordnung!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Kühba-
cher, ich habe Sie eben vor Zwischenfragen ge-
schützt. 
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Kühbacher (SPD): Ich komme zum Ende. — Wir 
werden diesen Anschlag, der die Streichung von 
Umweltschutzmitteln betrifft, der auch ein klarer 
Angriff gegen die bisherige Umweltpolitik der Bun-
desregierung — der von der FDP mitgetragenen 
Bundesregierung — ist, nicht mitmachen. Man 
kann vom Umweltschutz nicht wie Sie, Herr Kol-
lege Gattermann, nur in schönen Worten reden, 
sondern man muß auch Geld dafür bereitstellen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Würdest Du 
freundlicherweise einmal zugeben, daß die 
Ansätze immer noch höher als im letzten 

Jahr sind?) 

— Herr Kollege Gerster, wir werden im Haushalts-
ausschuß darüber streiten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Du sagst die 
Unwahrheit!) 

Der Umweltschutz wird von Ihnen, von der neuen 
Bundesregierung, von dem neuen Innenminister 
Zimmermann rasiert, und Sie machen das mit. Ich 
finde das schlimm. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat das Wort der Herr Abgeordnete Broll. 

Broil (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Lieber Kollege Kühba-
cher, ich schätze Sie als einen in der Regel einiger-
maßen sachverständigen und im übrigen als einen 
Mann von Humor. Was Sie heute geboten haben, 
haben Sie ganz gewiß — das unterstelle ich Ihnen 
zu Ihrer Ehre — gegen Ihr Wissen gesagt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wie kann ein Mann z. B. in solcher billigen Polemik 
gegen die oberen Gehaltsklassen unserer Beamten-
schaft sprechen, dessen eigene Partei es trotz stän-
digen Geredes in drei Jahren nicht einmal fertig-
gebracht hat, die Ministergehälter auch nur um ein 
Prozent zu kürzen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nach mächtigen Ankündigungen ist dabei nichts 
herausgekommen. 

Sie machen uns den Vorwurf, daß wir die Beam-
tengehälter für das Jahr 1983 zunächst durch Ge-
setz regeln und hoffen, daß dieses Signal dann in 
den Tarifverhandlungen verstanden wird. Sie ma-
chen uns dabei den Vorwurf, wir arbeiteten mit dem 
Hammer und suchten nicht vorher das Gespräch. 
Was haben Sie denn gemacht? Sie haben Anfang 
diesen Jahres die Beamtengehälter gesetzlich um 
ein Prozent gekürzt, 

(Kühbacher [SPD]: Was haben Sie denn ge

-

macht?) 

mit der Hoffnung auf eine automatische Wirkung 
auf die Angestellten und Arbeiter, die Sie allerdings 
nicht haben durchsetzen können, weil Sie mit Ihren 
Freunden von der Gewerkschaft vorher nicht ge-
sprochen hatten. Sie sind doch auch in z. B. diesem 
Bereich des öffentlichen Dienstes gescheitert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ausgerechnet Sie nehmen sich heute so der armen 
Beamten an, deren Status Sie in der Zeit Ihrer Re-
gierung mächtig angeknackst haben und denen Sie 
in 13 Jahren Ihrer Regierung, verglichen mit Ange-
stellten und Arbeitern des öffentlichen Dienstes — 
von  anderen Tarifbereichen ganz zu schweigen —, 
Einkommensnachteile von über zehn Prozent zuge-
mutet haben. 

Ich sage das nicht, um Ihnen daraus heute etwa 
noch einen Vorwurf zu machen, wir müssen in die 
Zukunft blicken. Ich sage das in diesem Augenblick 
zugunsten der Beamten selbst. Das Opfer, das wir 
als neue Bundesregierung ihnen zumuten, ist leider 
Gottes nicht das erste. Es ist aber insofern ein Op-
fer, das wir zumuten dürfen, als wir das, was wir 
jetzt beschließen, in eine Reihe von Maßnahmen 
einbetten, die gleichzeitig versprechen eine Ankur-
belung der Wirtschaft, Verbesserung der Kaufkraft 
auf Dauer, Verbesserung des Investitions- und des 
Absatzklimas in unserem Lande und damit letztlich 
auch eine Verminderung der Staatsschulden. Denn 
die 300 Milliarden Bundesschulden, die Sie uns hin-
terlassen haben, zwingen uns doch, diese Maßnah-
men zu ergreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sagen Sie aber bitte nicht, es sei ein Eingriff in 
die Tarifhoheit. Es stimmt zwar, daß wir eine Ge-
haltserhöhung für die Beamtenschaft von zwei Pro-
zent durch Gesetz regeln wollen. Das ist das Limit, 
das wir uns selbst setzen. Es ist kein Eingriff in die 
Tarifhoheit, wenn wir ankündigen, daß wir uns 
auch bei Tarifverhandlungen an diese Marge halten 
wollen 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und daß wir ankündigen, wenn es unmöglich ist, 
dieses Ziel einzuhalten, das, was wir beim einzelnen 
an Zuwachs nicht begrenzen können, dann durch 
Einsparungen beim Kollektiv des öffentlichen Dien-
stes werden bewirken müssen. Das sagen wir, Herr 
Kühbacher — das sage ich Ihnen persönlich und 
allen Kollegen von der SPD —, vor einer Wahl und 
nicht, wie Sie das bisher mit dergleichen Maßnah-
men getan haben, jeweils nach einer Wahl. Denken 
Sie an die Rentner. 14 % haben Sie ihnen in drei 
Jahren durch Abgehen von der bruttolohnbezoge-
nen Rentenanpassung weggenommen. 

(Franke [CDU/CSU]: Sehr wahr! — Kühba

-

cher [SPD]: Sind Sie für bruttolohnbezo

-

gene Anpassung?) 

Das haben Sie nach einer Wahl getan, nachdem Ihr 
Kanzler und andere aus Ihren Reihen — ich will 
nicht sagen: Sie selbst — vor der Wahl gesagt ha-
ben, es gebe gar keine Probleme. 

(Franke [CDU/CSU]: Das war dann das 
„Problemehen"!) 

Der Unterschied zwischen uns und Ihnen ist 
nicht, daß wir die Schuldenmasse möglicherweise 
anders bewerten. Wir bewerten sie wahrscheinlich 
als ernster als Sie. Der Unterschied zwischen uns 
und Ihnen ist der, daß wir uns jetzt bemühen, Maß-
nahmen zu ergreifen, dem öffentlichen Dienst jetzt 
sagen, was auf ihn jetzt und im kommenden Jahr 
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zukommt. In der Ankündigung dessen stellen wir 
uns der Wahl. Wir hoffen, daß die öffentlichen Be-
diensteten etwas klüger und viel verantwortungsbe-
wußter sind, als Sie vermuten und als es möglicher-
weise manche von Ihnen sind. 

Sie haben Minister Blüm so nebenbei gesagt, er 
beziehe am 1. Dezember dieses Jahres sein Gehalt 
und ein Weihnachtsgeld. Sie wissen ganz genau: Da 
er am 1. Oktober noch kein Minister war, kann er 
gar kein Weihnachtsgeld bekommen. Ihre ehemali-
gen Minister allerdings — ich gönne ihnen das — 
beziehen das Weihnachtsgeld zu ihrem Ruhegehalt 
für Dezember hinzu. Es wäre j a auch lächerlich, 
meine Damen und Herren, wenn Leute, die uns 300 
Milliarden DM an Schulden beschert haben, nicht 
die Bescherung eines Weihnachtsgeldes bekommen 
sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Pfui Teufel!) 

Es  is  also nicht ein Eingriff in die Tarifhoheit, 
wenn wir wünschen, daß in Tarifverhandlungen 
auch für die öffentliche Hand eine Grenze gesetzt 
wird. Wir sind vielleicht sogar bereit, in Tarifausein-
andersetzungen einzutreten. Wir halten das ange-
sichts der Misere der öffentlichen Finanzen für ver-
antwortungsvoller, als — wie in Ihrer Regierungs-
zeit manchmal passiert — zuzulassen, daß Einnah-
men über das zu Leistende hinaus gesteigert wer-
den. Es ist eher ein Offenbarungseid in bezug auf 
die öffentlichen Haushalte, den wir leisten müssen, 
den unser Finanzminister für die Geschäftsführung 
leisten muß, die Sie 13 Jahre gehabt haben. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Akzeptieren Sie dies bitte, so wie die Öffentlichkeit 
es akzeptiert, als einen Versuch der Ehrlichkeit. 
Das Wort von der Mogelei, das Sie gebraucht haben, 
hat mich persönlich nicht sehr getroffen. Es war 
von Ihnen vermutlich gar nicht so ernst gemeint. 
Wider besseres Wissen haben Sie es ja gesagt. Wir 
können aber sagen: Selten ist eine Regierung in der 
Darlegung der Verhältnisse, in der Ankündigung 
der geplanten einschneidenden, für den einzelnen 
sehr spürbaren Maßnahmen so offen gewesen wie 
diese Regierung. Wir stellen uns der Wählerschaft 
im Bewußtsein, daß diese Überzeugungsarbeit, die 
wir bisher schon leisten und auch in Zukunft leisten 
werden, verstanden und akzeptiert wird. 

Lieber Herr Kollege Kühbacher, Sie haben auch 
die Personalveränderungen im Innenministerium 
angesprochen. Ich bin überzeugt, daß Sie genau 
wissen, warum der von Ihnen angesprochene Be-
amte entlassen worden ist. 

(Kühbacher [SPD]: Nein!) 

Das hat mit Parteizugehörigkeit in diesem Fall 
wirklich nichts zu tun gehabt, wohl aber mit dem 
Funktionieren eines Hauses. Daß sehr viele andere 
Beamte Ihrer Couleur und auch anderer Couleur 
diese Entscheidung gebilligt haben, mag Sie in die-
ser Hinsicht etwas trösten. 

(Kühbacher [SPD]: Im Innenministerium 
gibt es doch gar keine SPD-Beamten!) 

Die CDU/CSU-FDP-Regierung ist bei den Maßnah-
men im Beamtenbereich in allen Ministerien — 
auch im Innenministerium — in äußerstem Maße 
behutsam gewesen. Sie hat Küchenkabinette aufge-
löst. Sie hat keine neuen Stellen geschaffen. Sie hat 
im Gegenteil Beamte und Angestellte, die in Kü-
chenkabinetten speziell politisch für einen Minister 
tätig waren, in die produktive Arbeit des Ministe-
riums hinein zurückversetzt, ohne sie dabei zu de

-

mütigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Der Herr Kühbacher 
kriegt jetzt überall keinen Kaffee mehr, 

deswegen ist er so sauer!) 

Bedenken Sie, daß Sie im ersten Jahr Ihrer Regie-
rung allein die doppelte Zahl von Entlassungen vor-
genommen haben und daß Sie in den 13 Jahren 
Ihrer Regierung über 112 Minister und Parlamenta-
rische Staatssekretäre verbraucht oder verschlis-
sen oder in Ämter befördert haben, wie Sie es auch 
auffassen wollen. Ich kann Ihnen versprechen, auch 
in dieser Hinsicht wird unsere Regierung etwas 
vorsichtiger sein, obwohl ein Mann wie ich selbst 
dabei möglicherweise um die Chance kommt, ein 
solches Amt zu erreichen. 

(Kühbacher [SPD]: 13 Jahre bleiben Sie nie 
an der Regierung!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Wohl-
taten für Beamte haben wir nicht zu vergeben. Aber 
die Wiedergutmachung, die darin bestehen mag, 
daß wir eine dreimonatige Verzögerung der Besol-
dungsanpassung bei Beamten auf eine zweimona-
tige Verzögerung zurückschrauben, ist ein Zeichen 
des guten Willens und der Absicht, Gleichbehand-
lung aller im öffentlichen Dienst Beschäftigten zu 
erreichen, wobei Sie uns bitte zustimmen — ich 
benutze jetzt nur die Argumente, die Sie früher 
gebracht haben — , daß die Verzögerung um zwei 
Monate hingenommen werden darf angesichts der 
Vermehrung der Sozialabgaben im Tarifbereich. 
Wir glauben, dieses zumuten zu dürfen. 

Was den Haushalt betrifft: Sie haben gefragt, 
warum diese Summe nicht im Nachtragshaushalt 
steht. Das, meine ich, sollte unter Politikern die 
geringste Sorge sein. Die viel größere Sorge ist, daß 
in Zeiten Ihrer Regierung zum Teil Beamte der Be-
soldungsgruppen A 3 und A 4 unter dem Sozialhilfe-
satz bezahlt werden. 

(Kühbacher [SPD]: Sie führen sie jetzt 
doch dahin!) 

Das ist das Produkt Ihrer Wirtschafts-, Finanz- und 
Steuerpolitik. Sie kennen Beamte, die zu ihrem Ein-
kommen Sozialhilfe empfangen. Unser Ziel muß es 
auf Dauer sein, diesen Bereich zu ordnen. Das wer-
den wir uns vornehmen. 

(Kühbacher [SPD]: Fangen Sie bei A 16 
aufwärts an!) 

— Keine Probleme, lieber Herr Kühbacher. Mit Ih-
ren klassenkämpferischen Parolen kommen Sie 
hier nicht weiter. 

(Kühbacher [SPD]: A 16 als Klassenkampf! 
Witzbold!) 
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Sie mit Ihrer Partei sind es gewesen, die eine Un-
menge von Genossen in diese hohen Positionen hin-
eingebracht haben. Wenn es den einzelnen betrifft, 
nehmen Sie Dotationen in dieser Höhe offenbar 
sehr gern an; nur wenn andere es einmal durch 
Arbeit erreicht haben, dann fällt es Ihnen schwer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Wehner [SPD]: Pfui Teu

-

fel!) 

Daß die einmonatige Wiedergutmachung nicht 
mehr in diesem Jahr ausgezahlt wird — lieber Herr 
Kühbacher, das wissen Sie doch ganz genau —, 
liegt an technischen Unmöglichkeiten. Da bis vorge-
stern nicht die Anweisung des Kabinetts ergangen 
ist — diese kann wiederum nicht ohne Gesetzesbe-
schluß ergehen —, ist im Dezember keine Auszah-
lung möglich. Diese Beamten bekommen den einen 
Monat Nachzahlung so früh wie möglich. Sie be-
kommen es nicht als Wahlgeschenk zum 6. März, 
denn es ist ganz richtig: Die Beamten wissen j a, daß 
ab Juni nur 2 % und nicht vielleicht 3 oder 4 % Ge-
haltserhöhung kommen. Dennoch werden diese Be-
amten sehr wohl zu unterscheiden wissen, wer für 
das Beamtentum, wer insgesamt für den öffentli-
chen Dienst auf Dauer zu sorgen imstande ist und 
wer mit den Staatsfinanzen so sorgfältig umgeht, 
daß all denjenigen, die im öffentlichen Dienst be-
schäftigt sind, auf Dauer nicht noch viel schlim-
mere Dinge zugemutet werden müssen, die Sie ih-
nen bestimmt hätten zumuten müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist ja doch ganz nütz-
lich, daß wir das kürzlich alles noch zusammen ma-
chen mußten. Nun muß es anders herum gemein-
sam gemacht werden. Da gibt es nicht sehr viel 
Manövrierraum für die besonders groben Tricks, 
nämlich zu sagen: Wir haben immer alles richtig 
gemacht und die alles falsch oder so. — Wir werden 
auch das noch aushalten. 

(Zuruf des Abg. Kühbacher [SPD]) 

— Herr Kühbacher: Mit „wir" meine ich die Freie 
Demokratische Partei. Wir, die Fraktion der Freien 
Demokraten, werden das nämlich aushalten, weil 
wir der Meinung waren, daß einiges so nicht mehr 
ging und daß sich das jetzt besonders deutlich her-
ausstellt. Deshalb wollen wir uns auch nicht den 
Vorwurf gefallen lassen, Herr Kühbacher, daß das 
anders j a ganz prima gewesen wäre. Als 
Schutzengel des öffentlichen Dienstes sind Sie, wie 
mir die Haushälter sagen, bis vor kurzem über-
haupt nicht bekanntgeworden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Es betätigen sich jetzt eben andere Schutzengel 
und andere Teufelchen. Das hängt mit der Aufgabe 
zusammen und nicht mit der Seelenlage oder dem 
Grad der Frömmigkeit. So sehe ich das. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Klei-
nert, der Herr Kollege Kühbacher hat den Wunsch, 
eine Frage zu stellen. 

Kleinert (FDP): Ich bitte darum. 

Kühbacher (SPD): Herr Kollege Kleinert, würden 
Sie mir bitte bestätigen, daß meine liebevolle Für-
sorge bislang immer dem einfachen und mittleren 
Dienst gegolten hat und daß ich auf Grund meiner 
kritischen Loyalität ab A 16 aufwärts der Meinung 
bin, daß Sie, daß wir dort gemeinsam zuviel ge-
macht haben? 

Kleinert (FDP): Ich will Ihnen gerne bestätigen, 
daß ich solche Äußerungen nicht nur vorhin, auch 
zu früheren Zeiten von Ihnen gehört habe. Meine 
eigene Ansicht dazu ist, daß wir allerdings, wenn 
einmal ein System in sich schlüssig sein muß, nicht 
dazu übergehen können, bei den höheren Gruppen 
das Höherrücken unter Einschluß der Steuerlasten, 
nämlich dann im Nettoeinkommen, so herunterzu-
donnern, daß wir zu einer Nivellierung kommen, die 
es für eine Reihe von Beamten, die leistungs- und 
aufstiegswillig sind, uninteressant werden läßt, in 
diese anderen Gruppen zu kommen. Das muß auch 
verhindert werden, bei aller Fürsorge für die einfa-
chen Gruppen, deshalb hilft uns diese Differenzie-
rung, wie ich glaube, auch nicht so sehr viel wei-
ter. 

Sie haben gesagt, es ließe sich ja darüber disku-
tieren — und ich möchte diesen Vorgang als den 
schwierigsten und auch politisch gravierendsten 
gleich herausgreifen; Herr Broll hat dazu auch et-
was gesagt —, daß man sich auf 2 % einigt, wenn 
man nicht gleichzeitig damit den Effekt hätte, daß 
man die Gewerkschaften und damit im Grunde die 
Tarifhoheit beeinträchtigt, weil man hier von Staats 
wegen eine Vorgabe gibt. So kann man das sehen. 
Aber dann, meine ich, steht doch die volle Wucht 
der Sachlogik auf der Seite derjenigen, die sagen: 
Dazu gehört wirklich Mut, an der einzigen Stelle, an 
der ich es als Staat wirklich in der Hand habe, 
durch Gesetz einen Teilbereich des Besoldungsni-
veaus zu beeinflussen, vorher anzukündigen, was 
ich will, anzukündigen, daß ich dabei bescheiden 
bleiben will und muß, und die von den Betroffenen 
— in privaten Gesprächen übrigens mehr als in 
öffentlichen Äußerungen von Funktionären — zu 
hörende Opferbereitschaft anzunehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sage das dann aber auch, und lasse mich nicht 
auf das Ding ein — da bin ich persönlich aus einer 
Reihe von Gründen, die hier jeden Rahmen spren-
gen würden, enttäuscht —, daß erst einmal gesagt 
wird: Wir müssen natürlich im Interesse der Ausge-
wogenheit und bei den Anfordrungen an die übri-
gen Gruppen der Bevölkerung auch im öffentlichen 
Dienst etwas tun, darum sagen wir „1%ige Kür-
zung". Das Schicksal dieser 1%igen Kürzung ist mit 
einer der schwächsten Entwicklungen, die zu beob-
achten waren bei dem, was wir zusammen versucht 
haben: wie das so allmählich unter dem Beschuß 
der verschiedenen Beteiligten und Interessenten-
gruppen zusammengebrochen ist und hinterher 
eben der Koalitionspartner nicht mehr den Mut ge- 
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habt hat, das, was wenigstens als ein kleiner Bei-
trag ursprünglich hier stattfinden sollte, mit uns zu 
tragen. Das ist kein Grund, heute zu kommen und 
anderen Vorwürfe zu machen, die vorher ehrlich 
sagen, wo es langgeht. 

(Kühbacher [SPD]: Die Haushälter sind da 
ganz sauber!) 

— Herr Kühbacher, den Hintergrund der Ge-
schichte wollte ich nicht voll aufblättern. Ich habe 
im übrigen die Urheber nicht bei den Haushältern 
vermutet, wenn ich Ihnen das hier sagen darf. Ich 
könnte Namen nennen, aber das geht mir dann 
doch zu sehr ins einzelne. Jeder hat j a versucht, 
sein Teil zu tun. Das Ergebnis steht fest, und das 
Ergebnis trifft nun allerdings Ihre Fraktion. Wenn 
Sie innerhalb der Fraktion zwischen den einzelnen 
Positionen unterscheiden — also: „SPD-Haushälter 
okay, SPD-Politiker ,öffentlicher Dienst', das ist 
eine Sache, mit der haben wir ungern zu tun" —, so 
ist das natürlich in der öffentlichen Diskussion sehr 
schwer durchzuhalten, meine ich. Aber das wird 
sich j a alles herausstellen. 

Nun stehen wir vor der Situation, daß wir vorher 
sagen wollen, was hier zu geschehen hat. Ich bin 
von erheblich älteren Kollegen, was ihre Zugehörig-
keit zum Bundestag betrifft, daran erinnert worden, 
daß es einmal so gewesen ist, daß der Staat mit 
schöner Selbstverständlichkeit dieses als eine 
Haushaltsfrage, als eine Frage der Ordnung der 
staatlichen Verhältnisse angesehen hat: vor den Ta-
rifabschlüssen der Gewerkschaften die Besoldung 
der Beamten im öffentlichen Dienst zu regeln durch 
das ihm zustehende Gesetz. Von dieser Übung ist 
man erst im Laufe der Jahre abgekommen. Worauf-
hin mir ein guter alter Freund einmal gesagt hat: 
Was jetzt da wieder läuft — und auch da haben sich 
Vertreter meiner Partei nach meiner persönlichen 
Auffassung nicht mit Ruhm bekleckert — in den 
Verhandlungen mit den Gewerkschaften des öffent-
lichen Dienstes, das wird voll auf uns im höheren 
Dienst durchschlagen; die Kameraden holen uns da 
— es wird wohl in Stuttgart gewesen sein; dort ist 
das ja häufig gewesen — jetzt das knusprige Ferkel 
aus dem Ofen, und hinterher wird das per Gesetz 
bei uns nachgeschoben. 

(Vorsitz : Vizepräsident Windelen) 

Ob das die Wahrnehmung der vollen Verantwor-
tung des Staates in diesem Bereich ist, in dem er ja 
nicht Tarifpartner ist, sondern eben — und dies 
doch deswegen, weil unsere Rechtsordnung das will 
— die gesetzliche Hoheit hat, wage ich allerdings zu 
bezweifeln. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dann, wenn es so ist, daß diese Verantwortung 
durch Gesetz hier angesiedelt ist, muß sie durchaus 
nicht immer — das soll man jetzt gar nicht irgend-
wie zu einer Regel machen wollen —, aber wenig-
stens in offensichtlichen Krisenzeiten auch wahrge-
nommen werden, damit die Leute, insbesondere die 
Betroffenen, wissen, woran sie mit uns sind. Uns 
daraus einen Vorwurf in der Art, wie Sie es getan 
haben, zu machen, weise ich aus diesen Gründen, 
die meiner Ansicht nach insonderheit von den Be-

troffenen verstanden werden, jetzt noch einmal mit 
Nachdruck zurück. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun komme ich zu dem weiteren angesproche-
nen Punkt — der bei aller notwendigen Sorgfalt der 
Haushälter doch einen etwas kleineren Rahmen 
hat — der „enormen Einbußen", die wir im Umwelt-
schutz durch eine Streichung von 28 Millionen, die 
Sie namhaft gemacht haben, bei insgesamt knapp 
einer halben Milliarde, die im Bereich des Umwelt-
schutzes ausgegeben wird, zu verzeichnen haben. 
Bei dem erwähnten Volumen — das sicherlich dort, 
wo es sinnvoll ist und wo die Kassen es erlauben, 
noch erhöht werden sollte — machen sich diese 
28 Millionen ohnehin schon nicht sehr großartig 
aus, und dann muß man auch noch wissen, daß es 
sich um eine Streichung von Beträgen für die Ver-
besserung von sogenannten Altanlagen handelt, bei 
denen jetzt von etwa 120 Millionen diese 28 Millio-
nen mit dem Ergebnis, daß sich 94 Millionen erge-
ben, gestrichen werden — mit der Folge, daß wir für 
den nächsten Haushalt unter dem Strich in diesem 
Bereich immer noch 4 Millionen mehr haben, als es 
im Jahr zuvor der Fall war. Es ist also dort, wo Sie 
eine ungewöhnlich dramatische Kürzung vermuten, 
eine Steigerung eingetreten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es! — 
Kühbacher [SPD]: Die sind doch alle längst 
ausgegeben! — Gegenruf von der CDU/ 

CSU: Nicht abgerufen!) 

— Das Ganze ist geschehen, Herr Kühbacher, weil 
der zuständige Staatssekretär im Bundesinnenmi-
nisterium, unser Freund Hartkopf, der seit langem 
als energischer Kämpfer für möglichst viele und 
möglichst wirkungsvolle Maßnahmen im Bereich 
des Umweltschutzes bekannt ist, gesagt hat: Diese 
28 Millionen fließen — aus den und den technischen 
Gründen — da überhaupt nicht ab, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es!) 

und deshalb können sie gestrichen werden. 

Herr Präsident, zum Schluß kommen möchte ich 
mit der Bemerkung, daß das, was hier erspart wur-
de, in etwa mit einer Kapitalerhöhung bei der Bank 
für Lastenausgleich wieder eingestellt worden ist, 
um damit im Mittelstand einzelne Existenzen, die 
sich auch um eine Verbesserung unserer gesamten 
Lebensqualität — insbesondere in Sachen Arbeits-
plätze — bemühen, besser fördern zu können. Das 
scheint mir eine sehr sinnvolle Entscheidung zu 
sein. Wenn Sie also den einen Posten beklagen, soll-
ten Sie auch sagen, wo er geblieben ist, und Sie soll-
ten sagen, wo er verschwunden ist, statt zu sagen, 
wir hätten hier — bei einem so lächerlichen und im 
übrigen ja durchaus im einzelnen diskutierbaren 
Betrag, bei einem für uns mit gutem Ergebnis dis-
kutierbaren Betrag — den Umweltschutz gemin-
dert. 

Wir müssen also, da wir uns genügend lange ken-
nen und auch durchaus freundschaftlich kennen  — 
was  in vielen Lebensverhältnissen die Folge hat, 
daß man sich gegenseitig nicht so leicht hinter die 
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Fichte führen kann —, auch weiterhin in der Dis-
kussion vorsichtig sein. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile der Frau Abge-
ordneten Traupe das Wort. 

Frau Traupe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Leistungen einer Regierung wer-
den nicht nur nach ihren Worten gemessen. Aber 
unser Kollege Gärtner hatte schon recht, als er dem 
neuen Koalitionspartner der FDP, Ihnen von den 
Unionsparteien, empfahl, die Archive zu schließen, 
damit man Ihre bis zum 17. September 1982 gehalte-
nen Reden nicht mehr herausholen könne. Meine 
Herren, Sie haben eine unglaubliche Schnelligkeit 
besessen, die Argumente seit dem 1. Oktober 1982 
auszutauschen. 

Nun hat der neue Finanzminister immer Wert 
darauf gelegt, Fairneß und Vernunft in der Politik 
zu betonen. Deshalb vermute ich, daß er sich in den 
letzten Wochen bisweilen schamvoll und im stillen 
bedauernd an die finanz- und wirtschaftspolitischen 
Aussagen der eigenen Parteifreunde und auch an 
seine eigenen früheren Aussagen erinnert, die er in 
bezug auf die Beschlüsse der alten Bundesregie-
rung gemacht hat. 

Auch über das gespaltene Bewußtsein etlicher 
FDP-Kollegen möchte ich einige wenige Worte ver-
lieren. 

Herr Kollege Hoppe, ich kann Ihnen eine Erinne-
rung nicht ersparen. Als wir am 15. Juni 1982 in der 
gemeinsamen Arbeitsgruppe von FDP und SPD zu-
sammensaßen und über die Richtigkeit der Haus-
haltsdaten für das Etatjahr 1982 angesichts des er-
sten Nachtragsentwurfs, der gerade bevorstand, 
sprachen, hatten wir alle — Sie wie wir von der 
SPD — unsere Zweifel. Ich hatte Sie als stellvertre-
tenden Fraktionsvorsitzenden darum gebeten, wir 
sollten angesichts der unsicheren Haushaltsdaten 
mit der Aufstellung des Entwurfs 1983 erst im 
Herbst anfangen. Da waren es gerade Sie, der be-
sonders massiv darauf hinwies, die FDP wolle den 
Wählern vor den hessischen und den bayerischen 
Landtagswahlen zeigen, wer in der Bundesrepublik 
dafür sorgen werde, daß der Bundeshaushalt 1983 
am 1. Juli 1982 besonders streng und mit niedriger 
Verschuldungsquote aufgestellt werde. 

(Gattermann [FDP]: In welchem Archiv 
kann man das nachlesen?) 

Zweifel an der Richtigkeit der Konjunkturdaten 
ließen Sie, Herr Kollege Hoppe, nicht aufkommen. 
Schließlich zeichnete der eigene Parteifreund und 
Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff dafür verant-
wortlich. Nach den Spielregeln des alten und des 
neuen Kabinetts ist er für die Wirtschaftsdaten im-
mer noch verantwortlich. 

Jetzt, am 10. November 1982, beraten wir den 
zweiten Nachtragshaushalt 1982, und das bei einer 
Nettokreditaufnahme, die Sie schamvoll noch bei 
39,9 Milliarden DM angesetzt haben. Bei einem Ge-
samtvolumen von 246,6 Milliarden DM sind dies im-
merhin satte 15 %. Am Ende des Jahres wissen Sie  

aber ganz genau, daß wir die 40-Milliarden-DM-  
Grenze überschritten haben werden. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Das ha

-

ben wir Ihnen schon immer gesagt!) 

Meine Vorredner aus der eigenen Fraktion haben 
schon darauf hingewiesen, daß sich auch die uns 
heute vorliegenden Daten nicht als richtig erweisen 
werden. Die Nettokreditaufnahme wird im Jahr 
1983 wahrscheinlich um 2 Milliarden DM und mehr 
höher liegen, als sie jetzt mit 41,5 Milliarden DM 
angesetzt wird. 

Auch das Gesamtvolumen mit 253,84 Milliarden 
DM ist nicht realistisch. Angesichts der wirtschafts- 
und finanzpolitischen Sorgen der Bundesrepublik 
Deutschland kann ich keine Schadenfreude dar-
über empfinden, daß Sie vorher als Opposition den 
Mund so voll genommen haben. 

Die Mitglieder der FDP-Fraktion einschließlich 
Wolfgang Mischnick mögen sich fragen, was ihnen 
ihre Muskelspiele im Juni/Juli dieses Jahres gegen-
über dem damaligen Koalitionspartner, den Sozial-
demokraten, nun wirklich eingebracht haben. Etli-
chen traue ich übrigens zu, daß sie die innerparteili-
che Bilanz realistisch aufstellen. Sie fällt nicht posi-
tiv für Sie aus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ange-
sichts immer neuer Hiobsbotschaften vom interna-
tionalen und vom nationalen Arbeitsmarkt fragen 
die Menschen im Lande, welche sachlichen Lösun-
gen wir ihnen im finanz- und wirtschaftspolitischen 
Bereich anzubieten haben. Unsere Wortschlachten 
haben die Arbeitnehmer und Selbständigen satt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

die sich nun um ihren Arbeitsplatz und ihre Exi-
stenzgrundlage sorgen. Das Märchen von der Erb-
last glaubt Ihnen, Herr Kollege Haase, und anderen 
kein aufgeweckter Bürger mehr. Schließlich schlos-
sen z. B. die USA ihren Haushalt 1982 mit dem statt-
lichen Fehlbetrag von 110,7 Milliarden Dollar oder 
mehr als 275 Milliarden DM ab. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Rechnen Sie 
es mal aufs Sozialprodukt um! — Franke 
[CDU/CSU]: Bei einem Bruttosozialpro

-

dukt von 6 000 Milliarden!) 

— Nun warten Sie doch ab! — Das Defizit lag damit 
mehr als doppelt so hoch, als es die Bundesregie-
rung in Washington vor Jahresfrist mit 45 Milliar-
den Dollar geschätzt hatte. Für 1983 sagt Wallstreet 
sogar ein Haushaltsdefizit von 200 Milliarden Dol-
lar angesichts der anhaltenden Schwäche der ame-
rikansichen Wirtschaft voraus. 

Sie wissen genau, daß ich dieser Liste eine stattli-
che aus allen anderen angesehenen westlichen In-
dustrieländern hinzufügen könnte, die sehr große 
Sorgen haben. Nur — geben wir es trotz der späten 
Stunde zu —, auch wir haben nun diese großen Sor-
gen. 

In dieser Situation kann ich als Sozialdemokratin 
— auch eingedenk früherer eigener Fehler — Ihnen 
nur sagen: Wir werden den von Ihnen eingeschlage- 
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nen Weg so nicht mitgehen. Wir werden Unsozialem 
und zugleich Unvernünftigem nicht zustimmen. 

(Beifall des Abg. Löffler [SPD]) 

Aber angesichts der Schwere der Wirtschaftskrise 
werden wir die Zusammenarbeit auch nicht verwei-
gern, wenn Sie sich ehrlich darum bemühen. 

(Beifall bei der FDP) 

Schließlich dürfen wir alle nicht zuerst unseren So-
zialstaat und dann die parlamentarische Demokra-
tie aufs Spiel setzen. 

Zu dieser Zusammenarbeit kann es jedoch nur 
kommen, wenn Sie sich unseren Argumenten öff-
nen. Ich verlange noch nicht, daß Sie sich gleich 
anschließen. Und da haben Sie zuerst die Frage zu 
beantworten, wie Sie es denn eigentlich mit Ihrem 
christlichen Selbstverständnis verantworten kön-
nen, über die rückzahlbare Zwangsanleihe und die 
allgemeine Steuererleichterung für alle Investitio-
nen, ob sie sinnvoll oder unsinnig sind, die Besser

-

gestellten zu schonen, aber über Ihre verschiedenen 
Kürzungsvorschläge die Klein- und Normalverdie-
ner, die Rentner, die Schüler und die Studenten zu 
treffen. Wir als Sozialdemokraten sagen nein zu Ih-
rer Einsammel- und Kürzungsaktion bei breiten 
Schichten der Bevölkerung. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

Wir sagen nein zu Ihren Steuervergünstigungen 
und Investitionsanreizen, die auch von vielen einge-
strichen werden, die sie überhaupt nicht verdient 
haben. In dieser finanz- und wirtschaftspolitischen 
Lage sind wir bereit, Einkommensgrenzen für Kin-
dergeldbezieher zu akzeptieren. Aber welch ein Zy-
nismus steckt dahinter, wenn Sie für die Besserver-
dienenden wieder die Kinderfreibeträge wie vor 
1975 einführen und die Kappung des Ehegatten-
splittings mit dem nebulösen Hinweis vom Tisch 
fegen, Sie würden einen geplanten Familienlasten-
ausgleich einbringen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU] 

Herr Kollege Franke, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn es Ihnen gelänge, mit der Mehrheit, die Sie 
noch im Bundesrat besitzen, endlich für das Kinder-
geld eine Finanzamtlösung durchzusetzen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Was heißt 
„noch", gnädige Frau?) 

— Das habe ich bewußt gesagt, Herr Haase. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Dann erläu

-

tern Sie es doch mal! — Franke [CDU/ 
CSU]: Was erhoffen Sie sich? — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Die Lösung beim Finanzamt? Das ist sehr viel. 

(Franke [CDU/CSU]: Nein!) 

Die wäre sehr sinnvoll. Die haben ja bestimmte 
Leute damals verhindert. 

Was denken Sie sich eigentlich, wenn Sie immer 
wieder auf den Mißbrauch bei der Schüler- und der 
Studentenförderung hinweisen, wo Sie doch eigent-

lich nur zu genau wissen müßten, daß Arbeitneh-
mer ihre Einkommen exakt nachweisen können, 
aber gutgestellte Landwirte und Selbständige diese 
Leistung deshalb zu Unrecht in Anspruch nehmen 
konnten, weil CDU/CSU und FDP sich stets hart-
näckig weigerten, das Bank- und Steuergeheimnis 
für amtliche Nachfragen zu lockern? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das glaube 
ich!) 

Wenn Sie hier, Herr Haase, mit uns 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ergänzen!) 

die entstandenen Mißbräuche bekämpfen könnten, 
hätten Sie uns als Partner gewonnen. Aber solange 
das Finanzaufkommen für die BAföG-Regelung 
nach der bisherigen Form von Bund und Ländern 
für Schüler und Studenten zusammen 1983 nicht 
einmal 3,6 Milliarden ausmachen würde, hingegen 
die Anschaffung, die Entwicklung, die Ausrüstung 
und die Unterhaltung eines einzigen Waffensy-
stems, des Tornado, allein mit mehr als 4,3 Milliar-
den im Jahr 1983 ausmacht — — 

(Dr.  Friedmann [CDU/CSU]: Was soll denn 
das in diesem Zusammenhang?) 

— Das halte ich für einen sehr wichtigen Zusam-
menhang. Der tut Ihnen weh; das weiß ich. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das sind zwei 
Paar Schuhe!) 

— Der tut Ihnen deshalb weh. Das ist ein sehr wich-
tiger Zusammenhang, weil man an diesem plasti-
schen Beispiel den Menschen klarmachen kann, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das ist ein 
Rückfall in finsterste sozialistische Ver

-

gangenheit!) 

wie zynisch das ist. Über das Flugzeug werden wir 
an anderer Stelle debattieren. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Was nützt der 
schönste Sozialstaat, wenn die Kosaken 
kommen! — Haase [Kassel] [CDU/CSU]: 
Mit ihren krummen Säbeln! — Unruhe bei 

der SPD) 

— Also, Herr Friedmann, die Stunde ist schon spät, 
aber doch nicht so spät. — Sie werden unsere Zu-
stimmung zu diesen BAföG-Regelungen nicht be-
kommen. An die Kollegen auf der Hardthöhe: Na-
türlich werden wir in dieser Situation zusätzliche 
Lasten für das NATO-Infrastrukturprogramm nicht 
mittragen können. Wie stellen Sie es sich denn vor, 
Renten und BAföG-Leistungen zu kürzen, aber für 
immer neue militärische Anlagen noch mehr Geld 
in dieser Zeit auszugeben? 

(Beifall bei der SPD — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Amis raus!) 

— Das geht nicht gegen die Amerikaner, das wissen 
Sie genau. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Nein?) 

Weiterhin halte ich es für falsch, die Steigerungs-
rate bei der Besoldung im öffentlichen Dienst ein-
heitlich niedrig zu halten. Kommen wir zurück zum 
Unteroffizier oder Feldwebel mit maximal A 7/A 8 
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bei der Bundeswehr, der in dieser Zeit sehr viel 
mehr Sorgen hat, finanziell über die Runden zu 
kommen — ich gehe gar nicht bis zur B-Besol-
dung —, als der beamtete Lehrer mit A 12 bis A 15. 

Die allgemein geplante sechsmonatige Verschie-
bung der Rentenanpassung trifft vor allen Dingen 
die Rentnerin, die nach 40jähriger Arbeitszeit als 
Arbeiterin noch eine sehr niedrige Rente hat. Es 
trifft sie mehr als jene, bei denen Mann und Frau 
zusammen als ehemalige Angestellte viel mehr be-
ziehen, bei denen allein die Rente der Frau oder des 
Mannes in der Regel schon höher ist als die der 
Arbeiterin. Wir machen Ihr Abschöpfen von Kauf-
kraft bei jenen Bevölkerungsgruppen nicht mit, die 
noch realistischen Bedarf und berechtigte Wünsche, 
ja finanzielle Sorgen haben. 

Wir glauben auch, daß Ihre „Maßnahmen zur 
Wiederbelebung der Wirtschaft und Beschäftigung" 
den Titel nicht verdient haben. Nach welchen Maß-
stäben haben Sie gerade 50 Millionen DM für die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" aufgestockt? Nach welchen 
Maßstäben legen Sie 230 Millionen DM für den 
Hochschulbau auf, obwohl Sie doch in Zukunft 
gleichzeitig beabsichtigen, junge Menschen aus ein-
fachen Schichten vom Studium abzuschrecken? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist ja 
furchtbar!) 

Meine Damen und Herren, auch bei der Gewer-
besteuer freut es mich, daß zwar die Handschrift 
der FDP zu erkennen ist, daß aber die Mitglieder 
der CDU/CSU und der SPD zusammen im Städte- 
und Gemeindebund, beim Städtetag und überall 
diese Vorschläge abgelehnt haben. Wir als Reprä-
sentanten der Kommunen glauben sowieso nicht, 
daß Sie für diese am Ende mehr übrig haben. 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete Trau-
pe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Jäger (Wangen)? — Bitte, Herr Abge-
ordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Frau Kollegin, wo-
her nehmen Sie heute abend den Mut, von Kauf-
kraftabschöpfung bei Rentnern zu sprechen, da es 
Ihre Freunde in diesem Hause waren, die drei 
Jahre hintereinander willkürliche Kürzungen bei 
den Zuwächsen der Renten vorgenommen haben, 
anstatt den Rentnern das zukommen zu lassen, was 
ihnen auf Grund des Einkommenszuwachses der 
arbeitenden Bevölkerung zugestanden hätte? 

Frau Traupe (SPD): Herr Jäger, ich antworte Ih-
nen ganz klar: weil wir Anpassungen der Renten 
nicht zu einem Zeitpunkt vorgenommen haben, als 
sie weniger schmerzlich waren. Ich darf nur an das 
erinnern, was Sie selbst auch dazu gesagt haben. 
Ich erinnere mich auch an das, was Sie vorher zu 
unseren jetzt vorliegenden Plänen gesagt haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe einen ländli-
chen Wahlkreis, in dem die Arbeitslosigkeit in man-
chem Bereich erschreckend hoch geworden ist 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ja, ja, das ist 
furchtbar!) 

— warten Sie doch erst einmal ab —, und zwar 
durch Arbeitsplätze, die vernichtet worden sind, ob-
wohl hervorragende Produkte hergestellt worden 
sind. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Leider, lei

-

der!) 

Meine Arbeitnehmer aber glauben, eben weil sich 
im ländlichen Raum alle gut kennen, das Märchen 
von den niedrigen Gewinnen nicht. Denn sie haben 
selbst beobachten können, wie ihrem Betrieb Kapi-
tal entnommen und in ausländische Immobilien 
oder in Dollars angelegt worden ist. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Neue Heimat 
Übersee! — Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 
Nennen Sie einmal ein paar Namen, nen

-

nen Sie Namen! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Was sagen Sie denn diesen Mitarbeitern, die 
jetzt den Arbeitsplatz ohne ihr Verschulden verlo-
ren haben? Welche Antworten geben Sie den jun-
gen Leuten, die dort in solchen Regionen nun kei-
nen Arbeits- und Ausbildungsplatz mehr finden? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 
gemacht!) 

Meine Damen und Herren, welcher Zynismus 
liegt darin, daß Sie jetzt ein Wohnungsbaupro-
gramm auflegen wollen — gegen das ich nichts hät-
te —, wenn auf der anderen Seite die Arbeitnehmer 
seit zwei Jahren realen Kaufkraftverlust hinneh-
men mußten. Niemand, der nicht gerade eine feste 
Beamtung im öffentlichen Dienst hat, wird mit die-
sen Anreizen jetzt anfangen, einen Neubau in An-
griff zu nehmen, Herr Kollege Schneider. Erkundi-
gen Sie sich bitte einmal, wie hoch die Hypotheken-
zinsen immer noch liegen. 

Ich sehe, daß meine Zeit um geht. Ich hätte Ihnen 
ganz gern noch etwas erzählt zu den Wünschen, die 
auch Arbeitnehmer haben und die sie sich nun 
nicht mehr erfüllen können. 

(Hasse [Kassel] [CDU/CSU]: Das sind Ge

-

heimwünsche!) 

— Ja, beispielsweise. 

(Franke [CDU/CSU]: Ihr seid doch gar 
keine Arbeitnehmerpartei!) 

— Schönen Dank. 

(Franke [CDU/CSU]: Herr Glotz sagt, ihr 
habt nur noch 35 %!) 

Wir müssen sehr gründlich aufpassen. In frühe-
ren Zeiten, meine Damen und Herren, haben solche 
Krisensituationen in Kriege hineingeführt. Hüten 
wir uns davor, daß wir jetzt als Demokraten nicht 
unsere Schularbeiten versäumen und eine schwie-
rige Lage nicht meistern. Ich bitte Sie sehr herzlich, 
daß wir alle zusammen versuchen, Vorschläge zur 
Lösung der Arbeitslosigkeit zu finden, die diesem 
Anspruch auch gerecht werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben Ihre 
Hausaufgaben nicht gemacht!) 

— Ach, wissen Sie, wenn ich Zeit hätte, würde ich 
Ihnen einmal erzählen, wer denn alles die Steuer- 
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senkungen und sonstige Vorschläge gemacht hat, 
wer uns in Steuerpakete hineingetrieben hat, in den 
Unsinn, den wir dann alle zusammen gemacht ha-
ben, obwohl Ihre Haushaltspolitiker genauso ande-
rer Meinung waren wie wir. Fragen Sie einmal den 
Herrn Carstens, fragen Sie doch Herrn Häfele, wie 
der 1979 angefangen hat mit Steuersenkungen und 
was Herr Haase dazu gesagt hat. 

Also, wir wollen das Thema bitte lassen. Ich hätte 
es Ihnen gern noch im einzelnen gesagt. Es ist 
schmerzlich für die Menschen im Lande, daß sie 
das Gefühl haben, wir reden zuviel und handeln 
zuwenig. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Stavenhagen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sehr gut! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Ein gu

-

ter Mann! — Löffler [SPD]: Wo hat er denn 
seinen Schnurrbart?) 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon spät, 
aber ich hätte mir dennoch gewünscht, daß aus dem 
Kreis der Haushalts- und Finanzpolitiker einige 
mehr an dieser Debatte teilgenommen hätten, 

(Beifall des Abg. Haase [Kassel] [CDU/ 
CSU] sowie bei Abgeordneten der SPD) 

insbesondere einige, die heute mittag kräftige Töne 
angeschlagen haben, die man so nicht stehen lassen 
kann. Diese Kollegen müssen es sich schon gefallen 
lassen, daß ich dann in ihrer Abwesenheit antwor-
te. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Die sind beim 
Diner, Herr Kollege!) 

Ich möchte zunächst auf einiges eingehen, was 
die geschätzte Kollegin Traupe angesprochen hat. 
Eines der Themen, das in der Debatte immer wie-
derkehrte, ist das der falschen Prognose. Ich hatte 
noch nie die Ehre, einem Kabinett anzugehören. Ich 
dachte mir aber, daß man dort gemeinsam über 
Eckdaten beschließt und gemeinsam befindet. Ich 
dachte mir immer, daß einem Kabinett jemand vor-
steht, nämlich der Bundeskanzler, der mit seiner 
Gesamtverantwortung dies tragen muß. Nun zuzu-
schieben, wer sich mit der Prognose geirrt habe, 
oder zu sagen, die Prognose kann zwar nicht hin-
hauen, aber auf der falschen Prognose aufgebaut, 
ist das alles stocksolide, dies finde ich schlecht. Dies 
trägt zur Unglaubwürdigkeit der Politik der SPD 
bei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir mußten doch, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, einen Haushalt übernehmen, der in den Grund-
festen 

(Stahl [Kempen] [SPD]: In Ordnung war!) 

falsch war: 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: „Stocksoli

-

de"!) 

10 Milliarden DM weniger Steuern, als die Damen 
und Herren geschätzt haben; 8 Milliarden DM müs-
sen wir mehr nach Nürnberg zahlen. Man rechnete 
damals im Ernst noch mit einem realen Wachstum 
von 3 %. Null Prozent werden wir haben. 

(Zuruf von der SPD: Lambsdorff!) 

— Das Kabinett, das sind doch alle. Da können doch 
die anderen nicht sagen: Das geht mich nichts an; 
laßt den Lambsdorff falsch rechnen, dann sind wir 
fein raus. So kann es doch wohl nicht gewesen 
sein. 

(Löffler [SPD]: So war es auch nicht!) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Sta-
venhagen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Hoffmann (Saarbrücken)? 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Hoff-
mann. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Kollege, da 
Sie gerade davon gesprochen haben, daß dieses Ge-
rüst insgesamt falsch gewesen sei: Wie erklären Sie 
dann eigentlich die Tatsache, daß der gesamte 
Haushalt 1983 nicht zurückgezogen wurde, sondern 
daß Sie lediglich einen Ergänzungshaushalt vorge-
legt haben? Wie erklären Sie sich die Tatsache, daß 
sich die Investitionsrate des neuen Haushalts von 
der Investitionsrate des alten Haushalts nicht un-
terscheidet? 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Lieber Herr Kollege, 
ich bin Ihnen dankbar dafür, daß Sie von uns das 
Unmögliche erwarten. Wir sind auch gut. Wir haben 
in wenigen Wochen einiges auf den Weg gebracht, 
wozu Sie überhaupt nicht mehr fähig waren. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Selbstlob stinkt 
immer!) 

Wir haben nämlich zum einen einen Schritt in 
Richtung einer qualitativen Konsolidierung ge-
macht, d. h. die Verschiebung der Gewichte weg 
vom Verbrauch und hin zu den zukunftsorientier-
ten Ausgaben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben einen zweiten Schritt in Richtung einer 
quantitativen Konsolidierung gemacht, indem wir 
beim strukturellen Defizit ansetzten. 

Dies alles geschah in wenigen Wochen. Sie haben 
den neuen Ergänzungshaushalt auf dem Tisch. Sie 
waren im August am Ende Ihres Lateins, Herr Kol-
lege. Das ist die Situation, die wir angetroffen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Das ist Quatsch!) 

Ich möchte auf ein zweites Argument eingehen, 
das die Frau Kollegin Traupe das „Märchen von der 
Erblast" genannt hat. Dazu möchte ich noch das 
eine oder andere sagen. 1969 hatten wir 180 000 Ar-
beitslose, und jeder von ihnen konnte zwischen vier 
freien Stellen auswählen. Heute haben wir 2 Millio-
nen Arbeitslose, davon rund 200 000 Jugendliche. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 	7737 

Dr. Stavenhagen 
Auf 18 Arbeitslose kommt nur noch eine freie 
Stelle. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

1969 wurden, was man sich heute kaum noch vor-
stellen kann, an Schulden netto 1,2 Milliarden DM 
zurückgezahlt. Seit 1975 kennen wir nur noch zwei-
stellige Milliardenbeträge in der Neuverschuldung. 
1969 hatten wir 5 % Wirtschaftswachstum; heute 
sind es 0 %. Wir haben zur Zeit täglich zwischen 40 
und 50 Firmenzusammenbrüche. In diesem Jahr 
werden rund 15 000 Konkurse zu beklagen sein. Das 
ist nicht nur ein Nachkriegsrekord, sondern das ist 
auch mehr als im gesamten Deutschen Reich im 
Jahre 1931. Der Anteil der Investitionen am Brutto-
sozialprodukt ist von 27 % auf 21 % gesunken. 

In der Zeit, in der Sie das moderne Deutschland 
bauen wollten, sind wir in Forschung und Technik 
nur noch Mittelmaß. In der Kernenergie haben wir 
den Anschluß verloren. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

Bei der Mikroelektronik können wir nicht mehr 
mithalten. Bei neuen Technologien wie der Biotech-
nologie sind wir ein Niemand. 

Das ist die Bilanz. Auf der anderen Seite aber 
sind die Sozialausgaben in diesem Zeitraum von 
174 Milliarden DM auf 484 Milliarden DM gestie-
gen. Das heißt, heute wird rund ein Viertel aller 
Einkommen nicht mehr durch Leistung erworben, 
sondern vom Staat als soziale Wohltat zugeteilt. 
Das Ergebnis kann natürlich nicht ausbleiben: Die 
Verschuldung ist beim Bund von 45 Milliarden DM 
auf 310 Milliarden DM am Ende dieses Jahres ge-
stiegen. 

Das ist die Erblast, die wir angetroffen haben. Mit 
dieser Erblast müssen wir fertig werden. Erlauben 
Sie uns bitte, nachdem Sie 13 Jahre gebraucht ha-
ben, um dieses anzurichten, daß wir wenigstens 
eine vernünftige Zeitperiode haben, um dies in Ord-
nung zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Zeitperiode werden wir auch haben. Am 
6. März werden wir einen klaren Auftrag bekom-
men — das verspreche ich Ihnen —, dieses Konsoli-
dierungswerk fortzusetzen. 

(Löffler [SPD]: Vorsicht! — Stahl [Kempen] 
[SPD]: Das glaube ich nicht!) 

Herr Walther hat das Thema Neuwahlen ange-
sprochen und bezweifelt, daß wir das erreichen. Ich 
lese in der Presse, daß es in der SPD-Zentrale eine 
Analyse gebe, warum man als SPD-Frau oder 
-Mann eigentlich nicht für Neuwahlen sein, sondern 
bis 1984 warten sollte. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Die Erkennt

-

nis reift!) 

Denn der Altbundeskanzler Helmut Schmidt habe 
ja in der Fraktion selber durch seine Abschiedsrede 
der Legende vom Verrat den Boden entzogen. 

(Abg. Roth [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Ich will schnell die fünf Punkte bringen, die ich 
dort gefunden habe, Herr Kollege Roth. 

Im März 1983 dürfte es schwer sein, die Arbeitslo-
sen der Regierung Kohl ans Bein zu binden; da 
könne man das noch nicht so gut machen. 1984 
wären es die Arbeitslosen der CDU. Außerdem wäre 
dann das Thema der Nachrüstung ganz oben, dann 
könnte man die Regierung Kohl als Raketenregie-
rung darstellen. 

Also haben offenbar Sie es mit Neuwahlen nicht 
so eilig. Aber wir werden das erreichen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Sta-
venhagen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Roth? 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Ja. 

Roth (SPD): Herr Dr. Stavenhagen, sagen Sie uns 
doch noch die Zeitung, aus der Sie das am letzten 
Sonntag herausgeschnippelt haben. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Natürlich, Herr Kol-
lege: Es ist die „Welt am Sonntag". Haben Sie etwas 
dagegen? 

(Roth [SPD]: Danke! — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Das ist doch die reine Wahr

-

heit! Wo sind die denn mit ihren Plaketten 
„Wir wollen wählen! Jetzt!" geblieben?) 

— Die Plaketten tragen sie heute nicht mehr. Aber, 
Herr Kollege, ich muß auf die Uhr schauen; denn 
ich möchte doch noch mit einigen Argumenten auf-
räumen. 

Eine der Thesen von heute nachmittag lautete — 
wiederholt angesprochen —, der neue Haushalt sei 
ein Dokument des Zynismus. Ich will Ihnen sagen, 
was Zynismus ist: nachdem wir fünf oder sechs Wo-
chen an der Regierung sind und Sie vorher 13 Jahre 
regiert haben, so zu tun, als ginge Sie das alles 
nichts an, als hätten Sie das alles nicht gemacht, als 
wären Sie von weiß Gott woher gekommen und trä-
fen jetzt diese schreckliche Welt an. 

(Wehner [SPD]: Und Sie sind die unschul

-

digen Gestalten!) 

Das ist Zynismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie in diesem Zusammenhang das Thema 
christliches Selbstverständnis ansprechen, will ich 
Ihnen etwas sagen: Die größte soziale Ungerechtig-
keit ist Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn man darangeht, Arbeitslosigkeit zu bekämp-
fen, und Sie nun mit der Briefwaage kommen und 
behaupten, das sei sozial nicht ausgewogen, muß 
ich Sie daran erinnern: Wenn Sie sich die Entwick-
lung der Investitionen in den letzten Jahren an-
schauen, wissen Sie so gut wie wir, daß wir eine 
Investitionslücke haben. Wenn das richtig ist, muß 
man dort ansetzen. Investitionsförderung kann im 
Augenblick dieser Maßnahme zweifellos nicht den 
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letzten Anspruch auf soziale Ausgewogenheit erfül-
len. Aber Investitionsförderung ist auf lange Sicht 
eben sozial, weil sie Arbeitsplätze sichert und neue 
Arbeitsplätze schafft. Das ist sozial. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Sie sollten sich hüten, uns in irgendeiner Form vor-
zuwerfen, wir machten unsere Politik nicht auf 
Grund christlicher Verantwortung. 

(Zuruf von der SPD: Warum setzen Sie das 
dann nicht um?) 

— Einen Moment. 

Sie sprechen immer das Thema Umverteilung 
von unten nach oben an. Seit 1975 — ich hatte es 
schon gesagt — haben wir jedes Jahr zweistellige 
Milliardenbeträge an neuen Schulden, obwohl wir 
in den Jahren 1976 bis 1979 Wachstumsraten 
hatten, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Eine gute 
Konjunktur!) 

von denen wir heute träumen würden: 5,3 %, 2,8 %, 
3,6 %, 4,4 %. Trotzdem waren Sie nicht in der Lage, in 
diesen relativ günstigen Jahren mit den Einnah-
men fertig zu werden. Ihre Ausgaben haben die 
Einnahmen stets um zweistellige Milliardenbeträge 
überschritten. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist der 
große Sündenfall gewesen!) 

In dieser Zeit, von 1975 bis 1982, haben Sie 100 
Milliarden DM an Zinsen bezahlt. Wenn Sie von 
Umverteilung von unten nach oben sprechen, emp-
fehle ich Ihnen, einmal zu analysieren, wer für die 
Zinsen aufzukommen hat und wer die Zinsen kas-
siert. Das ist Umverteilung von unten nach oben in 
einer Zeit, in der das nicht notwendig gewesen 
wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen sollten Sie mit dem Argument der Um-
verteilung von unten nach oben vorsichtig sein, 
wenn wir jetzt beim ersten Schritt den Schwer-
punkt auf die Belebung von Investitionen legen 
müssen. 

Ich frage Sie: Was ist denn daran unsozial, wenn 
man beim Kindergeld eine Einkommensgrenze ein-
führt? 

(Zuruf von der SPD: BAföG!) 

Ist es denn ein Steuergeschenk an Gutverdienende, 
wenn ein Arbeitnehmer für ein Familienheim, das 
er bauen will, die Schuldzinsen abziehen kann? Ist 
es denn ein Steuergeschenk an Gutverdienende, 
wenn mittelständische Unternehmer bei der Ge-
werbesteuer entlastet und damit Investitionen mög-
lich, also auch neue Arbeitsplätze geschaffen wer-
den? Was haben Sie denn mit der Milliarden-Bürg-
schaft an AEG gemacht? War das ein Steuerge-
schenk an Gutverdienende oder war das eine bitter 
notwendige Maßnahme, um einen gigantischen Zu-
sammenbruch zu verhindern? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie können doch 
nicht Äpfel mit Birnen vergleichen!) 

Sie können doch das, was Sie früher gemacht ha-
ben, nicht heute mit Ihren eigenen Argumenten dif-
famieren und in Zweifel ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Mit intellektueller Brillanz daneben 

geschossen!) 

Zu den Demonstrationen in Stuttgart und anders-
wo: Wenn dort von der Wiedereinführung des 
Faustrechts gesprochen wird, so muß ich Ihnen sa-
gen, daß das eine ganz schlimme Sache ist. Mit sol-
chen Männern das Gespräch zu suchen ist außeror-
dentlich schwer. Wenn jemand nicht einsieht, daß 
in dieser Situation, in dieser schwierigen Zeit, in 
dieser schwierigen wirtschaftlichen Lage die Soli-
darität aller gefordert ist, nicht aber die Ellenbogen-
gesellschaft derer, die Arbeit besitzen, gegen die, 
die draußen stehen — und die denen durch massive 
Forderungen auch noch die Wiedereingliederung in 
das Arbeitsleben massiv verhindern —, dann wird 
das Gespräch sehr schwer. Wer die Feuerwehr be-
schimpft, weil sie den Brand löscht, statt vor Jahren 
den Brandstifter zu verjagen, handelt für mich 
nicht sehr überzeugend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn die Gewerkschaften von den Rezepten der 
50er Jahre sprechen, dann muß ich sagen: Die Ge-
werkschaftsführer, die mehrheitlich in der SPD 
sind, hätten ihren Parteifreunden beizeiten sagen 
müssen, was Interessen der Arbeitnehmer sind, 
nämlich sichere und zuverlässige Arbeitsplätze. 
Jetzt auf die Straßen zu gehen, das schafft keinen 
einzigen neuen Arbeitsplatz, sondern man muß ge-
meinsam solidarisch diesen Trümmerhaufen weg-
schaffen. Das muß natürlich auch für den öffentli-
chen Dienst gelten; denn im Jahre 1982 ist es ein 
besonderer Wert, einen sicheren Arbeitsplatz zu ha-
ben. Auch dies muß man in dieser ganzen Diskus-
sion einmal sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gerade die, die in den Gewerkschaften die leiten-
den Positionen haben, sollten einmal wirklich mit 
der Masse ihrer Mitglieder reden. Wir hätten in 
Baden-Württemberg und in Bayern nicht diese 
Wahlergebnisse, wenn wir dort nicht auch bei den 
Arbeitnehmern eine absolute Mehrheit hätten, weil 
diese Arbeitnehmer ihre Interessen bei uns gut ver-
treten fühlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann diesen Gewerkschaftsführern nur emp-
fehlen, nicht an den Interessen ihrer Mitglieder vor-
beizuhandeln, sondern mit uns das Gespräch zu su-
chen, damit wir gemeinsam in der Solidarität die 
Dinge in Ordnung bringen, die 13 Jahre lang ver-
säumt, verfehlt und falsch gemacht worden sind. 

Wir haben ein schweres Erbe übernehmen müs-
sen. 

(Löffler [SPD]: Das schwerste Erbe ist der 
Koalitionspartner, den Sie haben!) 

Wir können dieses Erbe bewältigen, wenn wir klar-
machen, daß nicht Betreuung, sondern Besinnung 
auf die eigenen Kräfte und Fähigkeiten das Gebot 
der Stunde ist, wenn wir klarmachen, daß die Arbeit 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. November 1982 	7739 

Dr. Stavenhagen 
nicht andere, sondern wir selbst tun. Der zentrale 
Satz in der Regierungserklärung von Helmut Kohl 
war für mich: 

Die Frage der Zukunft lautet nicht, wieviel 
mehr der Staat für seine Bürger tun kann. Die 
Frage der Zukunft lautet, wie sich Freiheit, Dy-
namik und Selbstverantwortung neu entfalten 
können. Auf dieser Idee gründet die Koalition 
der Mitte. 

Meine Damen und Herren, ich will hinzufügen: 
Wer in der Zukunft, obwohl er sich auf Grund sei-
ner eigenen Möglichkeiten und Situation ehrlich 
bemüht, in Schwierigkeiten ist, der hat Anspruch 
auf die Solidarität der Gemeinschaft, nicht aber der 

Schlaumeier und Drückeberger. Auch das müssen 
wir den Leuten klarmachen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Richtiger kleiner Staatsmann!) 

Vizepräsident Windelen: Weitere Wortmeldungen 
für die heutige Sitzung liegen nicht vor. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 11. No-
vember 1982, 9 Uhr ein. Sie beginnt mit der Fortset-
zung der Aussprache zu den Tagesordnungspunk-
ten 2 bis 7. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.38 Uhr) 
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* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 29. Oktober 1982 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über die Pockenschutz-
impfung 

Gesetz zu dem Abkommen vom 24. November 1981 der Bun-
desrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
von Einkommen und Vermögen 

Gesetz zu dem Abkommen vom 19. Dezember 1980 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 

In seiner Sitzung am 29. Oktober 1982 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, hinsichtlich des Gesetzes zur Erhöhung von Wert-
grenzen in der Gerichtsbarkeit zu verlangen, daß der Vermitt-
lungsausschuß einberufen wird. Das Schreiben des Präsidenten 
des Bundesrates ist als Drucksache 9/2071 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 4. November 1982 
mitgeteilt, daß der Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der 
Bereitstellung von Bauland - Drucksache 9/746 - von der Bun-
desregierung zurückgezogen wird. 

Die in Drucksache 9/2063 unter Nummer 3 aufgeführte EG-Vor-
lage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die 
Gewährung finanzieller Anreize zugunsten bestimmter Inve-
stitionen im Bereich der rationellen Energienutzung 

wird als Drucksache 9/2087 verteilt. 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
28. Oktober 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Beratung 
der nachstehenden EG-Vorlage abgesehen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EGKS, EWG, EURATOM) 
des Rates zur Angleichung der Berichtigungskoeffizienten, 
die auf die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften 
anwendbar sind (Drucksache 9/1686 Nr. 14) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung über die nach-
stehenden Vorlagen absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Sozialisa-
tionsprobleme der arbeitenden Jugend in der Bundesrepu-
blik Deutschland - Konsequenzen für Jugendhilfe und Ju-
gendpolitik - (Vierter Jugendbericht) (Drucksachen 8/2110, 
9/253 Nr. 19) 

Bericht über Bestrebungen und Leistungen der Jugendhilfe 
- Fünfter Jugendbericht - sowie die Stellungnahme der 
Bundesregierung zu diesem Bericht (Drucksachen 8/3684, 
8/3685, 9/406) 
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